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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich eröffne die 34. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt für die heutige Sitzung sind Frau Amtsf StRin Mag Sima, GR Dipl-Ing Al-Rawi, GRin Floigl, GRin Dr Laschan, GR Stark, GRin Dr Vitouch, GR Mag Wutzlhofer. Es sind einzelne Mitglieder des Gemeinderates temporär entschuldigt, wie zum Beispiel GRin Jerusalem, die bis 12 Uhr entschuldigt ist, GRin Mag Korun ist gleichfalls bis cirka 12 Uhr entschuldigt, und GR Baxant, der voraussichtlich ab 17.30 Uhr entschuldigt ist für diese Sitzung. 

Wir kommen nun zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP - 02407-2008/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Ing Mag Bernhard Dworak gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Am 8. Mai 2007 beantworteten Sie eine Anfrage betreffend die dringende Renovierung der Werkbundsiedlung u a mit zu geringen Einnahmen von Rücklagen aus der Hauptmietzinsabrechnung und dass dadurch nur ein Verfahren nach § 18 MRG vor der Schlichtungsstelle erfolgen kann. Bis heute wurde offensichtlich nicht mit den Mieterinnen und Mietern gesprochen, geschweige ein tragfähiges Sanierungskonzept vorgestellt. Was werden Sie gegen den weiteren Verfall der Werkbundsiedlung unternehmen?)
Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! Sehr geehrter Herr GR Mag Dworak!

Wie ich auf Ihre Anfrage bereits mehrfach ausgeführt habe, ist die Werkbundsiedlung, und hier speziell und im Konkreten jene Häuser, die im Eigentum der Stadt Wien stehen - das sind 48 Häuser - auf Grund ihrer Struktur und ihrer Geschichte der Errichtung mit anderen zu sanierenden Wohnhausanlagen in unserer Stadt nicht vergleichbar. Wie Sie selbst festgehalten haben, erfordert die Sanierung der Werkbundsiedlung finanzielle Ressourcen, die in der Wohnhausanlage nicht zur Verfügung stehen. Bei derzeitigen Mieteinnahmen von 60 000 EUR pro Jahr und Sanierungskosten, die sich grob geschätzt in der Größenordnung von etwa 7 Millionen EUR bewegen, ist eine geförderte Sanierung gemäß § 18 des Mietrechtsgesetzes wegen der dabei entstehenden Mietzinserhöhung für die Mieterinnen und Mieter als unzumutbar anzunehmen und ist deshalb von mir bis jetzt auch nicht eingeleitet worden. Durch die Einzigartigkeit der Häuser ist nahezu für jedes Gebäude ein eigenes Sanierungskonzept erforderlich. Die Erstellung dieser einzelnen Konzepte, und damit auch die Aufnahme von Gesprächen mit den Mieterinnen und Mietern zum jetzigen Zeitpunkt ist verfrüht, weil es noch kein Konzept, die Sonderfinanzierung betreffend, gibt.

Bei der Erstellung des Finanzierungskonzeptes muss im Wesentlichen sichergestellt werden, dass einerseits alle Möglichkeiten der Aufbringung der erforderlichen Mittel durch Einbindung aller relevanten Stellen - ich denke hier insbesondere auch an das Bundesdenkmalamt - gewährleistet ist, zum anderen aber auch, dass der Erhaltung dieser kulturell und architektonisch wertvollen Siedlung auf möglichst wirtschaftliche Weise entsprochen wird.

Ein wesentlicher Teil dieses Finanzierungskonzeptes wird jedenfalls sein, soviel ist in der Zwischenzeit klar, dass die Einbringung nicht unerheblicher Finanzmittel durch den Eigentümer selbst erfolgen muss - das ist in dem Fall der 48 Häuser die Stadt Wien -, weil ich sicherstellen möchte, dass die Mieterinnen und Mieter nicht in einem unzumutbaren Ausmaß mit einer Mietenerhöhung belastet werden.

Nach Vorliegen eines solchen Finanzierungskonzeptes werden die notwendigen Entscheidungen zu treffen sein, sowie weitere Schritte zur Umsetzung eingeleitet werden. Und selbstverständlich wird es dann so sein, dass bei einer umfassenden Sanierung die Mieterinnen und Mieter auch in dieses Sanierungskonzept einbezogen werden. Es gibt hier gute Beispiele, auch in Ihrem Bezirk, wo wir erst vor Kurzem in sehr enger Kooperation mit den Bewohnerinnen und Bewohnern, aber vor allem auch mit den Mieterbeiräten, umfassende Sanierungsmaßnahmen vorgenommen haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Ing Mag Dworak gestellt. Ich bitte darum.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat, für die sehr genaue Antwort.

Uns ist ja sehr bewusst, dass einerseits auf Grund der niederen Mieteinnahmen keine Mietzinsreserven vorhanden sind, es sind ja im Durchschnitt 50 m²-Wohnungen oder Häuser sozusagen, und die Mieterinnen und Mieter zahlen im Durchschnitt hier 220 bis 250 EUR pro Monat. Jetzt stellt sich natürlich trotzdem die Frage, wieviel Sie ihnen maximal zumuten können. Es ist sicherlich auch eine wunderschöne Lage, die die einzelnen Mieterinnen und Mieter der Häuser haben, aber irgendwo wird auch Schluss sein, und Sie haben sicherlich auch richtig bemerkt, dass ein Großteil dieser Kosten von Wiener Wohnen direkt getragen wird müssen. Allerdings habe ich festgestellt, dass für die letzte Sanierung im Jahre 1985 keine Mittel aus dem Altstadterhaltungsfonds - der allerdings nicht zu Ihren Agenden gehört - beantragt worden sind.

Meine Frage lautet daher: Werden Sie diesmal andere Mittel beantragen oder versuchen, andere Mittel für die Werkbundsiedlung zu bekommen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ja, ich habe schon in den vergangenen Monaten intensive Gespräche geführt, nicht nur mit Einrichtungen der Stadt, sondern auch mit verschiedenen Fonds und Organisationen auf Bundesebene und auch im internationalen Kontext. 

Also, wir haben beispielsweise auch Fonds angesprochen, die sich für den Erhalt von architektonischen Baujuwelen im internationalen Zusammenhang einsetzen, und wir versuchen auch hier, alle Möglichkeiten auszuschöpfen. Aber es muss uns dennoch bewusst sein, dass, wenn wir aus diesen Bereichen finanzielle Mittel bekommen, sie trotzdem nur einen geringeren Teil ausmachen würden. 

Wenn ich das richtig im Kopf habe, würde die Gesamtsumme der Sanierung etwa eineinhalb Jahre des Gesamtbudgets des Altstadterhaltungsfonds ausmachen. Also, es ist nicht anzunehmen, dass wir trotz intensiver Bemühungen und trotz heftigen Entgegenkommens auch des zuständigen Stadtrates, hier wirklich einen so namhaften Betrag für die Sanierung dieser einzelnen Siedlung bekommen könnten, dass wir hier mit den finanziellen Mitteln auskommen. Das heißt, es ist mir völlig bewusst, wenn wir diese einzigartige architektonische Siedlung erhalten wollen - und das ist mein wirklicher politischer Wille -, dass ein größerer Teil der Gesamtkosten aus dem Bereich des Ressorts zu kommen hat, was natürlich auch umfassende Umschichtungen mit sich bringt. Und ich würde mich sehr freuen, wenn Sie dann noch Bündnispartner sind, wenn es darum geht, auch die finanziellen Mittel entsprechend zu beschließen, die wir auch dann den Mieterinnen und Mietern der Werkbundsiedlung zur Verfügung stellen können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird gestellt von Frau GRin Frank. Bitte schön. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Also ich glaube, die Werkbundsiedlung, wie sie sich in Wien darstellt, ist nicht mehr Sache der Stadt Wien allein, denn es liegt hier international gesehen ein Kulturgut vor, wo auch internationale Architekten, jetzt Frank, Loos, Neutra, und wie sie alle heißen, vertreten sind, und ich meine schon einmal, dass das Bundesdenkmalamt, so wie Sie es angesprochen haben, schon auch einmal einen gehörigen Beitrag mitzahlen soll. 

Was mich aber verwundert hat, ist, Sie sprechen jetzt von 48 Häusern, wo Sie zuständig sind, aber in den 80er Jahren hat es Architekt Krischanitz schon geschafft, dass bereits 56 Häuser saniert worden sind, also schon einmal 8 mehr, für die jetzt momentan scheinbar keine Zuständigkeit Ihrerseits mehr gegeben ist. 

Wie aber stehen Sie jetzt zu dieser Internationalität, und daher glaube ich auch, dass Mittel aus dem EU-Fonds unbedingt in irgendeiner Form zu lukrieren sind, weil es eben nicht nur für die Wiener ist, sondern weil es hier um Bauwerke aus den 30er Jahren geht, die wir sonst überhaupt nicht mehr in dieser Form, in dieser Geschlossenheit, haben. 

Aber wie stehen Sie jetzt dazu? Bei unserer Frankreich-Ausflugsreise wurde davon gesprochen, dass hier ein Individuum nicht über eine Gesamtanlage entscheiden kann, und dass hier wirklich von der Stadt Wien einmal ein Konzept nicht für Einzelhäuser, sondern für das Gesamtprojekt erarbeitet wird und hier die Mieter einfach mitziehen müssen. 

Das Müssen ist jetzt natürlich ein harter Ausdruck, aber ich glaube doch, dass man hier nicht sagen kann, der will das nicht aus irgendeinem Grund, aber er will die Lage, er will das Haus, er will die Internationalität. 

Was werden Sie da tun, um die Mieter wirklich zu überzeugen, dass man hier eine Gesamtlösung finden muss, und nicht einzelne Häuser saniert. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Herr Stadtrat bitte! 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sie haben sicher recht, dass es wichtig ist, nicht nur die einzelnen Objekte zu renovieren, sondern dass es uns um den Erhalt der gesamten Siedlung geht. Es ist, wie Sie völlig zu Recht bemerkt haben, eine einzigartige Siedlung, die europaweit einen Sonderstatus hat. Das ist auch der Grund, warum die Stadt Wien bereits im Jahr 1985, 1986 unter der Leitung der beiden sehr renommierten Architekten Adolf Krischanitz und Otto Kapfinger eine Sanierung der Werkbundsiedlung vorgenommen hat, und es ist mir völlig bewusst, dass wir nicht nur die einzelnen Gebäude erhalten wollen, sondern die gesamte Siedlung. 

Wenn ich mich bei einer Anfragebeantwortung auf die 48 Gebäude konzentriert habe, so sind es diejenigen Gebäude, die im direkten Eigentum der Stadt Wien und Wiener Wohnen stehen, und für die wir auch eine direkte und unmittelbare Verantwortung haben. Das ist bei einigen anderen Häusern, die auf Grund der historischen Entwicklung im Privatbesitz sind, anders. 

Sie haben aber völlig recht, dass es notwendig sein wird, auch die Mieterinnen und Mieter bei diesem Sanierungskonzept einzubeziehen und dass es nicht nur darum geht, die Bewohnerinnen und Bewohner und ihre Wünsche bei der Sanierung zu berücksichtigen, sondern sie auch darauf aufmerksam zu machen, dass sie in einem einzigartigen Baujuwel wohnen, das weit über unsere Stadtgrenzen hinaus von Bedeutung ist und auch in der Nutzung entsprechende Verantwortung einfordern. Denn Sie haben zweifellos recht, dass nicht allen Mieterinnen und Mietern bekannt ist, dass sie in einem Objekt von Adolf Loos, Josef Frank, Josef Hoffmann, Schütte-Lihotzky - und ich könnte die Liste mit Strnad, Brenner und anderen noch fortsetzen – wohnen, und daher wird es sicher auch notwendig sein, eine umfassende Information für den Gebrauch und die Nutzung zu geben. 

Wir haben ja gute Erfolge, was den Dialog mit den Mieterinnen und Mietern betrifft. Ich denke nur daran, dass wir auch bei technischen Innovationen, die wir in unserer Stadt machen - beispielsweise im Bereich der Ökologie, wenn ich nur an Passivhaus-Standards denke, wo ebenfalls eine spezielle Nutzung des Gebäudes erforderlich ist - dass wir sehr wohl auch hier mit den Mietern und Mieterinnen in einem Dialog stehen, um mit Informationen auf diese geänderten Nutzungsbestimmungen aufmerksam zu machen. 

Aber noch einmal, mir ist ganz wichtig, dass wir neben der Renovierung der einzelnen Gebäude vor allem die Siedlung in der Gesamtheit sehen, und dass wir diese Siedlung mit ihrer historischen und architektonisch wichtigen Bedeutung auch in ihrer Gesamtheit erhalten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich entnehme der Antwort, dass Sie bemüht sind, eine Lösung zu finden. Was mich jetzt interessiert hätte, ist, in welchem Zeitrahmen das Finanzierungskonzept aufgestellt wird und die Sanierung beginnen soll, denn bei Gebäuden aus dieser Zeit ist es, wie wir wissen, oft schwierig – sagen wir es so -, das Dach dicht zu halten, und da wird es ziemlich dringend notwendig sein, etwas zu machen, und deswegen die Frage nach dem Zeitrahmen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Also, um das Dach dicht zu halten, gibt es unmittelbare Einwirkungen und Kontakte der Mitarbeiter von Wiener Wohnen direkt vor Ort. Also, da kann ich sicherstellen, dass solche Schäden auch unmittelbar vor einer Sanierung behoben werden. Vom Zeithorizont habe ich mir vorgenommen, dass wir noch im heurigen Jahr alle Gelegenheiten wahrnehmen, um auch mit den internationalen Fonds und dem Bundesdenkmalamt alle Möglichkeiten zusätzlicher Finanzierungen auszuloten. 

Wir sind hier schon sehr weit, nur haben wir leider in manchen Bereichen Absagen bekommen. In anderen Bereichen gibt es noch die Hoffnung, dass wir zumindest Teilbereiche der Finanzierung aus diesen Fonds abdecken können. Aber im Wesentlichen habe ich mir vorgenommen, dass wir über eine Finanzierung einer solchen Sanierung noch im heurigen Jahr zu einer Entscheidung kommen und dass wir dann im Dialog mit den Mieterinnen und Mietern in den nächsten Jahren sehr schnell zu einem gemeinsamen, tragfähigen Sanierungskonzept gelangen. Ich möchte vielleicht hier ein anderes Beispiel auch aus Ihrem Bezirk heranziehen, nämlich die Sanierung der städtischen Wohnhaussiedlung in der Lockerwiese, nur um vielleicht auch die Zeitdimensionen, die Sie jetzt einfordern, darzustellen. 

Dazu nur: Es ist auch eine ganz wichtige Sanierungsanstrengung, weil es sich hierbei ebenfalls um eine ganz bedeutende historische Siedlung im 13. Bezirk handelt, ebenfalls aus der Zwischenkriegszeit. Sie wurde in den Jahren 1928 bis 1932 gebaut. Und diese Siedlung hat mit insgesamt 169 Wohnungen und rund 599 Siedlungshäusern ebenfalls eine sehr große Anstrengung von Seiten der Stadt Wien und von Seiten Wiener Wohnen erfordert, um im Dialog mit den Mieterinnen und Mietern zu einem umfassenden Sanierungskonzept zu kommen. 

Das ist jetzt auch geschehen, wir haben bereits im heurigen Jahr, im Februar, mit dem Fensteraustausch begonnen, werden im Winter 2008 mit den Baumeisterarbeiten, zum Beispiel an der Fassade, starten und ich denke, dass der Abschluss der Sanierung dann im Jahr 2012, 2013 erfolgen wird. 

Ich ziehe dieses Beispiel heran, um zu zeigen, dass umfassende Sanierungsmaßnahmen - insbesondere bei historischen Wohnhausanlagen und insbesondere dann, wenn wir unserem hohen Anspruch der Mietereinbindung folgen wollen - natürlich auch einen gewissen Zeithorizont in Anspruch nehmen. 

Aber wie gesagt, ich nehme mir vor, dass wir noch im heurigen Jahr grundsätzliche Entscheidungen über die Finanzierung treffen können, um dann ab dem nächsten Jahr schon konkrete Durchführungsmaßnahmen zu überlegen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die vierte und letzte Zusatzfrage zu dieser Frage wird von Herrn GR Mag Ing Dworak gestellt. Bitte!

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Ich habe in den letzten drei Monaten eine Umfrage unter den Mieterinnen und Mietern gemacht und habe eine Rücklaufquote von mehr als 30 Prozent auf meine Fragen bekommen. Traurigerweise, oder leider, schreiben 50 Prozent, dass ihre Wohnung beziehungsweise ihr Haus gesundheitsgefährdend sei. 

Das ist einerseits natürlich auch eine Frage der Interpretation, aber wollen Sie nicht mit den Mieterinnen und Mietern endlich eine Begehung durchführen, denn die Beschwerden, die teilweise den Umgang von Wiener Wohnen mit den Mieterinnen und Mietern betreffen, beruhen sehr häufig darauf, dass sie sich von Wiener Wohnen allein gelassen und im Stich gelassen fühlen. Und es wäre sicherlich gut für die Stadt, wenn es Gespräche gäbe, und dass man sie nicht im Unklaren lässt, was wirklich passieren soll. Und vor allem diese Gesundheitsgefährdung ist für mich ein Grund, wirklich sehr rasch mit den Leuten zu reden und sie zumindest zu fragen, wie weit diese Gesundheitsgefährdung geht, denn es ist wirklich hoch an der Zeit. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Also, wir stehen im ständigen Dialog mit den Mieterinnen und Mietern, es gibt ja auch laufende Reparaturmaßnahmen im Bereich der Werkbundsiedlung, von gesundheitsgefährdenden Situationen ist aber auf Grund gestriger Anfrage bei Wiener Wohnen nichts bekannt. Also, da würde ich wirklich bitten, dass Sie uns Ihre Informationen zur Verfügung stellen, denn das ist immerhin ein schwerwiegender Vorwurf, wenn Sie behaupten, dass Mieterinnen und Mieter gesundheitsgefährdend in einer Gemeindewohnung leben. Da würde ich bitten, dass Sie mir das auch unmittelbar mit Namen der betroffenen Mieterinnen und Mieter übergeben, denn da muss man ja sofort reagieren. 

Bis gestern hat es hier keinerlei Informationen bei Wiener Wohnen über gesundheitsgefährdende Situationen gegeben. Wie Sie wissen, bin ich immer für ein Gespräch bereit, würde aber dann ersuchen, solche Informationen mir direkt zukommen zu lassen, um mir die Möglichkeit zu geben, auch direkt darauf zu reagieren. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 1. Anfrage. 

Die 2. Anfrage (FSP - 02404-2008/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Peter Florianschütz gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Die Austragung der Fußballeuropameisterschaft steht unmittelbar bevor. Welche kulturellen Schwerpunkte werden wenige Tage vor Beginn in Wien gesetzt?) 

Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frage betrifft die kulturelle Programmierung während der Fußball-EM. Nun, da tue ich mir als bekennender Fußball-Fan relativ leicht, weil ich grundsätzlich der Meinung bin, dass Fußball sowie Kunst und Kultur dann etwas miteinander zu tun haben, wenn guter Fußball gespielt wird, aber im Grunde diese beiden Bereiche durchaus freundschaftlich, aber nebeneinander, koexistieren sollen. 

Das Schöne, Interessante und Tolle an Wien, glaube ich, ist, dass Wien als Weltstadt und Kulturstadt selbstverständlich das Programmangebot der Kultur auch während eines Großereignisses wie der Fußball-Europameisterschaft aufrechterhält, und dass es selbstverständlich dieses Programmangebot auch weiterhin gibt, nämlich, indem es während des ganzen Jahres über läuft. 

Dennoch ist natürlich die Chance gegeben, während der Tage der Fußball-EM durch die vermehrte Aufmerksamkeit, durch die Anwesenheit von über 4 000 Jour-
nalistinnen und Journalisten sowie zahlreicher Fans, hier auch verstärkt ein bisschen die Kunst und die Kultur, und da vor allem das Zeitgenössische, in den Mittelpunkt und in die Aufmerksamkeit zu rücken. Wir können zeigen, dass Wien eine quirlige, eine lebendige, eine interessante Kulturstadt ist, und das werden wir auch tun, und das wollen wir auch tun. 

Wir haben daher zusätzlich zum normal ablaufenden Kulturangebot - und ich verweise nur beispielsweise auf die Wiener Festwochen, die selbstverständlich weiter laufen -, ein paar, glaube ich, interessante zusätzliche Punkte ins Programm aufgenommen. Einer davon wird am Sonntag, am zweiten Tag der Fußball-EM, eröffnet werden, und das ist die Kunstzone Karlsplatz. Diese Kunstzone Karlsplatz soll eine wichtige Ergänzung, aber vielleicht auch da und dort ein Kontrapunkt zur Fan-Zone am Ring und am Heldenplatz sein, sie soll als eine Art Hotspot der Stadt natürlich auch Einblick in das Wiener Kunst- und Kulturschaffen bieten. So werden von 8. bis 28. Juni jeweils von 17 bis 24 Uhr auf dem Karlsplatz, um den Karlsplatz, noch mehr Konzerte, Ausstellung, Performances und Literaturveranstaltungen stattfinden. Das alles, ich betone es, bei freiem Eintritt. 

Schwerpunkt des an die 100 Veranstaltungen umfassenden Programms ist das Zeitgenössische. Eine junge Szene soll hier aktuelles, authentisches Schaffen präsentieren. So gibt es zum Beispiel die so genannte Seebühne, dort wird sich das Hauptprogramm abspielen, konzentriert auf die neue Singer-Songwriter Szene in Wien, wieder aus Wien, wieder über Wien. 

Jetzt am Sonntag wird es mit Ernst Molden und Willi Resetarits eröffnet, und es ist das erste Mal, dass die beiden zusammen spielen. Ich habe schon beantragt, dass man da trotzdem ein bisschen einen Blick auf das laufende Fußballmatch Deutschland-Polen wird richten können. Es wird zahlreiche andere Interpreten geben, die dort auftreten werden, wie Robert Rodriguez, Marilies Jagsch und viele andere. Und ich glaube, es wird in diesen kommenden Wochen tatsächlich eine gute Möglichkeit sein, junge österreichische, vor allem Wiener Kunst und Kultur aus diesen Bereichen zu sehen. Jazz und elektronische Musik wird dort auch stattfinden, es gibt eine eigene Parklounge beim Resseldenkmal, wo die Wiener Elektronikszene auftreten wird, es gibt eine Baumbühne, Theater im Bahnhof, „brut im Künstlerhaus“ und vieles andere mehr. 

Auch das Schauspielhaus wird sich dort präsentieren, sodass ich glaube, dass es ein interessanter Mix aus verschiedenen Künstlerinnen und Künstlern sein wird, die teilweise auch zum ersten Mal in diesem Zusammenhang auftreten werden. 

Darüber hinaus haben sich natürlich auch einige Kulturinstitutionen des Themas Fußball angenommen - und einige dieser Ausstellungen laufen ja bereits, und ich glaube, mit sehr großem Erfolg - und geben interessante, tolle, neue Einblicke. Ich verweise auf die wirklich wunderbare Ausstellung des Wien Museums. Genauer sind es zwei wunderbare Ausstellungen, die eine mit dem Thema Fußball unter dem schönen Titel „Wo die Wuchtel fliegt", und „Fußballplätze der Stadt Wien und ihre soziologischen Bedeutungen“, die die Bedeutung der Alltagsgeschichte der Stadt Wien thematisiert. Und es ist wirklich sehr empfehlenswert, es ist eine sehr, sehr schöne Ausstellung mit einem einzigartigen Katalog, der, glaube ich, zum Standard werden wird, was die Wiener Fußballgeschichte anbelangt. 

Ich füge in Klammer noch dazu, weil es nicht unbedingt mit Fußball zu tun hat, es gibt momentan weiters auch eine ganz tolle Ausstellung über den Karlsplatz, eine große Ausstellung im Wien Museum am Karlsplatz. 

Das Kindermuseum Zoom hat eine tolle, kindergerechte Ausstellung rund um den Ball gemacht. 

Das Stadt- und Landesarchiv macht gemeinsam mit der Wienbibliothek eine Ausstellung, die morgen eröffnet wird, auch mit einem sehr schönen Titel, nämlich „Die Eleganz des runden Leders". Auch da geht es natürlich einschlägig um Fußball und seine Bedeutungen hier in Wien. Die Fan-Zone wird am 7. Juni mit einem Konzert der Wiener Symphoniker eröffnet. 

Stichwort Symphoniker: Auch da erlauben Sie mir, einen kurzen Exkurs zu absolvieren. Soeben machen sie eine wirklich triumphale Tournee durch Spanien und führen dort mit ganz großem Erfolg Werke auf und ich freue mich sehr, weil das auch international für die Symphoniker ein großer Erfolg ist. Eben diese werden nach Rückkehr aus Spanien jetzt am Samstag gemeinsam mit den Sängerknaben und der Christina Stürmer die Fan-Zone eröffnen. 

Der Project Place Karlsplatz beschäftigt sich mit Gegenwart und Politik des Spieles, auch eine sehr schöne Ausstellung. 

Es gibt Wiener Vorlesungen, die sich ja schon immer wieder auch auf sehr interessante Weise mit dem Fußball und seiner durchaus auch wissenschaftlichen Aufarbeitung beschäftigt haben. Die Wiener Vorlesungen werden die legendären Spiele Österreich gegen die großen Gegner Deutschland, Ungarn und Schweiz intellektuell kommentieren. Also ich hoffe, wir werden uns nicht nur auf die intellektuelle, sondern jedenfalls gegen Deutschland auch auf die fußballerische Kraft konzentrieren können. Der Dschungel Wien macht ein großes Jugendtheater, das Projekt zum Thema Fußball in Schweiz und Österreich, es gibt zahlreiche Veranstaltungen in der Berggasse 19 und vieles andere mehr. Ich will Ihnen hier nicht die Liste vorlesen, Sie können das alles in entsprechenden Publikationen auch nachlesen. 

Auch die Wiener Festwochen haben sich auf die eine oder andere Weise mit dem Thema Fußball beschäftigt. Ich erinnere an die wirklich wunderbare Veranstaltung im Gerhard-Hanappi-Stadion, wo das Wunder von Cordoba in der nachgespielten Version und Person von Hans Krankl dargestellt wird. Die große Ausstellung im Künstlerhaus, HERZ:RASEN, die, glaube ich, sehr erfolgreich läuft und auch eine sehr gute Ausstellung ist, und vieles andere mehr. 

Ich will damit nur zeigen, dass wir, glaube ich, gleichzeitig mit der ganzen Fan-Zone, mit den Sicherheitsfragen, mit den Fragen des öffentlichen Verkehrs, die ja alle, glaube ich, sehr gut gelöst sind, auch zusätzlich zu unserem Kulturangebot in der Stadt, noch einige interessante i-Tüpfchen draufsetzen, die sich auf eine, glaube ich, sehr gute Art und Weise, künstlerisch und intellektuell, mit dem Thema Fußball auseinandersetzen, sodass wir auch internationalen Gästen noch zu dem, was Wien ihnen das ganze Jahr über anbietet, im kulturellen Bereich zum Thema Fußball und Fußball-EM etwas bringen können. Danke sehr. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat für die sehr umfassende Beantwortung dieser Frage. Wir kommen nun zu den Zusatzfragen. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Mag Stefan gestellt. Bitte schön.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Sie sind dieser wahrlich kniffligen Frage nicht ausgewichen, ich bewundere Sie. Sie haben also bravourös geantwortet, (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) und trotzdem drängt sich für mich die Frage auf, und die stelle ich an Sie: Ist das jetzt wirklich alles, was kulturell in den nächsten Wochen in Wien ablaufen wird? (Große Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Bgm Dr Michael Häupl: Gehen wir auf einen Kaffe!) 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meinen Sie alles, was in Wien läuft, oder was? 

Ich habe versucht darzustellen, dass das sozusagen das Sahnehäubchen, das Tüpfelchen auf dem i, ist und ich bitte Sie um Verständnis, dass ich den sehr umfangreichen, sehr vielfältigen Kulturkalender der Stadt Wien, der in diesen Monaten, im Mai und Juni, wie alljährlich so auch heuer, abläuft, nicht ausdrücklich erwähnt habe, aber selbstverständlich ist neben der EM darüber hinaus das Kulturangebot gegeben. Und wie künstlerisch oder kulturell die eigentlichen Fußballspiele sein werden, das werden wir dann sehen, wenn sie stattfinden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Außerdem gab es den Zusatz „und vieles andere mehr". (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Die 2. Zusatzfrage wird gestellt von GRin Mag Ringler. Bitte schön. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Stadtrat!

Ich habe ja heute leider schlechte Neuigkeiten für Sie. Seit der Neuübernahme der Szene Wien steht jetzt eines in dieser Stadt fest: Der wichtigste Kulturpolitiker in dieser Stadt ist nunmehr Harry Kopietz. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie wissen, es haben mehr als 3 200 Leute eine Petition unterschrieben für den Verbleib der bisherigen, sehr engagierten Geschäftsführung in der Szene Wien. Über 3 200 Leute wissen, wovon sie sprechen, und sie meinen es ernst. Und wir müssen nun feststellen, dass statt Vielfalt in dieser Stadt immer mehr kulturelle Einfalt herrscht. Ein Einzelner, nämlich Josef Sopper, der nicht nur mit der Gewista-Tochter KULTUR:PLAKAT das Leben der freien Szene mehr als schwer macht, weil es nicht mehr möglich ist, in der Stadt frei zu plakatieren, sondern nun auch dadurch, dass er einen erfolgreichen Ort, nämlich die Szene Wien, übernimmt und damit innerhalb der Szene für mehr als Aufregung gesorgt hat. 

Ich frage Sie daher: Können Sie erstens ausschließen, dass Josef Sopper weitere kulturelle Einrichtungen dieser Stadt übernehmen wird, und zweitens, unterstützen Sie das Anliegen der Petition „Szene bleibt", nämlich auf Wiedereinsetzung der bisherigen Geschäftsführung. Sie kennen dieses Pickerl, 3 200 Leute haben hier unterschrieben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ich weiß zwar nicht, was das mit der Fußball-Europameisterschaft unmittelbar zu tun hat, aber zunächst einmal: Die Vielfältigkeit der Kulturszene, des vielfältigen Kulturangebotes in Wien sehe ich nicht nur in keiner Weise, wie auch immer geartet, in Gefahr, sondern im Gegenteil, es wird tagtäglich erweitert. Wenn man sich anschaut, was in Wien in den letzten Jahren, in den letzten Monaten, ja sogar in den letzten Wochen, zusätzlich an kulturellem Angebot, an zusätzlichen Spielstätten, an zusätzlichen neuen Persönlichkeiten, die erhöhte Leitungen übernommen haben, dazu gekommen ist, verstehe ich überhaupt nicht, wie man auch nur ansatzweise zu dem Schluss kommen könnte, die kulturelle Vielfalt der Stadt sei in irgendeiner Weise gefährdet. Das widerspricht im Grunde jeglicher Realität, und das wissen Sie genauso gut wie ich. 

Zum Zweiten, nämlich was die Szene Wien anbelangt: Auch da glaube ich, sollte man zwischen der Frage einer Betriebsführung und auch der Frage, was das so genannte freie Plakatieren anbelangt, fein auseinanderhalten. Die Szene Wien ist eine Einrichtung, die von der Wiener Stadthalle betrieben wird. Dort gab es schon über längere Zeit auch die Überlegung, wie und auf welche Weise man einen Betrieb, der zugegebenermaßen ein sehr wichtiges Segment der Stadt, was die Weltmusik anbelangt, was die Independent-Szene der Musik anbelangt, ist und einiges anderes mehr, wie man das zusätzlich so verbinden kann, dass auch Synergieeffekte mit anderen Spielstätten der Stadt gegeben sind. Denn die Tatsache, dass die Szene Wien nun nicht tagtäglich und Abend für Abend ausgelastet war, ist auch bekannt gewesen. Wenn man nun innerhalb dieser Organisation, wobei ich hinzufüge, dass ich dafür nicht verantwortlich bin, und auch nicht der Harry Kopietz, sondern das liegt innerhalb der Stadthalle, genauso wenig wie wir sozusagen im Kulturbereich diskutieren, was in der Wiener Stadthalle stattfindet und produziert wird, aber ich gebe Ihnen gerne die Antwort darauf, wenn man also nun innerhalb der Stadthalle Überlegungen anstellt, wie man verschiedene Spielstätten besser miteinander kooperieren lässt, auch aufeinander abstimmt, oder wie man gewisse freie Kapazitäten ausnützt, so meine ich, ist das eine durchaus legitime Fragestellung. Ich habe nur bislang weder von Josef Sopper noch von anderen Beteiligten, auch aus der Stadthalle nicht, Hinweise darauf, dass sie meinen, man sollte das, was sich in der Szene Wien in den vergangenen Jahren aufgebaut hat, und womit sich die Szene Wien etabliert hat, nicht mehr fortsetzen, sondern ganz im Gegenteil, es soll das sowohl mündlich als auch schriftlich als auch in verschiedenen anderen Formen getätigte Angebot selbstverständlich weiterhin angenommen werden. 

Davon gehe ich aus, das ist im Übrigen auch mein Wunsch, weil ich glaube, dass die Szene in der Tat Wichtiges gemacht hat, und ich unterstütze daher auch die Anliegen und sehe sie auch in keiner Weise gefährdet. Und die Frage, ob Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Betriebes, die sich innerhalb der Stadthalle befinden, miteinander arbeiten können oder nicht, ist eine Frage, die, glaube ich, keine kulturpolitische Frage ist, sondern eine Frage, die innerhalb der Stadthalle zu lösen ist. Daher meine Antwort: Ja, die Szene Wien bleibt, ja, die Szene Wien wird selbstverständlich weiterhin auch dieses Angebot machen, und ja auch von mir her, auch kulturpolitisch, wird dieses Anliegen unterstützt. (GRin Mag Marie Ringler verteilt im Sitzungssaal Papierstreifen mit der Aufschrift: „www.szenebleibt.at“)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt. Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Die völlig unverständliche Entscheidung in Sachen Szene Wien wird ja heute noch Diskussionsgegenstand sein, und ich möchte zu der eigentlichen Fragestellung zurückkommen. Obwohl gefragt wird, welche kulturellen Schwerpunkte werden wenige Tage vor Beginn der EURO in Wien gesetzt, haben Sie eigentlich die Frage ja nicht beantwortet, weil Sie gesagt haben, was während der Euro 2008 stattfindet, aber nicht, wie die Frage formuliert war, was wenige Tage vor Beginn der Euro stattfindet. Aber das nur ein kleiner Hinweis. 

Sie haben von zusätzlichen Punkten gesprochen, was alles getan wird, haben aufgezählt, was die Institutionen aus Anlass der Euro machen. Mich würde interessieren, welche zusätzlichen Dinge tatsächlich gemacht wurden, welche Kosten haben Sie dadurch, oder was haben Sie in zusätzliche kulturelle Aktivitäten aus dem Kulturbudget investiert. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wenn Sie schon so sprachlich genau Fragen stellen, dann bitte ich auch, sehr genau zuzuhören. Ich habe Ihnen versucht darzustellen, kann das aber gerne wiederholen, aber ich verweise im Übrigen auf das Protokoll, welche Schwerpunkte wir schon vor der EM gesetzt haben und welche Aktivitäten auch schon vor der EM getätigt wurden. Im Ernst gesprochen, natürlich ist das eine fließende Geschichte. Also, manches hat vor der EM begonnen, wir mussten jedenfalls vor der EM die entsprechenden Schwerpunkte setzen. Also, ich glaube, dass ich diese Frage durchaus richtig und korrekt beantwortet habe. Ich habe auch versucht, Ihnen darzustellen, dass wir insbesondere was den Kunstplatz Karlsplatz anbelangt, der in Kooperation zwischen Österreich-am-Ball, der mit der MA 7 und mit den verschiedenen Aktivitäten auf dem Karlsplatz koordiniert wurde, und dass das jedenfalls einer der Schwerpunkte ist, ebenso auch die verschiedenen Ausstellungen, die geplant wurden. 

Diese Ausstellungen sind mit ganz wenigen Ausnahmen aus den Budgets, aus den laufenden Budgets der Häuser und der Einrichtungen erfolgt. Es gab, glaube ich, was die Ausstellung des Stadt- und Landesarchivs betrifft, eine Zusatzsubvention, in den anderen Bereichen nicht. Ich kann Ihnen jetzt sozusagen aus dem Stand nicht sagen, wie viel tatsächlich zusätzliches Budget notwendig war und ist, das kann ich Ihnen aber gerne nachreichen, aber ein Großteil dieser Aktivitäten ist durch eine Koordinierung, durch eine rechtzeitige Koordinierung, durch rechtzeitige Absprachen und durch rechtzeitige Schwerpunktsetzungen in den einzelnen Bereichen erfolgt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat! Die vierte und letzte Zusatzfrage wird von Herrn GR Florianschütz gestellt. 

GR Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich beglückwünsche Sie zur Idee, kontrapunktisch eine Kunstzone gegenüber der Fan-Zone zu stellen, wo ich persönlich mich wahrscheinlich öfter aufhalten werde. Die Frage stellt sich nur: Warum wurde der Karlsplatz als Standort für diese Kunstzone gewählt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Wir haben natürlich einerseits versucht, eine geographische Nähe zur Fan-Zone zu finden, und andererseits gibt es ja seit geraumer Zeit die Bemühungen, den Karlsplatz eben als Kunstplatz aufzuwerten. Daher ist es naheliegend gewesen, dort diese Zone zu errichten. Und ich glaube, dass es die verschiedenen Maßnahmen, die wir in der letzten Zeit, was den Karlplatz anbelangt, getroffen haben, ja schon im Grunde auch ermöglicht haben, dort ein solches zusätzliches Festival zu etablieren. Und ich glaube, dass es durchaus sinnvoll ist und auch in Zukunft so sein wird, dass wir den Karlsplatz immer wieder auch für zusätzliche kulturelle und künstlerische Aktivitäten nutzen werden und alle, die sich ein bisschen auch auf dem Karlsplatz aufhalten, werden wohl sehen, dass neben den zweifellos nicht leugbaren Problemen, die es nach wie vor auch um den Karlsplatz gibt, sich aber auch eine sehr blühende Szene, ja, ein Leben, auf dem Karlsplatz etabliert hat, stärker als es zuvor war, sodass dieser Platz heute, glaube ich, mit Fug und Recht auch nicht nur auf Grund der verschiedenen Einrichtungen, die um ihn herum sind, sondern auf Grund der Aktivitäten, die auf ihm stattfinden, als Kunstplatz bezeichnet werden kann. Herzlichen Dank. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 2. Anfrage insgesamt.

Die 3. Anfrage (FSP - 02412-2008/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Dietbert Kowarik gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Obwohl sich über 1000 Anrainer und Bürger mit ihrer Unterschrift gegen die Ansiedlung ausgesprochen haben, hausen seit Dezember 2007 "Punks" im Haus Johnstraße 45. Bis heute gibt es keine entsprechenden Vereinbarungen mit den "Punks" und daher auch keinerlei Konsequenzen für deren störendes Verhalten. Im Zuge von Anfragen hat die zuständige Stadträtin Mag Wehsely am 14. Dezember 2007 wörtlich geantwortet: "Es wird niemand einziehen, der die Benützungsvereinbarung nicht unterschreibt." Und am 21. November 2007 vertrat sie die Auffassung: "Die Bewohnerinnen und Bewohner werden sich, wie das eben üblich ist, in Wohnprojekten an Regeln halten müssen." Tatsache ist, dass für die Punks offensichtlich Narrenfreiheit gilt und auch die Sozialarbeiter versagen. Wann werden verbindliche, von den Bewohnern zu unterfertigende, Regeln aufgesetzt und welche Konsequenzen sollen für ungebührliches Verhalten der Punks gelten?) 

Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Natürlich kann ich Ihre Frage sehr kurz beantworten. Die eigentliche Frage, nicht das, was Sie an Erläuterungen vorangestellt haben. Denn, ohne Zeitdruck auf die Verhandlungspartner ausüben zu wollen, gehe ich davon aus, dass die Vereinbarungen in der nächsten Zeit abgeschlossen werden. Und wie überall, ist es so, wenn ein Regelwerk nicht eingehalten wird, dann scheidet man aus dem Spiel aus, wenn ich diesen Vergleich aus dem Fußball der bevorstehenden EURO 2008 auch bringen darf, aber das wäre zeitweise ohnedies zu kurz gegriffen. Wir kennen einander persönlich noch nicht lange genug, ich kann daher auch noch nicht beurteilen, wie ernst Sie an der Diskussion dieser Frage über diese bestimmte Gruppe an Wohnungslosen interessiert sind, oder ob Sie polemisieren wollen. Ich kann Ihnen versichern, ich kann beides, wäre aber natürlich an einer sehr ernsthaften Diskussion über diese Frage natürlich sehr interessiert. Denn es handelt sich hier, und das muss man ja zunächst auch einmal voranstellen, um eine Gruppe jüngerer Wohnungsloser, und daher ist dieses Projekt im 15. Bezirk auch ein Projekt zur Betreuung einer bestimmten Gruppe von Wohnungslosen. 

Wenn man von dieser Überlegung ausgeht, dann wird man bestimmte Dinge vielleicht etwas anders beurteilen als mit Begrifflichkeiten wie „ungebührliches Verhalten“ oder Ähnliches, das man ja im Regelfall aus anderen Lebenszusammenhängen kennt. 

Es ist aus meiner Sicht eine sehr klare Geschichte: Seitens der Stadt wollen wir Wohnungslosen helfen, und zwar tunlichst allen Gruppen der Wohnungslosen. Wir werden das nicht in allen Fällen schaffen, aber wir haben es doch immerhin zu einem sehr großen Teil auch im Kampf gegen die Obdachlosigkeit geschafft, hier Hilfestellung zu leisten. Es ist dies zweifelsohne auch ein wesentlicher Punkt für die Betroffenen selbst, aber natürlich auch für die Bewohner in unserer Stadt. Diese Form der Betreuung und der Hilfe wollen wir in Zukunft fortsetzen, auch und gerade gegenüber diesem Teil der Gruppe der Punks, und daher halte ich das für wichtig. Und dies muss man auch sagen, denn wir haben eine ganze Reihe von Projekten, wo man Wohnungslose unterbringt und entsprechend betreut. Gegen nahezu alle diese Projekte hat im Regelfall die FPÖ Stimmung gemacht, was ich zutiefst bedaure, denn hier geht es um Hilfe für besonders aus der Gesellschaft Ausgegrenzte, und ich denke, und es ist ein Versuch, den ich hier einmal mehr unternehme, auch von dieser Fragestunde aus, den Dialog über dieses gesellschaftliche Phänomen und diese gesellschaftliche Problematik in einer an sich ja sehr reichen Gesellschaft auch ernsthaft aufzunehmen, und das ist ein Angebot. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Die 1. Zusatzfrage wir gestellt von GR Mag Kowarik.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Bürgermeister! 

Ich sehe meine Aufgabe hier nicht zu provozieren oder zu polemisieren, ich sehe meine Aufgabe darin, die Anliegen der Bürger, die rund um dieses Haus Johnstraße 45 leiden, zu vertreten. 

Sie haben in Ihrer Beantwortung gesagt, dass das Herrschaften oder Leute sind, die dort wohnen, die aus der Gesellschaft ausgegrenzt werden. Ich behaupte einmal, dass sie sich selber aus der Gesellschaft ausgrenzen. Das bekommt man auch mit, wenn man dort vorbei geht. Wenn Sie sich die Transparente anschauen, die dort aus dieser „Pankahyttn“ - wie sie es ja selber nennen - veröffentlicht werden, ist das schon ganz interessant. Da wird propagiert: „Keine Gesetze“, oder zum Beispiel auch ganz interessant: „Staat stirb“, oder auch dieses nicht ganz geglückte Zitat: „Alle jene, die da reden vom Vergessen, all jene, die da reden vom Verzeihen, alle jene schlage man die Fressen mit schweren Eisenhämmern ein“. Das hängt dort groß auf Plakaten. Da fragt man sich schon, ob diese Herrschaften sich nicht vielleicht selber ausgrenzen und unseren Rechtsstaat ablehnen. 

Das haben wir auch am 1. Mai gesehen. Da hat es eine Demonstration gegeben oder einen gewalttätigen Demonstrationszug, der auch am Haus Johnstraße 45 vorbeigegangen ist. Sie werden es wissen, auch dort hat es massiven Polizeieinsatz dann geben müssen, mit mehreren Verletzten. 

Meine Frage an Sie, Herr Bürgermeister, lautet: Glauben Sie wirklich, dass dieser hohe finanzielle Aufwand, der damit verbunden ist und der vor allem natürlich aus Steuermitteln bedeckt wird, dafür steht, um eben solche Projekte durchzuführen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Die Frage ist relativ einfach zu beantworten: Ja, denn vivre la petit différence. 

Hier handelt es sich gerade um eine Gruppe, bei der ich grundsätzlich davon ausgehe, dass in einem möglicherweise langwierigen, in einem möglicherweise mit großer Geduld zu vollziehenden Prozess, auch eine Integration in die Gesellschaft wieder möglich ist. Diejenigen, die die Demonstration organisiert haben, sind ja nicht diejenigen, die sich diesem Projekt dort auch entsprechend unterziehen, sondern das ist eine Gruppe vor allem angeleiteter und ausgewiesener Anarchisten, und derartige Parolen werden Sie bedauerlicherweise nicht nur an dem von Ihnen jetzt inkriminierten Ort im 15. Bezirk finden, sondern etwa auch an der Universität Wien. Denn, es liegt zwar meine Studienzeit geraume Zeit zurück, jeder weiß, was ich in meiner Studienzeit auch gemacht habe, aber sie haben mich sicherlich auch in Erinnerung, ein entschiedener Gegner der Anarchisten gewesen zu sein in diesen Auseinandersetzunge, die es auf Uni gegeben hat. Ich kann daher diesen Parolen inhaltlich nicht das Geringste abgewinnen, aber es gibt sie. Es sind möglicherweise einige Hunderte, die solche Parolen verzapfen, wie Sie sie dort auch lesen können und beispielsweise auch auf der Universität lesen können. Zu meinen Leidwesen, aber es ist so. 

Das würde mich als solches ja auch nicht stören. Der Staat hat wahrscheinlich seit 30, 40 Jahren, die ganze Gesellschaft auch schon seit fast 150 Jahren anarchistische Parolen ausgehalten, soll sein. Aber wo die Grenze zu ziehen ist - und es ist überhaupt gar keine Frage -, ist natürlich die gewalttätige Demonstration. Das ist etwas, was nicht zu akzeptieren und auch nicht zu dulden ist. 

Daher sage ich noch einmal, es ist für uns auch sehr wichtig, jenen zu helfen, die unsere Hilfe annehmen wollen, sich mit jenen auseinanderzusetzen, die diese Auseinandersetzung auch annehmen, aber auch jenen entgegen zu treten, die meinen, ihre Auffassungen mit gewalttätigen Demonstrationen oder mit Gewalt in der Gesellschaft durchzusetzen zu wollen. Das ist für mich eine völlig klare Geschichte. 

Und daher helfen wir jenen, denen wir helfen sollen, und das sind diejenigen, die sich in diesem Projekt der Wohnungslosen auch entsprechend integrieren wollen und weisen jene zurück, die meinen, dass sie mit Gewalt anarchistische Positionen durchsetzen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von GRin Mag Antonov gestellt, bitte.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Bürgermeister, für Ihre klaren Worte. Ich möchte zunächst nur festhalten, dass die FPÖ seit Beginn dieses Projektes, wie bei vielen anderen Projekten, nichts anderes tut, als nur zu hetzen, Leute aufzuwiegeln, und dass die FPÖ dafür verantwortlich ist, wenn immer wieder im 15. Bezirk Dinge so verlaufen, wie sie verlaufen. (GR Mag Dietbert Kowarik: Das sind wir den Wählern schuldig!) Wenn die FPÖ endlich einmal vernünftig handelte, dann hätten wir viele Probleme nicht, und die Einzigen, die sich hier ausgrenzen, das ist die FPÖ. (GR Kurth-Bodo Blind: Ha, ha, ha!) Und, Herr Bürgermeister, das haben Sie relativ klar gesagt, dass es Verträge gibt und man sich an Vereinbarungen halten muss, sonst müssten PartnerInnen aussteigen. Da frage ich mich, ob das auch für den FSW gilt, denn vereinbart war natürlich zwischen Punks und dem FSW, dass das Haus, in das sie einziehen, renoviert wird. 

Das war ein Teil der Vereinbarung, bis jetzt ist aber nichts geschehen. Und Sie betonen auch immer wieder, es sei ein Wohnhaus für junge Leute. Ich weiß nicht, ob Sie selbst im so genannten Wohnhaus schon drinnen waren, Herr Bürgermeister und Frau StRin Wehsely, wenn nicht, so schauen Sie sich das an. Die Zustände, unter denen die Punks dort hausen müssen, sind wirklich himmelschreiend, und wenn Sie wollen, dass das tatsächlich ein sinnvolles Projekt ist und dass das gelingt, was Sie damit vorhaben, nämlich eine Integration dieser Gruppe in die Gesellschaft, dann muss dringend etwas geschehen, und auch das wäre im Interesse der AnrainerInnen, die ursprüngliche Vereinbarung einzuhalten. Daher meine konkrete Frage: Wann wird diese versprochene Renovierung endgültig umgesetzt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Auch diese Frage ist relativ leicht zu beantworten: Sehr rasch, nachdem die Vereinbarungen in der Tat auch abgeschlossen sind. Denn man kann ja nicht ernsthaft annehmen, dass ich hier ohne entsprechende Vereinbarungen zu Taten schreite, die natürlich auch Geld kosten. Wenn die Vereinbarungen getroffen sind, werden wir natürlich auch dort jene Grundmaßnahmen treffen, die ein menschenwürdiges Leben ermöglichen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird gestellt von Frau GRin Mag Ekici. Bitte schön.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Bürgermeister! 

Sie haben davon gesprochen, dass Integration von jungen Leuten in die Gesellschaft eventuell möglich ist. Eine Integration ist aber erst dann möglich, wenn auch die nötigen Maßnahmen gesetzt werden, und ich darf an dieser Stelle an unsere Forderung erinnern, dass Arbeitsinitiativen und Arbeitsprojekte für diese jungen Leute gestartet werden sollen, die leider bis heute nicht erfüllt worden sind, (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Stimmt nicht!) und es auch keine Anzeichen dafür gibt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Stimmt nicht!)
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, wir alle wissen, dass der 15. Bezirk ein Bezirk ist, der auch, was Migranten betrifft, einen sehr hohen Anteil, ja, den höchsten Anteil von Migranten in ganz Wien hat, und es gibt dort durch die fehlende Integrationspolitik dieser Stadt enorme, ungelöste Probleme auch auf diesem Gebiet. Ich darf auch an andere Probleme erinnern - wir kriegen das auch immer in den Medien mit -, den Straßenstrich, auch war im Gespräch, dass der Ganslwirt irgendwo in den 15. Bezirk hinziehen soll. Und ich frage Sie, soll der 15. Bezirk der Hinterhofbezirk der ungelösten Probleme dieser Stadt werden. 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Liebe Frau Gemeinderätin! 

Das würde jetzt eine sehr lange und sehr breite Diskussion erfordern, das ist ja fast wie vorhin, als man den Kulturstadtrat fragte, ob das alles war, was an Kultursachen gemacht wird. Ich will mich jetzt nicht auf diese Frage dieses Wohnungslosen-Projektes im 15. Bezirk fokussieren, denn das andere wäre eine sehr vielschichtige Sache, und da kann ich nur sagen, natürlich hat kein Mensch ein Interesse daran, dass ein Bezirk oder eine bestimmte Region in der Stadt verkommt. 

Das tut sie ja auch nicht, denn was immer ich gelegentlich an Äußerungen lese, die von Politikern gemacht werden - also nicht eine Medienschelte, sondern das ist eine Äußerungskritik -, was es an Slum-Bildungen in dieser Stadt gibt, dann muss ich sagen, der hat noch niemals in seinem Leben tatsächlich Slums gesehen. Denn in all den Projekten, in all den Städtevergleichen, in all dem, was auch international von dieser Stadt wahrgenommen wird, kann ja davon überhaupt keine Rede sein. 

Natürlich gibt es auch Fragestellungen, offene Fragestellungen und Probleme, auch im 15. Bezirk. Ich bin von dem nicht so weit weg, denn im Gegensatz zu Behauptungen der FPÖ wohne ich nicht in einer Villa im 19. Bezirk, sondern im 16., also gleich im anrainenden Bezirk, und kann Ihnen daher versichern, dass ich diese Dinge alle auch real erlebe, anders, als ich es vielfach in der Zeitung lese, aber natürlich auch real erlebe. Und da geht es natürlich schon darum, dass man bestimmte Projekte, wie etwa auch im 15. Bezirk, über die Sechshauser Straße, die ja auch kulturelle Projekte sind, tatsächlich beschleunigt. Beschleunigt, weil es eine ziemliche Notwendigkeit ist, auch hier Signale an Investoren zu setzen, die ihrerseits bereit sind, nicht zu spekulieren, denn Spekulanten gibt’s genug, die da wären, die gibt’s genug, aber tatsächlich zu investieren, sodass es zu jener vernünftigen Durchmischung kommt, die wir aus anderen Stadtteilen letztendlich auch schon kennen, auch wenn die natürlich wiederum verdammt und kritisiert werden. 

Wofür ich mich hier einsetzen werde, ist, all jene Projekte zu fördern, die vernünftigerweise gerade vom 15. Bezirk auch ausgegangen sind, oder die man beabsichtigt, dort zu implementieren. Das wird die Entwicklung mit Sicherheit wesentlich mehr beschleunigen, als es in der Vergangenheit der Fall war, denn das halte ich dort auch für eine Verbesserung des Klimas des Zusammenlebens für unerlässlich. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Die 4. Zusatzfrage wird gestellt vom GR Mag Kowarik. Bitte schön. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, Herr Bürgermeister, in dem Zusammenhang darf ich nur ganz kurz noch darauf hinweisen, weil Sie über Projekte im 15. Bezirk gesprochen haben. Randbemerkung: Wir haben schon Jahrzehnte lang hindurch gefordert, dass der Westbahnhof wirklich groß überbaut wird, beziehungsweise großzügig entwickelt wird, hier ergäbe sich ein Potenzial, das auch in Ihrem Sinne ist. 

Nun aber zu meiner nächsten Frage: Sie haben gesagt, den Menschen muss man helfen. Da haben sie schon recht, natürlich muss man jemandem helfen, der der Hilfe bedarf. Nur ist es oftmals so, dass Hilfe gar nicht angenommen wird. Und wenn sie mit den Anrainern dort sprechen, das ist nicht so, wie die Grünen vielleicht glauben, dass es ist, sondern die leiden wirklich dort. Die Anrainer leiden tagtäglich unter Lärmprovokation, wir haben dort Rückmeldungen per E-Mail, per Telefon. Es wurde vom Fonds Soziales Wien und auch von der Stadt Wien verlautbart, kolportiert, dass nach sechs Monaten eine Überprüfung stattfinden soll. Ich frage Sie, ob Sie sich angesichts dieser Zustände, die dadurch gekennzeichnet sind, dass sich die Punks wirklich an keine Regeln halten und offensichtlich überhaupt nicht kooperationsbereit sind, für eine Absiedlung dieses Projektes dort aussprechen können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Erstens einmal nur auf Ihre Vorbemerkung, die Sie hier gestellt haben: Was den Westbahnhof betrifft, können Sie ja stolz sein, da haben Sie sich ja durchgesetzt. Mit der Errichtung des Hauptbahnhofes gibt es natürlich auch Redimensionierungen des Westbahnhofes. Es geht sich das Projekt der ÖBB aus über den Neubau des Westbahnhofes, und daraus resultieren dann natürlich die entsprechenden Flächennutzungen, was zweifelsohne auch einen nachvollziehbaren Vorteil hat, denn diese Barriere, diese Trennung, die mitten durch den 15. Bezirk geht, wird dann auch weitgehend aufgehoben, und das ist sicherlich auch für die Bezirksentwicklung und für diese Regionalentwicklung von besonderer Bedeutung, die auch in einem solchen Themenzusammenhang steht, wie wir ihn jetzt diskutiert haben. Das steht außer jedem Zweifel, und es ist ja gut, wenn man mühevoll, aber doch gelegentlich, Felder der Übereinstimmung ortet. Man sagt mir ohnehin nicht nach, dass ich besonders harmoniebedürftig wäre, also so gesehen kann ich mir das jetzt auch ohne Weiteres leisten, darauf hinzuweisen. 

Was Ihre eigentliche Fragestellung betrifft, ob man sich an ein gemeinsames Regelwerk hält oder nicht, werden wir dann sehen, wenn diese Verhandlungen, ich hoffe, möglichst bald, über dieses gemeinsame Regelwerk auch abgeschlossen sind.

Und ich sage hier noch einmal, wir wollen natürlich gerne in so einem Projekt zusammenarbeiten mit jenen, die auch mit uns zusammenarbeiten wollen. Eine Einseitigkeit in einer Kooperation gibt’s nicht, so wenig wie eine Einseitigkeit in einer Partnerschaft, und daher wird sich entlang dieser Linie diese auch entsprechend trennen. Ich bin zutiefst überzeugt, dass heute jene, die unser Angebot angenommen haben, an diesem Wohnungslosigkeitsprojekt teilzunehmen, dies auch entsprechend annehmen werden. Und ich bin überzeugt davon, dass man so wie bei anderen Projekten, bei vielen anderen Projekten in unserer Stadt, auch hier am Ende des Tages zu einem friedvollen Zusammenleben der Anrainer mit den Bewohnern dort kommen wird. 

Und ich sage Ihnen heute schon, nein ich werde mich nicht dafür einsetzen, dieses Projekt dort abzusiedeln, denn wo immer es notwendig ist - das nehme ich einmal an, dass es das ist, aber auch das ist wahrscheinlich nicht unbestritten - aber da es notwendig ist, das heißt, jedenfalls aus meiner Sicht unbestritten notwendig, dann ist es ja völlig egal, wo wir es in dieser Stadt implementieren. Sie werden auf jeden Fall dagegen sein und selbst, wenn wir es in der Lobau errichten, wären Sie wahrscheinlich dagegen, weil Sie auch noch entsprechend Anrainer dazu erfinden. Das ist genau das, was ich mir erwartet habe. Da versucht man, einen halbwegs vernünftigen Dialog aufzubauen, und das ist dann die Reaktion darauf. Ich nehme es auch zur Kenntnis, ist okay. Sie werden das wahrscheinlich mit Ihrer christlichen Soziallehre vereinbaren können, ohne Weiteres. Das glaube ich nicht, da sollten sie einmal mit verschiedenen Leuten reden, da sollten Sie einmal mit Ihren Leuten reden, das würde ich Ihnen sehr empfehlen. Und dazu bitte zähle ich gar nicht den Herrn Landau, der würde Ihnen die Leviten lesen, das würden Sie sich anschauen, über Ihr Verständnis auf christlich sozialer Ebene, das würden sie sich anschauen. 

Also, es ist ja im Prinzip egal, wo dieses Projekt ist, denn wir werden mit Sicherheit solche ähnlichen, ja nahezu alle Wohnungslosigkeitsprojekte, wahrscheinlich vom Ort her immer wieder diskutieren müssen. Aber ich hoffe sehr, dass wir zumindest einen gewissen Beitrag dazu geleistet haben, dass wir auch eine andere Form der unterschiedlichen Meinung, eine andere Form der Komplikation darüber gefunden haben. Das ist schon ein Schritt weiter. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 02409-2008/0001 - KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Claudia Smolik gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Laut Medienberichten wurde vom Stadterweiterungsfonds des Bundes das Grundstück, auf dem der Wiener Eislaufverein seit Jahrzehnten seinen Eislaufplatz hat, an den Bestbietenden verkauft. Welche Schritte werden Sie in Ihrer Eigenschaft als amtsführender Stadtrat für Stadtentwicklung jetzt, nach dem Verkauf, unternehmen, um den Bestand des Eislaufplatzes langfristig zu sichern?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Gemeinderätin!

Der Eislaufverein am Heumarkt ist eine der großen traditionellen Einrichtungen in unserer Stadt. Der Entwurf für dieses Areal stammt aus dem Jahr 1890 von Architekt Baumann, und es ist daher durchaus eine Einrichtung, die schützenswert ist. Unter der ursprünglichen Bezeichnung „Olympion" sah das Raumprogramm in diesem Bereich Platz für Konzerte, Eislaufen, Bicycle-Club sowie eine Freiluftarena vor, und die Kunsteisbahn aus 1912 war bis 1927 die größte Europas. 

Daher sind dieser Bereich und die Nutzung dieses Eislaufplatzes ein ganz wesentlicher Bestandteil auch des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes aus dem Jahr 2000. Er ist widmungsmäßig abgesichert, und er ist - unabhängig davon, wer Grundeigentümer ist - für die Nutzungen dieser Freizeitgestaltung reserviert.

Wir haben in Reaktion auf die Gerüchte, dass dieses Areal verkauft werden soll - denn öffentlich gemacht wurde das ja nicht vom Wiener Stadterweiterungsfonds, der vom Innenministerium verwaltet wird -, zusätzlich die Bausperre für dieses Gebiet beantragt, um klarzumachen, dass die Stadt Wien nie und nimmer beabsichtigt, diesen Platz für Hochbauten irgendwelcher Natur freizugeben. Diese Bausperre ist in der letzten Sitzung am 8. Mai 2008 in diesem Gemeinderat beschlossen worden und verfolgt die Ziele, dass die Vielfalt und Ausgewogenheit der traditionellen Nutzung unter Berücksichtigung der räumlichen Gegebenheiten und Zusammenhänge weitergeführt werden kann, dass die Vorsorge für Flächen, die der Öffentlichkeit zu Erholungszwecken, für Bildung, Sport, kulturelle, religiöse, soziale, sanitäre und Sicherheitszwecke dienen, tatsächlich möglich ist und dass dem Erfordernis der Herbeiführung eines den zeitgemäßen Vorstellungen entsprechenden örtlichen Stadtbildes - denn die Gebäude, die dort jetzt hin zum Heumarkt und hin zur 2er-Linie stehen, sind ja nicht wirklich hübsch - auch einmal Rechnung getragen werden kann.

Wir werden in den nächsten Tagen die Arbeit für die neue Flächenwidmung aufnehmen und mit allen Grundeigentümern und allen dort bestehenden Interessengruppen und natürlich mit dem 3. Bezirk die Kontakte intensiv pflegen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. - Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Stadtrat. Wir haben das ja schon einmal hier diskutiert, und dann hat es ja auch die Bausperre gegeben.

Mich interessiert jetzt: Welche Gespräche hat es zwischen der Stadt Wien und dem Stadterweiterungsfonds beziehungsweise dem zuständigen Innenminister bezüglich des Verkaufs gegeben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin, wir haben mit dem Innenministerium dann gesprochen, als uns die Verkaufsabsichten bekannt wurden. Dieses Gespräch mit dem Fondsverwalter war alles andere als erfolgreich. Er hat sich auf den Standpunkt gestellt, dieses Areal ist zu verkaufen und der Stadterweiterungsfonds hat keinerlei Interesse an jeglicher für dieses Areal sinnvoller Nutzung als Eislaufverein, und sagte, dass er aber angesichts des Mietvertrags, den der Eislaufverein ja bis zum Jahr 2058 hat, diesbezüglich sowieso keine Probleme sieht. 

Ich sehe das ein bisschen anders. Wir haben die Erfahrung, wie mit Mietverträgen umgegangen wird, wenn man dort andere Nutzungen hinbekommen möchte. Wir werden das ganz genau beobachten, und wir können auch dem Stadterweiterungsfonds nur empfehlen, dass die Mittel, die jetzt durch den Verkauf lukriert wurden, dafür eingesetzt werden, dass das letzte Grundstück, das sich noch in Verwaltung dieses Fonds befindet, nämlich die Dominikanerbastei beziehungsweise Teile der Dominikanerbastei, endlich saniert werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Anger-Koch gestellt. - Bitte schön.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wir haben ja, wie Sie soeben gesagt haben, in der letzten Sitzung des Gemeinderats beschlossen, dass ein Baustopp von drei Jahren verhängt wird.

Meine Frage dahin gehend ist: Können Sie sicherstellen, dass nach diesen drei Jahren auch ein Baustopp gewährleistet werden kann beziehungsweise dass auf den Flächen des Wiener Eislaufvereins auch keine spekulativen Bauprojekte stattfinden können?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! Es liegt in der Hand des Gemeinderates, einen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan zu beschließen, der Bauführungen dort nicht zulässt. Ich werde Ihnen mit Sicherheit nichts vorlegen, was dort Hochbauten in nennenswertem Ausmaß vorsieht. Wenn wir allerdings die Randbebauung, die derzeit besteht, besser und attraktiver gestalten können, wenn das, was wir in dem bis zum letzten Gemeinderat gültigen Flächenwidmungsplan an Durchgängigkeit, an Durchlässigkeit des Areals vorgesehen hatten, herstellbar ist, dann wird es natürlich dort bauliche Aktivitäten geben, die aber nur im Interesse des Eislaufvereins und der Erhaltung der Eisfläche sein werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Kato gestellt. - Bitte schön.

GRin Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Mich würde im Zusammenhang mit dem Eislaufverein interessieren, welche Pläne es auch von Seiten des Bezirks in Abstimmung mit den Kultureinrichtungen, die sich rund um den Eislaufverein befinden – sehr prominente Häuser, sehr bekannte Häuser -, gibt. Gibt es da Pläne oder Abstimmungen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! Wir haben tatsächlich in diesem Baublock eine Reihe von kulturellen Einrichtungen, von der Akademie bis zum Akademietheater und natürlich dem Konzerthaus mit der Sichtfront zum Eislaufverein, und ich sehe eine große Chance darin, dass wir gemeinsam mit diesen Kultureinrichtungen auch die sommerliche, die zwischenzeitliche Nutzung, wenn nicht eisgelaufen wird, auf diesem Areal deutlich verbessern können und die Sichtfront des Konzerthauses auch besser zum Tragen bringen können, wenn wir die Gestaltung gemeinsam mit den kulturellen Einrichtungen angehen und die Durchlässigkeit, wie vorhin schon erwähnt, Richtung 3. Bezirk für Fußgänger auch deutlich verbessert werden kann.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur 4. Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Frank gestellt. - Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Im Wesentlichen haben Sie ja vieles schon gesagt, was Sie auch schon im Februar bei der Beantwortung der Anfrage gesagt haben, allerdings jetzt natürlich schon erweitert mit dieser Bausperre et cetera, was ja sehr löblich ist.

Wo ich schon Probleme sehe, ist, dass es, wie die Medien jetzt verbreitet haben, eventuell auch ein Hockeyverein sein könnte, der dort statt des Eislaufvereins hinkommt. Das erinnert mich ein bisschen an den Eisring Süd, wo ja auch dann so genannte Trendsportarten hinkamen. Und seit 14 Jahren ist beim Eisring Süd noch immer nicht schlüssig, was passiert - es gibt ständig Bürgerversammlungen und so weiter -, sodass ich glaube, dass vielleicht die Stadt Wien dann doch das Eislaufen, obwohl wir da schon Olympiasieger, Weltmeister und so weiter hatten, nicht so intensiv betreibt.

Die Frage: Wenn nun 2058 der Mietvertrag ausläuft, könnte das ja dennoch schon früher passieren, wie Sie angesprochen haben, weil die Mieten zu hoch werden - das wird der Grund sein: ich meine, irgendwann wird der Verein, der ja nicht auf Gewinnmaximierung ausgerichtet ist, das nicht mehr packen. Was werden Sie dann als Stadt Wien tun, um diese Stätte dem Breitensport weiterhin zu erhalten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin, in dieser Frage waren mehrere Punkte enthalten. Der eine betrifft den Eisring Süd. Sie werden als aufmerksame Beobachterin gemerkt haben, dass wir da den städtebaulichen Wettbewerb jetzt vorbereiten, auch in Akkordanz mit dem Bezirk und mit den Anrainern. Ich denke also, dass wir dort auf dem richtigen Weg sind.

Der zweite Punkt, was den Eislaufverein betrifft: Über das, was 2058 passieren wird, wage ich nicht zu urteilen - ich befürchte, da werde ich eher vom Zentralfriedhof von unten auf die Welt heraufschauen -, aber es könnte natürlich zwischenzeitig auch schon passieren, dass dort Druck auf den Verein ausgeübt wird. Wir sind da in enger Abstimmung mit dem Verein, damit dieser Druck jedenfalls nicht so groß wird, dass es den Eislaufverein dort einmal nicht mehr geben könnte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 5. Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Smolik gestellt. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Sie betonen immer wieder, dass Sie nicht zulassen werden, dass dieses Areal dort verbaut wird. Jetzt ist es aber verwunderlich, warum der Wiener Stadterweiterungsfonds trotz allem offensichtlich in seinen Vertragsklauseln Nachbesserungsklauseln drinnen stehen hat, wo davon ausgegangen wird, dass es innerhalb von zehn Jahren eine Widmungsänderung geben könnte, dass hinsichtlich eines weiteren Drittels der Grundfläche zum Beispiel auf Wohngebiet oder gemischt genutztes Baugebiet umgewidmet wird. 

Irgendwoher muss also der Wiener Stadterweiterungsfonds diesbezügliche Informationen oder Zusagen oder was auch immer haben, sonst hätte er das ja nicht in diese Ausschreibungsunterlagen oder jetzt vielleicht auch in die Verkaufsunterlagen hineingenommen. 

Können Sie zusichern, dass es aus Ihrem Ressort keinerlei Zusagen in diese Richtung, dass also dort eine Umwidmung beziehungsweise Bebauung geplant ist, in Richtung Wiener Stadterweiterungsfonds gegeben hat?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! Das sind bei Veräußerung von Immobilien ganz übliche und normale Standardfloskeln, die man hineinschreibt. Ich habe überhaupt keinen Bezug dazu. Der Fonds ressortiert im Innenressort. Ich habe auch sichergestellt, dass dorthin keinerlei Zusagen getätigt wurden. Aber wir kennen diesen Fonds. Er hat zu dieser Stadt nicht jene Beziehungen, die man als hervorragend bezeichnen könnte, denn sonst hätten wir das Thema Dominikanerbastei - wo er ebenfalls nicht gewillt ist, die Renovierungsarbeiten zu leisten, sodass wir schon einmal eine Ersatzvornahme machen mussten - mit ihm ja auch lösen können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. 

Wir kommen nun zur 5. und letzten Anfrage (FSP - 02406-2008/0001 - KVP/GM) dieser Fragestunde. Sie wurde von Herrn GR Alfred Hoch gestellt und ist gleichfalls an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (In der Stadtentwicklungskommission wurde die U1-Verlängerung in das Stadterweiterungsgebiet Rothneusiedl genehmigt. Trotz jahrelanger intensiver Diskussion im Bezirk, vor allem auch in der Favoritner Bezirksvertretung, wurden keinerlei Vorschläge der Opposition bzw von Anrainern - zB die Anbindung der U-Bahn an den zukünftigen Frachtenbahnhof Inzersdorf - in das Konzept der Stadt eingearbeitet. Was sind aus Ihrer Sicht die Gründe dafür?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Die Variantenuntersuchungen für die Verlängerung der U1 vom Reumannplatz in den Süden sind in den Jahren 2002 und 2003 begonnen worden mit dem generellen Projekt. Wir haben seit 2005, als dann die große Meinungsbildung innerhalb der Expertenschaft abgeschlossen war, schon drei Werkstattausstellungen durchgeführt, die immer in der Region stattgefunden haben und bei denen der aktuelle Stand der Planungen einer breiten Öffentlichkeit präsentiert wurde. Die Anregungen der Bevölkerung wurden im Planungsprozess diskutiert, bewertet und nach Möglichkeit auch eingearbeitet. Eine weitere Ausstellung wird über den aktuellen Planungsstand, nämlich über den Abschluss der generellen Planung, zwischen 17. und 19. Juni wiederum im Haus der Begegnung in der Per-Albin-Hansson-Siedlung stattfinden, sodass noch einmal - und jetzt am Übergang von der generellen Planung zur Detailplanung - der Dialog mit der betroffenen Bevölkerung geführt werden kann. 

Die Anbindung des Frachtenbahnhofes, die Sie in Ihrer Frage angesprochen haben, hat mehrere Besonderheiten: Erstens gibt es den Frachtenbahnhof noch nicht, und wir sind intensiv bemüht, mit den Österreichischen Bundesbahnen hier zu weiteren Schritten zu kommen, bis hin zur Umweltverträglichkeitsprüfung und dann zu den entsprechenden Genehmigungen, sodass dieser Frachtenbahnhof in einem Public-Private-Partnership-Modell realisiert werden kann - früher, als jemals eine Chance bestünde, ihn in den Rahmenplan hineinzubekommen. Dass das funktionieren kann, sehen wir am Beispiel des Frachtenbahnhofs Werndorf bei Graz, wo dieses Modell zum Wohle sowohl der Transportwirtschaft als auch der Bundesbahnen so durchgezogen werden konnte. 

Was die Anbindung eines Güterterminals betrifft - eines Logistikzentrums, das normalerweise viel Fläche mit relativ wenigen Beschäftigten benötigt, aber die Güter von den großvolumigeren Transporteinrichtungen wie den Güterzügen auf kleinvolumigere LKWs umlädt -, so ist ganz entscheidend, dass dort ein Anschluss nicht nur auf der Schiene, sondern auch in das höchstrangige Straßennetz besteht. Und das ist im Bereich Inzersdorf Metzgerwerke durch die S1 beziehungsweise das erste Stück der A24, der neuen Abfahrt von der S1 gegeben. 

Es ist viel entscheidender, dass dieser Straßenanschluss besteht, als dass ein U-Bahn-Anschluss für die relativ wenigen Bediensteten auf diesem Areal hergestellt wird. Es ist aber durch die Trassenführung, die jetzt im generellen Planungsprozess als die geeignetste festgestellt wurde, möglich, zur U-Bahn-Endstelle in Rothneusiedl eine Busanbindung herzustellen, sodass sowohl der Großgrünmarkt Inzersdorf als auch die Betriebe, die sich dort entlang der Laxenburger Straße befinden, sehr komfortabel an die U-Bahn angeschlossen werden können. - Das trifft nebenbei auch für alle Siedlungen, die südlich der Donauländebahn im Bereich Rothneusiedl, Oberlaa, entstanden sind, zu. 

Was die Verknüpfung der Bahnstrecke Pottendorfer Linie und der Donauländebahn für den Personenverkehr mit der U1 betrifft, so haben wir auch diese Frage sehr intensiv untersucht. Und der Schluss daraus war, dass für den Fall, dass über die Donauländebahn einmal – in ferner Zukunft - ein Schnellbahnring entstehen sollte, eine Verknüpfung mit der U1-Station am Stockholmer Platz sehr wohl möglich ist und eine komfortable Verbindung mit 150 m überdachtem Umsteigeweg eingerichtet werden kann. Die Lage der Station Stockholmer Platz ermöglicht uns zur Zeit eine wesentlich bessere Erschließung der Per-Albin-Hansson-Siedlung, als das bei einer noch näheren Situierung an die Donauländebahn jemals möglich gewesen wäre. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Hoch gestellt. – Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie haben im ersten Teil Ihrer Beantwortung auf das Prozedere kurz hingewiesen, wie man jetzt zu diesem Plan gekommen ist. Ich habe mir diese Ausstellungen auch immer sehr genau angesehen. Da hat man 2006, auch bei einer Ausstellung im Haus der Begegnung in der Ada-Christen-Gasse, sogar schon diese Station Donauländebahn drinnen gehabt. Das dürfte sich erst jetzt in den letzten Monaten wieder weiter nördlich beim Stockholmer Platz situiert haben. 

Wir haben jetzt das Problem, dass dann diese beiden Stationen, Alaudagasse und Stockholmer Platz, gerade 200 m voneinander entfernt sind - von Ausgang zu Ausgang natürlich - und das aus unserer Sicht nicht wirklich sinnvoll ist und es, wie Sie jetzt selbst gesagt haben, dann zu einem etwaigen Schnellbahnring in ein paar Jahren auch wieder 150 m sind. 

Aus unserer Sicht ist das also nicht wirklich sinnvoll, und wir haben uns wirklich sehr intensiv damit beschäftigt und uns die Frage gestellt, warum man nicht doch bei dem Vorschlag U-Bahn-Station Donauländebahn geblieben ist, so wie er noch Ende 2006 aufrecht war.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Die Frage, ob auf der Donauländebahn ein Schnellbahnbetrieb geführt wird, ist nicht allein von der Stadt Wien abhängig. Wenn Sie sich den Schnellbahnring entlang des Handelskais anschauen, also die S45, die bis zur Station Handelskai fährt, so ist mit den Bundesbahnen vereinbart, dass es eine Verlängerung bis zur U2 beziehungsweise bis zur S80 bei der Stadlauer Brücke geben soll. Alles andere ist zur Zeit, auch von der Trassenanlage und von den freien Trassen, die die Bahn zur Verfügung stellen könnte, so, dass die Hauptlast für den Güterverkehr reserviert ist - sowohl von der Stadlauer Brücke herunter zum Containerterminal in der Freudenau als auch über die neue Winterhafenbrücke, die von den Bundesbahnen nur eingleisig ausgebaut wird, dann weiter Richtung Ostbahn und Südbahn beziehungsweise über den Lainzer Tunnel Richtung Westbahn. Das schränkt die Kapazitäten dort für den Güterverkehr doch deutlich ein. Und daraus resultiert, dass trotz viergleisigem Ausbau der Donauländebahn hier starke Einschränkungen bestehen, was die Möglichkeit betrifft, überhaupt einen Schnellbahnbetrieb zustande zu bringen. 

Das heißt, wir können zur Zeit nicht davon ausgehen, dass die Bundesbahnen diesen Schnellbahnring tatsächlich errichten werden, beziehungsweise können wir nicht sagen, zu welchem Zeitpunkt. Den Bewohnern der Per-Albin-Hansson-Siedlung längere Wege auf Dauer zuzumuten, nur auf die Vermutung hin, dass ein Schnellbahnring kommen könnte, wäre wohl wenig zweckmäßig gewesen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dkfm Dr Maurer gestellt. - Ich bitte um die Frage.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Die U1-Station Alaudagasse wird ja in Tieflage geplant. Die beiden südlicheren Stationen sollen in Hochlage errichtet werden. Ich hätte gerne die Beweggründe dazu gehört. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Wir haben die ursprüngliche Planung, die auch betrieblich kostengünstigste Planung, so angelegt, dass die Station Alaudagasse in Hochlage errichtet wird. Die Geländeverhältnisse sind so, dass vom Verteilerkreis Favoriten herunter ein starkes Gefälle über die Favoritenstraße bis zur Per-Albin-Hansson-Siedlung führt, sodass sich angeboten hätte, bei diesem Gefälle gleich in die Hochlage herauszufahren. 

Allerdings - und hier hat der Bezirk massive Einwände kundgetan, denen wir gefolgt sind - hätte sich diese Station nur wenige Meter vor den Hauptfenstern der Siedlung in der Alaudagasse situiert, und damit wäre eine deutliche Benachteiligung für die BewohnerInnen dort entstanden. 

Wir haben daher untersucht, ob die Station Alaudagasse in Tieflage errichtet werden kann. Dies ist möglich. Es ist aber nicht mehr möglich, die Station Stockholmer Platz unterirdisch zu situieren, weil die Kreuzung zwischen der Donauländebahn und der Bundesstraße, der ehemaligen Bundesstraße Favoritenstraße beziehungsweise Himberger Straße so ist, dass wir dort seitens der Bundesbahnen schon die Planungen kennen, dass eine Unterführung der Straße stattfinden wird - derzeit ist ja dort noch ein Schranken -, und diese Unterführung nimmt uns die Möglichkeiten, mit der U-Bahn unter der Bahn noch durchzukommen und die Trassenführung im Großen und Ganzen einzuhalten. 

Daher kommen wir nach der Alaudagasse in Hochlage. Dieser Abschnitt, wo die U-Bahn an der Oberfläche auftaucht, der normalerweise ziemlich unattraktiv ist, dort so gelegt, dass er mit Tankstelle und Einkaufsmöglichkeiten so zusammengelegt werden kann, dass es auch von der Stadtgestaltung eine sehr gute Anordnung sein wird. 

Die Nähe der beiden Stationen ergibt sich daraus, dass die Anbindung der verschiedenen Busse und Zubringersituationen aus den beiden Per-Albin-Hansson-Siedlungen dadurch besser gewährleistet und aufgeteilt werden kann. Die Überquerung der Donauländebahn erfordert dann wiederum eine gewisse Höhenlage, die es bis zur Oberlaaer Straße nicht mehr ermöglicht, unter Niveau zu kommen. Daher ist die zweite Station, Oberlaaer Straße, dann ebenfalls über Niveau, aber die Endstelle wiederum in seichter Tieflage, sodass auf dem Stadterweiterungsgebiet Rothneusiedl keine gravierende Zäsur durch den U-Bahn-Bahnhof gegeben sein wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Madejski gestellt. – Bitte schön.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wie Sie wissen, hat ja die FPÖ bereits 1993 ein Konzept vorgelegt, in dem die U-Bahn-Verlängerung nach Rothneusiedl vorgeschlagen und im Detailplan vorgestellt wurde – zu einem Zeitpunkt, als die SPÖ wahrscheinlich noch nicht einmal wusste, wo Rothneusiedl liegt. Aber es freut mich, dass diese alte freiheitliche Forderung jetzt nach 15 Jahren aufgegriffen wurde und auch der Beschluss in der Stadtentwicklungskommission gefallen ist. 

Es geht jetzt darum - unabhängig von Stationen und unabhängig davon, wohin sie führt -, dass einmal überhaupt begonnen wird, mit den Mitteln des Bundes und der Stadt Wien diese Verlängerung zu bauen. 

Sie wissen aber ganz genau, dass diese Verlängerung nach Rothneusiedl ins zukünftige Wohngebiet nur die halbe Miete ist, denn es kann nicht sein, dass eine 
U-Bahn in den Süden Wiens führt - ganz wichtig: auch in den Süden Favoritens -, ohne dass es eine Schleife oder eine eigene Stichstrecke Richtung Monte Laa oder Richtung Kurzentrum Oberlaa geben wird. 

Es gibt eine Beantwortung einer vor zwei Jahren von mir gestellten Anfrage, in der von Frau Mag Brauner als damaliger Finanzstadträtin eindeutig gesagt wurde – ebenso wie auch von den Wiener Linien -, dass das Projekt, nach Oberlaa zu verlängern, insofern derzeit nicht möglich ist, als die finanziellen Ressourcen nicht passen.

Das ist zumindest ein Ansatzpunkt, und daher meine Frage: Sehen Sie die jetzige Endstation in Rothneusiedl bereits als wirklich endgültig, oder gibt es Überlegungen, wenn die finanziellen Mittel ab 2015 wieder vorhanden sind, in einer weiteren Ausbauphase – so, wie wir und viele Favoritner und Wienerinnen und Wiener, die nach Oberlaa fahren, uns das wünschen - einen Anschluss herzustellen, und zwar entweder mit Stichstrecke - das gibt es ja auch bei der U6, wo jede Zweite nach Siebenhirten und jede Zweite nach Alterlaa führt; auch das wäre eine Möglichkeit einer Stichstrecke - oder indem man eine Schleifenbindung retour auf die Troststraße macht. Sehen Sie da Möglichkeiten, oder ist die jetzige Situation wirklich endgültig?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Die Diskussion über die Frage, wer das Urheberrecht für die Verlängerung nach Rothneusiedl hat, überlasse ich gerne Ihnen. Die Frage, ob das Kurbad Oberlaa, die neue Therme, die gerade im Entstehen ist, unmittelbar an die U-Bahn angeschlossen werden kann, ist in den letzten zwei Jahren intensiv geprüft worden - in allen möglichen Varianten: vom Splitting bis hin zur Möglichkeit einer Schleifenlösung. Es ist auch noch einmal geprüft worden, ob die U-Bahn-Führung nicht über die Favoritenstraße, sondern über den Laaer Berg erfolgen und dann die U-Bahn über das Kurbad nach Rothneusiedl fahren soll. Es hat sich immer gezeigt, dass bei allen möglichen Variationen die meisten Fahrgäste und der höchste Effekt – im Verhältnis zu den Streckenkilometern – bei der geradlinigen Führung Richtung Rothneusiedl erreichbar sind. Und daraus hat sich ergeben, dass diese Variante auch der Stadtentwicklungskommission vorgelegt wurde und dort mit den Stimmen der SPÖ und der FPÖ beschlossen worden ist. 

Was allerdings dazukommt, ist, dass wir an der Oberfläche in der Favoritenstraße künftig ja den 67er nicht mehr benötigen. Und so wie immer bei der Gestaltung einer neuen U-Bahn-Trasse beginnen jetzt nach Festlegung der Trasse die Überlegungen, wodurch und wie der Oberflächenverkehr besser organisiert werden kann - mit Busanbindungen im Industriegebiet, mit Busanbindungen der Wohngebiete - und ob unter Umständen eine neue Trassierung des 67ers, zum Beispiel bis Monte Laa oder darüber hinaus, sinnvoll und zweckmäßig ist. 

Diese Prüfungen beginnen jetzt, und wir werden genau so, wie das bei der U1-Verlängerung in den Norden und bei der U2-Verlängerung Richtung Prater-Stadion der Fall war, hier die geeigneten Lösungen ausarbeiten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Puller gestellt. – Bitte schön.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Stadtrat! Die U1-Südverlängerung ist ja, wie wir wissen, jetzt beschlossene Sache - beschlossen gemeinsam von SPÖ und FPÖ -, ein Projekt, dessen Kosten sich - Stand 2008 – auf 860 Millionen EUR belaufen werden; ein Projekt, das 30 Jahre zu spät entsteht; und eine Südverlängerung, die schnurstracks ins Ackergebiet führt, wobei ein wichtiger Stadtteil, die Per-Albin-Hansson-Siedlung Ost mit dem Kurzentrum Oberlaa, das ja nach seiner Modernisierung mit über 5 000 Besuchern täglich rechnet, nicht angebunden wird, sondern mit Shuttlebussen erschlossen werden soll. - In 30 Jahren, da hat sich ja etwas weiterentwickelt!

Sie und die FPÖ meinen, es ist immer noch eine 
U-Bahn gerechtfertigt. - Mittlerweile ist ja die Technologie fortgeschritten. Es gibt in mehreren Städten Alternativen - das brauche ich Ihnen nicht vorzusagen -: die Alternative Schnellstraßenbahn, wozu auch ausgearbeitete Konzepte bei den Wiener Linien in den Schubladen liegen. Das wissen Sie vielleicht nicht, aber da können Sie ja Frau StRin Brauner fragen, die sollte es wissen. Die Variante Schnellstraßenbahn hätte den Vorteil, dass sie an der Oberfläche geführt wird, wo sie einen Beitrag zur Stadtentwicklung und Infrastruktur leistet, wobei diese Schnellstraßenbahn nicht mehr Haltestellen haben und nicht langsamer sein sollte als eine U-Bahn. Eine solche Schnellstraßenbahn könnte problemlos gesplittet werden, wobei mit einem Teil eben die Per-Albin-Hansson-Siedlung Ost mit dem Kurzentrum Oberlaa angeschlossen werden könnte und ein Teil eben in das Noch-Ackerland, das irgendwann stadtentwickelt werden soll, führen könnte. 

Herr Schicker, Sie als Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr können mir sicher eine plausible Antwort geben, warum Sie sich für diese Variante Schnellstraßenbahn nicht entschlossen haben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! Es ist schon merkwürdig: Wir haben in Wien die Situation gehabt, dass Stadterweiterung betrieben worden ist und wir geziehen wurden, dass dort kein gescheiter öffentlicher Verkehr zur Verfügung stand - ich denke an die Großfeldsiedlung, ich denke an den Rennbahnweg. Dieser Spruch ist auch heute noch aktuell. Es wird noch immer behauptet, dass es Stadterweiterung in Wien gibt und keinen gescheiten öffentlichen Verkehr dazu. - Diese Zeit ist vorbei! Wir gehen sowohl in das Stadterweiterungsgebiet rund um Stadlau als auch in das Stadterweiterungsgebiet am Flugfeld Aspern mit der 
U-Bahn. Wir gehen auch im Süden von Wien mit der 
U-Bahn in das Stadterweiterungsgebiet - und nehmen daher dieser Kritik, dass es Stadterweiterungsgebiete ohne gescheiten öffentlichen Verkehrsanschluss gäbe, den Wind aus den Segeln. Diese Zeiten sind vorbei! Wir sorgen dafür, dass ein hervorragender öffentlicher Verkehr in die Stadterweiterungsgebiete kommt und wir damit das tun, was auch im ursprünglichen Konzept - und insofern sind die 30 Jahre durchaus richtig angesetzt - der U-Bahn-Planung drinnen war, nämlich zunächst zu den Subzentren zu fahren, und wenn der Ausbau in dieser Form erledigt ist, dann mit den U-Bahnen weiter bis an den Stadtrand zu gehen. Das ist im Norden Wiens im Gange, weil dort auch eine wesentlich dynamischere Erweiterung der Stadt stattfindet, und das wird im Süden jetzt ergänzend zur U6 in Liesing und in Siebenhirten auch in Favoriten durchgeführt. Die Favoritner haben sehr lange darauf gewartet, und ich kenne sehr viele, die sich besonders darüber freuen, dass wir endlich mit der U-Bahn hinkommen. 

Zu der Diskussion über Schnellstraßenbahnen: Das ist eine wunderbare Bezeichnung für eine Straßenbahn, die dann in ihren Anlageverhältnissen den U-Bahnen sehr ähnlich werden muss, damit die Geschwindigkeit, die Fahrgeschwindigkeit erreicht werden kann. Und das bedeutet dann - und das war auch der Grund, warum zum Beispiel Floridsdorf noch nicht auf das volle Konzept Schnellstraßenbahn eingestiegen ist - Zäsuren im Straßenraum durch Zäune, das bedeutet, dass die Trasse abgegrenzt sein muss, um Unfälle zu verhindern. Und damit ist das ein massiver Eingriff in das Straßenbild. Und ich könnte mir bei der Favoritenstraße, vor allem beim Teil zwischen Reumannplatz und Verteilerkreis, nicht vorstellen, dass dort die Trasse der Schnellstraßenbahn in einem Käfig geführt wird und damit den linken und den rechten Teil der Favoritenstraße deutlich voneinander trennen würde. 

Ich halte also diese Konzepte für interessant und für spannend dort, wo wir eigene Trassierungen vornehmen können. Sie werden das bei der Linie 26 als Verbindung zwischen Floridsdorf und Donaustadt demnächst auch in Bau sehen. Dort sind Schnellstraßenbahnen sinnvoll. Sie sind aber in dem Bereich, wo man in den innerstädtischen Teil unserer Stadt, in die dicht bebauten Teile unserer Stadt kommt, absolut unverträglich. 

Die Diskussion ist genau so: Weil es irgendwo einmal gebaut wurde, will man es jetzt in Wien auch sehen. Wir haben das in Teilen unserer Straßenbahninfrastruktur schon gemacht, und wir machen es dort, wo es sinnvoll ist. Genauso wie wir in Wien die Regionalbahnen schon haben: Die Badner Bahn ist so etwas, und die ist nicht in Stuttgart oder sonst irgendwo auf der Welt erfunden worden, sondern sie fährt in Wien seit über 100 Jahren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die 5. Zusatzfrage wird von Herrn GR Hoch gestellt. - Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Die Wiener Linien gehen jetzt in die Detailplanungen und werden dann den letzten Entwurf präsentieren. 

Und jetzt habe ich eine Frage: Die Wiener Linien haben immer gesagt, es zahlt sich eine U-Bahn nach Rothneusiedl nur aus, wenn es genügend Wohnverbauung gibt. Deshalb möchte ich Sie fragen: Wann werden, aus Ihrer Sicht, die ersten Architekturwettbewerbe beginnen, um Wohnverbauung vor Ort zu schaffen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sie werden sicher zeitgerecht beginnen, Herr Gemeinderat, damit die U-Bahn und der Wohnbau gleichzeitig abgeschlossen werden können. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Verschleiern, Verhabern, Verhindern – Machtrausch der SPÖ gefährdet unser Wien!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Dr Tschirf, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Redezeit beträgt zehn Minuten.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

„Verschleiern, Verhabern, Verhindern – Machtrausch der SPÖ gefährdet unser Wien!" - Wenn wir diese Überschrift gewählt haben, ist das nicht eine Überschrift, die eine Oppositionspartei alleine wählt, sondern etwas, das sehr wohl in dieser Stadt diskutiert wird. Wenn etwa eine Tageszeitung - es ist die auflagenstärkste Tageszeitung - in Beobachtungen der Lage in Wien vor Kurzem davon sprach, wie es in Wien so zugeht, dass die Probleme verschlafen werden, dass exorbitante Gebührenerhöhungen stattfinden, dass eine als problematisch bezeichnete Kriminalitätsentwicklung festzustellen ist, dass etwa die Fragen des Arbeitsmarktes, die Fragen des Umgangs mit den Migranten einfach nicht so gehandhabt werden, wie man sich das in einer Großstadt vorstellt, dann sollte das der SPÖ sehr wohl zu denken geben und sie zur Erkenntnis führen, dass es ein Umdenken geben müsste. 

Das Gegenteil ist jedoch der Fall, meine sehr geehrten Damen und Herren: Die SPÖ behandelt diese Stadt so, als ob es in dieser Stadt nur SPÖler gäbe. 

Aber schauen wir uns die Zahlen an: Sie von der SPÖ haben 29 Prozent der Stimmen der Wahlberechtigten in dieser Stadt - 29 Prozent, nicht 100! -, aber Sie haben sich das alles so eingerichtet, dass Sie damit 49 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen, aber 55 Prozent der Mandate, 60 Prozent der Mitglieder der Gemeinderatsausschüsse (GR Godwin Schuster: Wie groß ist denn der Prozentsatz der ÖVP ...?), 75 Prozent der Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates, 100 Prozent der Präsidenten des Landtages, 100 Prozent der amtsführenden Stadträte haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist nicht so, wie Demokratie ablaufen sollte. (GR Godwin Schuster: ... ÖVP genauso! – GR Franz Ekkamp: In Niederösterreich!) Vergleichen Sie das beispielsweise mit anderen Landtagen: Dort ist es selbstverständlich so, dass auch die Minderheiten einen Anteil an Ausschussvorsitzenden haben! Schauen Sie sich das auf der Bundesebene an: Selbstverständlich ist es im Nationalrat und im Bundesrat so, dass die Minderheitsparteien auch Ausschussvorsitzende haben! - Sie können darüber grinsen. Sie können sich denken: Super, uns geht es gut; wir wollen das gar nicht verändern, herrlich! - Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, es wird der Zeitpunkt kommen, da werden Sie daran denken, dass Sie da einen schweren Fehler gemacht haben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Mit euch gemeinsam beschlossen!) 

Ich verspreche Ihnen heute, dass es nach dem Vorliegen des Ergebnisses der nächsten Wahl keine absolute Mehrheit der SPÖ in diesem Haus geben wird - und das wird gut für diese Stadt sein! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: ... wie Sie das machen!) 

Es gibt derzeit ein gutes Beispiel, an dem deutlich wird, wie es so in dieser Stadt zugeht und wie das Wienerinnen und Wiener erleben, und ich nenne hier nur das Stichwort Prater. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir alle kennen und schätzen den Prater als eine Institution, als eine Einrichtung, als eine historisch entwickelte Vergnügungsstätte, die wir schon seit Kindheitstagen genießen können. Und wenn wir uns nun die Situation des Praters und daneben den Nordbahnhof ansehen, dann müssen wir sagen: Das war ein ziemlich heruntergekommener Bahnhof, das war einmal der Nachfolger eines alten Industriebauwerks. Und wie ist das heute? - Ein ganz toller Bahnhof, ein herzeigbarer, moderner Bahnhof! Und daneben der Vorplatz des Praters - eine Grauslichkeit und eine finanzielle Katastrophe, meine sehr geehrten Damen und Herren! Und das um 32 Millionen EUR - in alter Währung einer halben Milliarde Schilling -, freihändig von der SPÖ vergeben! So, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird in dieser Stadt mit dem Geschmack und mit dem Geld der Bürgerinnen und Bürger umgegangen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das fügt sich ein in die Gesamtsituation der Stadt, und da verweise ich wiederum auf die Artikel in den verschiedenen Zeitungen, in denen auf die Gebührenlawine hingewiesen wird: 2008 - ORF-Gebühren plus 10 Prozent mit dem Wiener SPÖ-Stiftungsrat Stadler. Oder, 2007 die Anhebung der Bädertarife um 27 Prozent, der Parkscheine um 50 Prozent, der Parkpickerl um 28 Prozent, Fahrscheine: plus 13 Prozent, Strom: plus 6,3 Prozent, Gas: plus 5,3 Prozent. - Und das eingebettet in eine Situation, in der die Arbeitslosenquote in Wien bei 8,5 Prozent liegt und damit die schlechteste - das heißt, der höchste Wert - im Bundesländervergleich ist. Wenn man andererseits das Wirtschaftswachstum betrachtet, dann liegt Wien, umgekehrt, am unteren Ende der Skala innerhalb Österreichs. 

Schauen wir uns an, wie das in anderen Metropolen aussieht! Schauen Sie sich etwa München, Mailand oder Stuttgart an! Von deren Beispiel könnten wir einiges profitieren, aber dort wird mit den Dingen auch anders umgegangen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehen wir uns auch das letzte Beispiel an, an dem deutlich wurde, wie mit Oppositionsrechten, mit Bürgerrechten umgegangen wird, nämlich die Untersuchungskommission: Bei dieser Untersuchungskommission gibt es ein Njet zu den Ladungen von Angehörigen, gibt es ein Njet zu Transparenz, ein Njet zu einer Verbesserung der Situation. - Das ist das, womit wir es zu tun haben. 

Oder: das Firmennetzwerk der SPÖ, das sich über diese Stadt zieht. Wir sehen, dass bei allem irgendwo die SPÖ beteiligt ist. Selbst wenn man im Rathaus Räume mietet, geht das irgendwo über SPÖ-Organisationen, meine sehr geehrten Damen und Herren. - So sieht eine Stadt am Anfang des 21. Jahrhunderts, in der es um Transparenz, um Modernität, um Weiterentwicklung gehen sollte, nicht aus! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wo sind die vielen bunten Vögel, die beispielsweise in der Ära Zilk in dieser Stadt möglich waren, beispielsweise ein Max Koch, ein Kurt Scholz, ein Hannes Swoboda? Das waren - bei aller klaren politischen Zuordnung - Persönlichkeiten, die diese Stadt geprägt haben, die Impulse gegeben haben, die dazu beigetragen haben, dass in dieser Stadt etwas weitergeht! - Aber es gibt sie nicht mehr in der Ära Häupl. Hier ist das Graue, das Eintönige, das SPÖ-Allerlei. Das ist die Realität, mit der wir es hier zu tun haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Notwendig wäre am Anfang des 21. Jahrhunderts ein Aufbruch in dieser Stadt, so wie er beispielsweise am Anfang des 20. Jahrhunderts stattgefunden hat, als ein Otto Wagner der Stadtbaumeister war, eine Zeit, aus der wir heute noch die entsprechenden Einrichtungen bewundern können. Was bleibt heute? - Der Prater? - Wir können nur hoffen, dass das nicht lange so bleiben wird und entsprechend verändert wird. Schade nur, dass so viel Geld dafür ausgegeben werden muss. 

Was bleibt, ist ein wirtschaftlicher Stillstand, der nicht nur ein Problem für die Wirtschaft ist, sondern vor allem auch für die Arbeitnehmer dieser Stadt, der dazu führt, dass wir die mit Abstand höchste Arbeitslosenrate haben, der dazu führt, dass Wien ins Hintertreffen unter den österreichischen Bundesländern gerät. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am Ende dieser Legislaturperiode wird das Ende der absoluten Mehrheit der SPÖ stehen. Das wird gut sein für die Wienerinnen und Wiener, das wird gut sein für die Zukunft der Stadt. Wir werden jeden Beitrag dazu leisten, dass das der Fall sein wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Mag Stefan zu Wort. Ab jetzt beträgt die Redezeit jeweils fünf Minuten, aber das wissen die Routiniers ohnedies. – Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

„Verschleiern, Verhabern, Verhindern" - ein sehr schöner Titel, muss ich sagen, und dieser animiert natürlich auch zu einer Wortmeldung. (GR Christian Oxonitsch: „Verzweifelt"! „Verführt"!) Ich möchte mich fokussieren auf Wiener Wohnen und auf Umstände, die damit zusammenhängen. Wir werden heute am Nachmittag noch die Gelegenheit haben, davon einen Detailbereich zu besprechen - es geht da um Vergaben im Installateurbereich im Zusammenhang mit Wiener Wohnen zur Sanierung von Wohnungen. Ich kann Sie jetzt schon darauf hinweisen, dass es wirklich erstaunlich sein wird, was ich Ihnen da alles präsentieren kann. 

Vorweg am Vormittag aber ein anderes Thema im Zusammenhang mit Wiener Wohnen, nämlich die Hausbetreuungs GmbH und die Außenbetreuungs GmbH - ein besonderes Schmankerl, wie man weiß. 

Mit dem Wegfall des Hausbesorgergesetzes hat die Stadt Wien und insbesondere StR Faymann festgestellt: Es gibt einerseits die Möglichkeit, jetzt private Firmen zu beschäftigen, die die Tätigkeiten durchführen - also Reinigungs-, Hausbetreuungsarbeiten, sonstige Servicetätigkeiten, Gärtnerarbeiten -, und es gibt andererseits die Möglichkeit, dass man das selbst macht. Das hat zwei große Vorteile: Einerseits kann man Freunde und Freunde von Freunden und Brüder von Freunden und Freunde von Brüdern und so weiter versorgen und damit neue Freunde züchten, und andererseits kann man mit den so genannten Inhouse-Geschäften an eigene Tochterunternehmen alle Ausschreibungen aushebeln. 

Dann ist da noch zusätzlich einiges schiefgelaufen - wir haben das bereits im Kontrollamtsbericht vom März dieses Jahres lesen dürfen -: Mobbing im Unternehmen, eigenartige Vorgänge im Zusammenhang mit dem Geschäftsführer, der sich einen Q7 geleistet hat - immerhin sind wir im Bereich des sozialen Wohnbaus, wie wir wissen, und dort werden die Tätigkeiten durchgeführt -, massive Steigerung des Gehalts des Geschäftsführers, Meisterprüfung innerhalb von wenigen Monaten - soll alles sein -, 10 000 EUR für Aufzugsbetreuung - also pro Monat für eine Person, die Aufzugsbetreuung macht - und Ähnliches. Alles im sozialen Wohnbau! 

Bald hat sich aber herausgestellt, dass bei diesen Tätigkeiten, die durch die Hausbetreuungs GmbH durchgeführt wurden, die Werkmeister nicht mehr bereit waren, die Arbeiten abzuzeichnen. Die Aufträge wurden daher von den Werkmeistern, von den KDs abgezogen, direkt an die Chefin von Wiener Wohnen, die ab sofort diese Verträge durchführt und vereinbart. Die Gruppenleiter der neuen KDs sind damit überhaupt nicht mehr beauftragt, haben auch keine Ahnung, was sich hier abspielt. Wenn die Mieter und die Mietervertreter kommen und Fragen zu den einzelnen Aufträgen haben, können die nur sagen: Ich weiß davon gar nichts! Ich muss selbst nachfragen! Und wenn ich Glück habe, dann bekomme ich den Vertrag, um Ihnen Auskunft geben zu können. 

Was spielt sich denn da wirklich ab? - Die Hausbetreuungs GmbH führt Arbeiten durch und verrechnet dafür oft bis zu einem Vielfachen des Wertes, der am freien Markt zu bekommen ist. Gleichzeitig wurden alle privaten Firmen hier ausgeschaltet. Es wurden etwa alle Verträge mit Gärtnern oder auch mit den Reinigungsfirmen sofort gelöscht, alle diese Kontrahentenverträge wurden gelöscht und gestrichen und alles selbst durchgeführt. Es gibt hier keine Ausschreibungen, es gibt keinerlei Kontrolle, was hier verrechnet wird, und es ist schon als Beispiel in der Zeitung gestanden, dass bei den Gärtnern bis jetzt 60 Cent pro Quadratmeter verrechnet wurden und es jetzt 1,70 EUR pro Quadratmeter sind, also fast das Dreifache! Und dann stellt man fest, dass diese Arbeiten zum Teil auch noch an Subfirmen vergeben werden und trotzdem der volle Betrag verrechnet wird. - Also ein irrsinniger Sumpf! Es werden hier den Mietern Dinge verrechnet, die überhaupt nicht notwendig wären - offensichtlich das Zwei- bis Dreifache von dem, was erforderlich wäre, wenn man ganz normal am freien Markt einkaufen würde, wobei man zusätzlich immer noch die Möglichkeit hätte, dabei die Wiener Firmen zum Zug kommen zu lassen.

Das ist also eine Vorgangsweise, die wirklich dem sozialen Wohnbau gänzlich widerspricht. Ich kann nur festhalten, dass die SPÖ offenbar drauf und dran ist, eine weitere Errungenschaft der Sozialdemokratie zu zerstören, nämlich den sozialen Wohnbau. Und ich bin mir ganz sicher: Die Mieter in diesem sozialen Wohnbau werden Ihnen noch stärker als bisher als Wähler davonlaufen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gelangt Frau GRin Mag Antonov zu Wort. - Bitte.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Das Thema, das da von der ÖVP vorgegeben wurde, ist ja nun beileibe kein aktuelles Thema, sondern ein alter Hut. Dennoch ist es relativ mutig von der ÖVP, gerade dieses Thema vorzugeben, denn wie wir alle wissen: Dort, wo die ÖVP kann, macht sie mit beim Verhabern und beim Verschleiern und beim Verhindern: zum Beispiel in Wien, wo es um die SchuldirektorInnenposten geht, wo sich Rot und Schwarz das Feld schön aufteilen. Alle sind zufrieden, vor allem die Roten und die Schwarzen. Auf der Strecke bleiben nur die SchülerInnen, die LehrerInnen, die Eltern und die Bildungspolitik. Aber sonst ist alles bestens. 

Das Thema „roter Filz" ist ein alter Hut, aber er bekommt immer wieder neue Anstecknadeln. In letzter Zeit zum Beispiel die Szene Wien: Da kennt der Herr Sopper den Herrn Kopietz, und schon bremst eine rote Männerpartie eine fähige Frau aus. Aber das wird ja heute noch Thema sein. 

Roter Filz - alter Hut, und viele, viele neue Anstecknadeln: zum Beispiel die Gewista und das freie Plakatieren. Da gibt es eine SP-nahe Firma, und diese Firma kontrolliert die gesamte Werbung in Wien - nicht nur die Werbung, nein, auch den öffentlichen Raum. Wer in Wien womit und wofür Werbung macht, das bestimmt die SPÖ. - Das ist rotes System und das ist roter Filz, meine Damen und Herren! Und wer dabei auf der Strecke bleibt, das sind kleine Initiativen, das sind Kulturinitiativen, das sind BürgerInneninitiativen, und das ist auch die freie Meinung in Wien - die ist hier nicht erwünscht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Thema „roter Filz": alter Hut - und doch immer wieder aktuell! In seiner ziemlich verhaltenen Rede hat Herr Kollege Tschirf schon das Echo Medienhaus und die Vermietung der Rathaussäle angesprochen. Im März ist ein Artikel erschienen, dem man entnehmen konnte, dass die SP-Firma Echo Medienhaus zu günstigen Konditionen die Rathaussäle während der EURO zu mieten bekommt und damit gut verdienen kann. Dann habe ich eine Anfrage an Bgm Häupl gestellt - und siehe da, plötzlich ist alles anders! Offensichtlich hat da jemand die Notbremse gezogen. Das ist gut so und das zeigt, wie wichtig die Kontrolle in diesem roten Wien ist. 

Stichwort Kontrolle: Das, meine Damen und Herren von der SPÖ, hören Sie ja überhaupt nicht gerne. Wenn es um Reformen im Bereich der Kontrolle geht, da blockieren Sie, da verhindern Sie, da verschleiern Sie. Sie verweisen so gerne auf das „sagenhafte" Minderheitsrecht Untersuchungskommission. (GR Christian Oxonitsch: Ja!) – Ja, „supertolles" Minderheitsrecht, wo die Mehrheitsfraktion drinnen sitzt, blockiert, mauert, verhindert und verschleiert. 

Überhaupt zeigt die Psychiatrie als sehr gutes Beispiel - das ist das allerbeste Beispiel -, wie das System „roter Filz" in Wien funktioniert. Da gab es vor rund 30 Jahren einen Reformschub in der Psychiatrie in Wien, und dann ist die SPÖ in ihrem Stolz erstarrt, und mit ihr leider die Psychiatrie in den Netzbetten. Der Rest der Welt hat sich weiterentwickelt, Wien aber sitzt noch immer im Netzbett, weil die SPÖ blockiert. Und das schadet den Menschen in Wien. (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen der ÖVP.)
Die SPÖ in Wien kreist nur um sich, und die SPÖ in Wien bewegt sich eins zu eins ausschließlich im geschlossenen System ihrer roten Netzwerke. Das hat zur Folge, dass die SPÖ keine Bewegung vorwärts mehr zusammenbringt. Was sie macht, das sind kreisende und eiernde Bewegungen - keine Bewegung nach vorne, wie es dieser Stadt eigentlich zukommen würde.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Wien hat sich Besseres verdient! Wien ist nicht gleich SPÖ, SPÖ ist nicht gleich Wien, und Wien ist auch kein roter Selbstbedienungsladen! Die Wiener Bevölkerung, die ja ihrerseits leider Gottes immer mehr auf Wiener Sozialmärkte angewiesen ist und keinen Zutritt zum roten Selbstbedienungsladen hat, wird Ihnen bei der nächsten Wahl die Rechnung präsentieren, und das ist gut so. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Deutsch zu Wort. – Bitte.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die österreichische Volkspartei hatte heute sichtbar, aber auch hörbar das Problem, ein Thema für eine Aktuelle Stunde nennen zu müssen (GR Dr Matthias Tschirf: Überhaupt nicht!), denn sonst wäre es nicht möglich gewesen, dass Sie, Herr Kollege Tschirf, etwa die Frage der Kriminalität ansprechen, wo doch gerade ÖVP-Innenminister Platter maßgeblich dafür verantwortlich ist, dass in dieser Stadt mehr als 1 000 Polizisten fehlen - eine weitere Altlast übrigens auch der früheren Regierung Schüssel.

Es gibt auch überhaupt keinen Grund, die Stadtverfassung und die Geschäftsordnung in dieser Stadt in Frage zu stellen. (Ironische Heiterkeit bei GR Dr Matthias Tschirf und GR Mag Wolfgang Jung.) Sie haben sich heute mit Ihrem Beitrag entschieden für Schlechtreden, Skandalisieren und Verunsichern. (GR Dr Matthias Tschirf: Oje!) Das war auch gekennzeichnet von einer sehr künstlichen Aufregung, wenn sie auch von Ihrer Seite nur kurz war, weil Sie ja ohnehin das Problem haben, überhaupt noch öffentlich wahrgenommen zu werden (Ironische Heiterkeit bei GR Dr Matthias Tschirf und StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager), weil Sie keine Vorschläge für die Entwicklung dieser Stadt haben, sondern Sie haben einmal mehr den fast peinlichen Versuch, muss man sagen, unternommen, diese Stadt schlechtzureden, und das weisen wir auf das Schärfste zurück. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist eigentlich fast unglaublich, dass Sie das Wort Minderheitsrecht ansprechen, wo doch Ihre Partei genau jene ist, die Minderheitsrechte auf Bundesebene immer wieder in Frage stellt, die verhindert, dass die Einsetzung von Untersuchungskommissionen im Bund auch ein Minderheitsrecht ist. Dass Sie das Wort verhindern in diesem Zusammenhang überhaupt noch in den Mund nehmen können, ist eigentlich unglaublich. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat das in diesem Haus durchgesetzt? – Das haben Sie vergessen!)
Verhindern ist das tägliche Brot der ÖVP in der derzeitigen Bundesregierung, wenn es darum geht, sich für soziale Gerechtigkeit einzusetzen. Bei Steuergeschenken für Superreiche hingegen, da sind Sie relativ schnell zur Hand, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber das beste Beispiel für Skandalisieren und Schlechtreden haben Sie ja selbst angesprochen, indem Sie die Untersuchungskommission genannt haben, auf die auch Kollegin Antonov eingegangen ist. Beide Fraktionen waren bis heute nicht in der Lage, einen konkreten Vorfall, einen konkreten Missstand zu benennen. (GRin Mag Waltraut Antonov: Weil Sie alles verhindern!) Es wird auch schon langsam peinlich, muss ich Ihnen sagen, dass ich Sie in jeder Sitzung auffordern muss, das endlich zu tun, damit wir darüber reden können, über Maßnahmen sprechen können und die erforderlichen Zeugen einvernehmen können. Nein, Sie nehmen sogar in Kauf, sollte es einen Missstand geben, dass Sie ihn nicht benennen, um daraus politisches Kleingeld zu wechseln.

Daher: Beenden Sie die Geheimniskrämerei, und halten Sie Unterlagen, die Sie angeblich haben, nicht zurück! (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist ein sehr unwürdiges Schauspiel, wenn Sie dieses Minderheitsrecht „zufällig" rund zwei Jahre vor den nächsten Wahlen ansprechen. Daraus dürfte auch die eigentliche Motivation für die Einsetzung dieser Untersuchungskommission herrühren: Dass auf der einen Seite Kollegin Pilz heute schon im Kreis der GRÜNEN um ihr neues Mandat kämpft und dafür auch das öffentliche Bloßstellen von Menschen in Kauf nimmt - während auf der anderen Seite Kollegin Korosec, wie man sieht, es ja schon bereut hat, dass sie überhaupt diese Forderung auf Einsetzung einer Untersuchungskommission gestellt hat, weil sie sich mittlerweile eher die Frage stellt, wie sie da unbeschadet wieder herauskommt, weil alle bereits mitbekommen haben, gerade auch auf Grund der Expertenäußerungen, dass Wien als Musterstadt der psychiatrischen Versorgung bezeichnet werden kann. (Beifall bei der SPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der ÖVP und Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der GRÜNEN.)

Sie sollten sich also, wenn Sie in dieser „dringenden" Frage zur Aktuellen Stunde vom Machtrausch reden, vielleicht in ganz nüchterner Form einmal vor Augen halten, dass Behauptungen, solange sie nicht verifiziert sind, auch nicht als Missstand zu bezeichnen sind. 

Es ist daher nicht von Blockade zu reden. Wir setzen uns hier sehr offensiv mit der Thematik auseinander, aber nicht mit Kraut-und-Rüben-Anträgen, wie sie von den GRÜNEN oder der ÖVP eingebracht werden, nicht chaotisch, wahllos und undifferenziert, sondern in einem sehr ordentlichen Verfahren, wo jene Unterlagen angefordert werden, die wir auch tatsächlich brauchen, aber nicht auf Verdacht und Spekulation. 

Und daher komme ich bereits zum Schluss. Es hat sich ja auch die Kollegin Antonov für eine Skandalisierung entschieden und hat etwa auf die Gewista hingewiesen. Sie hat nicht gesagt, dass 67 Prozent davon Anteil einer weltweit führenden Außenwerbungsgesellschaft mit 6 500 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist, die im Zuge ihrer Beteiligung die Zentrale nach Osteuropa verlegt hat. Sie nehmen mit Ihrer Argumentation sogar noch eine Schädigung des Wirtschaftsstandortes Wien in Kauf. Ähnlich steht es mit dem Kulturplakat, wo ebenfalls die Lösung im Vordergrund gestanden ist, nämlich die Wildplakatierung zu beseitigen. (GR Marco Schreuder: ... zusperren!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich fordere Sie daher zu einer konstruktiven, sachlichen Tätigkeit im Interesse dieser Stadt auf! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Dr Madejski am Wort. – Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die heutige Aktuelle Stunde hätte es eigentlich verdient, viel länger ausgedehnt zu werden, sodass man länger als nur fünf Minuten über die Probleme reden kann, die es da in Wien gibt. Es ist eigentlich schade. Vielleicht kann man einmal eine Dringliche Anfrage oder einige Dringliche Anfragen zu gewissen Themen machen. Das wäre es wert. Man könnte sie ja auch „Täuschen, Tarnen und Untertauchen" nennen. Ich möchte zu jedem dieser Punkte einige Beispiele nennen.

Täuschen: Derzeit täuschen zum Beispiel die Wiener Wohnen Hausbetreuungs GmbH und die Außenbetreuungs GmbH. Diese täuschen nicht nur Wiener Wohnen – diese schaut zwar mit sehendem Auge zu, was dort passiert, wahrscheinlich aber nur mit einem; zum Glück haben Sie eines schon offen, der Herr Stadtrat, dass Sie hie und da schon etwas dort bemerken –, Ihren Eigentümer, die Stadt Wien, Sie täuschen insbesondere die Mieterinnen und Mieter, weil die Aktivitäten, die diese beiden Firmen mit einem gemeinsamen Geschäftsführer betreiben, zu wesentlichen Mehrkosten des Betriebs für die Mieter führen.

So werden zum Beispiel keine Ausschreibungen gemacht. Wir wissen das alle aus dem Kontrollamtsbericht, den die FPÖ hier eingebracht hat – ein Antrag, der versucht, diese Sachen und diesen Sumpf trockenzulegen. Es wird uns schon noch gelingen! Es gibt keine Wettbewerbe. 

Das Zeiterfassungssystem ist leider vollkommen in die Hose gegangen. Darüber können wir ein anderes Mal reden; darüber gibt es nämlich auch einen eigenen Kontrollamtsbericht. 

Intern wird in dieser Hausbetreuungs und Außenbetreuungs GmbH seit Jahren von der so genannten Bruderschaft gesprochen, weil dort sehr viele Bekannte, Freunde und Verwandte arbeiten und diese sich untereinander auch das eine oder andere zuschießen.

Meine Damen und Herren! Der Geschäftsführer der Wiener Wohnen Hausbetreuungs GmbH wäre gut aufgehoben, wäre er in einer anderen Firma, nämlich in einer finanziell maroden, die er sanieren müsste. Er ist nämlich einer, der das gut kann; also: Leute entlassen, hart drüberfahren. Er ist auf die Gewinnmaximierung ausgerichtet. Nur, er hat vergessen, wo er arbeitet! Er hat vergessen, dass er eigentlich in einem kommunalen Betrieb arbeitet, der zum Dienste und Wohle von 220 000 Mietern da ist. Dort geht es nicht um Gewinnmaximierung, dort geht es nicht darum, Leute hinauszuschmeißen, sondern dort geht es ganz einfach darum, keine Verluste einzufahren, aber kostengünstig zu arbeiten. Und genau das passiert nicht.

Was ist denn zum Beispiel mit der Rasenpflege? Da haben wir in den letzten paar Tagen schon einiges darüber gehört. Da läuft ja auch alles sehr schief. Wir haben hier Fotos – das ist ganz interessant –, wo der Geschäftsführer der Wiener Wohnen Außenbetreuungs GmbH, der Herr Marschall, selber Rasen mäht. Also, es kann ja nicht zum Besten stehen, wenn der Geschäftsführer von der Außenbetreuungs GmbH selber bei einzelnen Gemeindebauten den Rasen mäht!

Meine Damen und Herren! Wieso ist es denn möglich, dass eine Elektrofirma Paar, wo der Herr Geschäftsführer ja früher beteiligt war beziehungsweise dort gemeinsam gearbeitet hat, jetzt plötzlich alle Aufträge bekommt, die Stützpunkte und Unterstützpunkte elektronisch beziehungsweise elektrisch auszustatten, mit je einem Auftragsvolumen zwischen 200 000 EUR und 250 000 EUR. Ich könnte das noch fortsetzen, denn das habe ich bereits alles schon gespeichert, aber es kommt zu einem anderen Zeitpunkt.

Tarnen: Das ist insofern gut, wenn man sich die Sozialbau AG anschaut. Also, tarnen kann die SPÖ wirklich gut. Seit Jahren taucht die Sozialbau immer wieder auf. Ich möchte nur in Erinnerung rufen, dass natürlich die SPÖ an sich eine überdimensionierte Mehrheit über andere Gesellschaften beziehungsweise über eigene Anteile besitzt, wo natürlich der eine oder andere Funktionär oder Gemeinderat oder sonstiges auch im Aufsichtsrat oder in der Geschäftsleitung als Prokurist tätig ist. Das ist ihm unbenommen. Ich wollte nur sagen, das Ganze ist sehr getarnt. 

Man sagt immer, die Sozialbau arbeitet sehr gut in Wien im Genossenschaftsbereich. Es mag schon sein, dass sie das eine oder andere Projekt gut durchzieht, aber es gehört der SPÖ, meine Damen und Herren. Machen Sie uns nichts vor! Sagen Sie, das gehört Ihnen! Sie sind dort beteiligt über die ABH, wo Sie ebenfalls die Mehrheit besitzen. Es gibt Schwesterunternehmen wie Zeitungsverlage, die ebenfalls von der Sozialbau sind. 

Also, hier tarnen Sie sich ganz gut, aber wir als Opposition werden schauen, dass wir diese Tarnung hie und da ein bisschen auffliegen lassen.

Da ist mir noch etwas anderes eingefallen; das habe ich jetzt gerade gesehen. Der neueste Clou bei der Hausbetreuungs GmbH ist, dass sie, anstatt fachkundige Gärtner und Hilfskräfte einzustellen, die vielleicht einmal heind’ln ... – Geheind’lt wurde heuer überhaupt noch nirgends im Gemeindebau! Heind’ln, das ist ein alter Wiener Ausdruck, das ist, wenn man das Unkraut jätet. Strauchschnitt ist in den meisten Bezirken auch noch nicht passiert. 

Es fehlt dort also an fachkundigem Personal. Wissen Sie, was man in der Firma macht? Man stellt ab Juni eine neue Marketingmanagerin ein! Das ist gut! Das gefällt mir für die Dame. Interessant ist nur, dass diese Marketingmanagerin wieder einmal in St Pölten ist – es führt ja alles nach St Pölten, nach Niederösterreich – und dort eine eigene Firma hat. Dort gehört ihr die Firma ZOUFAL Media-Consulting OEG, wo sie auch anwesend sein muss und dort beste Arbeit leistet, wie ich in Niederösterreich höre. Hat sie Zeit, dass sie jetzt eine Managerin in der Hausbetreuungs GmbH wird, meine Damen und Herren? Ich glaube nicht. Das ist ebenfalls etwas, über das wir uns unterhalten müssen.

Und zum Abschluss: Untertauchen. Es gibt ja eine Menge Leute, die bei Ihnen waren, und dann kennen Sie sie nicht mehr, dann tauchen Sie unter. Ein schönes Beispiel, nur am Rande, ganz zum Schluss, ist der Herr Benke aus dem 9. Bezirk gewesen. Ich habe das wieder einmal ausgegraben. Es ist wert, dass man es Ihnen wieder einmal erzählt. Er ist ja nie durch irgendwelche Aktivitäten aufgefallen, dann hat er die Verkehrspolitik im 9. Bezirk entdeckt, dann hat er einmal den Radweg in der Alserbachstraße gebaut – der ist ja wirklich sensationell gefährlich gewesen! –, dann hat er die Parkplatzvernichtung und die Einbahnregelung neu gemacht und dann hat er am Schluss die Ampelblockade auf der Roßauer Lände gemacht. Das war sogar dem Herrn Bürgermeister zu viel: Er ist dann abberufen worden. Er ist mit 58 Jahren in Frühpension gegangen, kriegt eine Doppelgage als Abgeordneter und als Bezirksvorsteher, hat eine Sozialwohnung. Das sei ihm alles gegönnt. – Jetzt kennen Sie ihn nicht mehr!

Meine Damen und Herren! Ich kann ja viele aus Ihren Reihen aufzählen. Sie haben halt die Möglichkeit auf Grund Ihrer absoluten Mehrheit, solche Leute irgendwo noch unterzubringen und verschwinden zu lassen. Das bedingt ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich bitte um den letzten Satz.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ich bin am Ende.

Meine Damen und Herren! Sie werden mir sagen, dass sehr vieles gesetzeskonform ist, was Sie gemacht haben. Das mag möglich sein, meine Damen und Herren, aber legal heißt noch lange nicht anständig. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. – Bitte. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Thema der Aktuellen Stunde ist „Verschleiern, Verhabern, Verhindern – Machtrausch der SPÖ gefährdet unser Wien!". Ich kann sehr gut nachvollziehen, wieso das heute gewählt worden ist. Sie können sich vorstellen, warum. Wir haben für heute Nachmittag die Dringliche Anfrage zum Projekt Riesenradplatz Neu eingebracht, weil da unserer Meinung nach eine Reihe von Themen dringend aufzuarbeiten sind. Es geht dabei darum, wie Sie in dieser Stadt mit Steuergeld umgehen, wie Sie an Bekannte ohne ordentliche Vergabeverfahren freihändig vergeben, wie Sie die Freunderlwirtschaft führen.

Ich möchte mich jetzt deswegen auch auf das Beispiel Riesenradplatz beziehen, weil es wirklich ein Vorzeigebeispiel ist, wie es nicht geht, wie es in dieser Stadt nicht ausschauen sollte.

Zuerst hat es damit begonnen, ich zitiere aus der Zeitschrift „trend" vom Dezember 2007: Der Geschäftsführer der direkt beauftragten Firma sagt: „Die Gretl" – Laska – „hat gesagt, da ist der Masterplan. Ich will, dass ihr das umsetzts." Und er sagt weiter hinten: „Die Gretl ist meine beste Mitarbeiterin bei diesem Projekt.“ 

Es hat keinen Wettbewerb gegeben, es war eine direkte Vergabe an einen offensichtlich befreundeten Unternehmer. Es gab keine Prüfung, ob diese Firma überhaupt in der Lage ist, so ein Projekt abzuwickeln. Wie sich jetzt herausstellt, war sie es nicht. Es gab keine Prüfung, ob bisher Projekte erfolgreich abgewickelt worden sind, ob diese Firma überhaupt die Grundkenntnisse der Wirtschaftlichkeit besitzt. Und es ist jetzt so, dass die Unternehmen, die dort zum Handkuss kommen, die kleinen ausführenden Bauunternehmen schauen, was noch zu retten ist. Sie bringen auf ihren Gegenständen dort vor Ort Plaketten an – Eigentumsvorbehalt –, weil sie noch immer nicht ihr Geld gesehen haben. 

Immerhin 15 Millionen EUR der Stadt Wien sind in dieses Projekt geflossen, 17 Millionen EUR von einem privaten Partner. Die „Kleinen" warten immer noch auf ihr Geld. Und mir sagen die Bauunternehmer jetzt: Wien ist wirklich anders! – Es steht ja auch auf der Einfahrt, auf diesen großen Schildern: „Wien ist anders." – Und sie sagen, sie würden lieber in Sizilien als in Wien bauen, denn dort gäbe es die Mafia, auf die man sich verlassen könne. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN. – GRin Barbara Novak: Unterste Schublade aller Zeiten!)
Was schließen wir daraus? Ich wünsche mir auf keinen Fall die Mafia in Wien, aber ich wünsche mir, dass Sie durch transparente Verfahren sicherstellen, dass geeignete Unternehmen zum Zug kommen, dass Qualität sichergestellt wird in dieser Stadt, dass nicht die prominentesten Plätze der Stadt mit unqualifizierten, unfähigen Kreaturen – muss man schon wirklich sagen – verschandelt werden. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wer sind die unfähigen Kreaturen?) Es braucht eine unabhängige Kontrolle. 

Es braucht auch Konsequenzen aus Kontrollamtsberichten, meine Damen und Herren! Es gab nämlich schon einen Kontrollamtsbericht zu den Zuständen, die die Prater Service GmbH zu verantworten hat. Es hat offensichtlich keine Folgen gegeben. Nein, es kommt noch schlimmer. Man vergibt weiterhin freihändig an Freunde. (GRin Barbara Novak: Das stimmt ja nicht!) Die Gretl vergibt an ihren Freund, Herrn Frank, ein Bauprojekt mit einem Volumen – wie schon gesagt – von 32 Millionen EUR. (GRin Barbara Novak: Das ist letztklassig!) Bitte, das ist kein Klacks! Das ist eines der größten Bauprojekte, die wir derzeit in Wien mit Steuergeldern finanzieren! 

Schauen Sie sich an, was dabei herauskommt! Die Hälfte ist noch nicht fertig. Der Zeitdruck, der immer mit der Fußball-EM gerechtfertigt wurde, hat auch nicht funktioniert. Es ist eine Niederlage auf allen Ebenen. Und so agieren Sie leider nicht nur in diesem Bereich, sondern in vielen anderen auch. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Was bisher auch absolut ausständig ist, ist Folgendes: Es gibt überhaupt niemanden, der Verantwortung übernimmt. Es heißt jetzt sogar, die Explore 5D, die diesen Auftrag freihändig bekommen hat, ist schuld. Bitte, wer hat denn dieses Unternehmen beauftragt? Die „Gretl" hat sie beauftragt. (GRin Barbara Novak: Die Immoconsult!) Die Immoconsult ist ein Finanzpartner, hat 17 Millionen EUR beigetragen, aber 15 Millionen EUR sind an die Explore geflossen. Wo ist das Geld? Sagen Sie mir, wo das Geld ist? (GRin Barbara Novak: Wieso behaupten Sie, dass die Frau Stadträtin jemanden beauftragt hat? Das stimmt ja nicht!)
Offensichtlich bekommen es die kleinen Unternehmer nicht. Sie als Sozialdemokraten sollten sich wirklich schämen – das muss ich sagen – (GRin Barbara Novak: Sie sollten sich schämen!), die „Kleinen" im Stich zu lassen und Ihr eigenes Versagen auf die Schwächsten in dieser ganzen Kette abzuwälzen! So ist es. (Beifall bei den GRÜNEN. – GRin Barbara Novak: Sie haben uns hier schon so viele G'schichteln erzählt!)
Es ist ein Musterbeispiel der Fehlleistungen der SPÖ in Wien. Der Riesenradplatz ist ein Musterbeispiel der Fehlleistungen der Stadt Wien auf allen Ebenen: intransparent, inkompetent. Und die Folgen können wir alle begutachten: katastrophale Optik. Vielen Dank, Wiener SPÖ! Bravo! (Beifall bei den GRÜNEN. – GRin Barbara Novak: Es geht ja nur um Profilierungssucht!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der nächste Redner ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

„Die Gretl hat gesagt, da ist der Masterplan. Ich will, dass ihr das umsetzts." – Und was die Gretl sagt, geschieht. Das ist das System der „Verhaberung" in Wien, denn so werden 32 Millionen EUR-Aufträge freihändig vergeben. Das Ergebnis wird heute noch diskutiert werden, man kann es zusammenfassen: Es ist nach der ästhetischen Katastrophe auch eine finanzielle Katastrophe. (Beifall bei der ÖVP.)
„Verhabern" ist auch das Stichwort für das, was sich in der Szene Wien tut. Es wurde angesprochen. Hier wird ein Intimus des Herrn Geschäftsführers der SPÖ zum neuen Geschäftsführer ernannt. Die mit großem Erfolg arbeitende bisherige Geschäftsführung wird in die Wüste geschickt. Es genügt offenbar, Freund des Herrn Professors zu sein, um Karriere zu machen. Kulturpolitiker, liebe Marie Ringler, ist der Herr Kopietz deshalb noch lange nicht! Er ist Machtpolitiker. (Beifall bei der ÖVP.)
Verschleiern: Der Gewista – auch das wurde angesprochen – wird eine Monopolstellung zugetrickst, die sogar das Kontrollamt der Stadt Wien darstellt. Da gibt es uralte Bescheide. Dann gibt es Akten, die in Verstoß oder Verlust geraten sind. Und dann werden keine marktüblichen Preise gezahlt. Das Ergebnis ist ein Monopol einer Firma, die international bedeutsam ist – das ist richtig, überhaupt keine Frage –, die viele Mitarbeiter hat – auch das ist richtig –, die aber eine Beteiligung der SPÖ Wien hat. Man muss sich nur das Firmengeflecht anschauen, das die SPÖ-Wien betreibt, dann sieht man, dass es kein Zufall sein kann, dass die GEWISTA an 21 000 Plätzen jetzt die Erlaubnis hat, Halbschalen aufzustellen, und dass sie den Markt monopolisiert. 

Verschleiern: Anfragen werden nicht beantwortet. Es gibt keine Transparenz, keine Kontrolle, keine Aufklärung. Anfragen an den Herrn Kulturstadtrat, zum Beispiel, werden mit den Worten abgeschmettert: Die Antwort würde einen unzulässigen oder unzumutbaren bürokratischen Aufwand bedeuten. – In welcher Welt leben Sie eigentlich in Ihrem Machtrausch? Was hat das mit Demokratie zu tun, zu sagen, wir antworten nicht, denn das würde bedeuten, dass wir arbeiten müssen? Unvorstellbar! (Beifall bei der ÖVP.)
Verhindern, ein nächstes Beispiel: Ein Arzt – auch das wurde schon angesprochen –, der vor der Untersuchungskommission ausgesagt hat, sagt dann öffentlich: Ich hoffe, dass mir das nicht berufliche Nachteile bringt. – Welche Dimensionen erreicht dieser Machtrausch langsam? Es kann doch nicht sein, dass ein Angestellter des Krankenanstaltenverbundes, der vor einer parlamentarischen Untersuchungskommission offenbar und hoffentlich nach bestem Wissen und Gewissen und unter Wahrheitspflicht stehend aussagt, dann Angst vor beruflichen Nachteilen hat! (GR Mag Wolfgang Jung: Dann schauen Sie einmal in den Untersuchungsausschuss im Nationalrat, was da im ÖVP-Bereich passiert! Das ist genau das Gleiche!) – Ich gehe besser nicht darauf ein, denn es hat wirklich nichts damit zu tun, was hier erzählt wird. 

Also, dieser Arzt befürchtet nunmehr berufliche Nachteile. Und Angehörige, die bereit sind auszusagen, um die Missstände abzustellen, dürfen nicht aussagen. Wenn sie dann gebeten werden auszusagen, tun sie das. Und die Zeitungen sind ja auch mit den Reaktionen voll. Man sieht es ja. 

Nein, die SPÖ ist in der Tat in einem Machtrausch: Drüberfahren, Mehrheitsentscheidungen mit der Brechstange durchzwingen oder durchbringen. Was auch kein Wunder ist, weil die Umfragen Ihnen nur mehr um die 40 Prozent nachsagen oder aussagen oder zuweisen. Da kann ich mir schon vorstellen, dass Sie nervös werden und sagen: Wir lassen der Opposition keinen Spielraum! Wir tun, was wir für richtig halten! Wir brauchen nicht Kontrolle! Wir wollen unsere Macht ausüben, solange es geht, bis zum letzten Tag! 

Und in dieses Bild passen auch die Aussagen des Bürgermeisters, wenn er die Opposition pauschal verunglimpft: Ihr könnt einen von diesen Blödeln wählen, aber ihr müsst wissen, was ihr tut! – Das ist das wörtliche Zitat. Küss die Hand, Herr Bürgermeister, dass Sie erlauben, dass die Wähler die Opposition wählen! Aber eines stimmt schon: Macht, auch der Machtrausch, benebelt die Sinne. – Danke schön! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Vettermann. – Bitte.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es ist ja jetzt ein buntes Potpourri gekommen. Das hat mich ein bisschen an diese Bauhaus-Werbung erinnert: Lass es heraus!, wo der Mann dann „Yuppi-Yeah" zum Schluss schreit, weil alles in einem sehr schnellen Tempo gekommen ist, nach dem Motto: Wenn man viel sagt, dann kann nur einer antworten! – Und ich antworte jetzt selektiv und im Word-Rap dieser massiven, wenn auch unzusammenhängenden, frei assoziativen Vorwurfskette. 

Besonders krass finde ich es, dass man Machoanwürfe und -vorwürfe gegen die Frau Vizebürgermeisterin einfach so unkommentiert zitiert. Dass dieser irgendwie verzweifelt ist, ist zwar klar, aber dass sich das so nicht abgespielt hat, ist auch klar. Ich meine, Sie selbst haben ja dann auf meinen Zwischenruf geantwortet, dass die Immoconsult das vergeben hat: Volksbanken, wo ist da die SPÖ? Unklar! 

Dass die Entscheidung, einen Totalunternehmer zu nehmen, richtig war, glaube ich, sieht man, weil es im Großen und Ganzen fertig wird. Dass bei zwei Dingen sozusagen noch etwas frei ist, wird ja auch noch diskutiert werden. Das Controlling hat gegriffen. Es ist nur bezahlt worden, was abgerechnet wurde, nichts anderes sonst. 

Jetzt, wo es die Schwierigkeiten gibt, der Vertrag abgelöst wurde, sind direkt mit den Subunternehmern die Aufträge vergeben wurden. Das stellt sicher, dass – und so etwas gibt es hie und da – auch ein taktisch strategischer Konkurs nicht auf dem Rücken der Subunternehmer ausgetragen wird. Auch da gibt es eine Vorgangsweise, die durchaus in Ordnung ist. Wir haben 15 Millionen EUR beschlossen, und das ist auch das, was gedeckelt ist und was es Wien kostet. Die Überschreitungen können maximal bei 10 Prozent sein. Auch das ist gesichert. Wir wissen es nicht, wie es genau ausgehen wird. Bei solchen Großbauvorhaben wären 10 Prozent zumindest durchaus im Rahmen des Üblichen. 

Bezüglich der Hausbetreuungs GmbH gab es auch wieder eine breite Vorwurfspalette. Sie haben aber selbst gesagt: Das war eine Inhouse-Vergabe. Wir wollten ja – politisches gesagt – an sich nie haben, dass man die Hausmeister abschafft! Das hat Schwarz-Blau erledigt und uns dann sozusagen zum Reagieren gezwungen. Jetzt haben wir mit der Hausbetreuungs GmbH eine Möglichkeit gehabt, darauf zu reagieren. Wir wollen ja auch, dass es wieder Hausmeister gibt – auch das wieder politisch gesagt. Wenn man aber die Kosten vergleicht, muss man natürlich Vergleichbares mit Vergleichbarem vergleichen. Und dann kommt man drauf, dass diese durchaus günstig agiert. Die Vorwürfe, die in einer Zeitung standen, werden aber noch geprüft, und wir werden sehen, was hier rauskommt. 

Zum Kollegen Wolf sei noch gesagt: Nur weil Sie behaupten, dass etwas ein Monopol ist, ist es das ja nicht. Es gibt ja Monopolbehörden. Was die Gewista betrifft, würde ich schon sagen: Behaupten Sie nicht einfach so Dinge, noch dazu, wo wir ja, wenn man sich in Niederösterreich die Heimatwerbung et cetera ansieht, zumindest sagen muss, dass das in anderen Bundesländern auf keinen Fall besser, wenn nicht sogar schlechter als in Wien ist. 

Also, in dem Sinn finde ich diese Anwürfe in besonderer Weise interessant. Wenn gerade Sie von der ÖVP sagen, hoffentlich hat niemand berufliche Nachteile, verweise ich auf den Untersuchungsausschuss im Parlament: Innenministerium, sage ich nur! Da ist rausgekommen, wie wirklich drübergefahren und hineingegriffen wurde. Da gibt es die Dokumente, da sind keine Behauptungen, das ist nachweislich. Und die ÖVP stellt sich her und sagt: Ein Wahnsinn, so wird in Wien regiert! – Da sieht man eigentlich, wo der Unterschied ist. Und da, muss ich sagen, bin ich wesentlich lieber in Wien als zum Beispiel im Innenministerium. Da soll die ÖVP einmal dort mit Ihrem Furor vorankommen und nicht uns die Zeit nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein Letztes noch: Ich meine, jeder Geschäftsführerwechsel, jede Umstrukturierung kann Diskussionen bringen, das ist klar in der Szene Wien. Aber eines ist auch klar: Dass das ja die Stadthalle davor schon betrieben hat. Das war daher erstens einmal gar nicht vom Stadtrat zu entscheiden. Es war in dem Sinne ja keine politische Entscheidung. Die Vorgänger beim Planet Music sind durchaus vom Geschäft gekommen. Nachher wurde beim Gasometer gesagt: Dieser muss bespielt werden. Wenn man dann sagt: Na gut, wenn wir schon dort, im 11. Bezirk sind, dann wollen wir auch die Szene mit dem Gleichen bespielen!, so ist das eine Sache, über die man streiten kann, aber es ist auch eine legitime und nachvollziehbare Entscheidung. Was gesichert ist, was wir politisch wollen, ist, dass die Szene Wien respektiert wird, dass World Music, dass Independent Music dort weiter geschieht, dass nur in den spielfreien Tagen das eine oder kleine Format, das dem Gasometer sozusagen zu klein wäre, auch dort bespielt werden kann. Und das, so glaube ich, ist in Ordnung. 

Und da so ein breites, oppositionelles buntes Allerlei gekommen ist, möchte ich der ÖVP, die ein Freund des Stabreimes ist, abschließend sagen: Verzweifelte Vorwürfe, Vermischtes, Vermengtes, vieldeutig vorgetragen, verwerflich. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Eine lyrische Großleistung!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus vier, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien fünf eingelangt sind. 

Von Herrn GR Mag Harald Stefan wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend Ausschreibungsverfahren bei Bautätigkeiten gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Von Frau GRin Dipl-Ing Sabine Gretner wurde eine Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport betreffend Projekt Prater und Riesenradplatz Neu gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der zweiten Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. 

Jetzt kommt es zu den Anträgen: Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus zwei und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien acht Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von der Bezirksvertretung Währing wurde ein Antrag betreffend Plandokument 7648, Änderung im Bereich Rimplergasse eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr zu. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 bis 6, 8 bis 11, 14 bis 16, 18, 20 und 21, 24 bis 26, 29, 30, 32, 37 bis 40 sowie 42 und 43 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 28 und 33 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: 28, 33, 27, 31, 34, 35, 17, 19, 22, 23, 7, 12, 13, 1, 41, und 36. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 28 und 33 der Tagesordnung, sie betreffen das Plandokument 7800 im 1. Bezirk, KatG Innere Stadt sowie das Plandokument 7819 im 16. Bezirk, KatG Ottakring zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Wenn der Kollege Valentin da hinten sitzt, dann hoffe ich, dass es nicht um Flugzeuge, sondern nur um die Verkehrsplanung im 1. Bezirk geht, denn immer, wenn er auftritt, gibt es irgendwo einen Fluglärm. Aber vielleicht gibt es einen anderen Lärm oder andere Sachen im 1. Bezirk auch. 

Meine Damen und Herren! Im Planungsgebiet dieses Aktenstückes leben 2 344 Personen in 1 496 Wohnungen. Und es gibt insgesamt 1 554 Arbeitsstätten mit 13 760 Beschäftigten. Es geht also doch um eine recht erkleckliche Anzahl sowohl an Beschäftigten, an Arbeitsstätten, aber auch an Bewohnern. Insgesamt hat der 1. Bezirk – wie wir alle wissen – noch eine Wohnbevölkerung von zirka 30 000 Menschen, und das innerhalb von zirka 11 300 Wohnungen. 

Meine Damen und Herren! Bei Flächenwidmungen oder bei Überlegungen für die Zukunft gibt es zwei Möglichkeiten. Es gibt dabei kein Mischmasch, wie es ein ÖVP-Antrag heute hier vorsieht, dem wir nicht zustimmen werden. Es gibt nicht „bestmöglich für alle", sondern man muss sich im 1. Bezirk wirklich entscheiden: Was will ich? Will ich etwas schaffen wie die City von London, praktisch ohne Einwohner, ein reines Geschäftsviertel, ein reines Büroviertel? Oder will ich den 1. Bezirk als etwas erhalten, was er auch ist, nämlich als einen Wohnbezirk? 

Ich glaube, wir alle sind der Meinung – zumindest die FPÖ –, dass selbstverständlich der 1. Bezirk auch ein Wohnbezirk bleiben muss. Es wäre auch sinnvoll, nicht nur stabil die bestehenden 30 000 Bewohner zu halten, sondern noch mehr Bewohner in den 1. Bezirk zu bringen. Das würde eine Belebung dieses Bezirkes in Symbiose mit der Geschäftsstraße, in Symbiose mit den Geschäften bedeuten. 

Die FPÖ hat sich entschieden, für die Wohnbevölkerung dort Politik zu machen. Es ist die ureigenste Aufgabe eigentlich eines jeden Kommunalpolitikers, sowohl auf Bezirks- als auch auf Gemeinde- und Landesebene, in erster Linie für seine Bürger da zu sein, in erster Linie für die Menschen zu arbeiten und in erster Linie das zu sichern, was sie im Augenblick auch haben, und das ist hier im 1. Bezirk unter anderem Wohnraum. 

Meine Damen und Herren! An sich sind der Flächenwidmungsplan und die damit verbundenen Änderungen durchaus positiv zu bewerten. Die Gebäudehöhe geht von der Kategorie 5 auf die Kategorie 4 herunter, es gibt wesentliche Verbesserungen. Das ist überhaupt keine Frage. Aber leider gibt es darunter einen Passus – und daher können wir dem Plan nicht zustimmen, übrigens hat auch die Bezirksvertretung des 1. Bezirks mehrheitlich diesem Plandokument nicht zugestimmt –, dass die Kärntner Straße, eine für In- und Ausländer und Touristen sehr beliebte Einkaufsstraße jetzt nicht mehr als Wohnzone, sondern als Geschäftsstraße gewidmet werden soll. 

Meine Damen und Herren! Das lässt nichts Gutes für die Zukunft ahnen. Geschäftsstraße, das klingt eigentlich banal. Jeder sagt: Das ist wirklich gut, da machen wir jetzt eine Geschäftsstraße, es sind ohnehin schon so viele Geschäfte da. Warum machen wir nicht eine Geschäftsstraßenwidmung? – Na ja, die Geschäftsstraßenwidmung hat so ihre Tücken! Das wissen auch alle. 

Unter anderem möchte ich nur zwei herausnehmen, die aber wirklich eklatant sind. Bei Geschäftsstraßenwidmungen passiert etwas, was normalerweise nicht passieren könnte und was in Richtung Einkaufszentrum geht, nämlich die Zusammenlegung von Räumlichkeiten. Man darf dann Feuermauern durchbrechen, man darf das in Untergeschoßen, in Kellern jederzeit unabhängig von der Gebäudegrenze vornehmen. Das ist einmal der erste Punkt. Es deutet alles darauf hin, wenn das einmal so gewidmet ist, dass das in Zukunft zusammengelegt werden könnte. Das passiert immer wieder. So entstehen ja die Einkaufszentren in Wien. Es wird auch wahrscheinlich geschehen. 

Noch etwas viel Gravierenderes, weil das viel schneller vor sich geht, ist, dass man ab dem dritten Geschoß, das jetzt noch Wohngeschoß ist, in Zukunft, wenn der Mieter auszieht oder der Hausherr nicht mehr an Private vermieten will, jederzeit Büros und Geschäfte einrichten kann. Das kann nicht der Weisheit letzter Schluss in einem Wohnbezirk sein, meine Damen und Herren! Ich glaube auch nicht, dass die Kärntner Straße es notwendig hat, jetzt unbedingt alle dritten Geschoße, wo zum Glück noch Wienerinnen und Wiener wohnen – es sind ohnehin schon sehr wenige –, in Büros oder Geschäfte umzuwandeln. 

Es wird aber so kommen, meine Damen und Herren, denn jeder Hausherr schaut natürlich, dass er auch einen Gewinn mit seinen Investitionen macht, gar keine Frage. Und daher wird er, wenn ein Todesfall oder ein Übersiedlungsfall eintritt, das dritte Geschoß wahrscheinlich nicht mehr als Wohnung oder nur mehr sehr begrenzt als Wohnung mit Zeitlimit vergeben, weil die Miete für Geschäftsräume und Büros wesentlich höher sein wird und seine Einnahmen steigen und daher auch die Rendite. 

Das ist ihm nicht zu verdenken, aber das wollen wir eigentlich nicht, meine Damen und Herren! Die Hausherren verdienen ohnehin schon genug im 1. Bezirk, nämlich mit dem ersten Geschoß, dem Untergeschoß und dem zweiten Geschoß. Da brauchen sie im dritten nicht auch noch zu verdienen! Es reicht wirklich, meine Damen und Herren! Das könnte Wohnraum bleiben. 

Und ohne ein durchdachtes, zukunftsträchtiges Parkraum- und Garagenkonzept – und das funktioniert ja überhaupt nicht im 1. Bezirk, wenn Garagen geplant waren, wurde das entweder von der Bevölkerung, von den Geschäftsleuten abgelehnt oder es war so schlecht geplant und vorbereitet, dass es nicht mehr gebaut werden konnte, weil es keine Investoren gab – kann man einer neuen Geschäftsstraßenwidmung, die natürlich noch mehr Geschäfte hervorbringen würde, gar nicht zustimmen, weil es nicht zumutbar ist, dass Leute oder Touristen, die nicht mit der U-Bahn, sondern durch Individualverkehr in den 1. Bezirk fahren, keine Chance haben, irgendwo einen Parkplatz zu bekommen.

Abschließend, meine Damen und Herren, bin ich enttäuscht von der Österreichischen Volkspartei und den GRÜNEN, wenn das so stimmt, was ich gehört habe, dass sie jetzt eigentlich entgegen den Wünschen ihrer eigenen Bezirksorganisationen, der Bezirksräte, die ja dort auch hauptsächlich wohnen, diesen das Hackl ins Kreuz hauen und hier jetzt mit der Mehrheitsfraktion der SPÖ mitstimmen, die auch schon im Bezirk dafür gestimmt hat. Aus welchen Gründen das so war, weiß ich nicht. Ich kann mir auch nicht vorstellen, warum das sinnvoll sein sollte. 

Wir stehen auf der Seite der Bewohnerinnen und Bewohner. Wir stehen auf der Seite der Wienerinnen und Wiener. Und nicht auf der Seite jener, die hier vielleicht noch weitere Ketten, Einkaufszentren und Sonstiges planen und bauen wollen. 

Das brauchen wir in der Kärntner Straße nicht. Ich glaube, die Gegend um Kärntner Straße, Graben, Kohlmarkt ist eigentlich mit Geschäften ausgereizt. Es ist nicht notwendig, dort noch größere Paläste zu bauen. 

Seien wir mit der Wohnbevölkerung! Lassen wir im 1. Bezirk die Leute wohnen und schauen wir, dass sogar noch mehr Bewohner hinkommen! 

Wir werden daher diesem Flächenwidmungsdokument nicht zustimmen. Wir sind halt die Einzigen, die dem Bezirkswunsch nachkommen. So soll es auch sein. Wir werden das auch medial durchaus verbreiten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Zum eben diskutierten Flächenwidmungsplan: Wir haben im Planungsausschuss diesen Plan abgelehnt, haben damals noch mit unserer Bezirksfraktion gesprochen, haben dann auch erfahren, dass es durchaus noch Änderungen im Sinne davon gab, zum Beispiel die Gebäudehöhe wirklich ganz genau festzulegen und genau pro Parzelle nachzuschauen, wie der Bestand jetzt ist, um eben den Bestand für die Zukunft zu sichern, um das Weltkulturerbe in einer gewissen Weise zu sichern, um denkmalgeschützte Gebäude zu sichern. Es wird ja auch großflächig als Schutzzone ausgewiesen. 

Eine weitere Kritik von uns war, dass eben die Wohnzone nicht flächendeckend ausgewiesen wird. Wir haben jetzt eben noch einmal überprüft, wo diese Wohnzone jetzt nicht mehr vorgeschlagen wird. Das sind eigentlich wenige Parzellen, die zum Beispiel für Hotels genutzt werden. Das ist ja leider mit dem Instrument Wohnzone nicht vereinbar, da Hotel ein gewerbliches Wohnen ist. Es ist natürlich durchaus sinnvoll, dass es Hotels im 1. Bezirk gibt. 

Wir haben deshalb entschieden, unser Abstimmungsverhalten nun zu ändern und diesem Flächenwidmungsplan zuzustimmen. Man muss sagen, ich habe den Eindruck, die Abteilung hat sich wirklich sehr bemüht, sowohl auf die Wünsche des Bezirks einzugehen als auch auf die einzelnen Stellungnahmen, die gekommen sind, auch auf die Stellungnahmen des Fachbeirats der Architektenkammer. Auch unsere Fragen sind in unserem Sinne ausreichend beantwortet worden. 

Zuletzt eine Anmerkung noch dazu: Ich würde mir wünschen, dass auch in anderen, weniger prominent gelegenen Gebieten so sorgfältig gearbeitet wird und sich dann auch so bemüht wird, diese Einzelwünsche unter einen Hut zu bringen, sodass wirklich ein differenziertes Planwerk herauskommt. – Wie gesagt, insgesamt können wir mit diesem Vorschlag leben. 

Wir haben einen Antrag vorbereitet, einen Beschluss- und Resolutionsantrag, den wir an den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr zuweisen möchten. Er bezieht sich zwar jetzt nicht unmittelbar auf das Plangebiet, aber doch auf die unmittelbarere Nachbarschaft, und zwar auf das Gebiet des Wiener Eislaufsvereins. Wir haben heute in einer mündlichen Anfragebeantwortung des StR Schicker schon gehört, dass man jetzt während der Bausperre quasi überlegt, wie es weitergehen soll, und keine zusätzliche Verbauung plant, wenn ich das richtig gehört habe, und höchstens in Randbereichen offensichtlich überprüft, inwieweit die bestehende Widmung dem entspricht, was dort schon besteht. 

Wir haben jetzt aber einen Vorschlag, der ein bisschen weiter geht, und zwar sagen wir: Wir haben uns alle dazu bekannt, den Wiener Eislaufverein dort erhalten zu wollen. Wir wollen deswegen vorschlagen, dass ein Flächenwidmungsplan vorgelegt wird, der die zur Verfügung stehenden Flächen als Esp-ÖZ, Sport- und Spielplatz, öffentliche Zwecke widmet, und dass man weiters in besonderen Bestimmungen festhält, das Areal des WEV von Bebauung freizuhalten. 

Kollegin Smolik hat diesen Antrag heute in der Fragestunde schon inhaltlich thematisiert und vorbereitet. Wir bringen diesen jetzt gemeinsam ein. Wenn wir Sie richtig interpretiert haben, wird es kein Problem sein, diesem zuzustimmen. Ich verlese ihn jetzt nicht noch einmal. Ich glaube, ich habe es ausreichend begründet. 

Auf einen zweiten Antrag möchte ich noch Bezug nehmen, da ich gehört habe, dass dieser jetzt auch zur Postnummer 28 eingebracht wird. Das betriff auch Gebäude direkt am Rande des 1. Bezirks und des 4. Bezirks, und zwar die TU Wien und die Akademie der bildenden Künste. Die Wiener SPÖ will an diesen Hochschulen zwei Stiftungsprofessuren verankern. 

Ich möchte nur kurz erklären, warum wir diesem Antrag nicht zustimmen werden. Wir halten die Idee einer Roland-Rainer-Professur an der Akademie der bildenden Künste für eine hervorragende. Ich schätze persönlich die Architektur und die Leistung des Herrn Rainer sehr. Allerdings sehen wir es nicht als Aufgabe der Stadt, die Professuren der Universitäten zu finanzieren. Ich denke, das wird Ihnen allen nachvollziehbar sein. Auch die Professur an der TU Wien „Stadtkultur und öffentlicher Raum" betrifft sicher ein wahnsinnig wichtiges Thema und ist bisher möglicherweise einigermaßen vernachlässigt. Dennoch ist es nicht die Aufgabe der Stadt, diese Professuren zu finanzieren. Wir werden deshalb diesem Antrag nicht zustimmen. 
Und nun zum zweiten Geschäftsstück, das jetzt auch dazu verhandelt wird. Mir ist nicht ganz klar, wie da der inhaltliche Zusammenhang besteht oder wieso das so entschieden wurde. Jedenfalls geht es da um ein Stadtgebiet, das nicht in so prominenter Lage ist, und zwar im 16. Bezirk. Die Postnummer 33, Flächenwidmungsplan 7819. 

Es wird in der Begründung festgestellt, dass es ein Bezirksteil mit einem sehr hohen Grünflächenanteil, mit bemerkenswertem Vegetationsbestand ist. Gleichzeitig wird aber dann im Flächenwidmungsplan, im Bebauungsplan vorgeschlagen, hintere Baufluchtlinien entfallen zu lassen und somit eigentlich auch diesen Vegetationsbestand zu gefährden. Es ist gleichzeitig unserer Ansicht nach ein wenig im Widerspruch zu den Zielvereinbarungen des STEP, wo eigentlich steht, dass man Grünflächen weitestgehend erhalten möchte und die Ausweitung von bebaubaren Flächen eher in einem geordneten Maß und jedenfalls nicht auf Kosten der Grünflächen in solchen Gebieten widmen möchte. 

Wir haben deswegen einen Abänderungsantrag ganz spezifisch zu diesen beiden Stadtgebieten, wo es uns besonders aufgefallen ist, eingebracht, der da lautet: 

Die Festsetzung der hinteren Baufluchtlinien im Bereich Demuthgasse, Michalekgasse, Schrekergasse und Reichmanngasse sind mit einer gärtnerisch ausgestalteten Kernzone G zu versehen. 

Und wie gesagt: Im hinteren Bereich sind Baufluchtlinien vorzusehen. 

Zweitens ist eine Festsetzung der hinteren Baufluchtlinien im Bereich Eduard-Hanslick-Gasse wie bisher mit einer Bebauungstiefe von 15 m vorzusehen.

Wir hoffen, dass Sie diesen Anträgen zustimmen werden. Es ist eigentlich eher eine Festschreibung des Status quo und würde sicher den BewohnerInnen vor Ort den Erhalt des Grünraums sichern. Wir hoffen, dass Sie diesen Anträgen zustimmen und danken für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, es ist unbestritten, dass die Kärntner Straße die Einkaufsstraße Nummer 1 Österreichs ist. Es ist daher auch unbestritten, dass dieses Plandokument sicherlich sehr in der Öffentlichkeit ist und sehr genau überlegt werden muss, was man dort ganz einfach tut.

Ich glaube aber, eine Weltstadt braucht so eine Einkaufsstraße. Es ist daher sehr gut, dass das als Geschäftsstraße gewidmet wird, denn wir wollen Qualität, meine Damen und Herren. Qualität ist aber manchmal nur zu sichern, wenn man dementsprechende Flächen hat. Ich weiß, wovon ich spreche. Wenn man aus drei Geschäftslokalen ein Geschäft machen will, ist das nicht einfach. Das wird in Zukunft dort leichter möglich sein.

Mir ist klar, dass man natürlich dort das Zusammensein von Bewohnern, von Wirtschaft – und Wirtschaft hat natürlich auch viele Mitarbeiter –, von Besuchern – und Besucher gibt es nicht nur aus dem Ausland, es kommen auch viele Österreicher oder Wiener aus anderen Bezirken – harmonisch gestalten und das dementsprechend machen muss. 

Ich glaube, mit diesem Plan ist vor allem Rechtssicherheit geschaffen worden. Wir wissen, dass neben der Widmung der Geschäftsstraße für die drei EKZs, die es gibt – zwei davon bestehen schon seit vielen Jahren; das Steffl überhaupt schon sehr, sehr lange, meine Damen und Herren –, diese Verbesserungen gemacht worden sind. Ebenso dient das dem Wien-Tourismus, meine Damen und Herren, wo für diese Pensionen und Hotels eben diese Bereiche klargestellt worden sind. 

Ich glaube daher, wir können diesem Antrag so zustimmen, wollen aber nach wie vor noch einmal dokumentieren, dass uns die Wohnbevölkerung sehr am Herzen liegt. Ich möchte daher mit meinem Kollegen Alfred Hoch beziehungsweise mit den Kollegen der Sozialdemokratischen Fraktion Karlheinz Hora und Siegi Lindenmayr einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der da folgendermaßen lautet:

„Die künftige Flächenwidmung für den 1. Bezirk betreffend möge weiterhin darauf geachtet werden, dass auf die Anliegen der Wohnbevölkerung ausreichend bedacht genommen und hiebei gleichzeitig den übergeordneten Interessen, etwa jener der Wirtschaftstreibenden im Bezirk, Rechnung getragen wird. 

Insbesondere möge sichergestellt werden, dass auch vor dem Hintergrund, dass die Wiener City als Tourismus- und Geschäftszentrum von herausragender Bedeutung ist, der Wohncharakter der Inneren Stadt bestmöglich erhalten bleibt.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Weiters erscheint uns das natürlich wichtig, dass Wien auch eine Stadt bleibt, die unverwechselbar ist, Wien eine Stadt bleibt, wo viele Klein- und Mittelbetriebe sich im kreativen Bereich dort auch ansiedeln können. Wir möchten daher auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, mein Kollege Alfred Hoch und ich, dass wir diese besonders fördern sollen und dass es gerade in diesem Bereich in den Geschäftsstraßen zu einem Mix kommt, wo auch Klein- und Mittelbetriebe in Lagen eine Chance haben, wo sicherlich die Mietpreise andere sind. Ich bringe einen zweiten Beschlussantrag ein: 

„Jene Förderungsinstrumente, meine Damen und Herren, die seitens der Stadt Wien für die Förderung der Kreativwirtschaft entwickelt worden sind, sollen stärker auf die Ansiedlung von kreativen Klein- und Mittelbetrieben in den Wiener Geschäftsstraßen abgestimmt werden.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung." – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte gleich zu Beginn auf die eingebrachten Anträge zu sprechen kommen. Ich möchte einleitend feststellen, ich freue mich sehr über den Sinneswandel des Wirtschaftsflügels der Wiener ÖVP betreffend die Zustimmung zu diesem Aktenstück. Ich freue mich auch über den Sinneswandel der GRÜNEN dazu, weil hier in wenigen Sätzen das ausgesprochen wird, was der gesamte Sinn dieses Flächenwidmungsplans überhaupt darstellt. Daher werden wir natürlich, weil wir ihn auch mit eingebracht haben, diesem Antrag betreffend Sicherung der Wohnqualität zustimmen. 

Was den zweiten Antrag der ÖVP betrifft, Förderung von Kreativbetrieben, möchte ich nur darauf hinweisen, dass es sehr wohl eben Förderung für Kreativbetriebe gibt. Es gibt, was die Geschäftsstraßen betrifft, eine sehr, sehr gute Förderung seitens der Stadt für Nahversorger. Daher meinen wir, dass eine zusätzliche Förderung, wie es hier skizziert wird, nicht notwendig ist. 

Ich kann Ihnen auch sagen, was meiner Meinung nach das Hauptproblem bei den Geschäftsstraßen ist. Das Hauptproblem bei den Geschäftsstraßen ist natürlich das Mietrecht. Die Hausherren, die ja – so sage ich einmal ganz locker – deutlich näher zur ÖVP als zu uns stehen, sorgen mit hohen Mieten dafür, dass viele, viele Geschäftslokale leer stehen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Der größte Hausbesitzer ist die Stadt Wien!) Würde hier eine Änderung der Zinspolitik der Hausherren stattfinden, dann würden sehr wohl wieder diese Geschäftsstraßen mehr belebt werden. (GR Mag Alexander Neuhuber: Dann sagen Sie mir ein Beispiel!) 

Ich kann Ihnen genügend Beispiele aus meinem Bezirk erzählen! Sie brauchen nur auf die Alserbachstraße zu schauen! Schauen Sie auf die Nußdorfer Straße, schauen auf die Liechtensteinstraße! Das sind genügend Beispiele aus meinem Bezirk, wo Geschäfte zugesperrt haben, weil die Mieten durch die Hausherren immer höher und höher werden. Daher werden wir diesem Antrag nicht zustimmen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Ja, aber wieso sind die leer? – GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Wiener Wohnen kann mit gutem Beispiel vorangehen!)

Beim dritten Antrag, dem Antrag, den die GRÜNEN zum Geschäftsstück 28 eingebracht haben, geht es um eine Zuweisung. Dieser Zuweisung werden wir natürlich zustimmen.

Spannend habe ich diese Allianz zwischen der Frau Stenzel im 1. Bezirk und der FPÖ gefunden. Diese finden sich da jetzt offenbar gemeinsam, indem sie die Geschäfte aussperren wollen. Immer wenn ich an die Frau Stenzel denke, fällt mir dieser Jugendbuchklassiker vom Roald Dahl ein, der ja auch schon zweimal verfilmt worden ist. Das war „Willy Wonka und die Schokoladenfabrik". Er wurde zwar mit zwei unterschiedlichen Handlungen dann verfilmt, also eine leichte Verfälschung, aber im Kern geht es darum, dass es einen exzentrischen Schokoladefabrikbesitzer gibt, der die gesamte Öffentlichkeit aussperrt, niemanden hinein lässt, und keiner weiß, was da drinnen los ist. Das regt natürlich zu vielen Phantasien an. 

Die Frau Stenzel betreibt auch eine Politik des Aussperrens. Begonnen hat sie damit, dass sie Parkanlagen am liebsten zusperren wollte. Sie möchte Veranstaltungen möglichst einschränken. Die Künstlerinnen und Künstler möchte sie vertreiben. Ich glaube, sie hat zu oft diese Sendungen „Deutschland sucht den Superstar" gesehen, wo das Casting von Herrn Bohlen stattfindet, und sie möchte jetzt auch ein Ziehharmonika-Casting oder ein Mundharmonika-Casting im 1. Bezirk machen, welche Künstler dort auftreten dürfen und welche nicht. 

Der neueste Streich der Frau Stenzel ist, dass sie die Bezirksfestwochen, wo es bisher 40 Veranstaltungen etwa im Frühjahr gegeben hat, als Stenzelfestwochen auf Herbst verschieben möchte. Auch hier kommt es zu ein bisschen exzentrischen Anwandlungen wie eben in diesem Stück vom Roald Dahl. 

Dazu passt eben dieser Beschluss in der Bezirksvertretung des 1. Bezirks, gegen die Widmung als Geschäftsstraße zu stimmen. Diese Allianz mit der FPÖ kann ich eben nicht ganz nachvollziehen, insbesondere wenn ich mir die Zahlen ansehe, mit denen Kollege Madejski gearbeitet hat. Man kann ja Zahlen so oder so auslegen, aber dass man überhaupt völlig falsche Zahlen präsentiert, ist schon etwas Neues! Die Wohnbevölkerung im 1. Bezirk umfasst nicht 30 000 Menschen, sondern etwas über 17 000 Menschen. Das ist ja doch ein Unterschied fast von der Hälfte! (GR Mag Alexander Neuhuber: Wahlberechtigte!) – 17 000 Menschen ist die Wohnbevölkerung, nicht die Wahlberechtigten! Im Plangebiet selber sind es erst 2 344 Personen. Die Wohnbevölkerung ist etwa 1 Prozent von ganz Wien. Es gibt aber eben 150 000 Arbeitsplätze im 1. Bezirk, das sind 20 Prozent von Wien. 

Der 1. Bezirk ist mit sehr, sehr viel Aufwand für Touristen, für die Wienerinnen und Wiener verkehrstechnisch hervorragend angebunden. Es gibt im 1. Bezirk die U1, die U2, die U4, die Linie 1, die Linie 2, die Linie D, die Linie J. Dann grenzen der 62er, der 65er, der 71er, der 2A, der 3A, der 57A und der 59A an. Eine vorausschauende Politik für Wien wäre ja verrückt, wenn alle diese Investitionen für diese gute Verkehrserschließung lediglich dazu dienten, das eben auf 17 000 Personen, die ohnehin sehr gut gestellt sind, zu beschränken und die Geschäfte am liebsten auszusperren. 

Wien lebt davon, Wien ist eine internationale City, Wien ist auch das politisch-administrative Zentrum Österreichs. Wien braucht daher eine City, in der Leben herrscht und nicht um 17 Uhr oder um 16 Uhr vielleicht alle Gehsteige hochgeklappt werden und Ähnliches. Daher noch einmal: Dieser Politik der Frau Stenzel und auch – eben wie wir heute gehört haben – der FPÖ können wir absolut nicht zustimmen. 

Daher ersuche im um Zustimmung zu dem Aktenstück Nummer 28. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Verehrte Damen und Herren! 

Ich werde zur Postnummer 33, zum Entwurf 7819 sprechen und möchte gleich zu Beginn festhalten: Wenn dieser Entwurf in der vorliegenden Form heute mit den Stimmen der SPÖ beschlossen wird, dann ist es – und die Vorsitzende wird mir den Ausdruck sicherlich verzeihen – eine Sauerei zum Quadrat, ein neuer kleiner, aber feiner Flächenwidmungsskandal und ein kleiner, feiner Schritt der SPÖ am Weg zum Verlust der absoluten Mehrheit in Wien, meine Damen und Herren! 

Kollegin Gretner hat in ihrer Rede das Wesentliche schon gesagt, was dort passieren wird, wenn dieser Entwurf wie geplant beschlossen wird. Es wird eine massive Verdichtung stattfinden. Es wird massiv Grünraum zerstört werden. Es werden die Anrainer in ihrer Lebensqualität geschädigt. Und alles das, um zwei illegale Bauten aus unserer Sicht von zwei SPÖ-Freunderln rechtlich zu sanieren, meine Damen und Herren! Und das ist der eigentliche Skandal! Und das lehnt die FPÖ vehement ab. (Beifall bei der FPÖ.)

In diesem Bereich – Kollegin Gretner hat es gesagt – wird ohne ersichtlichen Grund gehandelt. Das sollte aber bei einer Änderung in einem Flächenwidmungs- und Bebauungsplan so sein. Laut § 1 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung müssten für eine Änderung wichtige Rücksichten, schwerwiegende Gründe vorliegen, warum eine bestehende Widmung abgeändert wird. Kein Mensch, schon gar nicht die betroffenen Anrainer, kann das in diesem Bereich feststellen, wo hier die wichtigen Rücksichtigen, wo hier die gravierenden Gründe für diese gravierenden Änderungen vorliegen. 

Es wird dann wahrscheinlich Kollege Hora zum Rednerpult kommen und wie auch schon im Planungsausschuss von zeitgemäßen Bebauungsformen, die dadurch ermöglicht werden sollen, schwafeln. Aber zeitgemäße Bebauungsformen wären in diesem Gebiet auch bei Beibehaltung der derzeitigen Festlegungen locker möglich gewesen. Nicht möglich wäre es gewesen, die zwei illegalen Baulichkeiten – es liegen seit zwei Jahren rechtskräftige Abbruchbescheide vor – von offensichtlichen SPÖ-Freunderln zu legalisieren. 

Und da möchte ich gleich ausführen, wie ich auf diese Feststellung, diese Vermutung komme: Wer sich den Akt durchgelesen hat, liest eine Eingabe von einem der Betroffenen. Dieser führt für sich an, dass er jahrzehntelange Arbeit für die Kinderfreunde geleistet hat und dass er auch ein guter Freund der Ex-SPÖ-Bezirksvorsteherin Graßberger ist. Da weiß man schon, wenn man sich das durchliest – da kann man sich den ganzen restlichen Akt sparen! –, woher der Wind weht, warum die SPÖ hier die inneren Baufluchtlinien und die Kategorie G streichen will, nämlich weil die zwei Baulichkeiten mit kleinen Abänderungen – eine Kleinigkeit muss weggenommen werden – mit diesem neuen Flächewidmungs- und Bebauungsplan rechtlich saniert werden können. 

Und da wären wir schon wieder beim Thema der Aktuellen Stunde heute oder beim Flächenwidmungsskandal, der damals von der SPÖ gekonnt weggeredet und wegadministriert wurde. Da sind wir wieder bei einer Überheblichkeit einer Regierungspartei in Wien mit absoluter Mehrheit. Diese Überheblichkeit ist genau jene Überheblichkeit, die vom Noch-Bundesparteivorsit-
zenden der SPÖ aufgelegt wird.

Ihr seid um keinen Deut besser, obwohl ihr vielleicht das Zeichen zum Sturm der Bundesparteivorsitzenden irgendwann vor dem nächsten Parteitag geben werdet! Die ersten Absatzbewegungen hat es heute von der stellvertretenden Vorsitzenden Gabi Burgstaller schon gegeben, die es beim nächsten Mal nicht mehr werden will. Schön langsam wird der Gusi sturmreif beschossen, nehme ich an, aus verständlichen Gründen. Wir wären ja dafür, dass er zumindest als SPÖ-Vorsitzender noch lange erhalten bleibt! Als Bundeskanzler möge er eher heute als morgen den Hut nehmen, weil er dem Namen in seiner Selbstgefälligkeit, in seiner Abgehobenheit schadet. 

Aber die SPÖ in Wien ist um keinen Deut besser, wenn wir diese zwei Aspekte betrachten, sie machen es nur geschickter. Aber wenn ihr euch die aktuellen Umfragen anschaut – und ihr habt ja interne Umfragen auch –: Gar so geschickt macht ihr das eigentlich auch nicht! Die Umfragewerte zeigen steil nach unten. Solche Anlasswidmungen für offensichtlichte Freunde der Partei sind, wie gesagt, ein weiterer Schritt zum Verlust der absoluten Mehrheit 2009 oder 2010. 

Eine Chance haben die Abgeordneten der SPÖ heute noch, diese Sauerei abzuwenden, diesen großen Fehler nicht zu begehen: Ein Abänderungsantrag ist von Kollegin Gretner schon eingebracht worden. Wir werden auch einen Antrag einbringen, inhaltlich in etwa gleich. Wir müssen uns besser zusammenreden, dann können wir uns einen Antrag ersparen und machen künftig einen gemeinsamen. Kurz gefasst die Aussage, die Forderung dieses Antrages: 

Für den Siedlungsblock Schrekergasse, Reichmanngasse, Demuthgasse, Michalekgasse sollen die inneren Baufluchtlinien sowie die Widmungskategorie G erneut festgelegt werden.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Das würde einen schlanken Fuß für die Sozialdemokratie machen. So viele Gelegenheiten habt ihr in letzter Zeit nicht gehabt, und die, die ihr gehabt hättet, habt ihr elegant ausgelassen. Ihr könntet etwas für die Sicherung des Grünraumes in Wien machen, etwas für den Erhalt der Lebensqualität im 16. Bezirk nördlich des Flötzersteiges, und ihr könntet zur Abwechslung einmal wirklich etwas für den kleinen Mann machen, eine Floskel, die zwar von der Sozialdemokratie seit vielen Jahren im Mund geführt wird, aber nicht mit Leben erfüllt wird! Die einzige Partei, die das wirklich mit Herz und Engagement macht, die diese Politik auch lebt – und man sieht das an den Umfragewerten und an den persönlichen Werten des Heinz-Christian Strache, der bei der Bundeskanzler-Direktwahl nur mehr knapp hinter dem Gusi rangiert –, ist die Freiheitliche Partei.

Aber ihr habt heute die Chance, zumindest hier noch die Kurve zu kratzen. Stimmt den beiden Abänderungsanträgen der GRÜNEN und der Freiheitlichen zu! Die Bevölkerung im 16. Bezirk in diesem Bereich wird es euch auf jeden Fall danken. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist nicht immer leicht, nach dem Toni Mahdalik zu sprechen, denn manchmal glaubt man, man ist im falschen Film. Gerade heute ist das der Fall, denn ich war mir eigentlich fast sicher, dass die FPÖ bei diesem Plandokument wieder einmal umfällt und dann doch mit der SPÖ mitstimmt! (GR Dr Herbert Madejski: Denk an die Kärntner Straße!) Mir ist nämlich auch aufgefallen, was mein Vorredner gesagt hat, dass nämlich der Herr, der diese zwei unrechtmäßigen Bauten gebaut hat, ein SPÖ-Günstling ist. Aber er hatte doch auch eine Nähe zur FPÖ! Der Kollege ist jetzt leider aus dem Saal gegangen: Schaut euch die Familiengeschichte dieses Herrn an! Er ist sehr eng mit der freiheitlichen Idee verbunden.

Ich würde nicht sagen, dass das Ganze ein Bauskandal oder Flächenwidmungsskandal ist, aber es zeigt doch, wie in dieser Stadt mit SPÖ-Günstlingen umgegangen wird und wie mit jenen umgegangen wird, die diesen Kontakt zur SPÖ nicht haben. Ich meine, da gibt es eine Menge von Stellungnahmen während des Flächenwidmungsverfahrens, und de facto kommt dann seitens der Stadt, also in dem Fall der MA 21 die Meldung: Da machen wir ein bisschen etwas, aber den Kern der Veränderung lassen wir unberührt. Das heißt, es wird jetzt so gemacht.

Ich habe mit meinem Kollegen im Bezirk Ottakring sehr intensiv gesprochen. Es stimmt, wir haben im Bezirk dieser Flächenwidmung zugestimmt. Wir glauben aber, dass gerade diese Widmung auch den Zielen des Stadtentwicklungsplanes nicht gerecht wird. Es ist dort ein Gebiet, das einen relativ hohen Grünraumanteil hat, das für das Wohnen im Grünen wichtig ist. Durch diesen Wegfall der hinteren Baufluchtlinie – die Kollegin Gretner hat das schon gesagt – kann es zu einer größeren Verdichtung kommen.

Aus diesem Grund glauben wir auch, dass diese Ziele des Stadtentwicklungsplanes in diesem Gebiet nicht erreicht werden. Daher werden wir diesen Plan auch ablehnen. Wir werden beiden Abänderungsanträgen zustimmen, dem Abänderungsantrag der GRÜNEN wie auch dem Abänderungsantrag der FPÖ, die teilweise wortident sind. Ich weiß nicht, wer da von wem die Sätze übernommen hat, nehme aber an, dass das die Freiheitlichen von den GRÜNEN übernommen haben.

Zusätzlich möchte ich gleich die Gelegenheit nutzen, einen Beschlussantrag einzubringen. – (in Richtung ÖVP) Entschuldigung, könnte man mir meinen Antrag bringen! (GR Günter Kenesei, den Antrag bringend: Soll ich ihn vorlesen auch?) Wir haben in der Fragestunde heute schon einmal kurz über die Trassenführung der U1 Richtung Rothneusiedl debattiert. Es ist bekannt, dass wir nicht sehr glücklich mit dem jetzigen Stand sind. Wir hoffen aber, dass es, bevor die Detailplanungen mit den Wiener Linien beginnen – vielleicht auch schon vorher! –, da doch einige Änderungen geben wird. Und damit meine ich nicht, Herr Kollege Madejski, eine Schleife nach Oberlaa, sondern ich glaube einfach, dass es viel wichtiger für die Bewohner in Favoriten ist, dass man die Stationen so situiert, dass auch wirklich möglichst viele etwas davon haben. Aus diesem Grund stelle ich den Antrag:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, den in der Stadtentwicklungskommission vorgelegten Plan zur Trassenführung der U1 dahin gehend neu unter Einbeziehung externer Experten von der Bezirksvertretung und des Gemeinderatsausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr zu diskutieren, sodass die Kritikpunkte neu bewertet und zielführend die Ergebnisse der Diskussion in den Plan eingearbeitet werden.“ - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Bevor ich mir erlaube, auf die Plandokumente einzugehen, möchte ich Sie auf ein Ereignis des heurigen Jahres ganz besonders hinweisen. Es ist heuer das Architekturjahr 2008. Ich nehme an, ich kann Ihnen jetzt auch noch mitteilen, dass es eine Vielzahl von Veranstaltungen bereits gegeben hat, eine Vielzahl von Veranstaltungen derzeit noch läuft, aber auch in den nächsten Tagen etliche Veranstaltungen noch eröffnet werden. So wird also demnächst in der MA 19 die Ausstellung „Gebaut 2007" stattfinden und von Juli/August 2008 die so genannten Architekturrundfahrten, die immer beliebter werden, weil sich ganz einfach Architektur in dieser Stadt sehen lassen kann.

Meine Damen und Herren! Man hat ja schon bei der Erstveranstaltung am 28. Jänner 2008 in diesem Haus, im Rathaus, wo fast 1 000 Menschen dem Vortrag des Architekten Calatrava begeistert beigewohnt haben, gesehen, was auf dieser Welt möglich ist und dass Wien auch sehr viel in dieser Richtung bieten kann.

Wir haben uns daher entschlossen, gemeinsam mit der Österreichischen Volkspartei einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Errichtung zweier Stiftungs-Gastprofessuren an der TU Wien sowie an der Akademie der bildenden Künste einzubringen. Der Inhalt müsste meiner Meinung nach allen Fraktionen zugegangen sein. Aber ich kann gerne, wenn Sie wollen, das dementsprechend noch vorlesen. Der Beschluss- und Resolutionsantrag lautet:

„Der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird ersucht, die Einrichtung von Stiftungsgastprofessuren an der TU Wien sowie Akademie der bildenden Kunst zu unterstützen. 

In formeller Hinsicht wird um die sofortige Abstimmung ersucht."

Meine Damen und Herren! Zwei Plandokumente stehen zur Diskussion, gleichzeitig wieder als Schwerpunkt-Gegenstand. Kollege Lindenmayr hat sich mit der Kärntner Straße sehr ausgiebig beschäftigt.

Meine Damen und Herren! Ich erlaube mir daher, den zweiten Teil hier einmal als Einführung zu machen. Es geht um das Plandokument 7819, Demuthgasse, 16. Bezirk. Es wird auch immer wieder fälschlich vom Flötzersteig gesprochen, der zwar dort im unmittelbaren Bereich ist, aber nicht jene von Ihnen aufgeworfenen Problemzonen auflöst.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen – Kollegin Gretner sehe ich, und ich sehe auch Kollegen Mahdalik –, manchmal habe ich so das Gefühl, wenn wir hier über Plandokumente sprechen und es in die Detailarbeit geht, dass man es sich dann ganz einfach leicht macht: Man hat irgendwelche Zurufe, man hört irgendetwas, man interpretiert etwas, man glaubt, es zu verstehen, aber versteht es eben nicht ganz. 

Und bei diesem Plandokument glaube ich auf Grund der beiden Anträge, dieses Gefühl auch unterstrichen bekommen zu haben. Wenn man von Gleichheit spricht, von Planungsgleichheit und Ausnützbargleichheit, dann hätte man es sich auch leichter machen können, indem man sich dieses Plandokument ganz genau anschaut oder, wenn Sie so wollen, bis ins Detail anschaut. 

Welche Situation haben wir mit der heutigen Rechtslage? Ich habe mir alle Liegenschaften angeschaut, auch im Detail. Ich war dort und habe mir auch die Gegend dementsprechend angeschaut. Man soll ja wissen, wovon man spricht. Ich nehme an, Sie waren auch dort. Waren Sie (in Richtung GRin Dipl-Ing Sabine Gretner) auch mit dem Fahrrad dort? Das können wir ja ein anderes Mal diskutieren. Es ist übrigens auch eine schöne Gegend zum Radfahren, ein bisschen anstrengend, aber es geht. 

Ich habe es mir angeschaut und habe mir die jetzige Rechtslage zu Gemüte geführt, was bedeutet: Wir haben dort Grundstücke, die eine Bebauung von etwa 120 bis 207 m² nach der jetzigen Rechtslage zulassen. Das heißt, ein Grundstück darf nur zu 14 Prozent bebaut werden, ein anderes Grundstück darf zu 32 Prozent bebaut werden, ganz unterschiedlich, keine Größenverhältnisse, keine einheitlichen Teile. Und ich glaube, auf das sollten wir auch Rücksicht nehmen! Wir sollten nicht immer nur den Weg gehen und sagen: Das muss alles so bleiben!, sondern wir sollten auch schauen, wie die Situation im Detail ausschaut. 

Und wenn ich mir jetzt das Plandokument im Detail anschaue, das auch so in der Bezirksvertretung dementsprechend beschlossen wurde, komme ich drauf, mit der jetzigen Widmung hat sich die Situation insofern geändert, dass die Bebaubarkeit zwischen 24 und maximal 33 Prozent liegt. Ein Grundstück ist halt ein Problem, aber der Rest der Grundstücke hat eine gleich große Bebauungsmöglichkeit. 

Was hier als Märchen erzählt wird, ist, dass zum Beispiel ein Schwarzbau, wo es einen dementsprechenden Abtragungsbescheid gibt, oder ein nicht genehmigter Bau, wo es eine dementsprechende gerichtliche Entscheidung gegeben hat ... Und in dieser Gegend hat es mehrere gerichtliche Entscheidungen gegeben. Frau Kollegin Gretner, ich nehme an, Sie haben sich alle angeschaut, haben es nachvollzogen! Sie sind ja eine Fachfrau. Ich bin ja nur ein Laie, der sich das ganz genau anschauen muss und ganz genau in die Tiefe geht. (GR Anton Mahdalik: Das merkt man deutlich!) – Kollege Mahdalik, manche Laien haben mehr Verständnis als Fachleute, wenn sie es sich genau anschauen und jeden Punkt und Beistrich anschauen! Ich kann Ihnen das empfehlen! Sie sollten das bei Gelegenheit auch einmal tun, alles genau anschauen. (GR Günter Kenesei: Manche Laien ...!) – Kollege Kenesei, Ihre Einwände kenne ich! Ich gehe nicht darauf ein, es richtet sich von selbst. (Beifall bei der SPÖ.)
Das heißt, mit diesem Plandokument, auch mit dieser Änderung, die jetzt zur Vorlage liegt, gibt es keine Änderung dahin gehend, dass die Aufträge zur Entfernung rückgenommen werden. Da gibt es keine Sanktionierung, weil es ganz einfach falsch ist. Der neue Flächenwidmungs- und Bebauungsplan nimmt eben wesentlich Rücksicht auf die Tatsache, dass eine Gleichbehandlung stattfindet. Und das sollte in einer Stadt sein! 

Und daher sind auch die Vorwürfe, die Sie machen, Herr Kollege, von wegen SPÖ-Freundschaft nicht stichhaltig! Ich habe da nicht erzählt, dass das angeblich mit der SPÖ etwas zu tun hat. Ich habe mir nicht die Leute angeschaut, wer dort wohnt, sondern ich habe mir die technischen Unterlagen angeschaut. Ich habe mir den Bebauungsplan angeschaut. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) – Das müssen Sie sich mit dem Kollegen ausmachen! Haben Sie es sich ausgemacht? Ich nehme an, Sie haben eine tatsächliche Besichtigung gemacht, dass es kein Freund von Ihnen ist. Sie haben es anscheinend nicht gemacht, sonst hätte ich es gesehen. 

Ich habe mir nicht angeschaut, wer da Grundeigentümer ist. Ich habe mir nicht angeschaut, wen es trifft. Ich habe mir die technischen Voraussetzungen angeschaut. Und ich muss dazu sagen, die dementsprechenden technischen Voraussetzungen sprechen dafür, dass dieses Plandokument in der vorliegenden Form heute beschlossen wird, dort ein Gleichheitsprinzip herrscht und dort eine Gleichheit anschlägt. (Beifall bei der SPÖ.)
Und nun erlauben Sie mir, zu einem Antrag zu sprechen. Kollege Lindenmayr hat schon zu den eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträgen gesprochen. Ein Antrag wurde von Kollegen Hoch eingebracht. Kollege Hoch, ich war ganz erstaunt – jetzt ist er, glaube ich, nicht da; er ist doch da, entschuldigen Sie! Sie sind ja im Saal! –, dass die Österreichische Volkspartei in Favoriten den Weg geht: Die U1-Verlängerung brauchen wir nicht! – Das war in der Stadtentwicklungskommission, im Stadtentwicklungsausschuss mehr oder minder der Tenor, den Sie dort verbreitet haben. Jetzt haben Sie schnell die Reißleine gezogen: Wir stellen schnell einen Antrag. Wir würden ja dafür sein, wenn eine Stationsänderung stattfindet! Wir würden ja dafür sein, wenn die Anbindung an die Schnellbahn passiert! 

Ich sage es Ihnen jetzt von der anderen Seite: Kennen Sie das Wiener Schnellbahnnetz? – Scheinbar nicht. Aber ich kann auch Ihnen, Kollege Hoch, gerne einmal die Unterlagen geben, denn dann würden Sie sehen, dass es dort zwei Stationen der S6 gibt – Sie kennen ja die S6! –, die Stationen Inzersdorf und Blumental. Über die Intervalle lasse ich mit mir gerne diskutieren, Kollege Hoch! 

Aber in unmittelbarer Nähe, eben auf der Pottendorfer Linie fährt bereits eine Schnellbahn. Ob es Sinn macht, dann die U1 dort anzubinden, ist fraglich, wo gleichzeitig diese Schnellbahn in das Stammnetz eingeschlossen wird, nämlich über Meidling direkt in die Stammstrecke, und dann wieder eine Anbindung zur U1 hat – also doppelt, Anbindung zur U6, Anbindung zu den anderen Schnellbahnlinien, Anbindung zur U1, Weiterführung über die gesamte Strecke, Anbindung U3, Anbindung U2, Anbindung U4, Anbindung U6! Ich kann Ihnen alles sagen: total vernetzt! 

Da wollen Sie noch einen zusätzlichen Netzpunkt haben und die U-Bahn nicht nach Rothneusiedl, wo neue Wohngebiete entstehen, hinführen! Sie wollen sie auf die Seite legen, um den Pendlern eine Umsteigemöglichkeit, die sie ohnehin mehrfach in Wien vorfinden, zu geben. Das ist der falsche Weg! 

Richtig ist es, dort die Anbindung zu machen, wo die Bevölkerung lebt, wie zum Beispiel derzeit schon in der Per-Albin-Hansson-Siedlung, aber auch in Zukunft in Rothneusiedl. 

Ebenso stimmt Ihre Kritik nicht ganz – und das war auch in der STEK-A ein Gespräch, ich habe mir extra die Stationspläne besorgt –, Sie haben gesagt: Zwischen Alaudagasse und Stockholmer Platz ist ein Abstand von 200 m. (GR Alfred Hoch: Ausgang zu Ausgang!) – Ausgang zu Ausgang! Dann stimmt aber irgendetwas mit Ihrer Rechnung nicht! Wenn das 200 m wären, wobei der mittlere Gleisabstand von mittlerer Station zu mittlerer Station 574 m ist – Sind wir d'accord? Danke, Kollege Hoch, dass Sie mich bestätigen! –, dann würde Ihre Meinung, dass der Abstand vom Ausgang Stockholmer Platz zur Donaulände 200 m beträgt, nicht stimmen. Ich gebe Ihnen das! (Der Redner hält ein Schriftstück in die Höhe.) Sie können es gerne nachmessen! Es sind maximal, wenn man es schon berechnet, 150 m. Sie wissen ja, wie lange das Rathaus ist. Es ist sogar kürzer als der Weg von einem Eck vom Rathaus zum anderen Eck. Auch davon kann ich Ihnen gerne die Pläne geben! 

Wenn man schon ins Detail geht, dann sollte man schauen. Und die Möglichkeit, dass die Donaulände-Bahn ausgebaut wird, ist auch in der STEK-A gesagt worden. Und dort wurde auch erwähnt: Es gibt nachher noch immer die Möglichkeit, eine direkte Anbindung von der U1-Station zu einem Schnellbahnverkehr, der auf der Donaulände-Bahn möglich wird. Und dieser ist im Interesse von vielen. Der ist im Interesse von Simmering, Favoriten, Liesing und Meidling. Der ist sicher sehr interessant für die Zukunft. Und ich glaube, dort soll auch die Möglichkeit bestehen, dieses T-Bauwerk – und es gibt 
T-Stationen, es gibt sogar ein eigenes Buch, das kann ich Ihnen gerne einmal borgen: „T-Bahnhöfe", die in T-Form zusammengeschlossen werden – dort zu errichten, um eine direkte Anbindung zur Schnellbahn zu haben. 

Darum verstehe ich Ihren Antrag nicht. Ich sage Ihnen ganz offen: Ich kann meiner Fraktion nur empfehlen, mit diesem Antrag nicht mitzugehen. Aber wie gesagt: Ich habe Sie auch da nicht verstanden, als Sie in der STEK-A gegen den U1-Ausbau beschlossen haben. Tausende Wiener und Wienerinnen, ganz besonders die Favoritner, werden sich ihren Teil denken. Dort sind Sie politisch zu Hause, dort müssen Sie auch das Kleingeld einholen. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Wir haben zwei tatsächliche Berichtigungen, erstens eine tatsächliche Berichtigung von Herrn GR Hoch. – Bitte schön!

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Eine tatsächliche Berichtigung auf die Ausführungen von Kollegen Hora. Grundsätzlich möchte ich mich nicht an dem Streit zwischen Schicker und Madejski beteiligen, wer zuerst die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl gefordert hat. Madejski war es nicht, das weiß ich, aber ich weiß nicht, ob nicht wir vor der SPÖ waren! (Zwischenruf von GR Volkmar Harwanegg.) – Nein, die SPÖ ist beim U-Bahn-Bau immer hinten nach, Kollege! 

Noch einmal: Wir haben in der Stadtentwicklungskommission nicht gegen die U-Bahn gestimmt! Wir haben gegen den Vorschlag der MA 18 gestimmt, der dort präsentiert worden ist, als wenn er mit allen abgesprochen wäre! Gegen diesen Vorschlag haben wir gestimmt. 

Ich möchte noch einmal sagen: Wir haben diese Unterlagen an einem Mittwoch vor einem Donnerstag, der Feiertag war, um zirka 16/16.15 Uhr per E-Mail bekommen, obwohl wir bereits am Montag davor urgiert haben, wann es diese Unterlagen gibt. Da hat es geheißen: Der Bürgermeister möchte nicht unterschreiben oder hat keine Zeit oder keine Lust und so weiter. Ich meine, das ist ja keine Arbeitsweise, sehr geehrte Damen und Herren! Das ist ja eine wichtige verkehrspolitische Maßnahme! Diese Vorgangsweise zeigt den Umgang mit der Opposition. Ich bekomme am Mittwoch um 16.15 Uhr vor einem verlängerten Wochenende – ich meine, ich war ohnehin berufstätig über das Wochenende, das ist kein Problem gewesen – die Unterlagen und soll dann am Montag in der Stadtentwicklungskommission, wo teilweise flapsige Antworten auf Fragen gegeben werden, zustimmen. 

Kollege Hora sagt mir da: Im 10. Bezirk bin ich politisch daheim. Das stimmt, das ist meine Heimat! Aber genau aus dem Grund habe ich nämlich dagegen gestimmt. So kann es nicht sein, wie schon in der Fragestunde gesagt! Im Jahr 2006 gab es diese immer relativ hoch gelobten Ausstellungen der MA 18 über die südliche U-Bahn-Erweiterung. Ich war bei drei von, soweit ich weiß, vier Veranstaltungen dabei, die jeweils im Haus der Begegnung stattgefunden haben. Da war zum Beispiel noch die Station Donauländepark vorgesehen, Kollege Hora! 

Ich sage Ihnen jetzt Folgendes wegen der Schnellbahnverdichtung beziehungsweise wegen des Schnellbahnliniennetzes: Im Jahr 2006 haben das die MA 18 oder Sie noch nicht gewusst, und heute wissen Sie es? – Sind das irgendwelche Schmähs, die uns erzählt werden, um noch einmal schnell vor der Wahl – und das war heute auch schon Thema – irgendein Highlight zu haben? 

Ich bleibe dabei. Der Antrag ist sinnvoll, wir sollten uns noch einmal in einem Gremium, wo alle Oppositionsparteien auch mit eingebunden werden, über die genaue Stationenplatzierung, denn über die Streckenführung haben wir ohnehin dieselbe Meinung, unterhalten. (GRin Inge Zankl: Was haben Sie jetzt tatsächlich berichtigt?) – Das war eine Antwort auf den Kollegen Hora. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste tatsächliche Berichtigung erfolgt von Herrn GR Anton Mahdalik. – Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren! 

Es wird ganz kurz. Kollege Hora hat gesagt, ich soll das berichtigen, und da er Planungsausschuss-Vorsitzender ist, werde ich das machen. Wenn der Kollege Hoch in seiner vorigen Rede einen Konnex zwischen den Grundstücksbesitzern, die illegale Baulichkeiten errichtet haben, und der FPÖ festgestellt hat oder feststellen wollte, so berichtige ich: Das stimmt natürlich nicht! 

Ich habe ihn gefragt, was er damit meint. Ich kann mich nicht mehr genau erinnern, weil es ein bisschen kompliziert war. Es war ungefähr so: Die Tante vom Friseur vom Grundstücksbesitzer hat einen Automechaniker, und dieser war mit einem freiheitlichen Bezirksrat einmal auf ein Bier. Also, über sieben Ecken hat er einen freundlichen Konnex hergestellt. Das ist sehr weit hergeholt. 

Und wenn dem so wäre, so müssten wir bei dem Plandokument freudig zustimmen und würden nicht gegen die beabsichtigten Änderungen wettern. Falscher Gedankengang, Kollege Hoch! 

Und abschließend möchte ich noch sagen, dass ich glaube, dass die ÖVP sicher nicht die Sippenhaftung über die Hintertüre wieder einführen will. Diese haben wir seit 70 Jahren hinter uns, Gott sei Dank! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wir können so gleich zur Abstimmung kommen. Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 28 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die vier eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste Antrag ist von den GRÜNEN betreffend Grundstück Wiener Eislaufverein. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Der zweite Antrag ist von ÖVP und SPÖ betreffend Sicherung der Wohnqualität in der Inneren Stadt. Die sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen. 

Der dritte Antrag ist von der ÖVP betreffend die Förderung von kreativen Klein- und Mittelbetrieben in den Wiener Geschäftsstraßen. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Er ist von ÖVP und GRÜNEN unterstützt.

Und der vierte Antrag ist von SPÖ und ÖVP betreffend Einrichtung zweier Stiftungsgastprofessuren an der TU-Wien sowie der Akademie der bildenden Künste. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN beschlossen. 

Somit hätten wir die Postnummer 28 abgehandelt. 

Wir kommen jetzt zur Postnummer 33. Hier liegen zwei Abänderungsanträge vor. 

Der erste Antrag ist von den GRÜNEN betreffend diesen Flächenwidmungsplan 7819. Ich erspare mir, diesen vorzulesen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Der zweite Abänderungsantrag ist von den Freiheitlichen. Auch hier erspare ich mir die formelle Verlesung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Auch dieser hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Wir können jetzt das Poststück, die Nummer 33 abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieses Poststück ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen. 

Zu dieser Postnummer 33 gibt es einen Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend die Trassenführung der U1 in Richtung Rothneusiedl. Die sofortige Abstimmung ist hier beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Beschlussantrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden und ist somit abgelehnt. 

Ich möchte nur formal noch mitteilen, dass GR Dr Aigner bis 14.30 Uhr entschuldigt ist. 

Es gelangt die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Antrag von Microsoft Schullizenzen für das Wiener Bildungsnetz und die Wiener Kindergärten. Herr GR Lindenmayr wird einleiten. – Bitte. 

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Erste Rednerin ist Frau GRin Mag Ringler. – Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das vorliegende Poststück ist möglicherweise der Todesstoß für ein ambitioniertes Projekt der Stadt, nämlich das ambitionierte Projekt, die Arbeitsplätze der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien schrittweise von Microsoft auf freie oder offene Softwareprodukte umzustellen und damit mehrerlei Fliegen auf einen Schlag zu erwischen: Herstellerunabhängigkeit, einen Betrieb, der ein weltweites Monopol hat und dafür von der Europäischen Kommission zu mehreren Hunderten Millionen Euro Strafen verurteilt wurde, nicht mehr zu nutzen, zusätzliche Sicherheit, weniger Kosten. Das sind viele positive Punkte, die alle in einer sehr guten und sehr fundierten Evaluationsstudie im Jahr 2004 auf den Tisch gelegt wurden. 

Damals haben die Stadtregierung und der zuständige Stadtrat gesagt: Ja, das ist ein guter Weg, den wollen wir einschlagen! – Was passiert heute? Drei Jahre nach dieser strategischen Entscheidung, die international viel beachtet wurde, werden nun von den 1 000 umgestellten Rechnern – es waren leider nur 1 000 von insgesamt 20 000 Arbeitsplätzen – nun drei Viertel wieder auf Microsoft zurück umgestellt. Und das ist das, was wir hier beschließen. Wir beschließen, dass von den 1 000 auf Linux umgestellten Rechnern 750 – 720 genau genommen, also ungefähr drei Viertel – wieder auf Microsoft-Produkte umgestellt werden. 

Das, sehr geehrte Damen und Herren, ist eine Niederlage – eine Niederlage für eine ambitionierte und richtige strategische Entscheidung. Und sie hat mehrere Ursachen: Einerseits den ganz konkreten Fall, nämlich, dass eine Software, die nun notwendig wird, um die sprachlichen Kenntnisse der Kindergartenkinder zu erheben, angeblich nur auf Internet Explorer läuft. Das Geld, das investiert wurde, um diese Software für den dezentralen Gebrauch zu nutzen, und an diese Firma gezahlt wurde, wurde jedenfalls nicht dafür eingesetzt sicherzustellen, dass diese Software dann auch plattformunabhängig in den Kindergärten läuft. 

Aber das ist quasi nur der Stein des Anstoßes heute. Und das ist ein bisschen so, wenn man sagt: Die Glühbirne ist kaputt und deshalb reißen wir das Haus nieder. Es steht in keinem Verhältnis, es ist nicht sinnvoll, und es ist bedauerlich. Es ist ein fatales Signal für eine damals mutige Entscheidung. 

Und es hat natürlich auch etwas damit zu tun, dass in diesen Jahren des Umstieges kein oder kaum politischer Gestaltungswille von Seiten der Stadt erkennbar war, diese Umstellung wirklich ernsthaft voranzutreiben. Die MA 14, die ja als Profitcenter funktionieren muss, die sich also selbst finanzieren muss, hat keine Mittel an die Hand bekommen, um den Abteilungen das Nutzen von Linux und freier Software schmackhaft zu machen. Damit war klar, dass es schwierig werden wird, denn nach dem Motto „Was man nicht kennt, das isst man nicht!" ist es natürlich auch schwierig, Leute, die sich über Jahrzehnte an etwas gewöhnt haben, davon zu überzeugen, dass es Sinn macht, ein neues Computersystem zu lernen. 

Tatsache ist aber auch, dass in den nächsten Jahren diese Menschen das ohnehin tun werden müssen, denn ob sie nun auf Linux umsteigen oder auf die nächste Entwicklung des Microsoft Betriebssystems, in jedem Fall werden sie große Veränderungen vor sich haben, und sie werden jedenfalls umlernen müssen.

Was ist also intelligenter? Viele hohe Lizenzgebühren einem internationalen Konzern zu zahlen oder mit dieser strategischen Entscheidung Wirtschaftspolitik in dieser Stadt zu machen? 

Es gibt eine Studie der Stadt Wien, die von der MA 27 in Auftrag gegeben wurde, die ganz deutlich macht, dass der IKT-Standort in Wien von größter wirtschaftlicher Bedeutung ist und mittlerweile, was die Bruttowertschöpfung betrifft, den Tourismus um das 6,5-Fache überholt hat. Und zu diesen IKT-Unternehmen in der Stadt gehören natürlich auch Unternehmen im Bereich Open Source, die davon profitieren würden, wenn die Stadt Wien konsequent den Weg pro Open Source weiterverfolgt, nicht nur als Imagefaktor, sondern weil die Stadt Wien sich profilieren könnte als innovativer Nachfrager bei diesen Firmen und weil die Stadt Wien im Übrigen ja schon einiges investiert hat und es sinnlos ist, das jetzt alles aufzugeben: Zum Beispiel mit dem rot-grünen Projekt der Wirtschaftsförderung im Bereich Open Source des sehr erfolgreichen IKT Calls 2007 im letzten Jahr, bei dem Open-Source-Firmen in der Stadt gezeigt haben, dass sie mit den proprietären Konkurrenten allemal mithalten können, auch wenn es um innovative Forschung und Entwicklung geht. (Zwischenruf von GRin Barbara Novak.)
Woran liegt das? Liegt es am fehlenden politischen Gestaltungswillen? Liegt es am cleveren Lobbying von Microsoft? Liegt es daran, dass die Firma Microsoft mit der SPÖ-nahen Organisation der Kinderfreunde gerne kleine Büchlein macht, die dann an Kindergartenkinder verteilt werden? Liegt es daran, dass auch die Frau GRin Novak sich gerne mit den Microsoft-Mitarbeitern ablichten lässt, weil diese diverse Initiativen bei den Kinderfreunden unterstützen? 

Ich hoffe, es liegt nicht daran. Ich will hier niemandem böse Absichten unterstellen (GRin Barbara Novak: Sie haben es gerade getan!), aber es fällt auf.

Die Entscheidung, wie es weitergeht, wird in den nächsten Monaten getroffen werden. Die Frage, die sich für mich stellt, ist: Wie wird sie getroffen werden? Derzeit wird Politik durch Fakten geschaffen, etwa durch den Ankauf von Microsoft-Lizenzen, der im Februar in Höhe von 7,6 Millionen EUR bewilligt wurde, wo mir zwar glaubhaft versichert wird, dass man noch nicht entschieden hat, ob es wirklich Microsoft-Lizenzen werden oder nicht. Tatsache ist, dass entsprechende Passagen in diesem Subventionsantrag ganz klar und eindeutig in diese Richtung formuliert sind. Oder der Ankauf der Microsoft-Lizenzen, den wir jetzt hier als GRÜNE nicht mitbeschließen werden, der schlussendlich diesen schweren Rückschlag für das Projekt Linux-Umstellung bedeutet. Und das alles, bevor die zweite Evaluationsstudie zum Linux-Umstieg, „STOSS II" in den nächsten Monaten veröffentlicht wird. 

Das mutet schon etwas seltsam an. Und es ist schade. Es ist schade, weil es sich hier um eine richtige, wichtige und gute Entwicklung gehandelt hat, die wir immer sehr unterstützt haben.

Das, was wir als GRÜNE wollen, ist, dass wir eine ernsthafte politische Debatte über dieses Thema führen. Es handelt sich hier nicht ausschließlich um die Frage der Software. Es geht hier nicht nur um die Frage, was haben Sie auf Ihrem Laptop, was haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien an Software auf ihren Computern. Es handelt sich hier um eine strategische, um eine wirtschaftspolitische und eine politische Frage. 

Und die Stadt München hat diese Frage schon vor Jahren sehr klar beantwortet, und diese wird bekanntlich auch von einer sozialdemokratischen Stadtregierung geführt. Damals hat die SPD sogar groß in der Stadt für mehr Freiheit plakatiert. Das war ein großer Wahlkampfschlager. Das wäre eine Chance, die die SPÖ hier durchaus auch hätte, die sie bisher nicht genutzt hat.

Was wollen wir? – Wir wollen eine politische Debatte über dieses Thema. Wir wollen nicht, dass die nächste IKT-Strategie der Stadt Wien und die Frage der Umstellung ausschließlich auf der Ebene der Beamten entschieden wird und haben auch einen entsprechenden schriftlichen Antrag heute in der Früh eingebracht, den wir hier nicht abstimmen lassen wollen, weil uns die Debatte und die Diskussion wichtig und wert ist und weil wir sie führen wollen und weil wir sie gerne ernsthaft führen wollen und hoffen, dass auch die SPÖ diese Signale von unserer Seite ernst nimmt und diese Diskussion auch führt. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. Ich erteile es ihr.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn das nicht die Geschäftsgruppe ist, zu der ich normalerweise spreche, so ist das Thema eines, das durchaus sehr stark in den Bereich der Geschäftsgruppe Laska hineinwirkt. Daher ein paar Worte von mir auch dazu. 

Auch wenn Sie gesagt haben, Sie wollen es nicht unterstellen, so haben Sie es doch gemacht, indem Sie es so ausgedrückt haben. Ich möchte damit beginnen, das zurückzuweisen. Ich verwende mich in keinster Weise in dieser Frage für Microsoft. Ich gebe Vorworte oder unterstütze sinnvolle Bücher auf Grund des Inhaltes. Das haben Sie leider vergessen zu sagen, dass dieses Buch sich damit beschäftigt, Kinder auf eine sehr adäquate Weise in einer Abendteuergeschichte darauf aufmerksam zu machen, welche Gefahren und Risken es im Internet gibt. Das sollten Sie eigentlich auch unterstützten! Dass die Kinderfreunde diese Idee hatten und gemeinsam mit Microsoft umgesetzt haben, ist in Ordnung. 

Auf der anderen Seite unterstütze ich sehr, sehr viele Linux-Projekte. Eines der erfolgreichsten – durchaus auch im Bereich der Kindergärten, nicht nur der Wiener Kindergärten, sondern auch der Kindergärten der Wiener Kinderfreunde, und nicht nur in Wien, sondern darüber hinaus auch in den Bundesländern – eingesetzten Linux-Produkte ist die JUXlala, die ja auch vom Gemeinderat unterstützt wird, die inzwischen dritte selbststartende Linux-Version, die sich jetzt mit der Zielgruppe der Kindergartenkinder beschäftigt hat. In Vorbereitung befindet sich auch schon die nächste, die noch ein bisschen größer sein wird und auch von der Stadt Wien unterstützt wird. 

Darüber hinaus – nebenbei gesagt – betreibt die Stadt Wien über den Wiener Bildungsserver schon seit vielen Jahren einen Linux-Server, der im pädagogischen Bereich zum Einsatz kommt und zahlreiche Open Source E-Learning Plattformen anbietet. Alles, was im Bereich von E-Learning in den Schulen und in Folge auch in den Kindergärten an Content angeboten wird, wird auf diesen Plattformen laufen und läuft dort auch. Da haben wir uns nicht auf eine festgelegt, sondern bieten mehrere an, weil sich die Zielgruppen unterschiedlich anfreunden können. Die einen wollen ein bisserl mehr Moodle, Moodle liegt den anderen wieder überhaupt nicht. Das ist auch von den Lehrern abhängig. Auch das bieten wir seit Jahren in dieser Stadt an und werden wir auch weiterhin anbieten.

Die Entscheidung, ob man im Kindergarten und in der Schule Microsoft oder Open-Source-Produkte beziehungsweise Linux einsetzt, ist keine Frage, die eine ideologische ist, sondern für mich ausschließlich eine Frage der Pädagogik. Wir haben uns dazu entschlossen, dass wir den Kindern, den LehrerInnen in den Schulen und auch den PädagogInnen in den Kindergärten die Möglichkeit bieten, beide kennenzulernen, weil beide dann auch in der großen weiten Welt draußen zum Einsatz kommen werden. Genau das tun wir. Wir haben Linux und Open Source und wir haben Microsoft. Wir erklären den Kindern genauso, was Open Source ist, genauso wie wir ihnen zeigen, was Microsoft ist. 

Das ist die pädagogische Entscheidung, die vor Jahren getroffen wurde und die in den Kindergärten nicht anders ist, als es in den Schulen ist. Dass wir im Kindergartenbereich aus dieser pädagogischen Sicht da noch am Anfang stehen, ist klar. Dort machen wir das, was wir vor zwölf Jahren im Schulbereich gemacht haben, nämlich die PädagogInnen schulen, weil diese das erste Mal Computer in ihren Bereichen haben und diese auch taktisch zum Einsatz bringen müssen und so weiter und so fort. 

Diese Entscheidung ist – sosehr ich mich auch freue, dass Sie das Wiener Bildungsnetz entdeckt haben – mit Sicherheit nicht eine Entscheidung, die die Strategie einer ganzen Stadt um den Haufen wirft und in eine andere Richtung lenkt und den Zug irgendwo anders hinschickt, sondern eine reine Entscheidung, die mit pädagogischer Basis getroffen wurde, und das ist auch gut so. – Danke. (Beifall bei der SPÖ. )
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können abstimmen. Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 27 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Ich möchte formal noch mitteilen, dass ab jetzt Herr GR Mag Ebinger entschuldigt ist. 

Es gelangt die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Stadterweiterungsgebiet im 22. Bezirk, Aspern Süd. Es gibt einen Berichterstatterwechsel auf den Herrn GR Lindenmayr. Es ist niemand zu Wort gemeldet. 

Wir können gleich abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die GRÜNEN so beschlossen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung der Geschäftsstücke 34 und 35, sie betreffen das Projekt Praterstern im 2. Bezirk, zusammenzuziehen und die Abstimmung getrennt durchzuführen. – Einwand sehe ich keinen. Der Herr Berichterstatter, Herr GR Valentin, kann einleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Puller hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich möchte meine Rede mit einem Lob beginnen. Da möchte ich mit einem Interview, das gestern in einer Tageszeitung erschienen ist, beginnen. Interviewt wurde unser Herr Bürgermeister. Das Interview-Thema war – wie kann es anders sein? – die Europameisterschaft. Der Untertitel war: „Wer deppert ist, fliegt raus.“ 

Meine Damen und Herren! Da muss ich unserem Herrn Bürgermeister ein großes Lob aussprechen. Er kann mit Sagern eine totale Volksnähe demonstrieren. Es wäre auch sehr erschreckend, wenn er nach all diesen Jahren diese Volksnähe nur mit seinen Sagern nicht demonstrieren könnte. 

Ganz anders schaut es in der Leopoldstädter Bezirksvertretung aus, genauer gesagt hat sich Herr Kubik unter der Leitung von Herrn GR Hora in der Gemeinderatswahl 2005 auch sehr volksnahe zeigen wollen. Sie haben einen großen Fehler gemacht, meine Damen und Herren, sind mit einem Wahlversprechen rausgegangen und haben den Erhalt der Linie 21 versprochen! 

Nun ist es so, meine Damen und Herren, dass sich gestern in der Bezirksvertretungssitzung eine großartige Wende vollzogen hat. Die Leopoldstädter SPÖ mit Herrn Bezirksvorsteher Kubik haben diesen Fehler eingesehen. Sie konnten 12 000 Unterschriften nicht ignorieren und in den Rundordner verschwinden lassen und haben unserem Antrag auf eine AnrainerInnenbefragung für den Erhalt der Linie 21 zugestimmt.

Nun ist es so: Nach der Fußball-EM soll umgebaut werden, und dabei sollen auch die Schienen der Straßenbahnlinie 21 entfernt werden. Darum stellen wir heute den Antrag: 

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass der geplante Umbau des Pratersterns beziehungsweise der Ausstellungsstraße aufgeschoben wird, solange die AnrainerInnenbefragung in der Leopoldstadt über den Weiterbetrieb der Straßenbahnlinie 21 nicht stattgefunden hat. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Schlussendlich bleibt mir nur zu sagen: Bitte stimmen Sie diesem Antrag zu, denn es wäre ziemlich unschlau, diesem nicht zuzustimmen und diese AnrainerInnenbefragung nicht abzuwarten! Nehmen Sie sich ein Beispiel an Ihrem Chef, Ihrem Bürgermeister, und gehen Sie nur mit Sagern raus, damit Sie Ihre Volksnähe zeigen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Ich schließe mich den Ausführungen meiner Vorrednerin, was den 21er betrifft, an. Das ist auch der Standpunkt der ÖVP, dass es falsch war, dass diese Linie jetzt eingestellt wird, und dass insbesondere zur EURO 08 diese Linie gemeinsam noch hätte geführt werden können. Hier ist wirklich viel versäumt worden.

Sonst wollte ich zu der Vorlage noch die Querungsmöglichkeit per Rad durch das Planungsgebiet am Praterstern einbringen. Wir denken, dass in dem Dokument, das vorgelegt worden ist, keine ausreichenden Erläuterungen gegeben sind, die eine solche Querung sinnvoll und sicher gewährleisten, insbesondere im Hinblick auf den Problembereich Fußgänger und Fahrradfahrer sowie die Fahrradabstellanlagen, die in diesem Bereich notwendig sind. Auch bis jetzt ist noch nicht klar nachvollziehbar, wie viele das nun wirklich werden. 

Daher bringen wir einen entsprechenden Beschlussantrag ein, nämlich einen solchen Umbauplan vorzulegen. 

Weitere Beschlussanträge, die ich im Zuge dieser Postnummer einbringe, betreffen die Rückerstattung des Parkpickerls für Anrainer der Fan-Zone am Ring, das Gratisparken für Anrainer in der Fan-Zone Hütteldorf und die Einführung eines EURO-Tickets für öffentliche Verkehrsmittel. – Ich bedanke mich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Liebe Kollegin Puller! Wenn man zitiert, dann soll man richtig zitieren! Es ist nie ein Wahlversprechen zum 21er gegeben worden! (GRin Heidemarie Cammerlander: Doch!) – Lesen Sie es sich einmal durch, ganz ruhig! Lesen Sie sich einmal durch, lernen Sie einmal lesen! 

Es ist nie ein Wahlversprechen in die Richtung gegeben worden. Es wurde gesagt, wir setzen uns dafür ein, dass auch in Zukunft ein Schienenverkehrsmittel in der Heinestraße fährt. Die Situation war zum damaligen Zeitpunkt ... (Zwischenruf von GRin Ingrid Puller.) – Frau Kollegin, hören Sie mir zu! Ich habe Ihnen auch zugehört und habe auch nicht reingerufen! 

Zum damaligen Zeitpunkt war noch nicht klar, wie weitere Linienführungen, die dort in der Leopoldstadt geplant sind, weitergehen. Es gibt einen Beschluss, der von allen Seiten akkordiert ist, auch von den Wiener Linien: Die Schienen in der Heinestraße bleiben liegen. Warum bleiben sie liegen? – Weil es eine der Möglichkeiten darstellt, eine Änderung des gesamten schienengebundenen Oberflächenverkehrs in der Leopoldstadt auch in Zukunft mit einer Anbindung zur Heinestraße zu machen. Da gibt es Möglichkeiten: O-Wagen-Änderung, N-Wagen-Änderung, 5er-Änderung, Nordbahnhof-Gelände – es gibt alle Möglichkeiten! –, Nordwestbahnhof steht auch an! Und diese Verbindungslinie wird auch für Betriebszwecke genutzt, das heißt, die Schienen bleiben dort liegen. Das war das Wahlversprechen. 

Ich sage auch dazu, dass in der Zwischenzeit, weil es jetzt nicht realisierbar ist, eine Ersatzlösung gesucht wurde, eine Ersatzlösung mit einem Autobus, der auch in Betrieb genommen wurde. Über die Betriebszeiten dieses Autobusses – das gebe ich zu – sind wir alle nicht glücklich. Und da hat es auch gestern – und das haben Sie auch nicht gesagt – sogar einen SPÖ-Antrag gemeinsam mit der Österreichischen Volkspartei gegeben, diese Betriebszeiten zu ändern und dementsprechend an das Bedürfnis anzupassen. Wenn man schon etwas sagt, dann sollte man alles sagen und nicht Umschreibungen machen, wie Sie es da gerne tun. Das ist aber Ihr Trick!

Meine Damen und Herren! Eigentlich sollten wir uns über ein Verkehrsbauwerk unterhalten, das dieses Stadtbild – und genau die Leopoldstadt – neu prägen wird. Das ist eben die Oberflächengestaltung beim Praterstern. Die ersten Arbeiten sieht man schon. Es wird eine Platzgestaltung sein. Es wird dort die Möglichkeit geben, mannigfaltige Verkehrsmittel, schienengebundene Verkehrsmittel in verschiedenen Linienführungen zu bekommen. Es wird dort auch die Möglichkeit bestehen, Busanbindungen zu haben. Und was das Wichtigste ist – und das ist ja auch ein Teil des heutigen Beschlusses, über den wir eigentlich reden könnten –, auch der Beschluss, dass dort auch ein dementsprechendes Dach gemacht wird, dass die Umsteigaktion im Trockenen geschehen kann. 

Lieber Kollege Gerstl, danke für Ihren Antrag! Wir werden Ihrem Antrag nicht zustimmen, aber nicht, weil er inhaltlich falsch ist, sondern weil ja in allen Plänen Folgendes ersichtlich ist und die auch aufgelegen sind. Okay, ich gebe zu, vielleicht war die Auskunft im Ausschuss nicht so direkt, dass sie dem Glauben schenken können. Sie können sich aber in der Zwischenzeit selber überzeugen. Es wird alle Radrelationen weiterhin geben, mit dem Unterschied, dass sie nicht gebundene Wege sind, sondern dass sie frei bewegbar sind. Ganz wichtig für den Radverkehr ist es, dass, wenn man den Platz im oberen Teil der Leopoldstadt – Praterstraße, Praterstern – quert, die Unterführung vom Praterstern in die Hauptallee nach wie vor besteht, dementsprechend dort auch eine Frequenz herrscht. Es wird aber zusätzlich – und gehört auch zur Platzgestaltung – für jene Radfahrer, die den Innenteil nicht benutzen wollen, auch die Möglichkeit geben, den Außenring zu benutzen. 

Sie sehen, in Wirklichkeit gibt es so eine Verdoppelung und eine wesentliche Vergrößerung der Möglichkeiten. 

Zu den derzeit vorhandenen vielen Radbügeln: Ich weiß nicht, ob Sie sich das schon einmal angeschaut haben, wir stark frequentiert diese Radbügel sind! Allerdings gibt es eine Zeit in der Nacht, wo sie fast nicht frequentiert sind, das ist so zwischen 3 und 4 Uhr in der Früh, denn da sind die meisten, die dort ihr Rad abstellen mit dem Rad unterwegs und kommen erst später wieder hin. Es wird diese Bügel sogar in doppelter Anzahl geben, also knapp 400 Bügel werden in Summe im gesamten Bereich dort aufgestellt. Es wird dementsprechende Möglichkeiten geben, Fahrräder dort hinzubringen. 

Lieber Kollege Gerstl, was ich nicht verstanden habe, ist der Antrag betreffend das EURO-Ticket. Es gibt ja irrsinnig viele Möglichkeiten, günstige Fahrkarten für die öffentlichen Verkehrsmittel zu bekommen. Bei jedem Stadion-Ticket ist die Benutzung der Verkehrsmittel inbegriffen. Es gibt auch die Möglichkeit dieser Touristenkarte. Es gibt die Streifenkarten et cetera. Es gibt also eine Vielzahl der Möglichkeiten, sich in Wien gerade in der EURO-Zeit auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu bewegen. 

Was ich nicht mitbekommen habe, was Sie damit meinen – und ich kann meiner Fraktion nur die Ablehnung empfehlen –, ist zum Beispiel auch die Rückerstattung des Parkpickerls für Anrainer. Sie sagen, dass 400 Parkplätze verloren gegangen sind. Vielleicht könnten Sie mir dann irgendwann dazusagen, wo diese für die Anrainer verloren gegangen sind! Gerade an der 2er-Linie in dem Bereich, wo die Fan-Zone im 1. Bezirk errichtet wird, sind es Bedienstete, die vielleicht die Problematik haben, nicht mehr mit dem Fahrzeug hinzukommen. Es handelt sich ja um die großen Gebäude wie etwa das Parlament. Ich weiß schon, dort ist es vielleicht tragisch, dass es weniger Parkplätze gibt, aber gerade die ersten Tage haben ja gezeigt, dass die öffentlichen Verkehrsmittel das ganz locker bewältigen können. 

Die Bewohner sind meiner Meinung nach nicht betroffen, daher sollten wir diesem Antrag nicht zustimmen. 

Meine Damen und Herren, um jetzt zu einem Schluss zu kommen: Sehen Sie sich unter städtebaulichem Aspekt die derzeitige Situation am Praterstern mit diesem neuen Entwurf und mit dieser neuen Möglichkeit an, dort einen modernen, zeitgemäßen Platz zu gestalten, der auch allen gerecht wird, die diesen Nutzen wollen. Damit meine ich, dass es dort die Möglichkeit gibt, öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen, dass die Fahrradfahrer diesen Platz nutzen können, aber dass man sich dort auch in aller Ruhe hinsetzen kann und von dem einen oder anderen Kaffeehaus Aussicht auf diesen Platz, auf das Treiben, auf diese Bewegung, die auf diesem Platz stattfindet, hat. Es ist ein gelungener Entwurf! 

Und so, wie ich die Wienerinnen und Wiener kenne, werden sie alle gerne diesen Platz frequentieren. Bei der Eröffnung werden auch alle dabei sein. Ich bin immer überzeugt, dass sogar die Oppositionsparteien bei Eröffnungen dabei sind. 

In diesem Sinne: Stimmen sie dem Plandokument zu. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Mag Gerstl hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. – Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Hora, Sie haben gemeint, die 400 Parkplätze, die verloren gehen, fußen auf keiner Grundlage. 

Die Antwort ist: Das hat Stadtbaudirektor Weber bei der EURO-08-Veranstaltung im 1. Bezirk vermeldet.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächster Redner ist Herr GR Mag Maresch. – Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wenn ich dem Kollegen Hora zuhöre, dann höre ich immer diese alten Vokabeln aus den 50er Jahren, wo ich auch noch die SPÖ gewählt habe: modern, zeitgemäß, gerecht. Also, das finde ich schon ganz interessant. Was kann eine gerechte Platzgestaltung sein? Wenn Kollege Hora sagt, dass man dort sitzen kann und die Bewegung am Praterstern beobachten kann? – Also, die Bewegung am Praterstern dreht sich vor allem im Kreis, denn das ist hauptsächlich der Verkehr, der sich da um den Praterstern bewegt. Ich glaube einfach, beim Vokabular sollte man schon ein bisschen aufpassen! Den „gerechten" Verkehr würde ich mir wirklich gerne anschauen! 

Warum ich jetzt am Rednerpult stehe: Ich möchte gerne zwei Anträge einbringen: Der eine bezieht sich auf eine Zweckbindung der Mineralölsteuererhöhung für den öffentlichen Verkehr. Wie wir alle wissen, gibt es seit dem 1. Juli 2007 eine Erhöhung der Mineralölsteuer. Nach dem Finanzausgleich gehen 15,2 Prozent an die Länder. Wir wollen, dass in Zukunft der Teil, der Wien zukommt, zur Gänze dem Ausbau des öffentlichen Verkehrs zweckgewidmet wird.

Zweiter Punkt, sehr, sehr vorteilhaft: In Wien ist es so, dass früher das Licht um 24 Uhr gedimmt wurde, jetzt um 23 Uhr. Das ist sicherlich im Sinne der Energieeinsparung, wir glauben aber, dass gerade jetzt während der EURO das ein Problem geben kann. Deswegen ein Beschlussantrag von uns. Um vor allem Frauen, aber auch allen anderen Leuten, die sich auf der Straße bewegen, das Gefühl der Sicherheit zu geben, wollen wir, dass zunächst einmal während der EURO das Dimmen bei Straßenbeleuchtung wieder auf 24 Uhr zurückverlegt wird, und dann hätten wir gerne, dass in Zukunft nicht nur die Straßen beleuchtet werden, sondern dass man sich anschaut, welche Plätze, welche Straßenteile, welche Gehsteige eine gewisse Unsicherheit vermitteln. Die sollten wir uns genauer anschauen und dort die Beleuchtung optimieren. Deswegen unser Beschlussantrag. – Bitte schön.

Ganz zum Schluss noch möchte ich sagen, es freut mich sehr, dass im 2. Bezirk jetzt eine Anrainerbefragung kommt (GR Kurth-Bodo Blind: Und Anrainerinnen!), eine Anrainerinnen- und Anrainerbefragung – damit die FPÖ nicht nur das Binnen-I sieht, sondern auch beide. Noch einmal. Es freut uns sehr, dass das kommt, und wir erwarten uns, dass erstens einmal die Schienen am Praterstern und in der Ausstellungsstraße – und um die geht es uns besonders – nicht herausgerissen werden davor, und zweitens freut es uns besonders, denn die SPÖ wird sich sicherlich an das Ergebnis halten. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Wir setzen uns hier in den Gemeinderatssitzungen meistens mit etwas größeren Zusammenhängen auseinander. Ich möchte nichtsdestotrotz Ihre Aufmerksamkeit kurz auf einen Beitrag, der heute im „Kurier" erschienen ist, lenken. Der Titel lautet: „14-Jährige mit Polizei bedroht." Ich weiß nicht, wie viele diesen kurzen Beitrag gelesen haben, ich denke aber, er ist es wert, sich dem kurz zu widmen, denn es geht darum, wie es den Menschen in dieser Stadt tagtäglich teilweise geht. Das sind so die kleinen Geschichten des Alltags, und in diesem Fall sind kleine Kinder betroffen, und das, denke ich, ist es wert, dass wir uns das kurz anschauen.

Ich erlaube mir vorzulesen: „Dienstag Früh, 8 Uhr. Einen Tag, nachdem der Ring für die Fan-Zone abgesperrt wurde und die Straßenbahnen umgeleitet wurden, befinden sich Kathi, 14, und Mathias, 12, auf dem Weg in die Schule. Sie müssen vom 3. in den 9. Bezirk, den üblichen Schulweg über die Ringstraße können sie aber nicht nehmen. Deshalb beschließen sie, mit der U4 zu fahren. An die Möglichkeit, trotz Ringsperre den 
D-Wagen in die andere Richtung zu benutzen, haben die beiden nicht gedacht. 

Schlecht für sie, denn in der U4 werden die Ausweise kontrolliert. Das Problem: Auf ihren Freifahrt-Ausweisen sind nur die Linien D und U3 eingetragen. Der Kontrolleur hat wenig Verständnis dafür, dass sich die beiden Schüler, ebenso wie Tausende andere Öffi-Benutzer, in der neuen Situation noch nicht zurechtfinden. Die Kinder brechen in Tränen aus, die Ältere hat Angst, durch den Aufenthalt eine wichtige Prüfung zu versäumen. Die Ausweis-Kontrolle endet mit den Worten des Kontroll-Organs an die 14-Jährige: ‚Sag deiner Mutter, das nächste Mal kann sie dich bei der Polizei abholen.'

Der ‚Kurier' wollte von Vizebürgermeisterin Renate Brauner, als Finanzstadträtin zuständig für die Wiener Linien, wissen, ob es legitim sei, einer 14-jährigen Schülerin mit Polizei zu drohen. Brauner ließ stattdessen den Pressesprecher der Wiener Linien antworten: ... Kinder müssten eben auch einen gültigen Ausweis haben. ‚Die Wiener Linien haben Interesse daran, dass es keine Schwarzfahrer gibt.' Außerdem habe die U4 ‚nichts mit der Fan-Zone zu tun.' Drohungen mit der Polizei seien ‚notwendig, wenn sich Personen nicht ausweisen können'. Der Schülerausweis hat nicht genügt."

Erstens, meine Damen und Herren: Ich hätte eigentlich gedacht, wenn so etwas passiert und eine „Kurier"-Anfrage bei der Frau Vizebürgermeisterin landet, müsste es ihr doch wert sein, dass sie entweder selbst darauf antwortet oder aber jemanden von den vielen Damen und Herren aus ihrer Fraktion antworten lässt, wie es sonst auch immer wieder üblich ist. Und ich hätte erwartet, dass hier ganz klar festgehalten wird, dass es nicht zielführend und auch nicht verhältnismäßig ist, kleinen Kindern mit der Polizei zu drohen und dass darüber hinaus Verständnis an den Tag gelegt wird dafür, dass es tatsächlich auf Grund der Ringsperre eine große Umstellung ist und dass es ein paar Tage dauert, bis Menschen sich zurecht finden in der neuen Situation. Ich glaube auch, dass man kleine Kinder, die sich in der Früh auf dem Schulweg befinden, ganz sicherlich nicht mit Schwarzfahrern gleichsetzen kann, bloß weil sie sich geirrt haben und eine andere Linie genommen haben als die, die in ihren Ausweisen eingetragen ist.

Des Weiteren hätte ich erwartet von der Frau Stadträtin oder von jemandem aus ihrem Büro, dass sie bei den Wiener Linien anrufen und dort klarstellen, dass sie die Kontrolleure ersuchen, Abstand zu nehmen von solchen Aktionen und darüber hinaus den betreffenden Kontrolleur ausforschen, damit ihm vielleicht auch erklärt wird, dass das ganz sicher keine Art ist, wie man in Wien mit kleinen Kindern umgeht. 

Nichts dergleichen ist offensichtlich der Fall gewesen, vielmehr hat man das delegiert an die Wiener Linien. Die Antwort der Wiener Linien konnten Sie selbst an dieser Stelle hören. Ich finde, dass das eine absolut inakzeptable und inadäquate Art und Weise ist zu reagieren. Ich appelliere an dieser Stelle auch an die Verantwortlichen, davon Abstand zu nehmen, sondern Bürgerinnen und Bürger in diesen ersten Tagen mit Verständnis zu behandeln und ganz sicherlich nicht Schülerinnen und Schüler auf diese Art und Weise zu behandeln und mit der Polizei zu drohen.

Und abschließend möchte ich eines meinen: Es ist nicht das erste Mal in den letzten Monaten, dass die Wiener Linien auf Vorkommnisse dieser und auch anderer Art, die sehr tragisch endeten, äußerst inadäquat reagierten. Es war keine Art und Weise, wie man auf die Tatsache reagiert hat, dass innerhalb von wenigen Monaten bereits fünf Menschen eingeklemmt und nachgeschleift worden sind von der Straßenbahn – einer davon ist tot, ein anderer schwerst verletzt im Spital. Also das war auch keine Art und Weise, wie man da reagiert hat, denn auch damals hat man mehr oder weniger sinngemäß mehrfach der Bevölkerung ausgerichtet, es ist ohnedies alles okay. Das darf nicht sein, und was nicht sein darf, kann auch nicht sein, und die Leute sind selber schuld und sollen ein bisschen mehr aufpassen. So sinngemäß war die Reaktion. 

Und da braucht man sich auch nicht zu wundern, dass man inzwischen ein Verfahren am Hals hat, dass jetzt wahrscheinlich die Antwort auf diese inadäquate Reaktion ist, denn die vor wenigen Tagen einberufene Pressekonferenz, in der auch verkündet wurde, welche Maßnahmen jetzt ergriffen worden sind, um die Sicherheitssituation zu verbessern, kam leider etwas zu spät. Und die Reaktion in den Monaten davor war, wie gesagt, völlig inakzeptabel.

Ich ersuche Sie, meine Damen und Herren, ganz besonders in der Sozialdemokratie, Ihren Einfluss, den Sie ja bei den Wiener Linien zweifelsohne haben, geltend zu machen, die Frau Stadträtin, die leider jetzt nicht anwesend ist, davon zu informieren, dass das ganz sicher nicht so sein kann in einer Stadt wie Wien, und last but not least auch den Wiener Linien auszurichten, dass sie keine Magistratsabteilung mehr sind, sondern ein Unternehmen. Als solches haben sie etwas mehr Kundenorientierung an den Tag zu legen. Aber das, meine Damen und Herren, ist ganz sicher nicht die Art und Weise, wie Kundinnen und Kunden zu behandeln sind. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen somit zur Abstimmung, die, wie gesagt, getrennt durchgeführt wird bei den beiden Poststücken.

Ich lasse über die Postnummer 34 abstimmen. Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 34 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten, so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die sieben Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft ein Moratorium für die Entfernung der Schienen der Straßenbahnlinie 21. Die sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Zweiter Antrag – es kommen jetzt vier der ÖVP – betreffend das Umbauprojekt Praterstern. Die sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden, sondern ist nur von der ÖVP unterstützt.

Dritter Antrag, ebenfalls von der ÖVP, betreffend Rückerstattung des Parkpickerls für Anrainer (Bewohner) der Fan-Zone am Ring. Die sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Hat nicht die notwendige Mehrheit; nur von FPÖ und ÖVP unterstützt.

Vierter Antrag, auch von der ÖVP, betreffend Gratisparken für Anrainer bei der Fan-Zone Hütteldorf. Die sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Gleiches Abstimmungsergebnis. Das hat nicht die notwendige Mehrheit, nur von ÖVP und Freiheitlichen unterstützt.

Der nächste Antrag der ÖVP betrifft EURO-Tickets für öffentliche Verkehrsmittel. Die sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Hat nicht die notwendige Mehrheit; ist nur von der ÖVP unterstützt.

Die nächsten beiden Anträge kommen von den Grünen. 

Der erste betreffend Zweckbindung der Mineralölsteuererhöhung für den öffentlichen Verkehr. Hier ist die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite Antrag der Grünen betrifft die öffentliche Straßenbeleuchtung. Die sofortige Abstimmung ist hier beantragt. Wer dafür ist, den bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 35. Wer von den Damen und Herren für die Postnummern 35 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Grünen, so beschlossen. – Danke schön.

Es gelangt nun die Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur Wien. Herr GR Woller leitet ein. Gratuliere, dass die Krücken weg sind.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Danke. – Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Wir setzen an dieser Stelle eine Debatte fort, die wir heute in der Früh in der Fragestunde begonnen haben, nämlich um die Frage: Wem gehört eigentlich diese Stadt und wie geht die SPÖ mit dieser Stadt um? 

Diese Frage lässt sich am besten oder sehr gut an zwei Beispielen wiederum festmachen. Meine KollegInnen David Ellensohn und Waltraut Antonov haben heute in der Aktuellen Stunde einige andere Beispiele dafür gebracht, wie die SPÖ so tut, als ob die Stadt ihr gehören würde. In diesem Fall der Debatte rund um die Neubesetzung der Szene zeigt sich aber auch, dass sie es mit besonderer Rüpelhaftigkeit und mit einer besonders unangenehmen Art und Weise tut. 

Über Nacht, ohne dass jemand davon erfährt, wird die bisherige engagierte Führung der Szene Wien einfach ausgetauscht und durch den guten Freund der SPÖ, Josef Sopper, ersetzt. Es ist offensichtlich nicht genug, dass der Herr Sopper beim Donauinselfest das viele Geld verdienen darf, es ist nicht genug, dass er mit der Gewista-Kultur:plakat viel Geld verdienen darf, nein, der arme Herr Sopper, der außerdem noch die Gasometer-Halle als neuen Ort für sein jetzt abgerissenes Planet Music bekommt, der soll auch noch einen kleinen, feinen Spielort bekommen, die Szene Wien. 

Vorgeschoben, sehr geehrte Damen und Herren, werden Auslastungszahlen. Das Interessante ist jedoch, dass Herr Sopper in einer Pressekonferenz selbst gesagt hat, er habe in absoluten Zahlen im Planet Music auch nicht mehr Besucherinnen und Besucher gehabt, als die Szene Wien jetzt hat. 

Worum geht es also? – Es geht um die Zerstörung eines künstlerischen Konzeptes, es geht um die Zerstörung eines inhaltlichen Anspruches, es geht um viele Jahrzehnte Aufbauarbeit in Bereichen der Musik, die in dieser Stadt sonst nicht viele Heimstätten haben. Es gibt nicht viele Orte, wo man Worldmusic in dieser Form zu Gehör bekommt, es gibt nicht viele Orte in dieser Stadt, wo engagiertes internationales Programm gezeigt wird. Und jetzt hat die SPÖ diesen Ort auch noch kaputtgemacht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es haben mehr als 3 200 Menschen die Unterschriftenliste „Szene bleibt" unterschrieben. Das sind viele Menschen, das sind sehr viele Menschen, und offensichtlich sind sie Ihnen ja auch nicht egal, weil Sie jetzt mit irgendeinem Larifari-Antrag daher kommen, in dem Sie formulieren, dass doch dem bisherigen inhaltlichen Konzept möglichst breiter Raum gegeben werden soll. 

Dieser Antrag ist indiskutabel, sehr geehrter Herr Jugendsprecher Baxant. Indiskutabel! Da geht es ausschließlich um das Rechtfertigen einer Politik des Holzhammers. Sie wissen offensichtlich mittlerweile, dass das etwas unangenehm ist, und deshalb meinen Sie, dass Sie mit diesem Antrag wieder alles gutmachen können. Das geht aber nicht, das ist nicht möglich. Wiedergutmachen kann man das nur, wenn man die bisherige Geschäftsführung weiterarbeiten lässt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Die Szene Wien ist ein Symbol dafür, wie in dieser Stadt Kulturpolitik gemacht wird. Ich habe heute in der Früh schon gesagt, lieber Herr StR Mailath-Pokorny, schlechte Nachrichten für Sie. Es zeigt sich deutlich, nicht Sie machen in dieser Stadt Kulturpolitik, Harry Kopietz macht in dieser Stadt Kulturpolitik. Nicht Sie, der Sie dafür zuständig sind, entscheiden darüber, in welche Richtung sich das eine oder andere bewegt, nein, der Herr Landesgeschäftsführer und zukünftige Landtagspräsident.

Sehr geehrte Damen und Herren! Freundschaftsverhältnisse sind nicht das richtige Kriterium für inhaltliche Entscheidungen über die Veränderungen von Kulturinstitutionen. Das sollte auch die SPÖ mittlerweile gemerkt haben. Dort, wo sie es getan hat, zum Beispiel bei Karl Welunschek im Rabenhof, hatte das, vorsichtig gesagt, desaströse Konsequenzen. Dort, wo sie es mit Adi Hirschal tut, gibt es einen Sturm des Protests, und dort, wo sie den Operettensommer, eine Sub-Tochter ihrer eigenen Unternehmungen, finanzieren, finden das die Leute in dieser Stadt auch nicht lustig. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Diese Vorgangsweise ist ungustiös, und wir lehnen sie zutiefst ab. 

Ähnliches gilt für die von mir schon erwähnte Gewista-Tochter Kultur:plakat. Mein Kollege Marco Schreuder hat in den letzten Monaten hier mit sehr viel Kraft und Energie gezeigt und aufzuzeigen versucht, wie hier scheibchenweise der freien Szene das Wichtigste, was sie an Öffentlichkeit hat, weggenommen wird. Wenn man nicht über 16-Bogen-Plakate und das Geld für 
16-Bogen-Plakate verfügt, wenn man nicht die City Lights hinten, vorne und rundherum bekleben kann, dann braucht man jeden Ort der freien Meinungsäußerung, den es bisher in dieser Stadt gegeben hat, das freie Plakatieren. 

Mit einem Schlag ist das vorbei. Und wer verdient daran? Der Herr Sopper und die SPÖ, denn die ist indirekt auch an diesem Unternehmen beteiligt. (GR Heinz Hufnagl: Und die große Mehrheit der Plakatierer trägt das mit!) Die große Mehrzahl jener Plakatierer, von denen Sie behaupten, dass sie es mittragen, sind die Plakatierer, die mit Herrn Sopper in den letzten Jahren plakatiert haben. Das ist weder die große Mehrzahl noch ist es die Gesamtzahl. Und, ja, der Herr Sopper profitiert davon. Das haben Sie gerade bestätigt. 

Die Art und Weise, wie hier vorgegangen wird, bedeutet das Ende von Sichtbarkeit für ganz viele Institutionen in dieser Stadt. Wo sind sie denn die Ankündigungsplakate für das Schauspielhaus Wien? Wo sind die Ankündigungsplakate für Veranstaltungen der Stadt Wien, die einladen zu den Veranstaltungen des Gratisbuches? Die sind weg. Wo sind die Einladungen zu vielen, vielen kleinen Initiativen? Sie sind nicht mehr sichtbar. Sie können es sich nicht mehr leisten. 

Und was bedeutet das? Das bedeutet die zunehmende Monopolisierung und Verengung dessen, was in dieser Stadt Kultur bedeutet. Und anstatt dass die SPÖ das erkennt und sagt, okay, vielleicht war das keine so wahnsinnig gute Idee, vielleicht machen wir da einen Fehler, überlegen wir uns doch, wie wir nach dem Modell von Salzburg vorgehen, wo es freie Flächen gibt, die, von der Stadt verwaltet, Kulturinitiativen zur Verfügung gestellt werden, streitet sie jede Verantwortung für diese zentrale Frage ab. Und dann wundern wir uns, sehr verehrte Damen und Herren, warum die kleinen Kulturinitiativen weniger Publikum haben als andere. Das ist doch wirklich komisch! Sollen die doch ein paar Flyer machen, sollen die doch ein paar Plakate drucken! Das ist doch wirklich seltsam! Warum gehen da weniger Leute hin? 

Sehr verehrte Damen und Herren! Sie sind schuld daran, Sie, die Sie die Mehrheit in diesem Gemeinderat haben. 

Und weil wir das alles nicht zulassen wollen und weil wir uns darüber ärgern, werden wir auch nicht aufhören, dafür zu kämpfen, dass in der Szene Wien die bisherige Geschäftsführung wieder eingesetzt wird und dass es im Bereich der Kulturplakate endlich wieder die Möglichkeit gibt, Sichtbarkeit herzustellen für Kulturinitiativen in dieser Stadt. (Beifall bei den GRÜNEN.) Deshalb stellen wir folgende zwei Beschluss- und Resolutionsanträge. 

„Der Bürgermeister der Stadt Wien möge auf die Verantwortlichen für die Neubesetzung der Szene Wien innerhalb der Wien Holding und der Wiener Stadthalle – Betriebs- und Veranstaltungs- GesmbH einwirken, um das Team der Szene Wien in seiner bisherigen Form weiterarbeiten zu lassen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Den zweiten Antrag haben wir schon mehrmals eingebracht, und vielleicht ist es ja so, dass die SPÖ heute den Weisheitstrunk getrunken hat und dem zustimmen wird. 

„Der Wiener Gemeinderat fordert den Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Dr Andreas Mailath-Pokorny sowie den Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr Dipl-Ing Rudolf Schicker auf, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um Folgendes zu erreichen: Die Schaffung ausreichender, kostenloser und freier Flächen zur Plakatierung für mittlere und kleinere Kulturinitiativen; eine transparente Vergabe freier und öffentlicher Flächen für Werbeplakate im öffentlichen Raum, die für alle MarktteilnehmerInnen einen fairen Zugang zum Markt sicherstellt; eine Einberufung eines Runden Tisches der Stadt Wien zur Beseitigung der aktuellen Situation, die sowohl Arbeitsplätze gefährdet als auch die Existenz von Unternehmen gefährdet. An diesem Runden Tisch soll eine legale Lösung für Ankündigungen im öffentlichen Raum erzielt werden. Zu diesem Runden Tisch sollen VertreterInnen der betroffenen Kulturinitiativen – unter anderem der IG Kultur, der IG Freie Theater et cetera –, der DienstleisterInnen – unter anderem Verein Freies Plakat –, VertreterInnen der Fachgruppe Werbung und Marktkommunikation der Wiener Wirtschaftskammer sowie alle relevanten EntscheidungsträgerInnen der Gemeinde Wien eingeladen werden; die Demontage der in Wien montierten Halbschalen, bis eine Lösung für oben genannte Punkte gefunden wurde. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Denken Sie nach, was Sie hier tun! Denken Sie gut darüber nach! Es lohnt sich. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Mit 1. Juli 2008 soll die bisherige Chefin der Szene Wien jemandem weichen müssen, der angeblich mehr vom Geschäft versteht als die bisherige Führung unter Gina Salis-Soglio. Es handelt sich hierbei, wie wir mittlerweile alle wissen, um Herrn Sopper, den Geschäftsführer von Planet Music. 

Ein Kenner der Branche meint dazu, dass dieser Wechsel so daneben sei, dass man es gar nicht ausdrücken könne, und wir von der ÖVP schließen uns dieser Aussage an. Die Szene Wien ist seit nunmehr 25 Jahren eine Bereicherung für das Wiener Kulturleben und gilt außerdem als perfekte Live Location für Dancen, denen die Gürtellokale bereits zu klein sind, das WUK oder die Arena aber zu groß, sprich, für Newcomer der Zukunft. 

Speziell für die Nachwuchsförderung hat sich die Szene Wien im Bereich der Jugendkultur einen Namen gemacht und sich verdient gemacht. Sie war immer schon experimentierfreudig, von Free Jazz angefangen, zum Beispiel John Fran, von Noice aus Japan oder für Performancegruppen aus dem Uralgebirge ist die Palette der Szene Wien speziell. Sie war und ist nie Mainstream und ist eine wichtige Nische im Wiener Musikleben. Und genau das darf nicht zu Ende sein, nur weil besagter Herr Sopper seine guten Kontakte ins Wiener Rathaus nutzt, ein Mann, der die links-intellektuelle Studentenkultur verachtet und der Bands auftreten lässt, die extrem frauenfeindliche und schwulenfeindliche Texte haben wie zum Beispiel „Die Hinichen" – „Wir mischen auf im Frauenhaus, wir peitschen die Emanzen aus" et cetera –, und ein Mann, der zu solchen Texten nur ganz lapidar meint, dass er nicht verstehen kann, dass solche Texte so missverstanden werden. 

Aus feministischer Sicht möchte ich überhaupt sagen, dass ich es für inakzeptabel halte, dass eine kompetente und bewährte weibliche Führungskraft grundlos von einem von der Stadt Wien geförderten Kulturbetrieb entfernt wird. Dabei zählt die Stadt Wien im Bereich Frauen in Führungspositionen zu den Nachzüglern in Europa. Es ist Ihnen, so wie immer, alles nur Lippenbekenntnis, wenn Sie von frauenfreundlich und SPÖ in einem Zusammenhang sprechen. 

Ich zitiere: „Dieser Führungswechsel ist so daneben, dass man es gar nicht ausdrücken kann", sagt der Künstler und Musikjournalist Rainer Krispel. Kenner der Branche, Künstler und Medien sind sich einig: Herr Sopper darf nicht Geschäftsführer der Szene Wien werden. Selten sprachen Medien einen Vorwurf, den sie sonst höchstens vage andeuten, so offen aus: Nepotismus, Vetternwirtschaft." 

„Sopper hätten seine guten Kontakte zum Wiener Rathaus schon den einen oder anderen Deal eingebracht", beschrieb der „Kurier". 

„Eine sehr ungustiöse Geschichte." „Kurier". 

Der „Standard" bescheinigt ihm Freunderlwirtschaft und einen ausgezeichneten Draht zum Wiener SPÖ. 

„Presse": Sehr gut mit dem Rathaus vernetzt. 

Wieder einmal hat sich hier der Machtrausch der Wiener SPÖ und ihr nahestehender Unternehmen gezeigt, und es stellen sich folgende Fragen: 

a) Gehört die Stadt tatsächlich Ihnen? 

b) Wurden andere Interessenten angesprochen? Wurden Experten für den Wechsel beigezogen? Hat es eine Vergabekommission gegeben? Zu welchem Kaufpreis hat denn Herr Sopper das übernommen? 

In dieser gesamten Causa kommt man um einen Namen nicht herum, und das ist der Herr Kopietz. Dieser schanzte – so stellt es sich zumindest dar – seinem guten Freund, der ihn selber öffentlich als seinen Mentor bezeichnet, nicht nur die Gasometer-Halle zu, sondern es ist zu bemerken, dass er auch viele Veranstaltungen, die stattfinden, wie zum Beispiel die Organisation von stadtnahen Veranstaltungen wie das Donauinselfest, das Maifest, die Eröffnungsfeier der U2 et cetera betreibt. (GR Harry Kopietz: Was wollen Sie damit ausdrücken?) Herr Sopper ist zusätzlich Geschäftsführer der Kultur:plakat. (GR Harry Kopietz: Präzisieren Sie das!) Was ich hier kritisiere? Also wenn Sie es bis jetzt noch nicht mitbekommen haben … (GR Harry Kopietz: Nicht kritisieren! Präzisieren sollen Sie, was Sie damit meinen!) 

Ich meine damit, dass es eine recht seltsame Vorgangsweise ist, wenn ein Planet Music geschlossen werden muss und wenn jemand einen Veranstaltungsort bekommt wie die Gasometer-Halle, die ihn nur einen Anruf bei Ihnen gekostet hat, wie er ja selber öffentlich aussagt, dann plötzlich, weil ihm die Gasometer-Halle zu groß ist, einen kleinen Veranstaltungsraum braucht und einfach die Szene Wien dazu bekommt. Das ist ein Konzept, das überhaupt nicht zu seiner Persönlichkeit passt, das überhaupt nicht zu seinen Musikkonzepten passt und komplett widersprüchlich ist. Man kann doch kaum bei etwas, was ein Nischenkonzept ist, fern dem Mainstream, jetzt sagen, man wird irgendwelche gemeinsamen Synergien nutzen. Das ist ja genau das Konzept einer Nische, dass man keine Synergien nutzt, sondern speziell ... (GR Harry Kopietz: Aber was meinen Sie in Bezug auf meine Person? Das wäre interessant!) Er bezeichnet Sie als Mentor, als Freund. Er selber sagt, es genügt ein einziger Anruf. Das sind Aussagen, die der Herr Sopper selbst getätigt hat, das können Sie nachprüfen. (GR Harry Kopietz: Das spricht für mich, wenn ein Anruf genügt, und es funktioniert! Das spricht für mich! Ich bitte Sie, das in ganz Wien zu verbreiten!) Sie werden ja Zeitungen lesen, dort ist es geschrieben, was er selbst geantwortet hat. Sie können es gerne nachprüfen. (GR Harry Kopietz: Das freut mich!) 

Ich gehe kurz auch noch ein auf die Kultur:plakat GmbH, die auch ein offensichtlicher Interessenskonflikt ist. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das verbreite nicht nur ich laut und deutlich, sondern Sie brauchen nur sämtliche Medien zu lesen. „Kurier", „Standard", „Krone", „profil", „Augustin" – ich weiß nicht, ob Sie den lesen –, jeder Einzelne hat ganz genau darüber geschrieben, wie hier die Zusammenhänge sind. Fakt ist, ich bringe folgenden Antrag ein, und zwar: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die anerkannte Institution Szene Wien als eigenständige Spiel- und Aufführungsstätte mit dem bisherigen inhaltlichen Aufführungskonzept erhalten bleibt. Das bisherige international anerkannte Team sowie die bisherige Geschäftsführung der Szene Wien sollen erhalten bleiben. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt möchte ich nur noch ein paar Worte zu dem Alibi-Argument Auslastung sagen. Ich nehme nur das Kontrollamt her, das selber den ausgezeichneten Ruf in der Musikszene von der Szene Wien gelobt hat und den nicht zu unterschätzenden Beitrag für die heimische Jugendkultur. Wortwörtlich sagt das Kontrollamt, dass die Szene Wien für einen defizitären Kulturbetrieb eine nicht allzu hohe Summe, nämlich 600 000 EUR, überschreitet. Daraus resultiert, dass die Szene Wien wegen der Nachwuchsförderung stark auf Newcomer-Gruppen setzte und so bewusst das Risiko eines geringen Zuschauerinteresses in Kauf nimmt. Dass das Betriebsergebnis auf diese Art zwangsläufig negativ sei, so schreibt das Kontrollamt, ist klar. 

Es hat 25 Jahre keinen Einwand gegen die Szene Wien gegeben, und nun soll alles anders sein, nur weil jemand einen neuen Veranstaltungsort braucht und dementsprechende Kontakte hat. Es ist erstaunlich, wie leicht es in Wien zu Lösungen kommt, wenn man die richtigen Freunde hat. Ich schließe mit einem Zitat aus Ciceros erster Rede gegen Catilina: „O tempora, o mores!" – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Baxant. – Bitte schön. (GR Harry Kopietz: Jetzt kann ich mich wieder vor Anrufen nicht retten, Frau Kollegin!)

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kurz zu meiner Kollegin, Frau GRin Ringler. Sie haben von Wiedergutmachung gesprochen. Wiedergutmachung suggeriert, dass irgendwo Schaden entstanden wäre. (GRin Mag Marie Ringler: Ja, das ist so!) Ich behaupte, es ist absolut kein Schaden entstanden. Ich sehe eine ganz klar persönlich motivierte Kampagne, die sowohl von Ihnen wie auch von der ÖVP unterstützt wird. Das ist zwar Ihr gutes Recht, nur sehe ich bis jetzt absolut keinen Schaden, und ich bin mir sicher, dass auch kein Schaden entstanden ist. (Ein Besucher auf der Galerie ruft etwas in den Saal. – GRin Mag Marie Ringler, zur Galerie weisend: Fragen Sie da oben nach!) 
Wer behauptet, dass es in Wien an Vielfalt, Diversität, Fortschritt, einem Miteinander zwischen Künstlerinnen und Künstlern, KulturarbeiterInnen und Kulturverantwortlichen mangelt, der hat entweder keine Ahnung, der kennt sich in der Stadt nicht aus, oder er fährt bewusst eine politische Kampagne. 

Meine Damen und Herren! Jawohl, die Szene bleibt, und ich bin mir sicher, sie bleibt und wird noch besser. Das neue Betreiberteam wird das Bewährte weiterführen, aber auch Neues implementieren, und das ist mir als jungem Wiener Kulturpolitiker wichtig. Die Aufregung – egal, ob sie politisch motiviert, zum Teil populistisch geführt wurde – muss natürlich ernst genommen werden, aber es muss Einhalt geboten werden, wenn übertrieben wird, und meiner Meinung nach wird derzeit übertrieben. 

Noch einmal: Die Szene bleibt. Es ändern sich lediglich das Betreiberteam und die Wirtschaftlichkeit. (GRin Mag Marie Ringler: Ich sage Ihnen was: In zwei Jahren schaut das ganz anders aus!)
Kurz zur Wirtschaftlichkeit. Bisher beträgt die Veranstaltungsauslastung in der Szene 44 Prozent, Publikumsauslastung sage und schreibe 19,5 Prozent. (Zwischenruf von GR Marco Schreuder.) Ich habe Informationen eingeholt. Das ist natürlich das Recht eines jeden Gemeinderates, einer jeden Gemeinderätin. Sie hätten auch die Möglichkeit gehabt, sich zu informieren. Bisher sind im Zeitraum September bis Dezember 87 Veranstaltungen geplant. Das bedeutet eine Auslastung von mindestens 80 Prozent. 87 Veranstaltungen sind jetzt unter Dach und Fach.

Frau Ringler, jetzt zu Ihren Zahlen. Ich weiß nicht, woher Sie die haben. Das Planet Music hat bisher doppelt so viel Publikum gehabt wie die Szene Wien. Sie haben gemeint, es ist eine große Katastrophe ausgebrochen und es wird jetzt in der Szene Wien absolut nichts mehr stattfinden. Genau das Gegenteil ist der Fall. Es werden über 250 heimischen Gruppen Auftrittsmöglichkeiten gegeben und nicht, wie falsch kolportiert wurde, gegen Gagen oder Eintrittsbeteiligungen, ohne Pflichtkäufe von Karten, wie falsch kolportiert wurde. 

Sämtliche Genres werden angeboten und abgeglichen, nämlich Worldmusic samt allen Subgenres wie Reggae, Afro, Gipsy et cetera und darüber hinaus jetzt noch Rap, Rock, HipHop, Alternative, Indie, Metal und so weiter. 

Außerdem werden – das ist mir auch ganz wichtig, und das sollte Ihnen auch ganz wichtig sein – verstärkt künstlerisch tätige Frauen auf die Bühne gebracht. So wie es bisher nicht der Fall war. (Zwischenruf von der Galerie.) Gut. Danke schön. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Ich ersuche darum, sich auf der Galerie jeder Äußerung zu enthalten.

GR Petr Baxant (fortsetzend): Weiters haben Sie Persönlichkeiten angeführt, angeblich gäbe es so viele, die sich an dieser Sache beteiligen. Ich kenne schon einige, die mir mitgeteilt haben, dass sie da eigentlich einer falschen Sache aufgesessen sind und die jetzt eigentlich dann wieder ihre Unterstützung zurückziehen werden. Aber Persönlichkeiten, die nicht besorgt sind und mit dem neuen BetreiberInnenteam absolut keine Probleme haben, sind zum Beispiel Heli Deinboeck, ehemaliger Obmann des Vereins Wiener Szene und österreichischer Dialekt- und Weltmusiker; oder Wickerl Adam von der Hallucination Company; Thomas Rabitsch, Producer von Falco, allen bekannt; Hansi Lang, Karl Ratzer oder Leute von Drahdiwaberl. Ich nenne weiter Paul Peter Skrepek, Musiker und Vorsitzender der Musikergewerkschaft und Musikergilde; Michi Gaissmaier, Sänger von Heinz aus Wien; Russkaja, siehe „Willkommen Österreich" mit Stermann und Grissemann, einem großen Publikum bekannt, zusammengesetzt aus in Wien lebenden KünstlerInnen aus Russland, Ungarn, Israel, Ukraine und Österreich, die derzeit zu Recht als die bekannteste und meist gebuchte Worldmusic-Band Europas gelten; Titus Vadon, seines Zeichens Bandleader des Balaton Combo und Projektpartner unter anderem von Peter Pilz, Harry Stojka oder Kurt SuperMax Tornstein. Das sind nur einige wenige Persönlichkeiten, die kein Problem haben und die auf Ihre Kampagne nicht aufgesprungen sind, und Sie werden sehen, es gibt auch keinen Grund, da aufzuspringen.

Es gibt den Vorwurf, die Wiener SPÖ unterhält (GRin Mag Marie Ringler: Freundschaften!) gute Beziehungen und einen Dialog mit vielen Kulturschaffenden in der Stadt. Ja, darauf sind wir stolz. Im Gegensatz zu Ihnen unterhalten wir wirklich sehr viele gute Beziehungen zu Kulturschaffenden in der Stadt, und es ist auch gut so, nämlich im Hinblick auf ein breites, vielfältiges Angebot, Kreativförderung und Vielfalt und im Hinblick auf das Angebot für die Wiener und Wienerinnen. Das heißt, wir sind stolz auf einen professionellen Dialog mit Wiener Kulturschaffenden. 

Zur Diskussion um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die auch zum Teil medial veröffentlich wurde, möchte ich sagen, das ist keine politische Frage, die hier zu diskutieren ist, sondern das ist eine betriebswirtschaftliche Frage, die unter den Menschen, die dort in Zukunft mitarbeiten oder nicht mitarbeiten werden, geklärt werden muss. Ich denke, wir als Politiker sollten uns da in betriebswirtschaftliche Belange absolut nicht einmischen. 

Meine Damen und Herren! Bei jeder Neustrukturierung an der Spitze von Betrieben kommt es fast unvermeidlich zu Verunsicherungen. Die Politik soll Sicherheiten schaffen und Angst nehmen. Genau das Gegenteil tun Sie jetzt. Sie versuchen zu polemisieren und gegen einzelne Persönlichkeiten, die sich – und das sollte auch gesagt werden – um Wiens Kulturangebot verdient gemacht haben, zu diskreditieren, und deswegen fordere ich Sie auf, diese persönlich motivierte Kampagne einzustellen. 

Ich erinnere Sie daran: Sowohl ÖVP als auch FPÖ als auch Sie, die Grünen, haben die letzten Jahre, die letzten Jahrzehnte einstimmige Beschlüsse im Kulturausschuss gefasst, wo das anscheinend absolut kein Problem war, dass das Planet Music Stadt-Wien-Subventionen bekommt. Damals haben Sie absolut kein Problem damit gehabt. Das heißt, Sie widersprechen sich da nachhaltig ein bisschen. 

Wir sind daran interessiert, dass Vielfalt, Worldmusic und alternative Musik und Ausdrucksformen auch weiterhin in der Szene stattfinden. Ich glaube, dem wird entsprochen, so wie es das Publikum auch gewohnt ist. In diesem Sinne bringe ich mit Selbstbewusstsein einen Antrag ein, der besagt: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür auf, dass die anerkannte Institution Szene Wien als Spiel- und Aufführungsstätte dem bisherigen inhaltlichen Konzept breitesten Raum gibt und in diesem Sinne weiter ausgebaut wird." (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie darum, lassen wir gemeinsam das neue Szene-Team arbeiten und messen wir es an den Taten. Ich glaube nicht nur, sondern ich weiß es, die Szene Wien bleibt. Ich bitte Sie daher, dem Geschäftsstück zuzustimmen. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Bitte sehr. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der alte und traditionelle sozialdemokratische Gruß „Freundschaft" scheint in dieser Stadt eine völlig neue Bedeutung zu bekommen. Es geht in der Freundschaft scheinbar wirklich nur noch darum, wer schanzt wem irgendwelche Jobs zu. Das ist die Freundschaft des Jahres 2008 der Wiener Sozialdemokratie, und das ist wirklich ein Trauerspiel, das wir hier geboten bekommen. 

Zuerst einmal: Die Diskussion über die Szene Wien auf die Frage der Jugendkultur zu reduzieren, ist ohnehin unglaublich. Ich meine, wir schreiben nicht mehr das Jahr 1968. Heutzutage geht auch etwa meine Mutter in die Szene Wien, um sich, was weiß ich, von Fanfare Giocarlia anzuschauen. Das ist ja keine Frage des Alters, das ist eine kulturpolitische Frage: Wer leitet die Szene Wien? Welches Programm will man in der Stadt dort präsentieren? Das ist eine kulturpolitische Frage und sonst gar keine. Doch es ist tatsächlich so, dass wir im Kulturausschuss auf die Fragen hin immer nur die Antwort bekommen: Dafür sind wir nicht zuständig. Der Herr Kulturstadtrat Mailath-Pokorny sagt uns das.

Ja, was ist denn die Szene Wien? Keine Kultur? Ist die Szene Wien nur noch eine Frage von „Welches Freunderl stellen wir hin, und der soll das programmieren?“ Ist das alles? Ist das das kulturpolitische Credo dieser Stadt, wenn es um Populärkultur geht? 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich würde auch meinem Kollegen Baxant dringend raten, die rote Brille abzunehmen und zu schauen, was hier gerade abgeht. Es geht nämlich nicht darum, ob wir früher Bandwettbewerben im Planet Music zugestimmt haben, es geht darum, dass eine Person auf Grund einer persönlichen Freundschaft Geschäftsführer gleich von mehreren Firmen wird (GR Harry Kopietz: Das nehmen Sie zurück!), und zwar vom Gasometer, er wird Chef des Kultur:plakat und er wird Chef der Szene Wien. Es kann keinen anderen Grund dafür geben, es gibt keinen anderen Grund, denn warum soll er – abgesehen davon, dass er das Donauinselfest und das 1. Mai-Fest auch machen darf – das auch machen. Entschuldigen Sie, das ist eindeutig nur noch eine sozialdemokratische Machtfrage und keine Kulturfrage. Das ist abzulehnen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich glaube ja manchmal wirklich, ich bin im falschen Film. Sie sitzen da und meinen, Sie machen Kulturpolitik. (GR Godwin Schuster: Richtig! Das ist in Ordnung!) Erstens einmal verwechseln Sie sowieso den ganzen Tag Sozialdemokratie mit dieser Stadt. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) Ich habe das sehr interessant gefunden, heute in der Aktuellen Stunde kommt der Herr Kollege Deutsch hierher und sagt, ich lasse mir die Stadt nicht schlechtreden. Kein Mensch redet hier diese Stadt schlecht. Wir kritisieren Ihre Arbeit, und das ist in einer Demokratie wohl noch zulässig. Dafür sind wir schlussendlich auch da und Sie übrigens auch. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Ich ärgere mich wirklich über diese unglaubliche Blindheit, ich ärgere mich wirklich über diese unglaubliche Infamie, sich hier herzustellen und zu behaupten, es gebe nur gute Gründe, aber Sie nennen uns keine. (GR Godwin Schuster: Bei Ihnen kann man sich über Ihre Arroganz ärgern!) Sie bringen einen Antrag ein, in dem Sie sagen, die Szene Wien soll so weiterarbeiten wie bisher. (GR Christian Oxonitsch: Wir unterstützen das die ganze Zeit!) Ja, warum darf dann die alte Führung nicht weiterarbeiten? Warum kommt da ein neuer Mensch hin? Es gibt keinen Grund! Ihr Antrag widerspricht dem, wie Sie selbst handeln. Da können Sie noch so viel schreien, Herr Oxonitsch, es ist so. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch. – GR Godwin Schuster: Er will nicht zuhören!)

Ich wollte eigentlich zu einem ganz anderen Thema sprechen, denn es gibt noch eine weitere Kulturinstitution, die sich große Sorgen macht in dieser Stadt, und das ist die Alte Schmiede. Auch hier kommen wir wieder zu einem Unternehmen, das – sagen wir einmal so – der Sozialdemokratie nicht ganz fern steht. Das Gebäude, in dem die Alte Schmiede sich befindet, wurde soeben von der Wiener Städtischen Versicherung an einen neuen Privatbesitzer verkauft. Es ist mittlerweile auch schon in den Medien, es gibt auch schon Online-Petitionen, denn die Betreiber und Betreiberinnen und auch die Künstler und Künstlerinnen, die sich in der Alten Schmiede aufhalten, machen sich große Sorgen über ihre Zukunft. 

Es sind wohl neue Adaptionen der Räume notwendig. Wir wissen alle selbst noch nicht, wie das in Zukunft aussehen wird. Um die Sorge um diese im ganzen deutschsprachigen Raum einzigartige Kulturinstitution zu nehmen, wäre es, glaube ich, dringend an der Zeit, dass die Stadt hier aktiv wird und sowohl mit dem Kunstverein Wien als auch mit dem neuen Besitzer in Verhandlungen tritt, um die Zukunft der Alten Schmiede zu sichern. 

Es gibt im deutschsprachigen Raum wirklich kein anderes Beispiel einer so wertvollen Kulturinstitution wie die der Alte Schmiede, die ohne große Eventisierung wirklich inhaltlich arbeitet, die Autorinnen und Autoren selbst als Publikum hat, wo sich Literaturmenschen vernetzen können. Es ist wichtig, dass deren Zukunft gesichert wird, deswegen stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Dr Andreas Mailath-Pokorny möge sofortige Verhandlungen einleiten, um die Zukunft der Alten Schmiede in der Schönlaterngasse zu gewährleisten sowie den Bedarf an räumlichen Anpassungen zu eruieren und nötigenfalls zu finanzieren. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Wissenschaft und Kultur.“ 

Wir werden wahrscheinlich in der Frage der freien Plakatierung in dieser Stadt, in der Frage, wie Ausschreibungen zu funktionieren haben, wie Posten zu besetzen wären, wohl nicht einig werden, denn ich merke bei dieser Sozialdemokratischen Partei in Wien in ihrem derzeitigen Zustand, dass sie es nicht begreifen will, worum es geht. Vielleicht finden wir eine Lösung für die Alte Schmiede. Das wäre zumindest etwas. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir jetzt nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Der Herr Berichterstatter verzichtet.

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung über das Geschäftsstück. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Mir liegen jetzt fünf Beschlussanträge vor, die ich zur Abstimmung bringe. 

Ich beginne mit einem Antrag der GRÜNEN, und zwar betreffend Fortsetzung der Arbeit der bisherigen Szene-Wien-Leitung. Wer für diesen Antrag ist, denn bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag der GRÜNEN betreffend Neuregelung der Ankündigung von Kulturveranstaltungen im öffentlichen Raum. Wer ist dafür? – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Beschlussantrag der ÖVP betreffend Erhaltung der Szene Wien als eigenständige Spiel- und Aufführungsstätte. Wer ist für diesen Antrag? – Für diesen Antrag sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Antrag der SPÖ betreffend die Szene Wien. Wer für den Antrag der SPÖ ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle Zustimmung bei FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Der letzte Beschlussantrag ist wiederum von den GRÜNEN. Er betrifft die Zukunft der Alten Schmiede. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Zuweisung!) Die Zuweisung ist beantragt, richtig. Wer ist für diese Zuweisung? – Hier stelle ich die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest. Die Zuweisung ist beschlossen.

Damit kommen wir nun zur Postnummer 19 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an das Demokratiezentrum Wien. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wer ist für dieses Geschäftsstück? – Für dieses Geschäftsstück sind SPÖ und GRÜNE. Das Geschäftsstück hat die erforderliche Mehrheit. 

Postnummer 22: Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung. Es gibt keine Wortmeldung.

Wer ist für dieses Geschäftsstück? – Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und GRÜNEN. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 23: Subvention an den Verein Stadtforum Wien. Es gibt keine Wortmeldung.

Wer ist dafür? – Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 7: Schaffung von Außenanlagen für die Ganztagsvolksschule im 7. Bezirk, Zieglergasse 21. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Kato, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist die Schriftführerin Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube nicht, dass irgendwer meinen Schriftführerplatz mir jetzt streitig macht in der kurzen Zeit, so beliebt wie diese Funktion ist. (GR Mag Dietbert Kowarik begibt sich zum Schriftführerplatz.) Wahnsinn!

Wir stimmen dem vorliegenden Geschäftsstück zu, ich erlaube mir aber einige Bemerkungen zum Thema Platzmangel.

Kinder und Jugendliche brauchen Platz, die brauchen viel Platz, die brauchen auch in der Schule viel Platz. Ich bin der Meinung, dass dieser Platz leider nicht in ausreichendem Ausmaß zur Verfügung steht. 

Noch als wir alle – und ich im Besonderen, denn es ist schon lange her – in der Schule waren, war es sehr, sehr eng in den Schulen, und vielfach sitzen die Kinder ja noch in denselben Schulen, nur sehr viel länger oft, nämlich ganztägig. Was es aber in jedem Fall zu vermeiden gilt, ist, dass Schüler sich eingesperrt vorkommen, dass Schulen zu reinen Aufbewahrungsstätten verkommen und dass kein echtes Lebensgefühl aufkommen kann. 

Kinder und Jugendliche brauchen Platz zum Toben, zum Spielen, aber auch, um sich zurückzuziehen, und sie brauchen Platz, um die Schule auch selbst gestalten zu können, wenn schon nicht als Wohnraum, so doch als einen Raum, in dem man sich zu Hause fühlt und in dem man sich wohl fühlt. 

Ich bringe einige wenige kurze Beispiele, die in keiner Weise extrem sind, sondern der normale Alltag vieler Kinder. Unlängst hat mir der Lehrer einer KMS – ich möchte die Schule jetzt nicht nennen, denn das tut nichts zur Sache bei meinem Beitrag – gesagt, er ist im zweiten Stock mit seiner Klasse. Dort arbeiten die Kinder den ganzen Vormittag. 28 Kinder, 65 m², die normale Anzahl an Tischen, Sesseln, Kästen, Tafel und so weiter und so fort. Es bleibt also kaum ein Quadratmeter Platz pro Kind. Da sind die Kinder den ganzen Vormittag. Zu Mittag geleitet er sie in Zweierreihen durchs Stiegenhaus hinunter in den Keller zum Essen – die Kinder müssen auch im Stiegenhaus leise sein, weil nicht alle gleichzeitig essen –, und am Nachmittag sind sie dann wieder im zweiten Stock oben, im selben Raum wie am Vormittag, und dort findet dann die Nachmittagsbetreuung statt. 

Ich finde, das ist schlecht, ich finde, damit können wir uns nicht zufrieden geben, und ich finde, dass das den Kindern und den Jugendlichen nicht gerecht wird, in dem, wie sie sind, und in dem, wie sie eigentlich leben sollten. Ich halte einen derartigen Alltag – um es einmal ganz klar auszudrücken – für ungesund. 

Ein anderes Beispiel: Da wurde eine Mediatorin an eine Schule gerufen, wo es am Nachmittag immer wieder Konflikte gab. Sie wurde gerufen, um diese Konflikte zu bereinigen und mit allen Beteiligten zu sprechen. Die hat dann zu mir gesagt, die Lage, als sie dorthin kam, war ganz klar. Es lag nicht an der einen Konfliktpartei oder an der anderen Konfliktpartei, sondern es lag schlicht und ergreifend daran, dass hier drei Klassen in einem 40 m²-Raum ihre Nachmittagsbetreuung hatten. Das waren 28, 29, 30 Kinder auf 40 m², und, meine Damen und Herren, das geht nicht! Es geht schlicht und ergreifend nicht, dass so viele Menschen sich einen derart kleinen Raum teilen müssen.

Viele Kinder gehen am Nachmittag in einen Hort. Auch da ist es häufig so, dass für die Hortkinder nur ein Raum zur Verfügung steht. (GR Heinz Vettermann: Es gibt auch andere Horte!) Also ich will jetzt die Adressen nicht nennen, denn sonst geht dieser Streit los. Gut, ich sage es anders, damit es auch für die SPÖ passt und Sie mir vielleicht zustimmen können. Auch in den Horten ist oft zu wenig Platz und müssen Kinder, die zum Beispiel mit der Hausübung fertig sind, noch still sein und warten, bis auch die anderen fertig sind. 

Ich bin der Meinung – da könnte man jetzt alle Schulen abklappern, und da meine ich jetzt nicht die überbelegten Schulen, wo Jahrgangsklassen hineingestopft werden noch und noch, obwohl eigentlich kein Platz ist, sondern ich meine die ganz normal belegten Schulen, wo eindeutig zu wenig Platz ist für Kinder und wo sich die Lage seit der Einführung der ganztätigen Schulbetreuung auch noch maßlos verschärft hat –, ich bin der Meinung, dass das Argument, es sei nicht wirtschaftlich, diese Schulen auszubauen, Dachböden auszubauen, Zubauten zu machen, ein echt falsches Argument ist, denn Kinder und Jugendliche haben ein Recht darauf, sich zu bewegen, haben ein Recht darauf, ihre Umwelt zu gestalten, und auf dieses Recht muss man auch eingehen. 

Ich fordere daher die SPÖ auf, einen Plan vorzulegen, wie in den nächsten 10, 20 Jahren systematisch mehr Platz für Kinder und Jugendliche an den Schulen geschaffen werden kann. Ich glaube, wir kommen darum nicht herum. Ich weiß, dass es sich um viel Geld handelt, aber es wird notwendig sein, viel Geld in die Hand zu nehmen, damit der Alltag der Kinder ein menschenwürdiger, ein kindgerechter und jugendgerechter wird. – Danke schön. (Beifall bei denn GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat jetzt Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gestern hat im Parlament, einige hundert Meter entfernt, eine Enquete zum Thema Musik in Österreich stattgefunden, und einer der Befunde – neben vielen anderen – bei dieser Enquete war, dass es zu wenig Musikausbildung in diesem Land gibt und ganz besonders in Wien ein großes Defizit besteht. 

Das ist nichts Neues, das wissen wir seit Langem, aber wir GRÜNEN lassen diesbezüglich nicht locker und stellen daher wieder eine ganze Reihe von Anträgen, mit denen wir erreichen wollen, dass nicht nur die Musikschulplätze verdoppelt werden, sondern dass auch in inhaltlichen Ausrichtungen neue Wege eingeschlagen werden, zum Beispiel, was den Unterricht mit Instrumenten aus anderen Weltregionen betrifft oder auch den Unterricht im Bereich der elektronischen Musik, den Unterricht mit neuen Medien, die Herstellung von Musik mit Instrumenten, die nur noch virtuell oder digital vorhanden sind. Wir halten das für eine wichtige zeitgemäße Weiterentwicklung, und wir halten auch die Verdoppelung des Angebots und die Verstärkung der Standortanzahl für ganz wichtig für den Musikstandort Wien, für die Musikstadt Wien. Daher stellen wir folgende vier Beschluss- und Resolutionsanträge. Erstens zur Errichtung weiterer Zweigstellen der Wiener Musikschulen: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport Grete Laska möge zum Ausbau des Wiener Musikschulwesens folgende Maßnahmen setzen:

1. zusätzliche Zweigstellen der Wiener Musikschulen in Bezirken mit großer Fläche einrichten und die dafür notwendigen Schritte zum Bau neuer Zweigstellen und Musikschulen schnell in die Wege leiten"; zum Beispiel Tröpferlbad Weisselbad in Floridsdorf. Hier liegt seit 2004 ein konkretes Konzept vor, das auch in der Bezirksvertretung parteiübergreifend viel Anklang gefunden hat, die Umsetzung wird verzögert;

„2. die Einrichtung von Zweigschulen der Wiener Musikschulen in Bezirken, in denen noch Musikschulen fehlen. Diese Bezirke sind 1, 4, 6, 7, 13, 14, und 18. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Der zweite Antrag, den meine Kollegin Claudia Smolik und ich einbringen, betrifft die Wiener Musikschulen und das Thema neue Medien. 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport Grete Laska möge folgende Maßnahmen setzen, um den Unterricht von neuen Medien an den Wiener Musikschulen zu ermöglichen:

1. die Aufnahme des Faches Neue Medien in den Lehrplan der Wiener Musikschulen, um Kinder und Jugendliche im Umgang mit neuen Medien zu schulen;

2. zusätzliches Lehrpersonal an den Wiener Musikschulen, die sowohl musikalische beziehungsweise musikalisch-multimediale Computeranimation beherrschen als auch einen Überblick über die aktuellen medienpädagogischen und didaktischen Konzepte und Methoden besitzen;

3. die Schaffung von technischer Infrastruktur, mit welcher der Medieneinsatz im Unterricht der Wiener Musikschulen gewährleistet werden kann. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Zu wenige Plätze in den Wiener Musikschulen – ein langes Problem. Dazu stellen wir folgenden Antrag:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport Grete Laska möge budgetäre Vorsorge treffen, um folgende dringend nötige Maßnahmen bis 2010 zu ermöglichen:

1. die Verdoppelung der Plätze an bestehenden Wiener Musikschulen, um mehr Kindern und Jugendlichen das Erlernen eines Instruments zu ermöglichen;

2. zusätzliches Lehrpersonal an Wiener Musikschulen, um die Kinder und Jugendlichen auch nach der Verdoppelung der Ausbildungsplätze ausbilden zu können und einen qualitativ hochstehenden Unterricht zu gewährleisten. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Und als letzten Antrag einen Antrag betreffend Wiener Musikschulen, Musikunterricht für Instrumente aus anderen Weltregionen:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, Grete Laska, möge zur Förderung des Musikunterrichts von Instrumenten aus anderen Weltregionen an Wiener Musikschulen Maßnahmen setzen, die den Kindern und Jugendlichen mittels vermehrten Musikunterrichts das Erlernen eines oder mehrerer Musikinstrumente ermöglicht, die nicht zur klassischen Orchesterbesetzung zählen. Die dazu nötige zusätzliche finanzielle Ausstattung der Musikschulen muss entsprechend hergestellt werden.

In formeller Hinsicht beantragen wir auch hier die sofortige Abstimmung des Antrags."

Sehr geehrte Damen und Herren! Es wäre in diesem Bereich sehr viel zu tun und wir hoffen, mit unseren Anträgen dazu einen Anstoß zu geben. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich möchte nur kurz die Gelegenheit nutzen, nachdem beide Vorrednerinnen zum Geschäftsstück aber doch nicht gesprochen haben, zum einen noch zur Kollegin Jerusalem: 

Wir von der Sozialdemokratischen Fraktion sind selbstverständlich auch der Meinung, dass Platzmangel in Bildungseinrichtungen nicht optimal ist und gerade deswegen haben wir den heutigen Akt zum Beschluss vorgelegt. Es geht um einen Grundstückserwerb, der sich schon über viele Jahre hinzieht, der zusätzlichen Spielraum, Bewegungsraum für Kinder in einem sehr dicht besiedelten Gebiet im 7. Bezirk schaffen soll.

Ich bitte nochmals um Zustimmung zum Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Berichterstatterin. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest, der Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich habe nun vier Beschlussanträge der GRÜNEN zur Abstimmung zu bringen.

Der erste betrifft Errichtung weiterer Zweigstellen der Wiener Musikschulen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft die Wiener Musikschulen und neue Medien. Wer ist dafür? – Es gibt wieder die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft zu wenige Plätze in Wiener Musikschulen. Wer ist dafür? – Wiederum ÖVP, FPÖ und die GRÜNEN, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Und der letzte Beschlussantrag betrifft Wiener Musikschulen und Musikunterricht für Instrumente aus anderen Weltreligionen. Wer ist dafür? – ÖVP und GRÜNE, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen nun zu den Geschäftsstücken 12 und 13 der Tagesordnung: Subvention an die „Freie Waldorfschule Wien-West“ und Subvention an den „Rudolf Steiner-Schulverein Pötzleinsdorf“. Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über beide Geschäftsstücke zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Gibt es dagegen einen Einwand? – Den gibt es nicht. Dann bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Danke schön. Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist wiederum die Schriftführerin, Frau GRin Jerusalem. Bitte schön.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

In dem vorliegenden Geschäftsstück geht es darum, dass zwei Rudolf Steiner-Waldorf-Schulen um eine Subvention ansuchen, so wie sie es jedes Jahr tun. Der Schulverein Pötzleinsdorf beantragt 96 000 EUR und die Waldorfschule Wien-West beantragt 77 600 EUR, bekommen tun beide 40 000 EUR.

Jetzt weiß ich natürlich nicht, was dazu geführt hat, dass man den Schulen nur rund die Hälfte von dem gibt, was sie brauchen. Es wäre interessant, die sachlichen Argumente dafür zu hören. Wir finden, dass diese Entscheidung falsch ist. Wir sind dafür, dass beide Schulen die ganze Summe bekommen und das damit tun können, was sie auch anführen, was sie tun wollen.

Ich weiß es nicht, gibt es eine Kritik an einem Vorhaben dieser Schule, ist es ein bestimmtes Vorhaben, das da auf Kritik stößt oder sagt man einfach: Na ja, so viel Geld wollen wir da nicht ausgeben? Ich nehme Zweiteres an. Ich muss Ihnen sagen, ich finde das schon sehr kleinlich, denn es wird für so viel Geld ausgegeben und teilweise zum Fenster hinausgeworfen und es gibt so viele Punkte, wo Geld so überhaupt keine Rolle spielt. Dass man dann ausgerechnet bei kleinen, privaten Schulen spart, die ohnehin schwer benachteiligt sind und wo die Eltern ohnehin, um dieses Angebot zu bekommen, das sie gewählt haben, so viel mehr zahlen müssen als andere, das halte ich eindeutig für eine falsche Entscheidung. Wenn wir dennoch zustimmen, dann einfach aus dem Impuls heraus, dass wir wollen, dass die Schulen wenigstens diese 40 000 EUR bekommen.

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang auf folgenden Umstand hinweisen: Die öffentlichen Schulen haben natürlich eine Finanzierung ihrer Lehrer und es haben aber auch die privaten konfessionellen Schulen die Finanzierung ihrer Lehrer. Und es gibt meines Erachtens keine Begründung außer dem Konkordat, keine inhaltliche sachliche Begründung, dass man sagt, okay, den konfessionellen Schulen geben wir das Geld und den anderen alternativen Schulen, die so zahlreich in Wien und in Österreich nicht sind, geben wir das nicht. 

Es hat daher oder es hat viele Jahre unter Ministerin Gehrer diesbezüglich keine Bewegung gegeben, also Schwarz-Blau war nicht bereit, sich zu bewegen, Schwarz-Rot ist es jetzt schon. Und es gibt ja Gespräche darüber, es steht im Koalitionsübereinkommen, dass auch die anderen alternativen Schulen Dienstposten oder Lehrergehälter bezahlt bekommen sollen, so wie das ja auch bei einigen anderen privaten Schulen ausnahmsweise der Fall ist, also, was weiß ich, die Komensky-Schule oder das Lycée francais oder so bekommen das ja auch. Also es ist ja da der Sache kaum mit Vernunft oder mit Argumenten beizukommen. Die Dinge sind irgendwie gewachsen und jetzt gehören sie auch wieder bereinigt.

Ich möchte für die GRÜNEN anmerken, dass wir nur dann dafür sind, dass private Schulen auch tatsächlich Geld vom Staat bekommen, wenn sie erstens im Austausch dafür dann kein Schulgeld verlangen. Das wäre die erste Bedingung meiner Meinung nach. Sie sollen es bezahlt bekommen, aber dann dürfen sie kein Schulgeld verlangen und sind somit nicht mehr elitär, sondern für alle zugänglich, die diese Richtungen nachfragen. Das wäre die eine Bedingung.

Und unsere andere Bedingung, die meiner Meinung nach bei derartigen Diskussionen auch ins Gewicht fallen sollte, ist die Tatsache, dass alle Schulen, die vom Staat Geld haben wollen, die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes einhalten müssen, und zwar Punkt für Punkt und ohne jegliche Ausnahme. Es ist mir klar, dass da möglicherweise einige Schulen in Wien auch wieder zusperren müssten, aber diese Forderung sollte unumstößlich sein, denn es geht um Menschenrechte und gerade, wenn es um Kinder geht, geht es im Speziellen um die Einhaltung dieser Menschenrechte.

So, das war es auch schon und jetzt bin ich dann endgültig Schriftführerin. Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Bitte schön.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben heute schon mehrfach gehört, wie sehr Macht missbraucht wird, wie sehr Gelder verschwendet werden. Ein jüngstes Beispiel ist der Prater. Das sind Steuermittel, die natürlich bei Projektförderungen fehlen. Es ist sehr traurig, dass diese Mittel nun genau dort eingespart werden, wo unsere Kinder und Jugendlichen betroffen sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Also offensichtlich ist Ihnen eine bröckelnde Fassade in einem amerikanisierten Prater wichtiger als die Bildung und Ausbildung unserer Kinder. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber vielleicht hat das Ganze noch einen anderen Grund? Privatschulen, Alternativschulen, Schulen in freier Trägerschaft, denen kann man nicht so leicht einen Maulkorberlass umhängen. Vielleicht ist das der Grund, warum Sie die Budgetmittel kürzen und diese Schulen knapp am Existenzgrund verhungern lassen? (Beifall bei der ÖVP.)
Diese SPÖ missbraucht ihre Macht und missbraucht auch ihre Kompetenzen in der Stadt, denn über den Finanzausgleich lassen Sie sich das Geld für alle Pflichtschüler überweisen. Jede Verhandlung des Finanzausgleichs endet damit, dass Sie mit dem Verhandlungsergebnis ganz glücklich sind. Nur leider kommt das Verhandlungsergebnis, mit dem Sie glücklich sind, nicht bei den glücklich zu machenden Kindern an, denn hier gibt es nur die Einheitsschule. Hier gibt es nur eine möglichst zentralistisch geführte, ohne Schulautonomie versehene Einheitsschule der SPÖ in Wien. Hier gibt es kein Bekenntnis zu einem klaren Anteil an Privatschulen. 

Trotzdem leisten sich 10 bis zu 18 Prozent der Eltern in Wien eine Privatschule. Warum? Die Qualitätssicherung, wie wir hier mehrmals aufgezeigt haben, funktioniert im öffentlichen Schulwesen in Wien nicht mehr. Es funktioniert aber auch, wie GRin Jerusalem festgestellt hat, das Platzangebot nicht, weil Sie auch hier das Geld für Verschwendungssucht brauchen und nicht für die Schulen. Das führt dazu, dass nicht nur Platz fehlt, sondern es führt auch dazu, dass die Schülerinnen und Schüler oft unfreiwillig auf Privatschulen ausweichen. 

Sie wollen das Koalitionsübereinkommen auf Bundesebene nicht umsetzen. In den letzten Tagen haben wir mehrmals gesehen, dass das Wort Ihres Bundeskanzlers in Wien nicht zählt. Wir haben auch mehrmals auf Bundesebene gesehen, dass das Wort Ihres Parteivorsitzenden in Wien nicht zählt. Nur so ist es zu erklären, dass Sie im Koalitionsübereinkommen säumig sind und den Schulen in freier Trägerschaft nicht jenes Ergebnis zukommen lassen, das vereinbart wurde, nämlich statt einer Senkung der Mittel eine Erhöhung der Mittel, eine Verdoppelung der Mittel. Warum wird den Schulen das Koalitionsübereinkommen auf Bundesebene vorenthalten? Warum setzen Sie es auf Wiener Ebene nicht um? Ist das die Antwort auf Ihren Parteivorsitzenden, die Antwort auf Ihren Bundeskanzler? Ist das eine zerstrittene SPÖ, die auf Kosten der Schülerinnen und Schüler in Wien streitet, anstatt Geld in die Hand zu nehmen und endlich eine Wahlmöglichkeit in dieser Stadt an verschiedenen Schulen zu ermöglichen? (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Nehmen Sie Koalitionen ernst und nehmen Sie Vereinbarungen ernst. Anstatt die Schulen zu kürzen, verdoppeln Sie ihr Budget! Sie können auf Bundesebene längst bewirken, dass die Schulen in freier Trägerschaft den konfessionellen Schulen gleichgestellt werden. Hier gab und gibt es eine Menge an Gesprächen. Warum versuchen Sie nicht, hier in Wien Vorreiter zu sein wie es in einem städtischen Umfeld passen würde? Ich kann Ihnen sagen, welchen Verdacht ich habe: Vielleicht ist dann das Lycèe francais nicht mehr exklusiv genug für die Kinder Ihrer Politiker und Politikerinnen? Vielleicht haben Sie Angst, dass die Privatschulen, die sich die Gutgestellten leisten können, dann auch von anderen besucht werden würden? So schaut Ihre Selektion aus: Die Selektion nach der Geldbörse. Wer die Geldbörse hat, der darf sich die Schule aussuchen. Wer in der Geldbörse Mageres vorfindet, weil die Sozialhilfe der Stadt die geringste ist, der kann sich in dieser Stadt eine Alternativschule, der kann sich eine freie Schule, der kann sich eine Privatschule, die nicht im konfessionellen Bereich geführt wird, nicht leisten. Sie kassieren die Gelder vom Bund. Sie verschwenden Sie und Sie enthalten Sie den Kindern und Eltern vor, die etwas anderes wollen als das, was Sie ihnen tagtäglich an Trauerspielen in den Schulen in Wien bieten. 

Wir treten daher für eine Gleichstellung der Privatschulen an, insbesondere bei den Personal- und bei den Sachkosten. Wir glauben aber auch, dass Sie - so wie den konfessionellen Schulen, wo Sie einen Infrastrukturbeitrag geleistet haben - selbstverständlich diesen Beitrag allen Schulen in freier Trägerschaft geben könnten, denn Pflichtschüler kosten Geld, aber sie bringen unserer Gesellschaft auch sehr viel und unsere Gesellschaft beruht auf der Zukunft dieser Kinder. Dieses Geld, das Sie über den Finanzausgleich bekommen, ist für die Bildung reserviert. Dieses Geld ist nicht für Verschwendungsprojekte reserviert, für Machtspiele der SPÖ, sondern für die Schülerinnen und Schüler! Sie profitieren von der alternativen Pädagogik, von der Reformpädagogik und übernehmen vieles davon in das öffentliche Schulwesen. Aber Sie müssen auch zulassen, dass die Schulen, die dies erfinden, die das als erste entwickeln, entsprechend auch gefördert werden. 

Wir treten daher für die Wahlmöglichkeiten der Eltern ein. Eltern und Schülerinnen und Schüler sollen sich selbst aussuchen, welche Schule für sie am besten ist und es soll nicht von der Geldbörse abhängen, welche Schule sie wählen. 

Die Niederlande haben bis zu 80 Prozent Privatschulen, hervorragend geführt mit einer herausragenden Qualitätssicherung, allein deswegen, weil hier eben die soziale Durchmischung sehr wohl möglich ist. Sie fordern immer wieder Heterogenität im Klassenzimmer, aber in den Privatschulen wollen Sie nur die Kinder Ihrer Genossinnen und Genossen haben. Da wollen Sie nur jene haben, die die entsprechenden Berufe haben, um sich das leisten zu können. Beenden Sie diese Marktpolitik endlich und leisten Sie sich in Wien endlich ein breites Schulangebot! Sparen Sie hier nicht, sondern ermöglichen Sie die Vielfalt im privaten wie im öffentlichen Sektor und mit ganz unterschiedlichen pädagogischen Konzepten! 

Ich darf Sie an Ihren ehemaligen Präsidenten des Stadtschulrats Dr Scholz erinnern, der damals noch die Weisheit hatte, dass es sowohl ein öffentliches Schulwesen, ein Schulwesen in freier Trägerschaft als auch die konfessionellen Schulen braucht, denn Wettbewerb belebt, Wettbewerb um die guten Ideen, um die Weiterentwicklung dieser Pädagogik. Wahrscheinlich wurde er wegen dieser Wahlmöglichkeiten abgesetzt. Wahrscheinlich ist der Maulkorberlass das, was Sie heute als moderne Schulpolitik anzubieten haben. Und wahrscheinlich ist die Geldknappheit auch jenes Mittel, um jetzt auch die Schulen in freier Trägerschaft über das Geld mit einem Maulkorberlass zu versehen. Das ist also Ihre Vorstellung von Demokratie! Das ist Ihre Vorstellung von einer breiten Schullandschaft, von der Vielfalt in dieser Stadt! Ziehen Sie die Konsequenzen und setzen Sie die Mittel dort ein, wo sie gebraucht werden! Hören Sie auf, mit Fassaden den 2. Bezirk zu verschandeln! Errichten Sie moderne Schulen, wo die Schülerinnen und Schüler noch Platz haben, noch Freude haben, noch Qualität haben und schreiben Sie nicht vor, wie diese Schulen auszusehen haben, sondern ermöglichen Sie hier allen Schülerinnen und Schülern, ihren Interessen, Neigungen und Begabungen entsprechend von der Sprachförderung über die Naturwissenschaft, vom Epochenunterricht bis zur Reformpädagogik, vom konfessionellen Unterricht bis zu bilateralen Angeboten aus einem breiten Spektrum auszuwählen! Der Maulkorberlass, die Kürzung der Mittel - das ist der falsche Weg! Er führt zu einem Denkzettel am Wahltag. Aber bis dahin soll die junge Generation nicht mehr leiden. (GR Franz Ekkamp: Ja!)

Genau, Sie beschließen ein höheres Budget und schon höre ich auf zu reden! Sie haben es in der Hand, dass ich nicht mehr länger rede, indem Sie sich heute ganz einfach einen Ruck geben, den Antrag verändern, das Budget verdoppeln und jeden Schüler und jede Schülerin gleich viel wert sein lassen. (Heiterkeit bei GR Franz Ekkamp.) Ich sehe, Sie lachen, Sie geben mir Hoffnung. Vielleicht kommen wir dort hin. Es ist ja nicht ausgeschlossen, dass auch Sie eines Tages noch umdenken und nicht die Einheitsschule anbieten wollen, sondern die Vielfalt aller Schulen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nachgemeldet hat sich Herr GR Vettermann. Bitte sehr. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich meine, in aller Kürze aber doch vor allem zur Frau Stadträtin: Ich meine, Sie bringen hier einen wilden Mix von Behauptungen, die mit dem Akt natürlich nur teilweise etwas zu tun haben. Aber dazu mag ich dann zum Schluss kommen. 

Das Erste ist: Was hat das Geld, das die 13er, die 56er jeweils beschließt, nicht beschließt oder einsetzt damit zu tun, was man in anderen Teilen beschließt, zum Beispiel die 15 Millionen für den Prater? Gar nichts! Das eine ist die eine Sache, das andere ist die andere. Und über das, was die 13er und die 56er budgetiert, kann man ewig, ich meine, kann man nicht ewig, aber man kann darüber diskutieren, ob das richtig oder falsch ist. Alles andere ist ja nur eine Polemik, um irgendwas zu nehmen, was grad heute eh noch diskutiert werden wird. (Aufregung bei StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Ich weise nur diese Vermischung und Unterstellung, dass der eine Topf gegen den anderen aufrechenbar ist, inhaltlich aufs Schärfste zurück. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Geld hat kein Mascherl!) Geld hat kein Mascherl, ja ja. (GR Dr Matthias Tschirf: Richtig!) 

Das Zweite ist: Ich bin ein Freund des öffentlichen Schulwesens. Auch das machen Sie allerdings in einer Looping-Argumentation madig, indem Sie sagen: Wir brauchen das ja von den freien Schulen, das findet dort nicht statt, warum lassen Sie die Träger nicht zu. Genau umgekehrt ist es! Auch weil Sie auf den Herrn Dr Scholz hingewiesen haben. Ja, es hat damals Versuche gegeben. Ja, jetzt gibt’s viel mehr und es steigt Jahr für Jahr: Mehrstufenklassen, alle möglichen Versuche werden mehr und sie werden im öffentlichen Schulwesen mehr. Und wenn es das eine oder andere Mal auch einen Anstoß von außen gibt, finde ich das gut, finde ich das produktiv. Und hören Sie einmal auf, es so zu machen, als ob im öffentlichen Schulwesen sozusagen nur Bildung zweiter Klasse angeboten werden würde. Das stimmt sicher nicht. In Österreich nicht. In Wien nicht. 

Das mit der soziale Durchmischung: Ja, ich bin der Meinung und es freut mich auch, dass da anscheinend auch einmal die ÖVP eingeschwenkt ist. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Immer!) Ja, immer. Na ja gut, ich meine, nur weil sie gleichzeitig auch wieder so ein Freund von Privatschulen sind, das mit dem Schulgeld ist da ja zumindest noch ungeklärt. Ich meine, ich kenne jetzt nicht jedes einzelne Kind, aber diese ständigen Unterstellungen, dass alle Mandatarinnen und Mandatare Ihre Kinder in Privatschulen haben, finde ich nicht richtig. Hier im Haus kenne ich persönlich keinen, der das tut, keine, die das tut. Aber wenn es einen Einzelfall gibt, hier individuell zu entscheiden, ist das ja auch in Ihrem Sinne. Also das heißt, hören Sie doch einmal mit solchen Unterstellungen, die so global kommen, auf, weil sie einfach falsch sind! 

Wieso wir immer so extrem glücklich über den Finanzausgleich sind? Auch auf das kann ich mich historisch auf keinen Fall erinnern. Und gerade zur Bildung sage ich, hat es von Wien aus einen Vorbehalt gegeben, so war es in Wirklichkeit. Beim letzten haben wir gesagt: Es ist ganz okay. Was das daher mit den Schulen zu tun hat, weiß ich nicht, weil es jeweils zu Wohnen, zu Bildung und, und, und fachlich aufgeteilt ist, ausgemacht wurde, wofür das Geld ausgegeben wird. Wir können hier ja auch gar keinen Maulkorberlass geben, ganz im Gegenteil. Wir fördern private Schulen und wir antworten auf ihre Anträge. Das ist die Wahrheit! Also wir schreiben ja inhaltlich nicht was vor, was sie tun müssen, sondern wir fördern oder fördern nicht auf Grund von Anträgen. 

Und wenn man sagt, gebt alles, was sozusagen beantragt, gefordert wurde, so ist das ja ein beliebtes Spiel der Opposition, denn es ist in vielen Anträgen so: Gibt’s eine Forderung, die gekürzt wurde, dann kann man als Opposition leicht sagen: Ich fordere aber alles. Okay, übliches politisches Spiel, das nehme ich schon so zur Kenntnis. Aber dass da irgendwas Katastrophales passiert, was ganz Unübliches vorkommt, das ist wirklich nicht der Fall. Und wir haben ja auch durchaus begründet, warum wir gerade diese Zahl, die wir heute geben werden, für gerechtfertigt halten. 

Im Übrigen bin ich durchaus froh und war inhaltlich auch immer dafür, dass wir hier Beträge schaffen, sie einmal gleichstellen. Es gibt jetzt Bewegung im Bund, das wurde ja auch richtig gesagt. Bei Schwarz-Blau hat es da gar nichts gegeben. Mit der jetzigen Ministerin gibt’s auch hier Verhandlungen. Das unterstütze ich inhaltlich. Wenn es das gibt, dann ist ein toller Schritt gelungen. Bis dahin werden wir Projekte dann fördern und in der Höhe fördern, wie es richtig und gut ist, wie es sich die Stadt auch leisten kann, wie es der Sache dient. 

In dem Sinn bitte ich um Zustimmung zum Aktenstück. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ganz kurz zum Schluss noch: Der Zustimmung zum Akt schließe ich mich an. Meines Wissens nach ist Wien das einzige Bundesland, das Alternativschulen auch - und ich darf darauf hinweisen, das sind Poststücke der MA 13, außerschulische Jugendarbeit und Bildung - zusätzlich fördert. Sie bekommen und werden natürlich auch mit dem Warenkorb bedacht. Das sind, wie schon der Vorredner gesagt hat, Maximalforderungen und werden doch, glaube ich, mit einer guten Höhe bedacht. Wer sich auch schon die Akten für den nächsten Ausschuss angeschaut hat, was ich getan habe, sieht, dass dort schon der nächste Akt dieser Schulen dabei ist, den wir auch besprechen und behandeln werden. 

So gesehen bitte ich um breite Zustimmung für die guten Projekte und die Förderung dafür.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung. Die Abstimmung wird getrennt durchgeführt. 

Ich lasse zunächst die Postnummer 12 abstimmen. Wer für die Postnummer 12 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Postnummer 13. Wer ist dafür? - Hier stelle ich wieder die Zustimmung von allen Fraktionen fest, der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 1, Subvention an den Verein Bassena Stuwerviertel. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wer für die Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 41, Wiener Forschungsfest 2008. Hier liegt mir eine Wortmeldung vor. Ich bitte daher die GRin Frau Mag Krotsch als Berichterstatterin die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger. Bitte schön.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Wir sind uns, glaube ich, alle einig, dass Wien eine Stadt der Kultur und eine Stadt der Musik ist und wir dieses gestern wieder erleben konnten, wie der Öffentlichkeit diese Stadt der Musik dargebracht wird. Wir sind daher auch sehr froh, dass es demnächst in Wien ein Forschungsfest geben wird, weil wir davon überzeugt sind, dass die Forschung und Entwicklung für die nächsten Jahre unser Kapital ist und auch für eine Stadt wie Wien ganz wesentlich ist. Daher ist es äußerst notwendig, dass so ein Fest stattfindet. 

Wir haben aber in den Unterlagen einen Satz gefunden, der uns nicht ganz davon überzeugt, dass dort das Fest ankommt, wo es nämlich ankommen soll, bei den Steuerzahlern und Steuerzahlerinnen, sprich, bei den Wienern und Wienerinnen. 

Wir würden daher gerne einen Antrag einbringen, dass das eben bei diesem Fest so zutage tritt, dass, wie gesagt, sich hier dieses Fest vor allem in Richtung der Bürgerinnen und Bürger auswirkt. Ich darf daher mit meinem Kollegen Dr Franz Ferdinand Wolf folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen:

„Bei der Planung und Ausrichtung des Wiener Forschungsfestes 2008 möge darauf Bedacht genommen werden, dass die Würdigung und die Bewertung der Leistung der Wissenschaftler sowie die Kommunikation mit den Geldgebern, nämlich mit den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern, im Vordergrund steht. Zudem soll sichergestellt werden, dass die bewilligten Geldmittel primär für die direkte Bewerbung der wissenschaftlichen Einrichtungen und der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verwendet werden. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ja, die ZIT-GmbH plant für den Herbst die Durchführung eines zweitägigen Events unter dem Titel „Wiener Forschungsfest 2008“. Gerade die im Antrag formulierten Punkte sind die Intention dieses Forschungsfestes, denn einerseits wollen wir insbesondere die Forschung in den vielen erfolgreichen innovativen Unternehmen bewerben, aber auch die Kooperation zwischen den Unternehmen und den wissenschaftlichen Einrichtungen zeigen, wie gut sie funktioniert. Dass die Bewerbung im Vorfeld natürlich das Wichtigste ist, ist uns in diesem Fall sehr klar. Wir wollen breitenwirksam einladen. Die Botschaft muss sein: Wir können stolz sein auf die Forschung in Wien. Die Forschung in Wien hat für uns alle einen hohen Nutzen und deshalb ist uns wichtig, Bevölkerungsgruppen, die bis jetzt eher forschungsfern waren, hier in das Rathaus zu diesem Forschungsfest zu bringen. Es ist daher wichtig, differenziert einzuladen und ein attraktives Rahmenprogramm zu installieren, das attraktiv genug ist, dass viele Menschen ins Rathaus und auf den Rathausplatz kommen. Das werden wir machen. 

Und dass die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler die wichtigste Zielgruppe ist, ist uns damit natürlich klar. Es soll gezeigt werden, wie wichtig die Forschung ist und dass das Geld, das investiert wird, das eben in die Forschungs- und Technologiepolitik einfließt, gut investiertes Geld für die Zukunft des Standorts Wien ist. 

Dass das Rathaus gewählt wurde und der Rathausplatz, ist daraus gefolgert, dass es eine gelernte Location für große Feste für die Wienerinnen und Wiener ist. Es ist zentral gelegen und anders als andere Locations hier in Wien hat es auch den Anspruch der Breitenwirksamkeit. 

Ich bitte Sie in diesem Sinne um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für den Antrag der Frau Berichterstatterin ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich lasse nun den Beschlussantrag der ÖVP abstimmen, betrifft Forschungsfest für die Wienerinnen und Wiener. Wer für den Antrag der ÖVP ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 36, Sanierung des Pumpwerks Lobau. Berichterstatter ist Herr GR Florianschütz. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Peter Florianschütz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Bitte schön.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden dem vorliegenden Poststück zustimmen, selbstverständlich. Und wir werden auch dem Antrag, der dann in Folge präsentiert wird, gerne zustimmen. Wir haben ja auch schon bereits im März zwei Anträge eingebracht, die sich eben mit den grenznahen Atomkraftwerken Temelin und Mochovce auseinandergesetzt haben beziehungsweise mit der Position, die die Stadt Wien dagegen einnehmen muss, weil beide Atomkraftwerke zweifellos Gefahren darstellen. 

Wir werden auch morgen im Bericht der Umweltanwaltschaft sehen, dass die Atomkraftwerke im Nahraum, kann man in dem Fall sagen, von Wien selbstverständlich von allen, die sich mit Umweltschutz auseinandersetzen, als gefährlich eingestuft werden und dass hier natürlich eine Haltung eingenommen werden muss, den Ausbau, vor allem aber auch die Weiterführung gefährlicher Atomkraftwerke zurückzudrängen. 

Was mir in dem vorliegenden Antrag fehlt, wo wir uns präziser ausgedrückt haben und das fehlt ja auch im Antrag der beiden SPÖ-Nationalratsabgeordneten Bayr und Kopf, das ist, dass man in Bezug auf Temelin das Melker Abkommen als völkerrechtlich verbindlich klar ausdrückt, denn wirklich nur so gibt es überhaupt eine Handhabe gegen Temelin, vor allem gegen alle Gefahren, die von dort ausgehen, einmal eine Gesprächsgrundlage zu legen. Allein sozusagen weitere Gespräche aufrechtzuerhalten und das auf bilateraler parlamentarischer Ebene zu lösen, ist zwar gut und schön, aber ich glaube, man muss sich hier wirklich auf den völkerrechtlichen Vertrag verbindlich sozusagen berufen. 

Wir werden aber dem Antrag selbstverständlich gerne zustimmen, weil jeder Schritt in diese Richtung ein wichtiger und unterstützenswerter ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Valentin.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte es kurz machen, allerdings auf die essentiellen Veränderungen der Situation AKW in Europa einmal mehr sehr eindringlich hinweisen. 

Warum wir glauben, dass wir heute dieses Geschäftsstück dazu verwenden, um diesen Antrag einzubringen, ist relativ klar. Wir haben durch die Veränderungen in Europa, schlussendlich durch die veränderten Mehrheitsverhältnisse im italienischen Parlament, eine dramatische Umorientierung eines wichtigen Players in Europa, was Atomenergie betrifft, zu verzeichnen. Wir haben die Anstrengungen eines Teils der deutschen Bundesregierung zu verzeichnen, sich vom Ausstiegsplan aus der Atomenergie in Deutschland zu verabschieden. Wir haben zu verzeichnen, dass auf europäischer Ebene die Forschungstangenten für AKW- Strom gesteigert werden. Wir sollten einmal mehr die Bundesregierung darauf hinweisen, gerade in dieser wichtigen zentralen europäischen Frage Haltung zu bewahren und mehr denn je ihren Einfluss geltend zu machen, dass die Länder, die eine klare Anti-AKW-Linie haben, was ihre Energieproduktion betrifft, vereint, geeint und einmal mehr fokussiert auftreten. 

Wir sagen deshalb, dass wir weiterhin fordern, die grenznahen AKWs nicht nur durch seinen Betreiber, sondern auch bei denen, die wirtschaftlich profitieren, namentlich die italienische Regierung, einmal mehr anzuprangern. Und wir sagen klar und deutlich, dass wir auch in diesem Antrag eine Veränderung der europäischen Kernenergiepolitik wünschen und dass wir mit Sorge sehen, dass der Atomvertrag eine Fokussierung hin auf die AKW-Industrie gebracht hat, dass die Forschungsmittel da verstärkt worden sind und dass damit auch die politisch intellektuelle Basis in Europa gelegt wird, um diese scheinbar saubere, scheinbar sichere Energieform zu favorisieren. Jeder, der bei Klimaschutzkonferenzen international unterwegs ist, weiß, dass in den Foyers die Atomindustrie und die Atomlobby ihre Stände haben und jedem, der Klimaschutz bewegt ist, ihre Energie anpreist.

Deshalb dieser Antrag, der von den GRÜNEN, von der Volkspartei und von den Sozialdemokraten eingebracht wird und bei diesem Geschäftsstück vorliegt. Bei einem Geschäftsstück im Übrigen, das sich auch mit Daseinsvorsorge beschäftigt, einem wichtigen Bereich der Wiener Daseinspolitik. Deshalb ist dieser Antrag durchaus passend.

Ich ersuche Sie einmal mehr, in dieser wichtigen Frage um eine klare, um eine eindrucksvolle Meinungsäußerung des Wiener Gemeinderats. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Peter Florianschütz: Angesichts der harmonischen Diskussion habe ich nur die Bitte um Zustimmung für das Geschäftsstück. Danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung fest bei der ÖVP, bei der FPÖ, bei der SPÖ und auch bei den GRÜNEN. Damit ist der Antrag einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Beschlussantrag von SPÖ, GRÜNEN und ÖVP. Wer für diesen Beschlussantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest. Dieser Beschlussantrag ist einstimmig angenommen. 

Damit kommen wir bereits zur Dringlichen Anfrage der FPÖ und zwar zu dem Verlangen, dass die von Herrn GR Mag Harald Stefan eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Ausschreibungsverfahren bei Bautätigkeiten" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wurde verzichtet. Für die Begründung der Dringlichen sieht die Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung bitte ich nun Herrn GR Mag Stefan ans Rednerpult.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht heute bei dieser Dringlichen Anfrage um eine Ausschreibung betreffend einen dreijährigen Rahmenvertrag über laufende Adaptierungs- und Instandsetzungsarbeiten durch die Stadt Wien, Wiener Wohnen, Direktion Technik, Haustechnik im Bereich von Gas-, Wasser-, Heizungsinstallateuren. In fünf Kundendienstzentren in Wien insgesamt geht es hier um ein Auftragsvolumen von etwa 200 Millionen EUR. Ich darf Ihnen jetzt den Ablauf schildern, wie hier vorgegangen wurde. 

Mit 31.12.2005 existiert ein Ausschreibungskonvolut für diese genannte Ausschreibung. Dieses Ausschreibungskonvolut wird von den zuständigen Beamten beim Magistrat wesentlichen Vertretern der Installateurinnung übergeben. Das heißt also, die Ausschreibung wird, noch bevor sie herausgegeben wird, zuerst einmal den Installateuren übergeben, damit sie prüfen können, ob da hier richtig nachvollziehbar kalkuliert wurde. Bereits dieser Umstand ist haarsträubend. Wer es nicht glaubt, ich habe hier eine Kopie dieses Ausschreibungskonvoluts, das eben weitergegeben wurde, es ist also hier eindeutig belegt. (Bgm Dr Michael Häupl: Ich glaube es nicht!) Ich zeige es Ihnen dann, Herr Bürgermeister, ich zeige Ihnen, dass ich das habe, es liegt bei mir am Tisch, das kann ich Ihnen gerne zeigen. (Bgm Dr Michael Häupl: Gut. Ich glaube es nicht!) Ja, ich verstehe, dass Sie es nicht glauben können, es ist wirklich unglaublich.

Am 8.2.2007 gibt es dann die Bekanntmachung der Ausschreibung und das Leistungsverzeichnis entspricht von den Tätigkeiten her genau jenem vom 31.12.2005. Allerdings, und das ist jetzt das, wo bereits unsere zweite Kritik ansetzt, gibt es hier jetzt in wesentlichen Positionen Erhöhungen gegenüber dem ursprünglichen Leistungsverzeichnis von bis zu 300 Prozent! Zum Beispiel bei Arbeitsleistungen. Noch dazu muss man sagen, dass einige Regiearbeiten bei diesem neuen Ausschreibungsverzeichnis nicht angeführt wurden und die dann offensichtlich noch gesondert ausgeschrieben werden müssen und daher das Auftragsvolumen noch zusätzlich erhöhen. Aber im ursprünglichen Ausschreibungsverzeichnis, also in dem Entwurf, war die Sanierung einer Wohnung mit etwa 10 000 EUR angesetzt, hier kostet jetzt eine Wohnung 15 000 EUR. Das heißt, wir haben hier eine Zunahme des Preises von 50 Prozent gegenüber dem ursprünglichen Ausschreibungsverzeichnis beziehungsweise dem Entwurf dazu. 50 Prozent! Das bedeutet, wenn wir das jetzt bei Sanierung von Wohnungen hochrechnen, 7 000 bis 8 000 Wohnungen in etwa werden pro Jahr saniert, mal drei Jahre, mal 5 000 EUR, ergibt grob vorsichtig gerechnet 105 Millionen EUR, die hier mehr verrechnet werden als im ursprünglichen Ausschreibungsverzeichnis vorgesehen sind. 

Es ist durchaus feststellbar, dass in dem ursprünglichen Ausschreibungsverzeichnis nachvollziehbare Kalkulationen vorgenommen wurden beziehungsweise vorgelegen sind, die auch dem entsprochen haben, was ursprünglich immer verrechnet wurde. Das heißt, wir haben jetzt hier innerhalb von eineinviertel Jahren eine Zunahme von 50 Prozent oder allein hier vorsichtig gerechnet von 105 Millionen EUR, wobei es noch eine Option gibt, diese dreijährige Ausschreibung um weiter drei Jahre zu verlängern. Man kann sich dann ausrechnen, dass die Erhöhung, um nicht von Anfang an von einem Schaden zu sprechen, noch bedeutend höher ist. 

Zusätzlich sollten offenbar die bisherigen Kontrahenten der Stadt Wien ausdrücklich hier wieder zum Zug kommen. Daher wurde ganz besonderes Augenmerk auf die Referenzen gelegt. Unerwünschte Bieter wurden mangels der richtigen Referenzen sofort ausgeschieden. 

Jener Installateur, der dieses Ausschreibungskonvolut bekommen hat, lädt jetzt - also wir sind jetzt im Frühjahr 2007 – 50 Installateure zu einer Besprechung in den Florido-Tower am 5.3.2007 ein, 50 von etwa 800 Instal-
lateuren zu einer Besprechung, Informationsver-
anstaltung genannt. Hier wird sofort einmal vorgeschlagen, dass Arbeitsgemeinschaften gebildet werden. Es sollen sich jene 50 Installateure, die eben bereits bisher auch Kontrahenten der Stadt Wien waren, zu Arbeitsgemeinschaften zusammenschließen, um in den jeweiligen KD, also Kundendienstzentren, in denen sie bisher gearbeitet haben, auch wieder anzubieten, sich zusammenzuschließen. 

Ein uns bekannter Installateur wird dann danach zu einer weiteren Besprechung in die Wohnung eines SPÖ-Bezirksrats eingeladen, der auch einer der Installateure ist, die hier maßgeblich beteiligt sind, und es soll hier noch eine weitere Besprechung stattfinden. Ihm wird sofort eine Erklärung vorgelegt, dass er erklären muss, dass diese Sitzung, diese Besprechung nie stattgefunden hat. Sollte dennoch etwas hinausgetragen werden, hätte er mit einer Pönale von 20 000 EUR zu rechnen.

In der Folge fanden dann noch einige Sitzungen der Teilnehmer dieser ersten Informationsveranstaltung statt. Das ist alles dokumentiert, es gibt dazu Fotos, die von einem Privatdetektiv angefertigt wurden. Es gibt hier eine eindeutige Dokumentation dessen, was hier an Treffen stattgefunden hat. Aber das ist zweifellos jetzt weniger das Problem der Gemeinde Wien, sondern der Installateure, die sich das untereinander ausmachen müssen. 

Ich komme aber jetzt doch zum Kern dessen, wo die Gemeinde Wien und der Magistrat hier mitgespielt haben. Für 8. Mai 2007 war die Abgabefrist und die Angebotseröffnung festgesetzt. Am 7.5.2007, also einen Tag davor, erfolgte durch Aushang die Verlegung der Angebotsöffnung auf unbestimmte Zeit. Die Anbotsfrist wurde nicht verlängert. Es mussten daher von den Anbotsstellern jetzt einmal die Anbote abgegeben werden.

Was das bedeutet? Einen Tag nach dem 8. Mai, am 9. Mai, nimmt wiederum einer, der auch in der Installateurinnung eine maßgebliche Funktion hat und hier auch bei dieser Informationsveranstaltung führend war, Kontakt mit zumindest einem Installateur auf und legt ihm die Liste all jener, die am 8. Mai 2007 angeboten haben und auch die Arbeitsgemeinschaften und in welchen Kundendienstzentren sie angeboten haben, vor. Das heißt, diese Person hat offensichtlich - und behauptet auch, es von den zuständigen Beamten aus dem Magistrat bekommen zu haben - alle Personen bekommen, die einen Tag davor angeboten haben, um hier überprüfen zu können, ob nicht vielleicht ein Ausreißer teilgenommen hat und jemand außerhalb dieser Arbeitsgemeinschaften auch angeboten hat. Es stellt sich dann - übrigens nur gleich zur Klarstellung - schließlich bei der Angebotseröffnung heraus, dass diese Listen tatsächlich mit den Listen, die abgegeben wurden, ident sind. Also das war jetzt nicht irgendwo eine Mutmaßung, sondern es sind jene Listen von Anbietern ident, die dann letztlich auch bei der Angebotseröffnung zum Zug kommen.

Einige Tage später werden dann die Anbieter aufgefordert, ihre Ausschreibungsunterlagen oder ihre Anbote wieder abzuholen. Der Angebotseröffnungszeitpunkt wird dann mit 28. Juni 2007 festgesetzt und im Amtsblatt der Stadt Wien kundgemacht. 

Jetzt kommt aber der nächste Punkt, der haarsträubend ist. Am 24.5.2007, ich habe das hier, wenn Sie das auch nicht glauben, wird im Amtsblatt der Stadt Wien nun kundgemacht, dass am 25.5.2007 um 9 Uhr nunmehr die Angebotseröffnung stattfindet und daher die Frist geendet hat. Das heißt also, von einem Tag auf den anderen um 9 Uhr in der Früh ist es möglich, dass das Amtsblatt der Stadt Wien hier agiert. Ich hoffe, Sie werden uns das erklären können, Herr Bürgermeister. Ich muss sagen, dieses Zusammenspiel ist haarsträubend und es erschüttert mich, dass es sogar so weit geht, dass das Amtsblatt der Stadt Wien hier mitspielt. Ich kann nicht davon reden, dass ein einzelner Beamter vielleicht irgendetwas weitergegeben hat und was auch immer. Also das scheint schon viel tiefer zu gehen.

Durch dieses Zusammenspiel nun, nämlich das Zusammenspiel Angebot-Eröffnungstermin, dann Verlegung der Frist nach hinten und dann wieder Verkürzung der Frist, sind hier natürlich zwei Dinge passiert und die sind offensichtlich bewusst geplant worden. Man konnte genau feststellen: Wer hat beim ersten Angebot am 8. Mai 2007 angeboten? Gibt es keine Ausreißer? Dann zweitens durch die überraschende Vorverlegung der Angebotseröffnungsfrist konnte wiederum verhindert werden, dass in der Zwischenzeit nicht vielleicht doch noch jemand dazu kommt und neuerlich anbietet. 

Nachdem alle, die hier angeboten hatten, in den Arbeitsgemeinschaften drinnen involviert waren, wusste man auch ganz genau, welche Angebote hier vorgelegt wurden. Das war ja alles abgesprochen, das war eben alles geklärt. Daher konnte man genau wissen, was da auf einen zukommt und es mussten daher auch keine verbesserten Angebote gelegt werden. 

Tatsache ist, dass jetzt bei diesen Angeboten die erhöhten Preise des Leistungsverzeichnisses natürlich mit Vergnügen entgegengenommen wurden. Das ist ein Ab- und Zuschlagsverfahren, das heißt, die Anbieter haben einen Grundpreis und können dazu Abschläge oder Zuschläge festsetzen. Es wurden hier nur ganz selten Zuschläge angeboten, manchmal leichte Abschläge. Das schaut optisch natürlich viel besser aus, als wenn man 50 Prozent über den ursprünglichen Preis drübergehen muss, also eine ganz tolle Sache. 

Konnte Wiener Wohnen davon nichts wissen? Große Frage. Jedenfalls am 23. Dezember 2007 wurde Wiener Wohnen über sämtliche von mir geschilderten Vorgänge und noch weitere Details schriftlich per E-Mail Informiert. Die Antwort war nur eine Kenntnisnahme der E-Mail. Am 11.04.2008 gab es eine weitere E-Mail, wo alle diese Informationen an den Anwalt von Wiener Wohnen, Rechtsanwalt Dr Schwartz, der übrigens auch Aufsichtsratsvorsitzender der Hausbetreuungs GmbH ist, nur so nebenbei, weitergegeben wurden. Dieses Schreiben blieb unbeantwortet. 

Nunmehr wurden all diese Vorgänge auch der Staatsanwaltschaft übermittelt und wie schon gesagt, liegen mir alle diese Unterlagen im Detail vor. Alles, was sie jetzt von dem, was ich gesagt habe, nicht glauben, kann ich Ihnen inklusive der Fotos und mehr zeigen. Ich kann mir schon vorstellen, was jetzt als Argument kommen wird. Es wird jetzt heißen: Na ja, es wird ein laufendes Verfahren, das muss man erst abwarten, es gilt die Unschuldsvermutung, es ist nur die Anzeige eines Einzelnen und die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft ist durchaus üblich. Aber um das geht’s nicht: 

1. geht es mir hier nicht um ein straffreies Verhalten, sondern es geht darum, welches System im Rathaus herrscht, dass das möglich ist, was ich Ihnen hier geschildert habe. 

2. Es gab immer wieder Hinweise auf Preisabsprachen und Malversationen im Zusammenhang mit Bauvorhaben der Gemeinde Wien und Wiener Wohnen. Aber noch nie haben wir so konkrete Informationen gehabt, so konkrete Unterlagen, weil offenbar letztlich doch immer wieder die Angst regiert hat. Aber wir haben immer wieder Informationen bekommen und dann aber immer wieder letzlich hören müssen: Nein, also ich trau’ mich das aber nicht herzugeben. Ich kann Ihnen das nicht geben, weil ich dann Schwierigkeiten bekomme. 

3. Ja, es ist richtig, Arbeitsgemeinschaften sind durchaus üblich. Aber in einer derartigen Weise, dass es neun Arbeitsgemeinschaften für neun Kundendienstzentren gibt, wo genau jene Personen dann zum Zug kommen, die sich bei der Informationsveranstaltung am 5. März 2007 getroffen haben und dann hier abgestimmte Preise abgeben können - das können Sie mir nicht erzählen, dass das üblich ist.

Das Ergebnis: Die Mieter im so genannten sozialen Wohnbau müssen die überhöhten Preise bezahlen, wie gesagt, vorsichtig geschätzt 105 Millionen EUR in 3 Jahren. Und wenn ein derartiges Zusammenspiel bei dieser Ausschreibung möglich ist, dann fragt man sich, was ist in dieser Stadt sonst noch möglich? Haben wir es nur mit der Spitze des Eisbergs zu tun? Haben wir nur das Glück, einmal hier wirklich Informationen zu bekommen, weil sich einer traut, die Unterlagen weiterzugeben?

So darf es jedenfalls nicht weitergehen, Herr Bürgermeister! Ich hoffe, Sie nehmen die Vorwürfe und Informationen, die wir Ihnen geben, ernst und stellen sicher, dass nicht in Zukunft die Mieter von Wiener Wohnen und letztlich damit natürlich auch der Wiener Steuerzahler derartig überhöhte Preise zahlen müssen und damit den Gewinn Einzelner finanzieren! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. Bitte schön.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Zur 1. Frage, ob mir die Ungereimtheiten - und ich verkürze diese Fragen - bei der Ausschreibung vom 15.02.2007 für einen laufenden Rahmenvertrag über laufende Adaptierungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie für Neuarbeiten kleinen Umfangs bekannt sind, darf ich Ihnen antworten: 

Der angesprochene Vergabevorgang, also ein offenes Verfahren, Rahmenvertrag Gas-, Wasser-, Heizungsinstallationen - Sie haben das dargestellt - war bereits mehrfach Gegenstand von Vergabekontrollverfahren - das haben Sie vergessen zu erwähnen - vor dem Vergabekontrollsenat - das haben Sie auch vergessen zu erwähnen. Keines dieser behördlichen Verfahren hat Hinweise auf jene Ungereimtheiten ergeben, die Gegenstand der wahrscheinlich von Ihnen inszenierten medialen Berichterstattung, aber auch der Gegenstand dieser Dringlichen Anfrage sind.

Ich möchte daher festhalten, dass auch Wiener Wohnen in diesem Zusammenhang eine Anzeige gegen unbekannte Täter wegen Nötigung, schwerer Erpressung, Verleumdung und Kreditschädigung an die Staatsanwaltschaft Wien übermittelt hat. 

Zum Zweiten kommt es öfter vor, dass Entwürfe von Ausschreibungen zur Kontrolle an potenzielle Anbieter übergeben werden. Es versteht sich von selbst, dass die Mitarbeiter von Wiener Wohnen alle kalkulationsrelevanten Informationen geheim zu halten haben. Eine Kontrolle „von Ausschreibungsentwürfen durch potenzielle Bieter“ ist schon deshalb nicht erforderlich, weil die Leistungsverzeichnisse durch externe Sachverständige erstellt und kalkuliert werden. Wiener Wohnen bedarf daher bei der Erstellung der Ausschreibungsunterlagen nicht der Mithilfe der Bieter.

3. Wie erklären Sie sich die Erhöhung der Grundpreise vom Entwurf der Ausschreibungen aus dem Jahr 2005 zur tatsächlichen Ausschreibung vom 15.02.2007? 

Bei dem hier in Rede stehenden Entwurf der Ausschreibung handelt es sich lediglich um ein internes Arbeitspapier, das weder vollständig noch preisevaluiert war. Dieses interne Arbeitspapier ist mit keiner kostenrechnerischen Preisermittlung hinterlegt gewesen. Das Leistungsverzeichnis, welches von einem Sach-
verständigen kalkuliert wurde, verfügt insgesamt über 1 214 Positionen. Die in den Medien kolportierte 
300-prozentige Abweichung gegenüber dem internen Arbeitspapier betraf lediglich 2 Positionen von 1 214 und ist mit Sicherheit sachlich erklärbar. Auch ein beigezogener externer Sachverständiger hat nach einer nochmaligen Prüfung bestätigt, dass diese der Ausschreibung zu Grunde gelegte Kalkulation richtig ist.

4. Halten Sie es in Anbetracht der auch Wiener Wohnen vorliegenden Informationen für richtig, die Vergabe auf Grund der bedenklichen Ausschreibung mit den kritisierten Preisen durchzuführen? Wäre es nicht sinnvoll, bis zur vollständigen Klärung die Ausschreibung auszusetzen? 

Das Bundesvergabegesetz 2006 kennt kein Aussetzen der Vergabe. Die Bieter haben einen Rechtsanspruch darauf, dass die Auftraggeber das Vergabeverfahren in angemessener Weise durchführen. Dazu gehört insbesondere auch eine möglichst zügige Auftragsvergabe. Verstößt ein Auftraggeber gegen diese Verpflichtungen, so setzt er sich den Schadenersatzansprüchen der anbietenden Unternehmer aus. Auch dies kann man vergleichen mit dem § 33 Abs 2 des Wiener Vergaberechtsschutzgesetzes.

5. Werden Sie auf Grund der Ihnen in dieser Angelegenheit zukommenden Informationen eine interne Kontrolle durchführen lassen, ob Ähnliches bei anderen Ausschreibungen auch vorgekommen ist? 

Wiener Wohnen wickelt jährlich rund 400 Ausschreibungen mit einem Gesamtwert von zirka 600 Millio-
nen EUR ab. Es ist aus meiner Sicht heraus gesehen völlig überzogen, nur auf medialen Zuruf jeden einzelnen Vergabevorgang der letzten Jahre nachzuprüfen. Sollten freilich konkrete Verdachtsmomente auftauchen, wird der jeweilige Vergabevorgang durch die Interne Revision von Wiener Wohnen überprüft. Selbstverständlich ist auch das Kontrollamt, allfällig auch der Rechnungshof, prüfungsberechtigt für diese Fragen.

Zu 6.: Können Sie gewährleisten, dass, falls sich herausstellen sollte, dass die massiven Erhöhungen der ausgeschriebenen Arbeiten auf Grund gesetzeswidriger Ausschreibungen zu Stande gekommen sind, nicht die Mieter von Wiener Wohnen geschädigt werden?

Und 7. eine nahezu gleichlautende Frage: 

Im gegenständigen Fall gibt es derzeit keinerlei Anhaltspunkte, welche die medial kolportierten Vorwürfe zweier anonymer Anzeigen erhärtet. Sollte sich freilich im Zuge allfälliger behördlicher Ermittlungen oder auch im Zuge des Strafverfahrens herausstellen, dass es tatsächlich zu rechtswidrigen Preisabsprachen gekommen ist, wäre dies ein Grund für eine außerordentliche Kündigung der bereits abgeschlossenen Leistungsverträge. Ein Wiener Wohnen und allenfalls auch den Mietern von Wiener Wohnen erstandener Nachteil könnte im Schadenersatzweg eingeklagt werden. 

Ich sage daher auch klipp und klar: Sollte sich der unwahrscheinliche und von uns auch in keiner Weise heute erkennbare Tatbestand ergeben, dass es zu gesetzeswidrigen Preisabsprachen gekommen ist, werden wir dafür sorgen, dass die Mieter mit Sicherheit nicht geschädigt sind.

Zu 8: Werden Sie künftig vermehrtes Augenmerk auf mögliche Absprachen der Bieter legen? 

Wiener Wohnen ist stets bemüht, für seine Mieter die bestmöglichen Preise zu erzielen. Aus diesem Grund wurde die Festlegung getroffen, Aufträge nur mehr im offenen Verfahren, das eine größtmögliche Transparenz sichert und einen EU-weiten Bieterkreis zulässt, und nur mehr nach dem Billigstbieterprinzip, wonach ausschließlich der niedrigste Preis ausschlaggebend ist, zu vergeben; eine Diskussion, die wir mit Sicherheit auch im Hinblick auf die Qualität des Bauens noch zu führen haben werden.

Hinweise auf Preisabsprachen würde Wiener Wohnen an die zuständigen Behörden – Staatsanwaltschaft oder Bundeswettbewerbsbehörde – weiterleiten und mit ihnen eng kooperieren.

Neben den soeben geschilderten Maßnahmen bedient sich Wiener Wohnen – und damit beantworte ich auch die Frage 9 – seit geraumer Zeit externer Sachverständiger, die das Vergabeverfahren in technisch-sachverständiger und juristischer Hinsicht begleiten. Diese Sachverständigen sind beauftragt, besonderes Augenmerk auf Hinweise auf Preisabsprachen zu legen.

Zu 10: Ist es üblich, die Veröffentlichungen der Angebotseröffnung im Amtsblatt der Stadt Wien einen Tag vor der Anbotseröffnung durchzuführen? 

Üblich ist, die interessierten Bieter zeitgerecht über den Termin für die Angebotseröffnung zu informieren. Das ist auch in diesem Fall geschehen. Der Ersatztermin für die Anbotseröffnung, um den es hier geht und der auf Grund des Vergabekontrollverfahrens verschoben werden musste, wurde bereits fünf Tage vor der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wien im rechtlich allein maßgebenden Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Die interessierten Bieter waren daher auch schon im Hinblick auf das erwähnte Vergabekontrollverfahren – auch schon im Hinblick auf das erwähnte Vergabekontrollverfahren! – informiert, dass es kurzfristig zur Anberaumung eines neuen Termins für die Angebotseröffnung kommen wird.

Sehr geehrter Herr Magister iuris! Ich bin vollkommen überzeugt davon, dass Sie uns heute konfrontiert haben mit Informationen, die aus Ihrer Sicht richtig sind. Wir werden selbstverständlich Wiener Wohnen auffordern, auch Ihre heutigen Informationen, die Sie in Ihrer Rede hier dargelegt haben, in den Sachverhaltsdarstellungen an den Staatsanwalt entsprechend zu übermitteln. 

Dass ich mich hier nicht hinter einem laufenden Verfahren verstecke, sondern was ich ganz klar sage, ist: Sollte festgestellt werden, dass es zu rechtswidrigen Preisabsprachen gekommen ist, werden wir das selbstverständlich nicht dulden, aber sollten keine rechtsrelevanten Ergebnisse erzielt werden, sollte die Anzeige zurückgelegt werden, sollte hier ein Gericht oder auch die Staatsanwaltschaft bestätigen, dass es zu keinen Rechtsverletzungen gekommen ist, erwarte ich mir auch Ihre Konsequenz, Herr Gemeinderat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Bürgermeister, danke für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Als Erster zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr StR Herzog zu Wort gemeldet. Die Redezeit ist 20 Minuten.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister!

Wir haben heute hier ein sehr ernstes Thema, das vom Kollegen Stefan aufgeworfen wurde, und Bgm Häupl hat einige positive Elemente zum Tragen gebracht, unter anderem auch, dass er natürlich durchgreifen wird, wenn entsprechende Verurteilungen erfolgen, was er allerdings meint, welche Konsequenzen ein der Kontrolle verpflichteter Gemeinderat, der diese Dinge vorbringt, zu ziehen hätte für den Fall, dass die Informationen nicht stimmen, diese Antwort zum Beispiel hat der Herr Bürgermeister offengelassen, die ist er uns schuldig geblieben.

Ich möchte auch feststellen, dass die Antworten, wie sie erfolgt sind, alles in allem doch wieder darin bestehen, die Sache als solche klein zu reden und im Großen und Ganzen zu sagen, dass eigentlich nichts passiert sei. Ich möchte aber doch feststellen, dass wir in der letzten Zeit eine Reihe von Missständen im Bereich Wiener Wohnen debattiert haben und zur Kenntnis nehmen mussten. 

Die Zustände der Hausbetreuungsgesellschaft wurden heute schon angesprochen. Die Vorwürfe der EU-Kommission, aber auch der Staatsanwaltschaft wegen massiv überhöhter Preise im Hinblick auf die Grünflächenbetreuung sind auch Thema in der Zwischenzeit. Wir werden ja noch sehen, in welchem Ausmaß Wiener Wohnen in dem Sinn verantwortlich ist, falls die Vorwürfe stimmen, ob diese Vorwürfe eben auch bis zu Wiener Wohnen hineinreichen.

Aber ich möchte, Herr Bürgermeister, vor allem eines sagen: Ich glaube, erstmals seit vielen Jahren – zumindest, so viel ich mich erinnern kann – liegt eine sehr, sehr detaillierte Aufschlüsselung, eine sehr, sehr detaillierte und akribische Zusammenfassung von Informationen vor, die Absprachen im Bereich von Vergabevorgängen im Bereich der Gemeinde Wien zu belegen trachten, Absprachen im Bereich eines Rahmenvertrages, wie gesagt, für Gas- und Wasserinstallationsarbeiten im Ausmaß von 200 Millionen EUR, und – ohne Vorverurteilungen vornehmen zu wollen – aus den vorgelegten Materialien, wie sie sich ergeben, ist die Verwicklung von Bediensteten der Gemeinde Wien zumindest nicht auszuschließen, um es milde zu formulieren. Das muss man auch mit aller Deutlichkeit sagen.

Ich darf jetzt noch einmal eingehen auf die Unterlagen, die uns informativ zur Verfügung gestellt wurden, und darf eben sagen, dass diese Einladungen von Installateuren eines Verbandes vom 19.2.2007 an die am Vergabeverfahren beteiligten Unternehmen gegangen sind zwecks Informationsveranstaltung. Interessanterweise – und das zeigt ja auch schon ein gewisses Unrechtsbewusstsein der betreffenden Personen oder der einladenden Personen – hat es dann eine Verlegung dieser Info-Veranstaltung gegeben, und zwar – das wurde schon gesagt – in den Florido-Tower am 5.3.2007, aber es wurden nur 40 Mitglieder der Innung eingeladen und nicht 800, und eben nicht alle Mitglieder, die es gab. Das heißt, man hat nur die eingeladen, die hier in diesen Kreis hineingeholt werden sollten. 

An diesem Treffen am 5.3.2007 haben dann in etwa 50 bis 60 Personen teilgenommen, also die Firmenvertretungen, leitende Angestellte und Ähnliches, und interessanterweise wurde festgestellt, die Verlegung des Treffens war notwendig, da Wiener Wohnen von dem Treffen Wind bekommen hätte und daher dieses Treffen für die bestehenden Kontrahenten so unsicher war und nicht hat stattfinden dürfen. 

Selbstverständlich war Gegenstand der Absprachen, der Gespräche die Bildung von Arbeitsgemeinschaften, und interessanterweise – und das ist der eigentliche Kern – haben sich erst im Anschluss an diese Veranstaltung im nochmals kleineren Kreise zirka 15 Personen zusammengefunden, die Gespräche geführt haben. Unter ihnen eben sämtliche Federführer der neuen Arbeitsgemeinschaften im gegenständlichen Vergabeverfahren. Die Namen liegen vor. Wir werden sie natürlich nicht verlesen, weil es ja ein laufendes Verfahren ist.

Natürlich war der Informant anwesend, und es wurde schon gesagt, dass hier der Versuch gemacht wurde, Geheimhaltung zu erzwingen durch eine schriftliche Verpflichtung und die Feststellung einer Verpflichtung zu einer Pönalzahlung. Das zeigt auch schon, dass hier Dinge vorgenommen wurden, bei denen das Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit der Vorgangsweise massiv zu bezweifeln ist.

Es wird dann von mehreren Treffen berichtet, wo der Großteil der Teilnehmer der diversen ARGEs immer anwesend gewesen ist, und es gibt hier den nachweisbaren, würde ich sagen, begründeten Verdacht, dass bei diesen Gelegenheiten natürlich doch Preisabsprachen, Gebiets- und Losaufteilungen der Arbeitsgemeinschaften Gegenstand der Gespräche gewesen sind.

Der Informant wurde noch mehrmals eingeladen, seine ablehnende Haltung zu diesen Vorgängen und zu diesen Absprachen zu überlegen, und wurde auf nicht unerhebliche Konsequenzen im Nichteintrittsfall hingewiesen. Dabei wurden ihm zum Beispiel als Erstes einmal die Namen der Firmen genannt, die als Arbeitsgemeinschaftsführer in diesem Bereich auftreten werden. Man kann daher wohl davon ausgehen, dass man schon zum damaligen Zeitpunkt gewusst hat – er das also weiterverteilen konnte –, wer sich hier an der Ausschreibung beteiligt hat und wie sich die Ausschreibungsbedingungen personenmäßig gestaltet haben. Das kann man wahrscheinlich daraus schlussfolgern.

Dann hat es, wie ja schon gesagt, eine Verlegung der Abgabefrist und der Angebotseröffnung auf unbestimmte Zeit gegeben. Die Angebotsfrist selbst wurde nicht verlängert, womit man Neuzuzug von Interessenten verhindern konnte. 

Es wurde noch ein weiterer Versuch gestartet, den Informanten umzustimmen und zur Teilnahme zu bewegen. Im Rahmen dessen haben sie einen entscheidenden Fehler gemacht. Sie haben die Liste aller Firmen, die am 8.5.2007 ein Angebot abgegeben haben, diesem auch übergeben, mit dem Ergebnis, dass der Nachweis sozusagen vorliegt und die betreffende verteilende Person auch festgestellt hat, dass eben ein Bediensteter der Gemeinde Wien diese Liste zur Verteilung gebracht hat. – Alles unter der Voraussetzung, dass die Behauptungen stimmen und sich dann auch gerichtlich festlegen lassen werden. 

Auf alle Fälle wurden diesem Informanten zwei Lose angeboten, wenn er sich anschließt. Hauptzweck der Vereinbarungen – das wurde unter anderem auch gesagt –, war es, dafür zu sorgen, dass keine oder nur unwesentliche Nachlässe in diesem Beteiligungsverfahren stattfinden mögen, weil man sonst, wie festgestellt wurde, im Gegensatz zum freien Wettbewerb mit Abschlägen von mindestens 30 Prozent und mehr rechnen müsste. Um das zu verhindern, werden diese Kreise, diese Kartelle sozusagen gegründet. 

Das heißt also, allein aus diesen hochgerechneten bis zu 30 Prozent ergibt sich schon eine Schadenssumme von 60 Millionen EUR, nebst allen anderen Dingen, die noch passiert sind. 

Es ist dann zur Angebotsöffnung am 25.5. unter den Umständen, wie sie der Herr GR Stefan genannt hat, gekommen mit dem Ergebnis, dass die Angebote keine wesentlichen Nachlässe enthielten, einzig der Informant ist zum Teil bis zu 44 Prozent unter den Preisen der ARGE gelegen. Es hat allerdings natürlich einen Ausschluss in dem Sinn gegeben. Auf den komme ich später noch zu sprechen. 

Diese Geschichte mit dem neuen Leistungsverzeichnis 2007 ist schon eine bedenkliche Angelegenheit. Wenn im Jahr 2005 – wenn auch nur informell vielleicht, wie der Bürgermeister festgestellt hat – Preise festgesetzt wurden und die offensichtlich einer Kalkulation sehr wohl entsprochen haben, wie kommt man dann zu neuen Einheitspreisen, die eine massive Erhöhung, nicht nur von zwei Positionen, wie behauptet, enthalten haben? Damit ist ja – das hat ja auch schon zum Beispiel der „Kurier" geschrieben – im Zuge des Verfahrens und der hohen Einheitspreise ein überhöhtes Angebot leicht zu verstecken, und der Hochpreis fällt überhaupt nicht mehr auf. 

Die Ergebnisse des Vergleiches, wenn man da etwas machen will, sind ja ganz interessant. Nämlich einerseits zwischen dem Leistungsverzeichnis 2007 und dem alten bestehenden Rahmenvertrag sind schon unglaubliche Preissteigerungen drinnen, die erklärungsbedürftig sind seitens dessen, der den Auftrag vergeben will, nämlich die Gemeinde Wien. 

Ich darf zitieren: Die Herstellung einer Wohnungs-, Sanitär- und Heizungsinstallation, hat eine Kostensteigerung von 65,62 Prozent im Vergleich zum alten Rahmenvertrag beinhaltet. Das heißt, die Arbeiten zur Herstellung einer Wohnungs-, Sanitär- oder Heizungsinstallation in einer Standardwohnung kosten um 6 200 EUR mehr als im Bereich des alten Rahmenvertrages. 

Die Herstellung einer Heizungsanlage mit sechs Heizkörpern kostet um 67,33 Prozent mehr. Das ist eine Verteuerung einer Standardwohnung für diese Installation um 3 598,58 EUR pro Wohnung; eine deutliche Verschlechterung. 

Die Verbindung zum WC-Abflussstrang, also ungefähr zur Gainze, macht eine Erhöhung von 82,48 Prozent gegenüber dem alten Rahmenvertrag aus und kostet für eine Standardwohnung grundsätzlich im Schnitt mehr als 629,44 EUR. 

Die Spültischanlage hat eine Kostensteigerung von 110 Prozent – man höre und staune! 110 Prozent für die gleiche Leistung – im Vergleich zum bestehenden alten Rahmenvertrag und kostet pro Wohnung um 597 EUR mehr. 

Eine Abfallstrangverstopfung bedeutet nunmehr eine Kostensteigerung von 59,25 Prozent gegenüber dem alten Rahmenvertrag. Das heißt also, dass in einer Standardwohnung für die Behebung einer Abwasserrohrverstopfung künftig um 135 EUR mehr bezahlt werden müssen als bisher. 

Kombitherme – etwas ganz, ganz Wichtiges für die Menschen, die das brauchen – bedeutet eine Verteuerung, eine Kostensteigerung um 43,97 Prozent gegenüber dem alten Rahmenvertrag, und die Herstellung einer solchen Wohnungsheizungsinstallation samt Kombitherme kostet dann pro Wohnung um 2 454,90 EUR mehr. 

Ganz zum Schluss ein, zwei Sachen noch: Die Sanitärinstallationen steigern sich um 63,45 Prozent für, wie gesagt, die gleiche Leistung bisher. Arbeiten pro Herstellung solcher Installationen in einer Standardwohnung kosten demnach um 2 659 EUR mehr als bisher. 

Und abschließend noch eine Zahl: Für Steigstrangventile findet sich in der Aufstellung eine Kostensteigerung von 101 Prozent für die gleiche Leistung, und der Austausch eines solchen Ventils kostet pro Wohnung demnach 226,74 EUR. 

Das ist also eine ganz, ganz deutliche Kostenbelastung, die sich hier ergibt, und da gibt es sicher einen Erklärungsbedarf von Wiener Wohnen, wie man zu solchen massiven Steigerungen in relativ kurzer Zeit gekommen ist.

Darauf, dass in diesem neuen Leistungsverzeichnis gewisse wichtige Regiearbeiten gar nicht enthalten sind, mit der Folge, dass sie später sicher eingefordert werden und natürlich zusätzlich bezahlt werden müssen, muss auch noch hingewiesen werden. Auch hier ist ein mehrstelliger Millionenbetrag für die Gemeinde Wien anzusetzen. 

Der Informant war, wie gesagt, Billigstbieter. Er wurde dann ausgeschieden auf Grund mangelnder Referenzen – unter Anführungszeichen – beziehungsweise mit der Behauptung mangelnder technischer Leistungsfähigkeit. Interessanterweise hat er das beim Vergabekontrollsenat bekämpft und hat gewonnen, also er hat das erfolgreich angefochten. Der Entscheid wurde nichtig erklärt, meine Damen und Herren. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ja, wir werden sehen, was stimmt. Unsere Information geht in diese Richtung. 

Allerdings – und das ist ein interessanter Faktor – sieht sich nunmehr der Informant schikanösen und unsachlichen Behandlungen bei Referenzprojekten ausgesetzt, und die Frage stellt sich: Wie wird einer – das werden wir ganz genau beobachten –, der den Mut hat, in die Öffentlichkeit zu gehen, um Missstände aufzuzeigen, in Zukunft von der Gemeinde Wien behandelt? Wird er niedergemacht oder hat er weiterhin faire Chancen? (Beifall bei der FPÖ.)
Es besteht der dringende Verdacht, dass recht viel auf Absprache beruht. Wir werden das Ganze naturgemäß den Gerichten überlassen, aber festgestellt muss noch einmal werden, dass die Gemeinde Wien und die zuständigen Stellen über diese Vorgänge zweimal in Kenntnis gesetzt wurden und dass zweimal das nur zu Kenntnis genommen wurde oder überhaupt unbeantwortet geblieben ist. 

Das heißt also nun, wir haben erstmals sehr detaillierte, bis ins Detail gehende Mitschriften und Unterlagen, die beweisen sollen und es wahrscheinlich auch werden, dass es hier zu Unregelmäßigkeiten gekommen ist. Unabhängig davon, glaube ich, werden der Herr Bürgermeister, Wiener Wohnen und der zuständige Stadtrat sehr wohl Maßnahmen setzen müssen. Ich glaube, eine Überprüfung von Vergabeverfahren in anderen Bereichen ist unumgänglich, denn ich glaube nicht, dass man sagen wird können – wenn die Vorwürfe stimmen –, dass die Installateure die schlechteren Menschen sind, das wird wohl nicht behauptet werden können, und daher kann das, wenn es sich hier bewahrheitet, sehr wohl woanders auch passieren. Daher ist es dringend geboten, dass eine Generalüberprüfung von Vergabevorgängen notwendigerweise von der Gemeinde Wien durchgeführt wird – natürlich zu Lasten der Betroffenen, aber zum Wohle der Steuerzahler, die irgendwann vielleicht auch Geld zurückbekommen, inklusive der Mieter von Wiener Wohnen. 

Der Schutz der Mieter vor den überhöhten Wohnkosten ist ein Thema, bitte schön. Es kann einfach nicht ein schlichtes Überwälzen der Kosten geben, die sich daraus ergeben, und es gibt ja bereits heftige Empörung, auch in Gruppen der Mietervertretungen, über diese auf sie zukommenden Mehrkosten, die unter Umständen nur auf, sagen wir, rechtswidrige oder sogar strafrechtlich verfolgbare Vorgänge zurückzuführen sind. Ich glaube daher, ein jahrelanges Warten auf ein Urteil und dann vielleicht Rückerstattungen, das kann und soll nicht der richtige Weg sein. 

Genauso wie es auch woanders nicht sein kann. Wenn es plötzlich preismäßig explodierende Leistungsverzeichnisse in anderen Branchen gegeben hat, so hat das richtiggestellt zu werden auf eine konkrete, kontrollierte und richtig berechnete Einheitswertefestsetzung. 

Das Rücktrittsrecht der Stadt Wien wurde auf der einen Seite vom Bürgermeister glatt verneint, auf der anderen Seite doch wieder angekündigt. Wir werden sehen, was rauskommt. Ich glaube aber, dass sehr wohl grundsätzlich eine Steuerung der Auftragsvergabe möglich und denkbar sein muss. Es muss ja wohl möglich sein, dass man, so lange das Verfahren läuft – das wird sich auch nicht ewig hinziehen –, für die dringlichen Aufgaben selbstverständlich Vorsorge trifft, aber für längerfristige Verpflichtungen und Arbeiten wird sehr wohl ein gewisses Zuwarten möglich sein, um den Mietern und auch den Steuerzahlern erhöhte Kosten zu ersparen. 

Da gibt es noch die Frage der Schadensersatzansprüche, die ja von der Gemeinde Wien sehr wohl vorzubereiten sind, wie ich glaube. Die sind ja nach dem Vergabegesetz möglich in mehrere Richtungen, allerdings auch dahin gehend, dass die durch betrügerische Maßnahmen nicht zum Zug gekommenen Bieter selbstverständlich Schadensersatz in einem gewissen Ausmaß ebenfalls bekommen können. 

Ich glaube also, ein hartes Durchgreifen – wenn das alles stimmt; das wird sich doch auch relativ bald herausstellen, wenn man es wissen will – gegen alle Beteiligten, extern wie auch intern, ist notwendig und unumgänglich. Es geht ja sehr wohl, wenn man ein zügiges Durchgreifen gegen einzelne Missbräuche machen will. Es gibt ja das schöne Beispiel, wo Müllmänner im Prater sozusagen ein anderes Schicksal erlebt haben, als sich heute hier vielleicht für größere Verfahren abzeichnet. Drei Mistkübler entsorgten mehr Müll als sie durften, und zwar im Prater. „Was haben die verbrochen", fragt der „Kurier" vom 27.5., „dass man sie ihre Mistsammeltour durch den Wiener Prater nicht einmal mehr zur Ende machen ließ, sie einzeln abführte, verhörte und sofort vom Dienst suspendiert hat?" Die haben Zusatzdienste schwarz gemacht gegen Imbiss, Würsteln, ein bisschen Geld wahrscheinlich. Die Schadenssumme hat laut „Kurier" die ungeheure Höhe zwischen 6 000 und 12 000 EUR erreicht. 

Wir reden hier von einer Schadenssumme von 100 Millionen und mehr Euro, und ich erwarte, dass man mit ähnlicher Härte, wie man gegen drei Mistkübler vorgeht, genauso gegen solche Schädiger – wenn sie solche sind, was sich relativ rasch herausstellen könnte – vorgeht und dass man nicht die Kleinen hängt und die Großen laufen lässt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Es zieht sich eigentlich seit dem Morgen ein Thema durch, nämlich das Verhindern, Verhabern, Verschleiern, in welcher Reihenfolge auch immer, von der Aktuellen Stunde bis zu dieser Dringlichen und auch zu der folgenden, die von den Grünen eingebracht wurde. Das nennt sich zwar jetzt „Ausschreibungsverfahren bei Bautätigkeiten". Das ist sehr freundlich formuliert, finde ich, angesichts der Vorwürfe, die hier aufgetaucht sind. Es hätte auch ganz anders heißen können, nämlich: Wer profitiert und wer zahlt drauf bei dieser Vorgangsweise? 

Ich persönlich bin sehr interessiert daran, was wir da am Ende als Ergebnis haben werden, und ich glaube nicht, dass es ganz so einfach sein wird, wie das der Herr Bürgermeister angerissen hat, nämlich, das stimmt alles nicht, und es wird sich wieder ein Oppositionspolitiker entschuldigen müssen für irgendwas, sondern ich glaube, dass am Ende eher stehen wird, dass etwas geändert werden muss. 

Wiener Wohnen hat, seit Wiener Wohnen selbst ausgegliedert wurde und eine Reihe von Tochterfirmen gegründet wurden – die Schneeräumung, die Hausbetreuung, das Callcenter –, die Arbeit für die Opposition nicht wirklich leichter gemacht, sondern schwerer gemacht. Deswegen passen ohnehin jeder Oppositionspolitiker und jede Oppositionspolitikerin wie Haftelmacher auf, damit sie eben nichts sagen, wofür sie geklagt werden können, und deswegen ist es auch schwierig in dieser Stadt, Informanten und Informantinnen so weit zu bekommen, dass sie öffentlich etwas sagen. Nicht dass man die Information kriegt – wissen würden wir von Informanten und Informantinnen allerhand –, nur traut sich natürlich nicht jeder und jede an die Öffentlichkeit, weil mit Sanktionen zu rechnen ist. Das ist das Problem. 

Heute haben wir den glücklichen Fall, dass wir offensichtlich eine sehr detaillierte Zusammenfassung eines Vorfalles bekommen, an den wir eh alle glauben. Es glaubt ja keiner, dass es ausgerechnet in Wien oder in Österreich keine Korruption geben soll. Das glaubt ja niemand. Das wäre ja auch komisch, das wäre ja fast schon widernatürlich. Natürlich existiert das auch in Wien, natürlich existiert das in Österreich. Die Frage ist, wie wir damit umgehen. Ganz schlecht ist es, so zu tun, als gebe es das nicht, wegschauen, verschleiern. Kann nicht sein, darf nicht sein bei uns. Sack zu! Das ist so wie: Es fährt keiner zu schnell mit dem Auto. Das hätten wir gern. Es ist trotzdem so. Es soll niemand betrunken mit einem Auto fahren. Na ja. Man muss überlegen, wie man damit umgeht, aber zu leugnen, dass es vorkommt, das ist ganz sicher der falsche Ansatz und wird am Ende kein Ergebnis bringen. 

Wo sind denn die Kunden und Kundinnen von Wiener Wohnen, nämlich die MieterInnen, geschädigt? Ich nehme jetzt nur drei kleine Beispiele. Der Hugo-Breitner-Hof ist vorher angesprochen worden von meinem Vorredner. Da heißt es in der „Presse": „Anzeige. Wucherei im Gemeindebau. Anzeige läuft beim Europäischen Gerichtshof". Es geht in aller Kürze darum, dass eine Arbeit, die vorher geleistet wurde, nämlich die Rasenpflege im Hugo-Breitner-Hof im 14. Bezirk, ursprünglich 70 Cent pro Quadratmeter gekostet hat und jetzt 1,68 EUR, also fast genau einen Euro mehr kostet. Das macht was aus bei 84 000 m². Warum kostet das jetzt so viel mehr? Weil Wiener Wohnen – ich bin nicht jedes Mal der Meinung, dass ein Privater das machen muss, aber ein Privater hat das angeboten und diese Tätigkeit für einen Euro weniger gemacht – das jetzt an eine Tochtergesellschaft vergeben hat, und die Mieter und Mieterinnen sind erbost, weil es viel mehr kostet. Jeden Monat sind das diese 84 000 EUR zusätzlich für die gesamte Anlage. 

Warum das so ist, wer davon profitiert und wer da drinnen sitzt in diesen Tochterfirmen, das kann man sich dann im Einzelnen alles anschauen. In den Tochterfirmen von Wiener Wohnen stolpert man nicht nur bei der Schneeräumung über bekannte Namen. 

Florian-Hedorfer-Straße. Kleinigkeit. Wie kommt es zustande? Über 30 Jahre hinweg wurden den Mieterinnen und Mietern zu viele Quadratmeter berechnet. Dann hat man es nachgemessen auf Antrag der Grünen. Rausgekommen ist, es waren zu viele, alle bekommen etwas Geld zurück, nämlich alle, die einen Antrag gestellt haben. Zurückbekommen können sie natürlich nur etwas für die letzten drei Jahre, denn rechtlich geht das nicht, dass sie das für letzten 30 Jahre zurückkriegen. Fallen sie halt um 90 Prozent des Geldes um. Irgendetwas zwischen 100 und 200 EUR haben alle bekommen, das heißt, der restliche Schaden für jede Person, für jede Wohnung liegt irgendwo bei 2 000 EUR. Das ist ein Schaden, der für sie entstanden ist durch falsche Vermessung. 

Antrag von uns oder Idee von uns wäre: Sollte man nicht vielleicht überall nachmessen? Sollten wir nicht die Leute, die MieterInnen, die vor Ort aktiv arbeiten, darauf hinweisen, dass es die Möglichkeit gibt?

Aktive MieterInnen im Schöpfwerk. Was ist dort passiert? Da gibt es für den Müll zuständige Firmen, und die Leute zahlen für ihren Müll und ihren Sperrmüll. Jetzt haben die MieterInnen das Gefühl gehabt: Wir zahlen irgendwie zu viel. Gibt es alternative Anbieter, ja oder nein? Was verlangen die? Das war noch in der Schilling-Zeit, und die Gebühr alleine für den Sperrmüll für die Anlage war 1,5 Millionen Schilling im Jahr, ein bisserl mehr, 1,56. Dann haben die MieterInnen sich selber darum bemüht und haben es schwer gehabt damals, das durchzusetzen – das war noch nicht Wiener Wohnen, sondern die MA 17 –, dass sie selber eine Firma beauftragen dürfen. Ein Jahr später hat es 280 000 Schilling gekostet. Nur noch einmal das Größenverhältnis: Von fast 1,6 Millionen runter auf 280 000 Schilling. 

In den Firmen, die vorher zuständig waren, sind auch Menschen gesessen, die Geld verdient haben. Jetzt muss man sich wieder anschauen: Was sind das für welche? Wo ist da das Freundschaftsverhältnis? Wer kennt wen? Und so weiter und so fort. Und bevor es heißt, aufpassen mit dem Wort Freunderlwirtschaft und aufpassen mit „Wer hat wem geholfen?", zitieren wir einfach die MA 34. Die MA 34 hat den Verdacht auf Preisabsprache geäußert und gemeint hat sie einen Installateur. Die Klubchefin der Grünen im 21. Bezirk, die Susi Dietel, hat das dort bei einer Sitzung erwähnt. Das war unpraktisch dort und hat einen Sturm der Entrüstung gebracht. Kein Wunder, denn der betroffene Installateur ist dort Bezirksrat der Mehrheitsfraktion und Vorsitzender des Finanzausschusses. Also der kennt sich mit dem Geld offensichtlich aus, aber ist laut MA 34 in den Verdacht der Preisabsprache gekommen. Er hat dann in der Folge dort keine Aufträge mehr bekommen, woanders schon in der Stadt. 

Das nützt natürlich nichts, wenn man dem einmal sagt, da darfst du nichts machen, im 21. geben wir dir nichts, denn das fällt auf. Den Nachnamen kennt man, du bist Vorsitzender des Finanzausschusses. Gehen wir über die Donau, und dann geben wir dir das auf der anderen Seite wieder. Das funktioniert dann, und es dauert eine Weile, bis man draufkommt, weil es viele solche Beziehungen in der Stadt gibt und weil wir dieses Netzwerk, wenn wir es einmal halbwegs in die Finger bekommen, nicht allzu leicht thematisieren können. 

Ich habe x-mal – wahrscheinlich im Graubereich dessen, was man sagen darf, bevor man geklagt wird oder zumindest einen Zeugen oder eine Zeugin beistellen muss – angedeutet, man möge die Baupolizei in Wien genauestens überprüfen. Das habe ich mehr als einmal da gesagt, und ich sage es heute wieder zur Sicherheit. Ich glaube noch immer, dass es notwendig und wert ist, die große Abteilung – und ich meine nicht jede einzelne Person – der Baupolizei in Wien genau zu überprüfen, ob sie vielleicht mit dem Verschleiern oder Verhabern irgendwas zu tun hat. 

Mein Verdacht ist – ich glaube, ich bin immer noch genau im Rahmen dessen, was man alles sagen darf, ohne dass man sich auf die Immunität berufen muss –, es könnte ein Ergebnis geben, das wir nicht haben wollen – wie in vielen anderen Bereichen. (Zwischenruf.) Eine Frechheit ist das? Ich kann das anders auch sagen. Dass einzelne Baupolizisten in Wien in den vergangenen Jahren zwischendurch nicht nur Geld verdient haben über die normale Überweisung, das ist klar. Und wenn mich jetzt jemand klagt, hätte ich eine Mordsfreude damit, weil wir dann genau das tun würden, was man tun muss in der Frage. 

Jetzt sehe ich zwischendurch natürlich auch das Bemühen, denn das will ja keiner. Am Ende hat ja zumindest nicht jeder von uns und auch nicht jeder von Ihnen etwas davon, wenn es Korruption gibt in dieser Stadt. Einzelne profitieren von diesem System, einzelne Bereiche sind da natürlich anfälliger. Im Baugewerbe, das heute Thema ist, geht es um Millionen. Dass dort Preisabsprachen vorkommen, ist ja nicht das erste Mal und auch nicht beschränkt auf die Bundeshauptstadt. Deswegen ist es wert, dass hier Untersuchungen stattfinden, und ich bin sehr, sehr gespannt, was am Ende an Ergebnissen hervorkommt. Ich glaube nicht, dass sich ein Oppositionspolitiker für die Arbeit, die er heute geleistet hat, hier entschuldigen muss. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Die Beschwerden von Mieterinnen und Mietern von Wiener Wohnen, dem Wohnbaureich der Wiener SPÖ zuzuzählende Gemeindebauten, über unrichtige und überhöhte Betriebskosten werden immer mehr. Skandale bei Wiener Wohnen häufen sich. Zeitungsartikel – ich kann Ihnen da jede Menge Zeitungsartikel vorzeigen. Von der „Presse" haben wir schon gehört: „Wiener Wohnen, ein miserabler Kehrplan; desolate Grünflächen in Gemeindebauten“ – zeugen davon, aber Konsequenzen bleiben aus. Man hört nichts. Preisunterschiede von mehreren 100 Prozent bei Türblättertausch, beim Austausch von Türzylindern durch Handwerksfirmen oder beim Grasmähen durch die Tochtergesellschaft oder die Enkelgesellschaft von Wiener Wohnen, die Außenbetreuungs GmbH, gegenüber dem freien Wettbewerb belasten immer öfter die Geldbörsen der Wienerinnen und Wiener, die im Gemeindebau wohnen. 

Offensichtlich gibt es ein gut funktionierendes System von Auftragnehmern, die statt korrekte Stundensätze abzurechnen, zwar die niedrigen angebotenen Stundensätze in Rechnung stellen, aber dann die Zeit etwas ausdehnen. Und hier fragt sich dann, ob nicht die Werkmeister von Wiener Wohnen mit diesen Handwerksfirmen ein offensichtlich eingeschworenes Team zu Lasten der Mieterinnen und Mieter bilden. Dieses System sollte durch die Bildung so genannter Arbeitsgemeinschaften durchbrochen werden. Kleine und mittlere Handwerksbetriebe sollen sich zu ARGEs zusammenschließen, um gegen die großen Gewerbeunternehmen Chancen zu haben. Die interne Zuteilung der Aufträge erfolgt durch die jeweiligen ARGE-Leitbetriebe. Für die interne Verrechnung werden Verrechnungssätze festgelegt. Diese ARGEs bekommen in einem fix zugeteilten Sprengel – das ist zum Beispiel ein ganzer Bezirk oder ein halber Bezirk – für die Dauer der Auftragsvergabe alle Arbeiten eines Gewerks, das sind zum Beispiel Installateure, von denen wir heute schon gehört haben, Tischler, Glaserer oder andere Handwerker. 

Faktum ist, wie ich bereits an dieser Stelle schon einmal gesagt habe, dass auffallend viele Mitglieder des Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes Auftragnehmer von Wiener Wohnen sind. Karl Sonderhof, der zuerst nur umschrieben worden ist, Ausschussmitglied der Fachvereinigung der Installateure des Wirtschaftsverbandes Wien und SPÖ-Bezirksrat in Floridsdorf, hat so eine ARGE gegründet und anschließend ein Angebot bei Wiener Wohnen beziehungsweise bei der Gemeinde Wien abgegeben. Bis hierher ist nichts Strafrechtliches anzumerken. Aber strafrechtlich wird es dann, wenn die Listen wieder auftauchen, nämlich fein säuberlich sortiert, mit den richtigen Namen, mit den richtigen Beträgen, dann wird – den Modus haben wir schon gehört – wieder zurückgezogen, dann ist auf einmal Schluss. Dort ist dann die strafrechtliche Tätigkeit. 

Durch die offensichtliche Vorabsprache mit Mitarbeitern der Gemeinde Wien beziehungsweise Wiener Wohnen wurde das Bietersystem korrumpiert und umgangen, da eben diese Bieterliste schon vorlag. Hier wurden wieder einmal die Mieter geschädigt. 

Wiener Wohnen ist ein ewiges Ärgernis für viele Mieterinnen und Mieter. Die Betriebskosten werden immer öfter beeinsprucht. Jüngstes Beispiel ist eine mir vorliegende Rechnung einer Bitumenfirma, die an die Zentrale von Wiener Wohnen gesendet wurde mit dem Vermerk „diverse Arbeiten im 21. Bezirk", ohne Auflistung von Art und Umfang der einzelnen Arbeitsstellen. 8 000 EUR wurden offensichtlich von Wiener Wohnen bezahlt. Da unklar war, für welche Arbeiten man diese Rechnung gezahlt hat, hat man sie auf diverse Gemeindebauten des 21. Bezirks aufgeteilt, obwohl in diesen Anlagen niemals Bitumenarbeiten durchgeführt worden sind. 

Ja, ich frage mich, wer prüft denn diese Rechnungen bei Wiener Wohnen? Und warum werden dann die Rechnungen bezahlt, obwohl offensichtlich keine Arbeitsberichte vorlagen? Hier hat wieder einmal die interne Kontrolle von Wiener Wohnen versagt. 

Das System der Auftragsvergabe, aber auch das System der Auftragskontrolle ist offensichtlich Wiener Wohnen entglitten. Die Verantwortlichen sind hier zur Rechenschaft zu ziehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Allen Beteuerungen des Herrn Stadtrates über die Einführung eines neuen Kontrollsystems zum Trotz erachten wir diese Vorgangsweise bei der Auftragsvergabe genauso wie die Auftragskontrolle als unzureichend. Wiener Wohnen schadet den Mieterinnen und Mietern und greift ihnen bei den Betriebskostenabrechnungen unverschämt in die Geldbörse. 

Wir verlangen einen von Wiener Wohnen unabhängigen Pool von Architekten und Immobilienfachleuten, die die Vorgänge bei Wiener Wohnen kontrollieren. Die Verhaberung – darüber haben wir heute auch schon gesprochen – der Handwerker mit den Mitarbeitern von Wiener Wohnen ist unerträglich. Nur unabhängige Fachleute gewährleisten einen fairen Umgang mit den Mieterinnen und Mietern im Wiener Gemeindebau. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte bei dieser Dringlichen Anfrage und in dieser Debatte einige grundsätzliche Fakten einmal darlegen. Wiener Wohnen verwaltet und betreut sage und schreibe 220 000 Wohnungen und mehr als 6 000 Geschäftslokale und Büros. Das ist damit europaweit die weitaus größte Immobilienverwaltung. Das muss man sich einmal bewusst machen, wenn man weiß, wie viele Vorgänge das natürlich sind, wie viele Verfahrensabläufe und Sonstiges.

Dann ist zu sehen, dass durch den Neubau von Wohnungen, vor allem auch durch die stetige Erhaltung der bestehenden Wohnungen Wiener Wohnen jährlich 280 000 Kleinbauleistungen mit einem Gesamtwert von 290 Millionen EUR vergibt. Das ist eine Dimension, die man natürlich auch sehen muss. Wenn man da jetzt lange herumsucht und irgendwo das Haar in der Suppe sucht, ist es nach Ellensohn’scher Logik nicht ganz ausgeschlossen, dass man irgendwo ein Haar findet. Aber Faktum ist, dass das eine sehr große Dimension ist und dass es – das werde ich später noch ausführen – insgesamt sehr, sehr korrekt verläuft und sehr zur Zufriedenheit der Mieter. Und darauf, glaube ich, kann man auch stolz sein. 

Aber ich will jetzt noch ganz konkret auf weitere Daten hinweisen. Wiener Wohnen ist damit auch im Bereich der Baubranche und der Baunebengewerbe der größte Auftraggeber in Wien, und Wiener Wohnen wickelt jährlich 400 Ausschreibungen ab – also das sind die großen Sachen –, zum Gesamtwert von 600 Millionen EUR. Wieder eine Dimension, der man sich bewusst sein muss, um jetzt auch Einzelfälle einzuschätzen. 

Es ist bei 400 Ausschreibungen natürlich unmöglich – wie das, glaube ich, von Kollegen Stefan gefordert worden ist, oder war es von Kollegen Herzog –, wegen medialer Behauptungen oder irgendeiner anonymen Behauptung jedes Mal den Vergabevorgang zu stoppen. Da könnte ja praktisch jeder, der irgendein Interesse hat, aus welchem Grund auch immer, hergehen und irgendetwas anonym behaupten und vielleicht auch irgendwo lancieren, und es würde der Vergabevorgang gestoppt werden. Diese Vergaben sind ja notwendig im Interesse der Mieter, um beispielsweise Verbesserungen durchzuführen. Sie sollen zügig durchgeführt werden und rasch durchgeführt werden. Das passiert in der Regel auch, und deshalb meine ich, dass es absolut falsch wäre, die Vergabevorgänge zu stoppen. Es wäre auch nicht rechtskonform, und es war richtig, dass man das nicht so gemacht hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich muss ganz, ganz deutlich sagen, dass die Stadt Wien und natürlich auch Wiener Wohnen im höchsten Maß daran interessiert sind, dass alle förmlich zu vergebenden Aufträge im Einklang mit dem Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen beziehungsweise dem Wiener Vergaberechtsschutzgesetz 2007 vergeben werden. Zusätzlich bedient sich Wiener Wohnen – das hat, glaube ich, auch schon der Herr Bürgermeister gesagt – zur Qualitätssicherung auch externer Experten. Also auch externe Experten werden herangezogen, damit die Qualitätssicherung sichergestellt ist. 

Natürlich, das sage ich auch, ist es auch im politischen Interesse, im höchst politischen Interesse, dass alles korrekt abläuft. Wenn nicht, wäre das nur zum Nachteil der Mieterinnen und Mieter, und natürlich ist es auch unser Interesse, dass die Mieter zufrieden sind und dass alles im Interesse der Mieter abläuft. So weit man das jetzt im Großen und Ganzen überall sehen kann, läuft das auch gut ab, und darauf sind wir stolz, dass das in Wien so abläuft. (Beifall bei der SPÖ.)
Natürlich kann man Gutes immer noch besser machen. Darum bemühen wir uns, darum bemüht sich der Herr StR Ludwig. Deshalb haben wir die Mieterbeiräte jetzt ausgeweitet, es werden noch mehr Mediatoren eingesetzt, es soll wieder ein Hausbesorgergesetz geben. Wobei natürlich jetzt eines in dem Zusammenhang zu sagen ist, weil da auch einige Unstimmigkeiten aufgezählt worden sind: Tatsache ist, dass im Jahr 2000 als eine der ersten Aktionen der damaligen schwarz-blauen Bundesregierung das Hausbesorgergesetz von ÖVP und FPÖ ersatzlos abgeschafft worden ist und dass damit ein gut funktionierendes System zerstört worden ist. Das muss eindeutig einmal gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ. – Widerspruch bei der FPÖ.) Ihr habt es abgeschafft. Bitte, ihr könnt euch jetzt nicht aufs BZÖ ausreden und sagen, ihr habt damit nichts zu tun. (StR Johann Herzog: Wir wehren uns gegen das „gut funktionierend"!) Das war im Jahr 2000, und damals war die FPÖ noch eindeutig nicht BZÖ, da waren alle von Ihnen noch eindeutig dabei.

Naturgemäß haben wir auch damals schon gesagt, dass man das Hausbesorgergesetz reformieren soll, im positiven Sinn reformieren soll. StR Ludwig hat jetzt auch vorgeschlagen, dass wieder ein Hausbesorgergesetz eingeführt werden soll, ein modernes, nicht dass einfach das alte abgeschrieben wird. Das hat auch seine Fehler gehabt, das muss man auch sagen, aber es ersatzlos abzuschaffen, das Kind mit dem Bade auszuschütten, das war der schwere Fehler. Ich hoffe, dass vor allem die ÖVP in ihrer Bundespartei dafür plädiert, dass wir wieder ein Hausbesorgergesetz bekommen, und zwar ein modernes, wonach die Mieter entscheiden können, ob sie einen Hausbesorger haben wollen oder ob sie keinen haben wollen. Darum geht es, und das wird wieder einen echten Fortschritt bringen. (StR Johann Herzog: Sie können ja ein modernes Gesetz einbringen!) 

Vor allem an die Kollegen der ÖVP gerichtet: Stimmen Sie zu und intervenieren Sie bei Ihrer Bundespartei, damit es zu einem neuen modernen Hausbesorgergesetz kommt. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sie reden jetzt so, wie der Zustand der SPÖ ist!) Wenn er so jämmerlich wäre wie Ihre Reden, dann würde das für die FPÖ einiges bedeuten. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben es notwendig!) Außerdem, etwas mehr Disziplin von einem Soldaten würde ich mir auch erwarten, Herr Kollege Jung.

Wenn konkrete Verdachtsmomente da sind, dann ist es natürlich so, dass der jeweilige Vergabevorgang von der Internen Revision von Wiener Wohnen überprüft wird. Das ist selbstverständlich. Und wenn diese Prüfung etwas ergibt, ist es gegebenenfalls selbstverständlich, dass man die Staatsanwaltschaft einschaltet, dass man die Bundeswettbewerbsbehörde einschaltet.

Also ich meine, wir sollten Vertrauen in den Rechtsstaat haben. Im Endeffekt ist der Rechtsstaat das wesentlichste Fundament unserer Demokratie, neben den demokratischen Organen. Ich glaube, dass dieses Vertrauen gerechtfertigt ist, und ich bin zuversichtlich, dass die zuständigen Organe jeweils korrekt handeln werden.

Damit bin ich auch schon beim konkreten Fall. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das gegenständliche Leistungsverzeichnis, das der angesprochenen Ausschreibung zugrunde liegt und von Sachverständigen kalkuliert worden ist, verfügte über 1 214 Positionen. Die in den Medien kolportieren 300 Prozent Abweichungen klingen im ersten Augenblick arg. Faktum ist, dass gegenüber dem internen Arbeitspapier mit 900 Positionen diese Abweichung nur bei zwei Positionen zugetroffen ist – nur bei zwei Positionen von ursprünglich 1 214 Positionen –, und bei diesen zweien gibt es eine sachliche Erklärung, weil eben ein Vergleich auf Grund vollkommen unterschiedlicher Leistungsbeschreibungen nicht zulässig ist. Das liegt schon klar auf der Hand: Diese 300 Prozent sind offensichtlich nicht das, was Sie da behauptet haben, sondern es kann sachlich klar erklärt werden, dass das nicht stimmt. 

Das hat auch der externe Sachverständige nach nochmaliger Prüfung bestätigt, dass die der Ausschreibung zugrunde liegende Kalkulation richtig ist. Das muss man auch ganz eindeutig sagen. Das hat der externe Sachverständige bestätigt. 

Der Herr Bürgermeister hat schon sehr ausführlich den Sachverhalt des konkreten Falles in seiner umfassenden Beantwortung der Dringlichen Anfrage darlegt. Ich brauche das jetzt nicht alles zu wiederholen, das liegt ja dann alles schriftlich im Protokoll vor. Mir ist nur bei Ihrer Anfrage noch eines aufgefallen, und zwar dass da drinnen der Satz steht: Eine bewusste Preisabsprache beziehungsweise Bevorzugung einzelner Bieter war bisher kaum nachweisbar. Ja, man muss halt alles nachweisen, dass ist halt in einem Rechtsstaat so. Nur etwas behaupten, ohne dass man es beweist, das allein ist immer zu wenig. (StR Johann Herzog: Das kommt schon noch!)

Trotzdem – jetzt gehen wir einmal darauf ein –: Wenn es so etwas gibt und es nachgewiesen würde – „würde", im Konjunktiv bin ich –, dann ist die Stadt Wien am meisten daran interessiert, dass alles aufgeklärt wird und entsprechende Konsequenzen gezogen würden. Im gegenständlichen Fall gibt es derzeit keine ausreichenden Anhaltspunkte, dass es Preisabsprachen gegeben hätte, wenn aber behördliche Ermittlungen dies ergeben, dass tatsächlich rechtswidrige Preisabsprachen stattgefunden hätten, dann müssten die entsprechenden Konsequenzen auf allen Ebenen gezogen werden. Teilweise habe ich sie schon aufgezählt und teilweise gibt es darüber hinaus dann natürlich die außerordentliche Kündigung der bereits abgeschlossenen Leistungsverträge und Schadenersatzklagen, wenn Nachteile entstanden sind. Das alles ist möglich, aber zuerst muss der Nachweis da sein und dann gibt es die Konsequenzen und nicht umgekehrt. 

In dem Sinn bin ich auch noch ein bisschen bei StR Ellensohn, der sagt, in jeder Stadt gibt es Korruption und deshalb – eigentlich klingt es philosophisch irgendwie ja ganz interessant – muss es auch in Wien Korruption geben. Aber man muss es im Einzelfall schon auch noch irgendwie nachweisen. Also man kann da nicht irgendwas behaupten und sagen, weil es das überall gibt, gibt es das da auch, deshalb machen wir da eine Behauptung und deshalb stimmt die schon. 

Also so ist es nicht, sondern wenn es etwas gibt, muss es konsequent bekämpft werden. Wir sind die bestverwaltete Millionenstadt der Welt. Das, glaube ich, ist unbestritten, das sagen auch uns nicht freundlich gegenüberstehende Experten und Journalisten, das sagen auch alle diese Rankings von internationalen Institutionen. Wenn es ein System in der Stadt Wien gibt, dann ist es das System der korrekten und strengen Kontrolle, dass alles ordnungsgemäß abgewickelt wird und dass dann, wenn in Einzelfällen etwas passieren sollte – was ich im konkreten Fall nicht hoffe –, strenge Konsequenzen gezogen werden. Aber jedenfalls muss man wirklich hergehen und immer alles überprüfen. 

Und weil jetzt irgendwie Wiener Wohnen generell angesprochen worden ist, etwas, was ich einmal schon gesagt habe. Ich erinnere mich sehr gut daran, wie StR Walter – er ist jetzt nicht da – bei unserer Ausschussreise in Paris, als wir dort die Gemeindewohnungen besucht haben, sinngemäß gesagt hat, wenn die Bewohner der Wiener Gemeindewohnungen das alles hier kennen würden, würden sie noch wesentlich zufriedener sein, als sie es ohnehin sind, und eine halbe Stunde später haben wir dann eine Aussendung bekommen, wie schlecht die Wiener Gemeindewohnungen sind. Auch vom StR Walter. Das sind so die Spielchen, die es eben gibt. 

Also Wiener Wohnen ist gut verwaltet, ist in guten Händen. Wir bemühen uns sehr, dass es noch besser wird. Wenn es Fehler gibt, sollen diese beseitigt werden, aber man muss für alles immer auch die Beweise erbringen, weil das in einem Rechtsstaat so ist. Jedenfalls glaube ich, dass diese Dringliche Anfrage der FPÖ wieder einmal ein ziemlicher Schuss ins Offenloch war. Jedenfalls so, wie es derzeit aussieht. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächste am Wort ist Herr GR Mag Kowarik. (Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und FPÖ.)

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es ist schon eines interessant festzustellen, immer wenn es um mögliche Missstände – ich sage jetzt absichtlich, „mögliche Missstände" – bei Wiener Wohnen geht, ist eine der wenigen Sachen, die man von Seiten der SPÖ hört: Schuld ist die schwarz-blaue Regierung, denn damals haben sie das Hausbesorgergesetz abgeschafft. Das ist immer eine Ausrede, die wird immer herangezogen, auch wenn es noch so abstrus ist. Das ist das Einzige, auf das man sich zurückzieht. Das stimmt aber nicht, denn, sehr geehrter Herr Kollege, kein einziger Hausbesorger würde eine Vergabe ausschreiben oder sonst irgendwas machen, das macht schon Wiener Wohnen beziehungsweise die untergeordneten Organisationen. Das ist Tatsache, und Ihre Ausreden in diesem Zusammenhang sind ein bisschen dürftig. (Beifall bei der FPÖ) 

Genauso, Herr Kollege, weil wir schon dabei sind: Sie haben vorher von Demokratie und Rechtsschutz gesprochen. Da haben Sie schon recht. Natürlich, man muss Vorwürfe, die man vorbringt, auch begründen können. Aber trotzdem, Sie haben ganz zu Beginn von einer bedenklichen Anfrage der FPÖ gesprochen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das habe ich nicht gesagt!) Also das spricht ja an und für sich schon für sich: Wenn man über Probleme spricht ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das habe ich nicht gesagt!) Das haben Sie gesagt. Wir werden es nachlesen können im Protokoll. Wie auch immer, eine Anfrage einer Oppositionspartei ist nicht bedenklich, sondern ist sicherlich auch ein wesentliches Mittel der Demokratie, auch in diesem Haus. 

Sie haben recht, wenn Sie sagen, dass die Stadt Wien und die vielen Gesellschaften und Organisationen im Bereich und im Umfeld der Stadt Wien jährlich Hunderte oder Tausende von Ausschreibungen und externen Vergaben abwickeln. Selbstverständlich. Und dabei ist es natürlich auch nicht verwunderlich und nicht außerordentlich dramatisch, wenn womöglich bei der einen oder anderen Vergabe Fehler passieren oder bei der einen oder anderen Ausschreibung Mängel auftreten, die nicht auf Grund von vorsätzlichen Handlungen vorkommen und die nachträglich womöglich auch noch saniert werden können. Dass solche Fälle vorkommen, ist Tatsache, selbstverständlich, und wird auch jedem aufmerksamen Leser von Kontrollamtsberichten bewusst sein. 

Natürlich ist es schon auch bei diesen Fällen unbedingt notwendig, dass diese nicht unter den Tisch gekehrt werden, sondern dass ständig durch Verbesserungen der Unterlagen und der Arbeitsabläufe ein noch besserer Ablauf solcher Vergaben gewährleistet wird. Und es ist auch klar: Wie in jeder größeren Organisationseinheit sollten auch im Bereich der Stadt Wien die internen Kontrollsysteme immer wieder aufs Neue überprüft und auch ständig und nachhaltig verbessert werden. Ich glaube, da brauchen wir auch nicht darüber zu diskutieren. Die nachträgliche Kontrolle ist an dieser Stelle ein unverzichtbarer Mechanismus, um für zukünftige Verfahren und Abläufe Lehren zu ziehen und Optimierungen umsetzten zu können. 

In Wien wird diese Aufgabe vor allem durch das Kontrollamt wahrgenommen, und wir haben das Glück – sage ich einmal, und ich glaube, da werden alle mit einstimmen –, mit dem Kontrollamt tatsächlich eine fachlich sehr gute Einheit zur Nachprüfung zur Verfügung zu haben. 

Wichtig ist es also auch, diese gute Kontrolleinrichtung mit entsprechenden Rechten zu versehen und aufzuwerten. Ich erlaube mir, in dem Zusammenhang kurz an die Diskussion bei der Landtagssitzung vom 27. Oktober 2007 zu erinnern, wo die Oppositionsparteien einhellig wesentliche und systemverbessernde Forderungen aufgestellt haben, die allerdings dann von der SPÖ leider Gottes mit ihrer Mehrheit allesamt abgeschmettert wurden. Da ging es um vier wesentliche Punkte: um die Unabhängigkeit, die Öffentlichkeit, die Erweiterung der Prüfungskompetenzen und die Konsequenzen, die man aus den Kontrollausschussberichten zieht. Ich möchte nicht weiter darauf eingehen, ich hebe nur einen einzigen Punkt heraus, nämlich einen Bereich, um den natürlich jede Kontrolleinrichtung ringt: eine möglichst hohe Prüfkompetenz zu haben. Gerade in der Stadt Wien, wo Ausgliederungen ja sehr populär und modern sind und teilweise auch in Bereichen stattfinden, wo sie womöglich keinen Sinn machen, ist diese Ausweitung der Prüfkompetenz auf derartige Institutionen, das heißt, auf ausgegliederte und so genannte privatisierte Unternehmen, die aber nach wie vor im Einfluss der Stadt Wien stehen, natürlich unabdingbar. 

Dasselbe gilt auch für die geförderten Wohnbauträger. Auch dort fließen ja massiv öffentliche Gelder hinein, und auch dort wäre eine derartige Prüfkompetenz sehr zu begrüßen. 

Das alles sind eigentlich Selbstverständlichkeiten, die rasch umgesetzt werden sollen. Aber erinnern wir uns: Was war die Reaktion der Sozialdemokraten in der damaligen Sitzung? Sie haben damals ihre Verwunderung ausgesprochen und ihre Verwunderung darüber ausgedrückt, dass die Opposition solche Themen auf die Tagesordnung setzt, und haben sich bemüht, wieder einmal alles so darzustellen, als gäbe es überhaupt keinen Handlungsbedarf.

Es ist leider Gottes nicht einmalig, sondern bezeichnend, dass die SPÖ offensichtlich sehr oft ein Problem damit hat, dass Kontrollinstanzen und Transparenz in Verwaltungsvorgängen gestärkt werden sollten. Dabei wäre – das haben Sie auch gesagt – eine Verbesserung in der Kontrolle natürlich immer auch ein Mehrwert für die Stadt Wien selber beziehungsweise natürlich für die Bürger und die Bearbeitung von deren Anliegen.

Meine Damen und Herren! Kurz zu dem Fall, der unter anderem Anlass für die Einbringung der heute Dringlichen Anfrage war. Wir haben es ja schon gehört, hier geht es um Machenschaften, die womöglich nicht nur durch Unachtsamkeit, durch Schlamperei oder durch entschuldbare Fehler aufgetreten sind, sondern möglicherweise durchaus durch Handlungen, die durch vorsätzliches Handeln herbeigeführt wurden. Wer die öffentliche Berichterstattung zu diesem Fall verfolgt hat, wird sich womöglich vorgekommen sein wie beim Durchlesen eines Kriminalfalles.

Natürlich – und das gilt es zu unterstreichen – ist es selbstverständlich zu früh für endgültige Urteile, für alle Beteiligten gilt natürlich bis dahin die Unschuldsvermutung, darüber brauchen wir nicht zu diskutieren. Nur, wenn man sich mit den Vorgängern näher befasst – und dazu sind wir ja heute da –, fallen schon massive Ungereimtheiten auf, und es gibt Vorgänge, die mehr als aufklärungsbedürftig sind. 

Der „Kurier" hat das so geschrieben, dass ich das richtig zitiere und nicht etwas Falsches zitiere ... (Der Redner sucht in seinen Unterlagen.) Also ist ja wurscht, ich werde das nachher noch bringen. Wie gesagt, wer sich mit diesen Vorgängen näher befasst hat, kommt auf die Ungereimtheiten, und es sind ja teilweise erdrückende Hinweise auf mögliche wettbewerbsbeschränkende Preisabsprachen in einem Vergabeverfahren bei Wiener Wohnen. Die Machenschaften von diversen Installateurfirmen sind mittlerweile auch schon Anlass für Ermittlungen der Staatsanwaltschaft. – Das ist eine Sache und schon schlimm genug.

Kurios und auffallend sind in diesem Fall aber auch Vorgänge rund um die Ausschreibung. Jetzt komme ich zum „Kurier", die haben das so geschrieben: Diverse Unterlagen legen den Schluss nahe, dass Voraussetzungen geschaffen wurden, die Preisabsprachen erleichtert haben. 

Was haben wir da? - Wir haben es ohnehin schon gehört, ich darf es nur ganz kurz wiederholen: Leistungsverzeichnisse von Wiener Wohnen wurden im Februar 2007 erneut oder neu erstellt, und bei wesentlichen Positionen fallen plötzlich zwischen 25 und 300 Prozent höhere Einheitspreise auf. Das sind doch sehr auffallende Steigerungen! Es ist mehr als fraglich, ob diese Steigerungen wirklich nur kaufmännisch nachvollziehbar sind oder ob nicht doch andere Machenschaften hinter diesen Anhebungen zu finden sind. Das wird nachzuweisen sein beziehungsweise dem wird nachzuforschen sein.

Weiters sind Unterlagen aus dem Ausschreibungsverfahren trotz notarieller Verschließung bereits vor Anbotseröffnung in Umlauf geraten; das ist auch nicht uninteressant. Und Anbotseröffnungstermine - wir haben es gehört - werden kurzfristig auf unbestimmte Zeit beziehungsweise von einem auf den anderen Tag verschoben.

Klar ist, dass diese Umstände und die Vorgangsweisen in diesen Verfahren einer klaren und umfangreichen Aufklärung bedürfen. Wir haben ja auch das Versprechen von Seiten des Herrn Bürgermeisters gehört, dass das vorgenommen wird. Sollten sich die Vorwürfe bewahrheiten, sind natürlich personelle wie auch strukturelle Konsequenzen zu ziehen.

Meine Damen und Herren! Eines muss man schon auch sagen: Auffallend ist, dass gerade im Bereich von Wiener Wohnen in letzter Zeit immer wieder verwunderliche Vorgänge ans Tageslicht kommen, die Wiener Wohnen doch auch in ein schiefes Licht rücken. Wir haben es auch schon gehört, und ich darf es nur ganz kurz anführen. Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die schon kolportieren und veröffentlichten Vorwürfe rund um die Wiener Wohnen Hausbetreuungs GesmbH und Wiener Außenbetreuungs GesmbH, wo die Anschaffung von Dienstwagen und kuriose Geldflüsse zu sehr kritischen Anmerkungen des Kontrollamts Anlass gegeben haben.

Erst gestern - auch das haben wir schon von anderen meiner Vorredner gehört - ist im Zusammenhang mit der Wiener Wohnen Hausbetreuungs GesmbH wieder eine Meldung in einer Tageszeitung aufgetaucht, die eigentlich auch nur verwundern kann. Wir haben es schon gehört: Im Hugo-Breitner-Hof sind die Kosten für die Rasenbetreuung um mehr als 100 Prozent gestiegen, und zwar seitdem nicht mehr eine private Firma, sondern eben die Wiener-Wohnen-Tochter dafür zuständig ist. Zugleich ist aber, zumindest laut Aussage der Mieterbeiräte, die Betreuung dieser Rasenanlagen deutlich schlechter geworden. Zu Recht sind die Mieter erbost.

Das Ganze ist wieder ein Fall fürs Kontrollamt. Auch die Staatsanwaltschaft und womöglich sogar die EU-Kommission, Bereich Konsumentenschutz, interessieren sich schon für diese Vorgänge.

Meine Damen und Herren! Das alles ist umso bedauerlicher, als hier jedes Mal die Gemeindebaumieter zum Handkuss kommen und öffentliche Gelder - ich sage es einmal vorsichtig - uneffizient verwendet werden und wurden. Bezeichnend ist auch die Meldung dazu aus dem Stadtratbüro, wo festgestellt wird, dass es das gute Recht der Mieter ist, sich an die EU zu wenden. Richtig, natürlich ist es das gute Recht der Mieter, sich gegen Missstände zu wehren! Aber, meine Damen und Herren, es ist natürlich auch das gute Recht der Mieter - und das sollte eigentlich selbstverständlich sein -, dass von Anfang an sparsam, effizient und transparent mit den Mieteinnahmen gewirtschaftet wird. 

Wir sehen daher, dass auch und gerade im Bereich der Stadtverwaltung mit all ihren bereits ausgegliederten oder - unter Anführungszeichen - privatisierten Bereichen verstärkte Kontrollen und Effizienzsteigerungen notwendig sind. Es ist Aufgabe der Verantwortlichen in dieser Stadt, entsprechende Kontrollorganisationseinheiten zu schaffen, zu fördern und laufend zu verbessern. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte kurz auf meinen Vorredner Mag Kowarik eingehen. Er hat die Frage der Kontrolle in dieser Stadt aufgeworfen und hat gemeint: Na ja, es gibt ohnehin das Kontrollamt, und das genügt.

Ich darf Sie schon informieren, Herr Magister: Es prüft uns auch der Rechnungshof, natürlich das Kontrollamt, es gibt eine Innenrevision, und es gibt auch einige Stellen im Haus, die ebenfalls gewisse Vorgänge prüfen. Zum Beispiel wird die Wohnbauförderung - weil Sie diese vorhin angesprochen haben - durch die MA 50 geprüft. Das heißt, wir haben hier also einige Kontrollinstanzen im Haus, die auf der einen Seite extern auf die Abteilungen wirken. Aber auch die Abteilungen selbst prüfen Leistungen, die nach außen gehen, zum Beispiel eben bei der Wohnbauförderung.

Ich möchte auch Folgendes zurückweisen: Sie haben gemeint, wir weigern uns, das Kontrollamt zu reformieren, und wir haben im Landtag voriges Jahr einen Antrag der Opposition abgelehnt. Sie haben die Begründung ein bisschen untergehen lassen. Keine Angst, ich werde jetzt nicht meine Rede von damals wiederholen, aber ich glaube, es ist ja nicht unbekannt, dass in Wien eine Verfassungsreform stattfinden wird - wann auch immer - und dass wir uns auch darauf geeinigt haben, eigentlich alle gemeinsam auf Klubobmannebene, dass hier die Verhandlungen stattfinden sollen und dass diese Verhandlungen dann auch fürs Kontrollamt das eine oder andere zur Folge haben werden.

Ich wehre mich aber dagegen, wenn Sie sagen, dass wir sozusagen das Kontrollamt bei seinen Aufgaben hintanhalten. Im Gegenteil, wenn Sie den Jahresbericht 2006 gelesen haben, dann wissen Sie, dass das Kontrollamt so viel wie noch nie zuvor geprüft hat. Es sind durchaus sehr, sehr gute Prüfungen, aber es sind auch durchaus sehr kritische Prüfungen. Das muss man auch sagen: Es ist ja nicht jede Prüfung nur negativ, es gibt auch sehr viele gute Dinge, die in der Stadt passieren.

Ein weiterer Punkt: Wenn Sie meinen, dass die ausgegliederten Betriebe auch geprüft werden sollen, die aus der Stadt in eine Privatform übergeführt und nicht als öffentliches Amt geführt werden, dann muss ich sagen: Offensichtlich lesen Sie wirklich keine Kontrollamtsberichte, denn sonst würden Sie draufkommen, dass eigentlich sehr viele Berichte über Tochterfirmen der Stadt erstattet werden, auch über Konzernunternehmungen wie die Wiener Stadtwerke plus alles, was dranhängt, Wien Holding und so weiter. Ich möchte jetzt nicht alle aufzählen, natürlich gehört auch Wiener Wohnen dazu. Da finden also durchaus ordentliche Prüfungen statt. Ich kann nur sagen, dass auch da aus unserer Sicht vorerst keine Änderung notwendig ist, sondern im Gegenteil, wir glauben, dass die Prüfungsintensität okay ist.

Auch Ihre Kritik am Kontrollamt möchte ich widerlegen, und zwar mit einer Bemerkung des Herrn Rechnungshofpräsidenten, der ja Ihrer Fraktion kein Unbekannter - war, muss ich jetzt in der Vergangenheitsform sagen. Er hat beim Besuch unseres Kontrollausschusses bei ihm festgehalten - und die Kollegen aus dem Ausschuss werden Ihnen das gerne bestätigen -, dass das Wiener Kontrollamt höchste Auszeichnung genießt und eine in Österreich sehr vorbildliche Organisation ist, was die Personalausstattung betrifft, was die Arbeit betrifft und auch, was die Leistungen betrifft.

Ein wichtiger Punkt ist für mich auch der folgende. Sie haben gesagt, man sollte heute hier kein endgültiges Urteil fällen. Das kann ich nur unterstreichen. Aber wenn ich mir die Opposition anhöre, glaube ich, Sie haben schon ein Urteil gefällt, nämlich dass Sie ganz massiv Wiener Wohnen und die Mitarbeiter von Wiener Wohnen in Misskredit bringen.

Sie haben auch erwähnt, dass die Unschuldsvermutung gilt. Da gebe ich Ihnen ebenfalls recht. Solange in der Staatsanwaltschaft auch die Unterlagen, die Sie zu haben behaupten, nicht zu rechtlichen Konsequenzen, nämlich durch den Rechtsstaat, führen, gilt für jeden Staatsbürger in Österreich die Unschuldsvermutung. Da bin ich froh, dass es nicht so wie in anderen Ländern ist, wo man seine Unschuld beweisen muss; bei uns gilt noch immer, dass man eine Schuld beweisen muss. Da bin ich eigentlich sehr froh, dass wir in so einem Land leben.

Ich verstehe daher nicht, dass Herr GR Dworak von der ÖVP - er ist gerade nicht im Saal - vorhin auch Namen zitiert hat. Ob diese mit dem Fall in Zusammenhang stehen oder nicht, kann ich nicht beurteilen, weil ich keine Namen kenne, aber ich weise das auf das Schärfste zurück! Ich finde das eigentlich eine sehr menschendiskriminierende Art, wenn hier in diesem Zusammenhang einfach Namen genannt werden, obwohl wir nicht wissen, ob diese Menschen von der Sache betroffen sind oder nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eines möchte ich die Opposition auch fragen: Wie soll man es denn richtig machen? Ich halte fest: Die Stadt ... (GR Dr Herbert Madejski: Die Preise halten!) Na, wie soll man es denn richtig machen? (GR Dr Herbert Madejski: Die Preise halten!) Die Stadt Wien hält sich penibelst an das Bundesvergabegesetz in der Novelle 2006. (GR Dr Herbert Madejski: Mit überhöhten Preisen?) 

Herr Kollege! Es werden hier die Preise einem marktwirtschaftlichen Verfahren, nämlich der Ausschreibung der Leistungen, unterworfen. (GR Dr Herbert Madejski: ... Prozent Steigerung!) Man darf nicht erwarten, dass der Markt jedes Mal nur nach unten zeigt, was die Preisentwicklung betrifft, sondern es gibt durchaus auch Marktsituationen, in denen der Preis gleich bleibt oder leider auch steigt. (StR Johann Herzog: Aber nicht um 300 Prozent! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich halte in diesem Zusammenhang, dass in einem ungefähr 1 200 Punkte starken Leistungsverzeichnis der eine oder andere Punkt abweicht, und zwar durchaus maßgeblich, noch nicht dafür, dass es okay ist, dass Sie sagen: Die ganze Ausschreibung mit allen 1 200 Punkten ist ein Skandal und eine geschobene Sache. (GR Dr Herbert Madejski: Der Stadtrat hat aber schöne Beispiele gebracht!) Das ist, finde ich, eigentlich nicht in Ordnung. (GR Dr Herbert Madejski: Er hat Beispiele gebracht!) 

Sie müssen sich schon entscheiden, was Sie wollen. (StR Johann Herzog: Er hat sie gebracht, die Beispiele! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wollen Sie Dirigistik oder wollen Sie marktwirtschaftliche Verfahren? (StR Johann Herzog: Sie hören ja nicht zu!) Wir bekennen uns zu marktwirtschaftlichen Verfahren und werden auch weiterhin dafür sorgen (GR Dr Herbert Madejski: Sie verwechseln Markt ...!), dass sich die Dienststellen der Stadt Wien an das Bundesvergabegesetz in jedem Punkt und Beistrich halten werden. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.)
Außerdem möchte ich darauf hinweisen, dass gerade bei dieser Ausschreibung, glaube ich, Wiener Wohnen sich auf Grund des Umfanges - das haben wir ja schon gehört, und der Herr Bürgermeister hat auch darauf hingewiesen - und auch auf Grund der Größe durchaus einiger Zusatzleistungen, die man bei Ausschreibungen normalerweise nicht erwarten würde, bedient hat, nämlich externer Sachverständiger, die auf der einen Seite bei der Erstellung der Ausschreibung selbst aktiv waren, auf der anderen Seite das Leistungsspektrum qualifiziert haben und letztlich auch bei der Vergabe ein kritisches Auge darauf geworfen haben, dass alles in Ordnung ist. Also zu sagen, dass Wiener Wohnen hier nicht genügend gemacht hat, das finde ich eigentlich lächerlich und muss ich zurückweisen. 

Es wurde auch schon erwähnt, dass wir nach dem Billigstbieter vergeben und dass wir eine EU-weite Ausschreibung machen. (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt ja nicht!) Aber ich kann Ihnen aus eigener Erfahrung sagen, der Billigste ist nicht immer der Beste. Das Gesetz schreibt jedoch vor, dass es der Billigste sein muss, daher werden wir uns auch daran halten. Der Preis ist nicht immer alles, es geht auch um die Leistung. (GR Dr Herbert Madejski: Immer stimmt es nicht!)
Es hat bei diesem Verfahren auch einen Einspruch eines Einzelnen gegen die Ausschreibung gegeben, der aus formalen Gründen nicht beachtet wurde. Diese Person hat einen Einspruch gemacht, was ihr Recht und auch in dem Verfahren vorgesehen ist. Dadurch kam es zur Verzögerung der Angebotsöffnung. Man muss aber offen sagen, wenn die Behörde die Ausschreibung länger geprüft hätte, wäre die Öffnung der Angebote noch weiter nach hinten verschoben worden. Aber ich bin mir sicher, dass alle Firmen, die sich beworben haben, die entsprechenden Medien beziehungsweise auch die entsprechenden Kontakte gehabt haben - die offiziellen Kontakte, nicht informelle Kontakte -, um zu erfahren, wann hier die Angebotsöffnung ist. 

Einen Punkt möchte ich auch erwähnen, der vorhin angesprochen wurde. Es wurde kritisiert, dass sich Arbeitsgemeinschaften beworben haben. Wer sich ein bisschen im Vergabewesen auskennt ... (StR Johann Herzog: Wer hat das kritisiert?) Ich sage jetzt nicht, dass das von der FPÖ war. - Wer sich ein bisschen auskennt, weiß, dass es viele Gründe gibt, warum es ARGE gibt, und ich finde an einer ARGE prinzipiell nichts Schlechtes. Wenn sich Firmen ergänzen, ist es durchaus sinnvoll, dass es ARGE gibt. Aber auf alle Fälle würde ich das nicht als einen unbedingt negativen Punkt sehen. 

Wichtig ist für mich auch, dass Wiener Wohnen vollkommen korrekt und ordentlich gehandelt hat. Wiener Wohnen hat eine Anzeige gegen Unbekannte bei der Staatsanwaltschaft, eine Sachverhaltsdarstellung gemacht nach den Punkten § 105 StGB, Nötigung, § 145 schwere Erpressung, § 252 Verleumdung und § 297 Kreditschädigung. Ich gehe davon aus, dass Wiener Wohnen das entsprechend argumentiert hat, sodass die Staatsanwaltschaft - gemeinsam mit den Unterlagen, die sie wahrscheinlich von Ihnen bekommt oder die sie auf Grund der anonymen Anzeige schon hat - dem nachgehen kann, ob es wirklich Absprachen gegeben hat. 

Meine Damen und Herren! Eines ist aber auch klar: Man kann versuchen, sich in einem marktwirtschaftlichen Verfahren gegen Schädiger von außen so gut wie möglich abzusichern - ich glaube und bin mir sicher, dass Wiener Wohnen das in diesem Verfahren gemacht hat -, aber letztendlich muss man auch sagen, dass man natürlich nie hundertprozentige Sicherheit darüber hat, ob nicht der eine mit dem anderen gesprochen hat. 

In diesem Verfahren werden wir sehen, wer die Stadt schädigt. Wer die Stadt schädigt, wird auch die Konsequenzen zu tragen haben. Ich finde, das ist ein sehr wichtiger Punkt, und ich hoffe, dass die Justiz rasch ein Ergebnis liefert, nämlich einerseits zu sagen, es ist nichts dran an der Geschichte - dann bin ich schon gespannt, wie Sie darauf reagieren werden -, oder eben entsprechend auch rechtliche Schritte zu setzen. Aber auch dann werden wir wissen, was Sache ist. 

Meine Damen und Herren! Die SPÖ steht in Wien für leistbare Mieten, sie steht in Wien für ein marktwirtschaftliches Verfahren bei Vergaben, und die SPÖ-Wien wird auch weiterhin dafür sorgen, dass unsere über 220 000 Gemeindewohnungen bestmöglich verwaltet werden und die Mieter zu fairen Preisen hier leben können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich könnte jetzt die ganze Redezeit dafür verwenden, auf meine Vorredner einzugehen, werde mich aber nur auf ein paar Punkte beschränken. 

Das Erste ist: Herr Dr Stürzenbecher meint, wir haben, also Wiener Wohnen hat 220 000 Wohnungen, die verwaltet werden - das stimmt -, und es ist hier nur ein Haar in der Suppe. Ich sage Ihnen, Herr Dr Stürzenbecher: Das ist nicht das Haar in der Suppe, das ist die Spitze eines Eisberges, der da jetzt aufgebrochen ist! (Beifall bei der FPÖ.) Wir wissen noch überhaupt nicht, wie es bei Elektroausschreibungen, Dachdecker-, Baumeisterausschreibungen und so weiter ausschaut. Wir haben eben jetzt einmal Zugang zu diesen Installationsarbeiten. 

Sie haben auch darüber gesprochen, dass es nur bei zwei Positionen Abweichungen gegeben hat. Wie das im Detail ausschaut, war es so subtil, dass allein da schon überhaupt nicht in Worte zu fassen ist, wie dabei vorgegangen wurde. Aber darauf gehe ich später noch ein. 

Herr Kollege Reindl! Es gibt nicht nur Billigstbieter, es gibt auch das Bestbieterverfahren. Das dürfte Ihnen irgendwie entgangen sein. 

Wenn es um die Arbeitsgemeinschaften geht, dann hat er hier etwas verwechselt. Noch sozusagen während des Anbotsprozesses wurden da Gemeinschaften gegründet, Bietergemeinschaften; es wurden also während des Bieterverfahrens diese Arbeitsgemeinschaften gemacht - während des Bieterverfahrens! Eine Arbeitsgemeinschaft gibt man entweder vorher bekannt und gründet damit gleich eine Bietergemeinschaft; oder man schließt sich zusammen, wenn die Angebotsöffnung stattgefunden hat, und gründet eine Arbeitsgemeinschaft. Aber so, wie Sie das gesagt haben - dass es normal ist, dass einer die Angebote mitnimmt, dass man das dann vielleicht ein bisschen modifiziert, wie es gerade genehm ist, und dann ist man eine Arbeitsgemeinschaft -, so funktioniert es mit Sicherheit nicht! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Oder bei Stürzenbecher!)
Jetzt komme ich noch zum Herrn Bürgermeister. Wie unangenehm ihm die ganze Fragerei war, hat man an den mehr als kurzen Beantwortungen gemerkt, denn es hat nicht viel gefehlt, und er hätte alles nur mit Ja oder Nein beantwortet. Auf ein paar Antworten möchte ich aber schon eingehen. 

Er hat davon gesprochen, dass es sich dabei um ein internes Arbeitspapier handelte. Wenn man eine Ausschreibung so vollständig ausgefüllt hat und dann neue Preise drübergibt, dann kann man nicht davon reden, dass das ein internes Arbeitspapier ist, obwohl 40 oder 50 Leute davon Kenntnis haben! 

Ich frage mich ja: Warum hält sich die Stadt Wien nicht an die ausgearbeiteten Muster-Leistungs-
verzeichnisse? Da wird jede Position österreichweit einheitlich beschrieben, und dann gibt es keine Abweichungen. Dann kann niemand es so oder so verstehen, und dann ist der Vergleich objektiv. Aber auch das wird hier nicht gemacht, und vielleicht auch mit gutem Grund. 

Dann spricht der Herr Bürgermeister davon, dass es eine zügige Vergabe ist. Ich wünsche mir hier in dieser Stadt nicht, dass es keine zügigen Vergaben gibt. Denn wenn im Herbst 2005 die Ausschreibung war, und wir haben 2008, dann von einer zügigen Vergabe zu sprechen, das ist wirklich schon eine Übertreibung. 

Außerdem wurde gesagt, dass die Mieter nicht geschädigt werden. Das hat aber Herr StR Ellensohn schon gesagt, dass es dann wieder so sein wird, dass man nur auf drei Jahre zurückgeht und die Mieter einen Bruchteil von dem bekommen werden, was sie vielleicht über viele Jahre an Instandhaltungskosten entrichtet haben. 

Es dürfte sich hier auch nicht um Sachverständige handeln - denn diese prüfen etwas -, sondern um Ziviltechniker oder notfalls Fachverständige. Das wollte ich nur noch so dazusagen. - Nun zu meiner eigentlichen Rede.

Es gibt hier viele unbescholtene Bürger dieser Stadt, und sie sehen rot! Sie haben genug von den roten Machthabern dieser Stadt, die das Steuergeld - so wie es im Moment aussieht - an Ihre Freunde vergeben. Das haben wir heute auch schon im Zusammenhang mit Prater und Hausbetreuung zur Genüge gehört. 

Aber man vergisst dabei, dass viele dieser Bürger auch Gewerbetreibende sind. Das heißt, sie sind Steuerzahler, sie sind Arbeitsplatzbeschaffer. Sie werden jetzt, wenn sie nicht in diesem Konsortium drinnen sind, einfach übergangen. Ich finde, das ist eine denkbar unfaire Art und Weise einer SPÖ-Regierung. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich habe mir den Wiener Wohnbericht 2006 herausgeholt; Herr Dr Stürzenbecher hat offensichtlich neuere Zahlen. Hier war die Rede von 190 000 Gebrechensdienstleistungen aus laufenden Instandhaltungen, und mit Leerwohnungs-Instandhaltungen waren es 335 000 Aufträge; er hat von weit über 400 000 gesprochen. Das Volumen ist hier mit 382 Millionen angegeben; er spricht von 600 Millionen. Vielleicht sind da schon die überhöhten Zahlungen eingerechnet.

Wenn wir jetzt von diesen Installationen reden, also von Unregelmäßigkeiten bei den Installationsvergaben, dann wird vielleicht auch manches klarer, was wir früher nicht eindeutig nachvollziehen konnten. So kritisierte der Rechnungshof - er hat seinerzeit die Jahre 2002 bis 2005 aufgelistet -, dass fast jedes Jahr die Differenz von Voranschlag und Rechnungsabschluss 50 bis 75 Prozent ausmacht! Wenn man einen Voranschlag nicht so genau darstellen kann, dann kann es ja vielleicht um 15 oder 20 Prozent differieren. Aber ich könnte mir vorstellen, wenn es mehr solcher Ausschreibungen gegeben hat, dann läuft das irgendwie aus dem Ruder, und die Zahlen können nicht mehr überprüft werden. 

Es geht dann um die konstruktive Leistungsbeschreibung; heute wurde schon ein bisschen darauf eingegangen. Da ist eines ganz wichtig: Es geht bei dieser Leistungsbeschreibung, die zum Billigstbieterprinzip führt, darum, dass die Qualitätsstandards der Leistungen klar und eindeutig definiert sein müssen. Das war eben in diesem Leistungsverzeichnis nicht der Fall! Denn sonst könnten sich diese groben Differenzen gar nicht erst ergeben. Ich weiß, dass das so Usus in Wien ist, aber das macht es nicht besser. 

Ich habe mir die Mühe gemacht und habe das einmal gegenübergestellt. Und zwar habe ich diese Unterlagen - nicht die gesamten, sondern einfach nur auszugsweise, völlig wahllos - einem Installateur gegeben, der für Wiener Wohnen noch nie irgendetwas gemacht hat, und dieser Installateur hat mir dann die Preise geliefert. Ich darf Ihnen das jetzt an einem ganz, ganz simplen Beispiel verdeutlichen. 

Da kostete zum Beispiel das Reinigungsrohr 30,65 EUR. Bei dem Angebot, das für die Stadt abgegeben wurde - und da bin ich jetzt dort, wo Herr Dr Stürzenbecher gemeint hat, es sind nur zwei Positionen -, kostet es 34,87 EUR. Der Unterschied ist nicht eklatant. Aber: Diese 30,65 EUR beinhalten sowohl den Lohn als auch das Material, und der Lohn allein waren 10,50 EUR. Bei der Stadt Wien ist der Lohn nicht drinnen! Das werden dann die so genannten Regiepreise. Regiepreise kosten eine Menge Geld und treiben Angebote in die Höhe, das weiß jeder, der mit Bauen zu tun hat. 

Ein anderes Beispiel waren Wannenträger, auch das ist nicht wirklich spektakulär. Der eine hat mit 107,40 EUR angeboten. Dann gab es die alte Version, von der man jetzt sagt, das war ein internes Papier; da waren es bereits 215 EUR - 107 zu 215. Letztlich wurde es mit 297,31 EUR abgegeben. Die Lohndifferenz schwankt hier zwischen 7,50 EUR und 153,94 EUR! - Nur, dass man einmal dieses Ausmaß auch greifen kann, von dem wir hier reden. Das sind nicht Cent-Beträge, das sind massive Beträge, und der Steuerzahler muss das letztlich zahlen. 

Ich habe dann eine weitere Aufstellung gemacht, und zwar folgende: Es waren - das wurde hier schon des Öfteren kundgetan - 1 214 Positionen, davon waren ursprünglich 641 Positionen mit Lohn und der Rest ohne Lohn ausgewiesen - nein: 641 waren ohne Lohn und 573 mit Lohn, so war das ausgewiesen. Nachträglich wurden weitere 65 Positionen mit Nullsummen beim Lohn angegeben.

Allerdings hat sich das massiv verteuert. Und zwar gab es dann die Duschabtrennung, die ursprünglich einen Lohnanteil von 218 EUR und ein paar Cent sowie einen Gesamtwert von 494 EUR und etliches hatte. Nun lässt man zwar den Lohnanteil weg, kommt aber auf die Summe von 448 EUR bei etwas, was ursprünglich nur mit 276 EUR ausgepreist war! Wenn man jetzt zu diesen 448 EUR ohne Lohnanteil den Lohnanteil dazuzählt, dann kostet es plötzlich nicht mehr 440, sondern 666 EUR! Diese Positionsliste könnte ich bei den 65 Positionen, die extra von diesen Nullpositionen wieder herausgenommen wurden, fortsetzen.

Das alles kostet letztlich diese Regiesummen, die unwahrscheinlich sind und die ja wieder der Steuerzahler, sprich, der Mieter zahlen muss. Und das, obwohl es klar und deutlich heißt, dass in Regie nur jene Arbeiten abgerechnet werden, welche in diesem Leistungsverzeichnis nicht als Pauschale beziehungsweise Ausmaßposition und so weiter angeführt sind. Sie waren so nicht angeführt, und es war ursprünglich auch der Lohn drinnen. Nur: Irgendjemand kam auf die Idee, dass man hier ja doppelt verdienen kann, und hat das Ganze wieder herausgenommen. 

Auf die Kontrahentenverträge möchte ich jetzt im Speziellen eingehen, weil das sowieso ein kleines Steckenpferd ist. Es war schon früher im Bezirk so: Wenn man über Kontrahentenverträge gesprochen hat - dass das nicht ganz eindeutig nachvollziehbar ist, weil vielleicht die Erhöhung von Angebot zu Angebot einfach zu linear gestiegen ist -, dann hat es immer geheißen, man soll das den Fachleuten überlassen. Das hat dann solche Blüten getrieben, dass man zu der Zeit, als die Baubranche beim Tiefstpreis angelangt war - und das war 30 bis 40 Prozent niedriger als das Niveau, das vielleicht noch zwei Jahre vorher gegeben war -, trotzdem zu diesem Hochpreisniveau die Kontrahentenverträge prozentuell erhöht und sie weiter verlängert hat, obwohl man zu diesem Zeitpunkt um 40 Prozent billigere Angebote hätte bekommen können.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Wenn Sie sagen, alles wird kontrolliert, und Sie wollen das Beste für Ihre Mieter: Die Zahlen sprechen in diesem Fall eindeutig gegen Sie, das war ein Eigentor! (Beifall bei der FPÖ.) 

Was fällt dann Herrn Sonderhof noch dazu ein? - Man habe lediglich einen ARGE-Leader bestimmt, der die Preise vorgegeben hat. 

Zum Ersten: Wenn es sich um einen ARGE-Leader handelt, dann aber bitte nicht um einen Mitbieter! Wie will der objektiv etwas verwalten, wenn er selbst Mitbeteiligter ist? Und wozu brauchen Sie dann noch eine Ausschreibung, wenn der die Preise vorgegeben hat, wenn der sowieso die Preise vorgibt? Dann, bitte, setzen Sie sich zusammen, seien Sie ehrlich und sagen Sie es. 

Der Herr Bürgermeister meinte, man hatte das ja dann ausgeschrieben, vielleicht erst einen Tag vor der Angebotseröffnung im Amtsblatt der Stadt Wien, aber sicherlich fünf Tage vorher sozusagen im europäischen Amtsblatt. - Meine Damen und Herren, es war aber kein einziger außerösterreichischer Europäer dabei, es waren nur Wienerinnen und Wiener! Da hätte ich mir erwartet, dass fünf Tage vorher das Amtsblatt das schreibt und, wenn man das schon nicht parallel machen kann, etwas später die EU. Aber auch das ist Ihnen nicht mehr aufgefallen.

Nun noch zu den Gewerbebetrieben und dazu, welche Auswirkungen das haben kann: Die Unregelmäßigkeiten bei der Anbotserstellung bewirken auch, dass hier immer nur einige wenige zum Zug kommen, während viele Mittelstandsunternehmer leer ausgehen, ja nicht einmal die Chance haben, mitzubieten. Sie werden hier nicht eingeladen, und die Ausschreibungen werden dann so nebulos durchgeführt, dass sie sich nicht einmal darum bewerben können. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Wenn Ihnen die Rankings immer so furchtbar wichtig sind, dann steht Wien österreichweit an erster Stelle mit den Insolvenzverfahren der Gewerbebetriebe! Und viele Gewerbebetriebe sind am Rande der Armutsgrenze. Ich glaube, dass solche Ausschreibungsverfahren ihr Wesentliches auch noch dazu beitragen. Denn nicht nur, dass Sie hier einige wenige bevorzugen und viele andere links liegen lassen, sondern Sie haben dann auch noch eine äußerst schlechte Zahlungsmoral. Ich möchte jetzt nichts entschuldigen, aber unter Umständen haben sich hier manche Bieter auch etwas zurückgeholt an Zinsen, worauf sie sonst haben jahrelang verzichten müssen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von Frau GRin Dipl-Ing Sabine Gretner eingebrachte, an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Projekt Prater und Riesenradplatz Neu" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Gemäß § 37 Abs 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. Dieses Verlangen wurde von den GRÜNEN gestellt. Daher bitte ich den Schriftführer um Verlesung dieser Dringlichen Anfrage. - Bitte, Kollege Chorherr.

Schriftführer GR Mag Christoph Chorherr: Dringliche Anfrage der GemeinderätInnen Dipl-Ing Sabine Gretner und FreundInnen an die Vizebürgermeisterin und amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, Grete Laska, betreffend Projekt Prater und Riesenradplatz Neu. 

Begründung:

Am 27. Mai 2008 gab die Riesenrad ErrichtungsGmbH gemeinsam mit der Immoconsult Leasinggesellschaft mbH bekannt, dass der Vertrag mit der Firma Explore 5D zur Errichtung des Riesenradplatzes aufgelöst wird, obwohl das Gebäude nicht fertiggestellt ist. Baumängel, massive Baukostenüberschreitungen, ungenutzte Rohbauflächen, bei denen die Bespielung noch offen ist, sowie die nicht erfolgte Fertigstellung vor der Fußball-EM werfen die Frage über die Verantwortung für dieses Planungsdebakel auf. Auch in Hinblick auf die Höhe des freigegebenen Budgets für die Masterplanung Prater Neu sowie für das Projekt Riesenradplatz mit insgesamt über 16 Millionen EUR ist eine Aufklärung der Vorkommnisse und politischen Verantwortung dringend notwendig. 

Seit Beauftragung durch die MA 51 vom 1. Oktober 2004 ist die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH für die Verwaltung und Entwicklung des Wiener Volkspraters zuständig. Die gesamte Entwicklungstätigkeit hat auf Basis der von der Firma Imageinvest erarbeiteten Masterplanung für den Wurstelprater zu erfolgen. Für diese Aufgabe sind für den Zeitraum von April 2007 bis 31. März 2012 einerseits die aus dem Verwaltungsgebiet entnommenen Bestandsentgelte sowie andererseits insgesamt 12 Millionen EUR bereitgestellt. Als Gesellschafterzuschuss wurden mit dem Gemeinderatsbeschluss vom 15.12.2006 zusätzlich außerplanmäßige Ausgaben von 6 Millionen und 15 Millionen EUR, insbesondere betreffend Riesenradplatz unter Zuhilfenahme einer zu gründenden Tochtergesellschaft, genehmigt. Insgesamt sind also bis März 2012 33 Millionen EUR plus Bestandsentgelte für die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH und Riesenradplatz ErrichtungsGmbH bereitgestellt. Eine Verlängerungsoption zu den gleichen vertraglichen Bedingungen für weitere fünf Jahre bis 31. März 2017 ist vorgesehen.

Die Kontrollamtsprüfung betreffend Vergabe sowie Vertragserfüllung des Vertrags zwischen dem Magistrat der Stadt Wien und der Firma Imageinvest zur Entwicklung des Wiener Wurstelpraters – Klammer: KA-K-8/06, Kontrollausschuss vom 3. Mai 2006 - hat schwerwiegende Mängel und nicht nachvollziehbare Unregelmäßigkeiten zu Tage gebracht. Das Kontrollamt hat für künftige Projekte zahlreiche Empfehlungen an die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH ausgesprochen. 

Ohne qualitätssichernden Wettbewerb wurde die Firma Explore 5D direkt mit der Planung und Realisierung des Projektes Riesenradplatz als Generalunternehmerin beauftragt. 

Im Oktober 2007 wurden die Pläne für den neuen Riesenradplatz erstmals öffentlich präsentiert, zu diesem Zeitpunkt waren die ersten Bauarbeiten schon im Gang. Namhafte VertreterInnen der Fachwelt haben sich klar gegen diese Pläne ausgesprochen. 

Die Dimension des Riesenradplatzes Neu zeigt deutlich, dass es sich an dieser sensiblen Stelle in unmittelbarer Nähe des Wiener Wahrzeichens Riesenrad und als Eingang zum Wurstelprater um einen massiven Eingriff in die Stadtlandschaft handelt. Die präsentierten Pläne mit einer geplanten Nutzfläche von etwa 16 000 m² - Klammer: laut Aussagen von Frau VBgmin Grete Laska im Rahmen ihres Mediengesprächs vom 4. Oktober 2007 - und den geplanten Nutzungen der neuen Gebäude als Dienstleistungs-, Gastronomie- und Einkaufszentrum legen den Schluss nahe, dass es sich bei diesem Bauvorhaben um ein Großbauvorhaben gemäß § 7b der Wiener Bauordnung handelt, welches so in der Flächenwidmung nicht vorgesehen ist. Während der Bauzeit wurde bekannt, dass mittels § 71 Wiener Bauordnung – Klammer: „Bewilligung für Bauten vorübergehenden Bestandes" - Bauhöhenüberschreitungen bewilligt wurden, die im Bebauungsplan dezidiert nicht erwünscht sind. Derzeit sind große Bereiche der Baustelle lediglich im Rohbau fertiggestellt und somit während der Fußball-EM nicht benutzbar.

Da die öffentliche Hand neben dem ordnungsgemäßen, sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen Umgang mit öffentlichen Geldern immer auch eine Vorbildrolle hat, stellen die unterzeichneten GemeinderätInnen daher gemäß § 16 Wiener Stadtverfassung in Verbindung mit § 36 GO-GR folgende Dringliche Anfrage:

1. Auf Grund welcher Überlegungen – Klammer: wann, wo und von wem - wurde die Firma Explore 5D direkt und ohne vorheriges Wettbewerbsverfahren mit der Planung des Riesenradplatzes beauftragt?

2. Inwieweit haben Sie sich beziehungsweise die Geschäftsführung der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH über Referenzprojekte, die Bonität sowie planerische wie wirtschaftliche Kompetenzen der Firma Explore 5D informiert?

3. Waren Ihnen beziehungsweise der Geschäftsführung der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH die Projekte Themenpark „Anderswelt" und Wasserwelt „Blue Dome" vor der Auftragserteilung bekannt?

4. Einer der Geschäftsführer des Unternehmens Explore 5D bezeichnete Sie in einem Interview im Magazin „Trend", Ausgabe 12/2007, als „meine beste MitarbeiterIn". Wie würden Sie Ihr persönliches Verhältnis zu Herrn Frank beschreiben?

5. Welche konkreten Maßnahmen haben Sie nach den Empfehlungen des Kontrollamtes betreffend Vergabe sowie Vertragserfüllung des Vertrags zwischen dem Magistrat der Stadt Wien und der Firma Imageinvest zur Entwicklung des Wiener Wurstelpraters – Klammer: KA-K-8/06, Kontrollausschuss vom 3. Mai 2006 - eingeleitet, um die vom Kontrollamt angeführten Fehlleistungen der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH und deren Umgang mit AuftragsnehmerInnen in Zukunft zu verhindern?

6. Wie haben Sie beziehungsweise die Riesenradplatz ErrichtungsGmbH sichergestellt, dass die Auftragsvergabe an die Firma Explore 5D - Leisure Experience GmbH den Grundsätzen des Vergabegesetzes sowie der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht?

7. Inwiefern haben Sie beziehungsweise die Riesenradplatz ErrichtungsGmbH sichergestellt, dass die im Vertrag vereinbarten Leistungen durch die Auftragnehmerin im Sinne der oben genannten Grundsätze erfüllt werden?

8. Wer hat auf Grund welcher Qualifikation die Vergabe der Nutzflächen in den neu errichteten Bauteilen am Riesenradplatz durchgeführt? Welche Vergabemodalitäten wie etwa Ausschreibung, InteressentInnensuche oder zu erfüllende Qualitätskriterien wurden angewandt?

9. Die öffentliche Hand hat immer auch eine Vorbildrolle. Weshalb wurden bei diesem prominenten Projekt die klaren Vorgaben des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes nicht eingehalten?

10. Gab es politische Weisungen an Magistratsdienststellen im Zusammenhang mit der Baubewilligung des „Großbauvorhabens" und der Bauhöhenüberschreitung nach § 71 Wiener Bauordnung „Bewilligung für Bauten vorübergehenden Bestandes"?

11. Inwieweit ist der neue Riesenradplatz als Bau vorübergehenden Bestandes zu sehen?

12. Warum wurden der Riesenradplatz und die angekündigten neuen Attraktionen nicht vor Beginn der Fußball-EM fertiggestellt?

13. Warum wurde am Dienstag, dem 27. Mai 2008, der Vertrag zwischen Riesenradplatz ErrichtungsGmbH sowie Immoconsult Leasinggesellschaft mbH mit der Generalunternehmerin Explore 5D zur Errichtung des Riesenradplatzes aufgelöst?

14. Inwieweit ist die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH sowie die Riesenradplatz ErrichtungsGmbH für den Zeitverzug sowie die Baumängel und Kostenüberschreitung verantwortlich?

15. Im Magazin „Trend", Ausgabe 12/2007, stellen Sie im Interview fest: „Ich bin in dieses Projekt intensiv eingebunden. Immerhin geht es um ein Riesending." Inwieweit sind Sie für den Zeitverzug sowie die Baumängel und die Kostenüberschreitung verantwortlich?

16. Wie kann sichergestellt werden, dass die am Riesenradplatz Neu beteiligten rund 50 ausführenden Unternehmen - Klammer: Rathauskorrespondenz vom 4.10.2007, Zwischentitel: Laska: „Der Riesenradplatz als wirtschaftlicher Faktor" - die erbrachten Leistungen wie vereinbart entlohnt bekommen?

17. Wie stellen Sie sicher, dass die Stadt Wien Marketing und Prater Service gmbH und ihre Tochtergesellschaft, die Riesenrad ErrichtungsGmbH, die entstandenen Mehrkosten aufbringen werden?

18. Mit den Gemeinderatsbeschlüssen vom 14.12.2007 und 8.5.2008 wurden der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH zur Umsetzung von Fan-Aktivitäten basierend auf dem Hostcity-Vertrag rund 13,5 Millionen EUR übertragen. Können Sie ausschließen, dass die bei der Errichtung des Riesenradplatzes entstandenen Mehrkosten aus diesen Mitteln ganz oder auch nur teilweise bedeckt werden?

19. Wer ist Ihrer Meinung nach für die verspätete Fertigstellung, die Kostenüberschreitung und die mangelhafte Gestaltungs- und Bauqualität des Riesenradplatzes Neu verantwortlich?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Verlesung der Dringlichen Anfrage. - Für die Begründung dieser Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dinglichen Anfrage erteile ich nun Frau GRin Dipl-lng Gretner das Wort.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, die Verlesung der Anfrage hat schon deutlich gemacht, worauf es uns ankommt. Wir sind darauf aus, diesen Fall, der wirklich schon eine lange Geschichte hat, aufzuklären. Wir erwarten uns von dieser Dinglichen Anfrage heute die Klärung zahlreicher Punkte. Wir erwarten uns auch, dass Verantwortung übernommen wird für gewisse Dinge, die offensichtlich schief gelaufen sind. Dazu möchte ich jetzt noch einmal kurz aufreißen, was bisher geschehen ist.

Es gibt eine Vorgeschichte, die noch weiter zurückreicht. Es gab schon im Jahr 2003 einen Auftrag an die Firma Imageinvest, einen Masterplan für den gesamten Prater zu entwickeln, auf dessen Grundlage weitere Schritte zu geschehen hätten. Dieser Masterplan hat immerhin auch 1,54 Millionen EUR gekostet. Wir haben das schon ausführlich diskutiert. 

Daraus resultierte ein Kontrollamtsbericht. Ich möchte jetzt doch einige Zitate aus dem Kontrollamtsbericht bringen, weil ich meine, dass Sie offensichtlich nichts daraus gelernt haben und nichts umgesetzt haben, was das Kontrollamt damals empfohlen hat. Beispielsweise wird empfohlen: 

Im Zeitpunkt der Vergabe der gegenständlichen Arbeiten war das Wiener Landesvergabegesetz anzuwenden. Gemäß diesem Gesetz hätte, unabhängig von der Wahl des rechtskonformen Vergabeverfahrens, eine Prüfung der Befugnis der technischen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der beruflichen Zuverlässigkeit der Firma Imageinvest erfolgen müssen. Diesbezügliche Unterlagen konnte die Messe BetriebsGmbH dem Kontrollamt nicht zur Verfügung stellen. 

Genau diesen Kritikpunkt muss man jetzt wieder genau so formulieren. Sie haben offensichtlich nicht geprüft, ob das Unternehmen Explore 5D überhaupt in der Lage ist, so ein Projekt abzuwickeln. Im Gegenteil, ich muss es leider noch einmal zitieren, da Sie in der Früh nicht im Saal waren. Einer der Geschäftsführer der Firma Explore 5D sagt entwaffnend offen auf die Frage, wie er überhaupt zu diesem Auftrag gekommen ist - Zitat: „Die Gretl“ - in Klammer: Laska – „hat gesagt: Da ist der Masterplan, ich will, dass ihr das umsetzt.“

Jetzt stellt sich natürlich die Frage, auf Grund welcher Grundlage Sie diese Firma empfohlen haben, sodass letztlich die Immoconsult den Auftrag vergeben hat. Aber immerhin ist die Stadt Wien mit 15 Millionen EUR an diesem Projekt beteiligt, sie müsste also ein enorm großes Interesse daran haben, dass dieses Projekt ordnungsgemäß abgewickelt wird.

So wie auch schon in der Anfrage zitiert, waren Sie, Frau Vizebürgermeisterin, in dieses Projekt immer extrem involviert. Die Frage stellt sich doppelt: Wie kann es dazu kommen, dass offensichtlich ein nicht befähigtes Unternehmen die Generalplanung, also die Planung und auch sozusagen die Ausführungsüberwachung, übertragen bekommt? - Noch dazu, obwohl man wirklich leicht hätte herausfinden können, dass alle Projekte, die sie davor abgewickelt hatten, relativ schnell in Konkurs waren; deshalb auch die Frage nach der „Anderswelt und dem „Blue Dome". 

Eine weitere Frage, die sich im Laufe der Debatte gestellt hat, war - wie auch zitiert - jene nach der Größe dieses Bauvorhabens, dem Widerspruch zum Flächenwidmungsplan sowie auch der Höhenüberschreitung, die von der Baubehörde gerechtfertigt wurde mit dem so genannten § 71, „Bauten vorübergehenden Bestandes". Ich möchte von Ihnen wissen, inwiefern man diesen Bau als „Bau vorübergehenden Bestandes" bezeichnen kann. Ich weiß nicht, haben Sie vor, ihn nach der Fußball-EM wieder zu sprengen oder abzubauen? - Diese Frage ist sehr interessant, wenn man bedenkt, wie viele Mittel da hineingeflossen sind. Normalerweise sind „Bauten vorübergehenden Bestandes" Holzbauten, Bauten ohne tiefes Fundament, die man relativ leicht abtragen kann.

Als letzte Woche bekannt wurde, dass das Unternehmen in finanziellen Nöten ist, haben mich einige Bauunternehmen kontaktiert, die Tag und Nacht gearbeitet haben, um dieses Bauwerk vor der Fußball-EM fertig zu stellen. Da waren zeitweise bis zu 400 Leute auf der Baustelle. Die sind, gelinde gesagt, mehr als „angefressen": Die haben sich wirklich sehr bemüht, das fertig zu stellen, und haben bis jetzt kaum Geld gesehen. Wie mir gesagt wurde, sind 80 Prozent der bisher erbrachten Leistungen noch nicht bezahlt worden. 

Die Firmen haben dann zu unterschiedlichen Maßnahmen gegriffen. Manche haben Türen abmontiert unter dem Vorwand, sie seien noch technisch zu prüfen; zum Teil sind sie jetzt wieder hineinmontiert worden, manche sind noch bei ihnen. Andere haben auf ihren Gewerken Plaketten angebracht mit dem Schild „Eigentumsvorbehalt", sodass sie zumindest die Teile, die man quasi wieder abmontieren kann, möglicherweise bei anderen Bauvorhaben verwenden können.

Die Frage, die sich nun stellt, ist natürlich - neben vielen anderen -: Wo ist das Geld, das die Stadt Wien hier bereitgestellt hat? Hat man das direkt der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH überwiesen? Haben Sie das direkt an die Explore 5D überwiesen? Wo ist dieses Geld geblieben? 

Baufachleute sagen, wenn man sich dieses Bauwerk ansieht, könnte man das um einen Bruchteil realisieren. Ich habe Zahlen gehört zwischen 5 Millionen und maximal 10 Millionen EUR, die so ein Bauwerk kosten könnte. Wenn man die 15 Millionen und 17 Millionen EUR der Immoconsult zusammenrechnet, sind aber 32 Millio-
nen EUR offensichtlich verloren gegangen. Dafür sind Sie, Frau Vizebürgermeisterin, mit verantwortlich!

Ich habe letzte Woche, als bekannt wurde, dass die Explore 5D in finanziellen Nöten ist, auch ins Firmenbuch geschaut. Mittlerweile sind die Geschäftsführer alle gestrichen, es gibt nur noch einen Rechtsanwalt, der dort als Geschäftsführer der Explore 5D fungiert. Die Unternehmen sind in meinen Augen zu Recht besorgt, dass sie nur noch einen Bruchteil des Geldes sehen werden, das ihnen für die erbrachten Leistungen versprochen wurde.

Insofern möchte ich Sie noch einmal an die Rathauskorrespondenz-Meldung erinnern, die auch in der Anfrage zitiert ist. Neben „Prater vor größter Veränderung der letzten Jahrzehnte", „gemeinsam mit den Projektpartnern", „der neue Riesenradplatz" ist dann eben ein Zwischentitel: „Der Riesenradplatz als wirtschaftlicher Faktor." Bereits in der Bauphase sind 15 bis 20 Firmen, im Innenausbau sogar noch zusätzlich 30 bis 35 Firmen tätig, es ist ein nicht unwesentlicher wirtschaftlicher Faktor. Die Frage ist jetzt - die Unternehmen sind ebenso von Konkurs bedroht, wenn sie ihr Geld nicht bekommen -, wie Sie diese ganze Sache weiter handhaben wollen.

Was ich bisher noch nicht gestreift habe, ist das Thema der gestalterischen Qualität. Ich habe mich immer bemüht, diese Frage hintanzuhalten, weil ich es nicht als Aufgabe der Politik sehe, Geschmackspolizei zu spielen, und auch die Geschmäcker sehr unterschiedlich sind. Man muss aber schon sagen, dass die Häufung der Kritiken unglaublich war. Ich möchte Ihnen nur zwei, drei Zitate aus den unterschiedlichsten Medien bringen.

Beispielsweise steht im „Falter": „Das Praterentree zeigt den seltsamen Bauhumor der Wiener Sozialdemokratie." (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Oder etwa im „Standard": „Irgendjemand hat hier im Fiebertraum unzählige Elemente längst untergegangener Wiener Hochkulturen zu einer gräulichen Stilmasse verdaut und ausgekotzt." (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Und von einer Architekturkritikerin, die normalerweise wirklich sehr zurückhaltend ist - ich habe so etwas überhaupt noch nie von ihr gelesen -: „Die Neubauten beim Riesenrad sind nicht nur grausig, sie sind regelrecht obszön. Und unheimlich dumm." „Das ist eine so billige Kulisse, dass einem schier die Sprache wegbleibt. Aber es kostet - mindestens - 32 Millionen EUR." „Man weiß gar nicht, wo man anfangen soll, um den Albtraum zu beschreiben. Etwas so Grausiges hat es in der Stadt zumindest in den letzten 50 Jahren nicht gegeben." (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es ist traurig, aber wahr, glaube ich, in Anbetracht dieser vielen Aspekte der Sache, also einerseits der mangelnden Gestaltqualität an einem der wirklich prominentesten Plätze der Stadt, in unmittelbarer Nähe des Wahrzeichens Riesenrad, und dann der enormen finanziellen Mittel, die schon bereitgestellt wurden. Überhaupt sind, wenn man das seit Juni 2003 zusammenrechnet, also seit der Auftragsvergabe an Herrn Mongon, die schon beschlossenen Mittel bis 2012 insgesamt rund 40 Millionen EUR plus Bestandentgelte. Das sind - umgerechnet für die, die sich mit dem Euro noch nicht so leicht tun - 560 Millionen Schilling! Wenn man sich die Gegenleistung anschaut, steht das in keinem Verhältnis zueinander.

Die Frage, die auch zu beantworten sein wird, ist: Wer ist für das Ganze verantwortlich? - Ich halte es für falsch, jetzt dem Unternehmen Explore 5D, das offensichtlich nicht in der Lage war, dieses Projekt zu managen, den Schwarzen Peter zuzuschieben. Für mich sind eindeutig Sie, Frau Vizebürgermeisterin, dafür verantwortlich, dass dieses nicht befähigte Unternehmen den Auftrag bekommen hat, jetzt offensichtlich in alle Windesrichtungen zerstreut ist und noch dazu kleine Unternehmen, die sich wirklich bemüht haben, dieses Projekt rechtzeitig fertigzustellen, dafür büßen müssen. 

Ich erwarte mir Aufklärung - keine Vertuschung, keine Schuldzuweisungen! Sie haben mir ja schon mit Klagen gedroht. Ich wurde letzte Woche oder vor ein paar Tagen, als ich die Fotos von den abmontierten Türen gemacht habe, von Leuten der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH aufgefordert, das Gebiet dort zu verlassen. Man hat gesagt, es wäre mir verboten, Fotos zu machen. Ich habe gesagt: So weit kommt's noch, dass man von diesem neuen Wahrzeichen keine Fotos machen darf! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Irgendwie ist also der Realitätssinn dafür abhanden gekommen. Umso mehr hoffe ich, dass es Aufklärung gibt und dass die Verantwortlichen Stellung beziehen und diejenigen, die jetzt unter diesem Missmanagement zu leiden haben, nicht im Stich lassen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Begründung. - Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. - Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich auf die einzelnen Fragen dieser Dringlichen Anfrage eingehe, darf ich zwei Vorbemerkungen machen. 

Zum einen: Ich bin sehr froh, Frau Gretner, dass diese Dringliche Anfrage die Möglichkeit gibt, auf Basis der Öffentlichkeit dieser Sitzung, aber auch des stenographischen Protokolls, das von unseren Sitzungen angefertigt wird, authentische Aussagen Ihrerseits zu haben. Denn die Interpretationen in Zeitungen lassen immer wieder andere Interpretationen, Schlüsse und Darstellungen zu. Aber heute und hier haben Sie endlich sozusagen alles genau auf den Punkt gebracht, und das ist dienlich. 

Zum Zweiten möchte ich, bevor ich auf die einzelnen Punkte der Dringlichen Anfrage eingehe, einleitend ein bisschen in Erinnerung rufen, was bisher die einzelnen Schritte waren. Das klärt teilweise auch die Fragestellungen, bezieht sich aber dann auch wieder darauf, dass alle hier im Saal wissen, wie die einzelnen Schritte waren und wo der Unterschied zwischen politischen Entscheidungen und der Umsetzung danach zu sehen ist.

Erstens: Im Anschluss an die wichtigen Entscheidungen der Stadt zum Messeneubau und zur Verlängerung der U2 in den 2. und 22. Bezirk hat die Stadtplanung im Oktober 2002 einen Ideenfindungsprozess für den Prater gestartet. Gefragt waren unter anderem Konzepte zum Gesamtareal Prater, zum Wurstelprater oder zu einzelnen Teilbereichen. Die Konzepte konnten architektonischer Natur sein - hier war die Attraktivierung der Zugänge und des Erscheinungsbildes gefragt -, kultureller Natur, gastronomischer oder wirtschaftlicher Natur. Dabei sollten vorgesehene Umsetzungsschritte und Machbarkeit nachvollziehbar dargestellt und mögliche Umsetzungsdaten genannt werden. 

75 Projekte wurden damals eingereicht, geprüft und bewertet. An mehrere TeilnehmerInnen, unter anderem Explore 5D, wurden Anerkennungspreise vergeben, und Imageinvest hat auf Basis eines allumfassenden Projektes den Auftrag zur Erstellung einer Gesamtplanung erhalten.

Zweitens: Die Stadt Wien Marketing und Prater Service GesmbH erhielt vom Wiener Gemeinderat den Auftrag, die Weiterentwicklung des Praters gemeinsam mit den PraterunternehmerInnen voranzutreiben und allenfalls entlang der Gesamtplanung einzelne TeilnehmerInnen des Ideenfindungsprozesses mit einzubeziehen. Viele strukturelle, organisatorische und inhaltliche Umsetzungsschritte sind gefolgt. Viele von Ihnen, die in der letzten Zeit - in den letzten Jahren, muss man sagen - im Wurstelprater waren und ihn nicht nur von außen kommentiert haben, haben das auch in allen Details sehen können. 

Punkt 3: Auf Basis der Gesamtplanung wurde am 29. November 2006 im Gemeinderatsausschuss Bildung, Jugend, Information und Sport und in weiterer Folge im Gemeinderat mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und Freiheitlichen, also auf breiter politischer Basis, das Projekt Riesenradplatz beschlossen. Inhaltliche Vorgaben für das Projekt waren die Attraktivierung des Eingangsbereiches beim Riesenrad, das Implementieren von Service- und Sanitäreinrichtungen, kleine Shops, ganzjährige Wien-typische Gastronomie und neue Attraktionen, die zur Aufwertung des Praters und zu erhöhtem BesucherInneninteresse führen sollten.

In finanzieller Hinsicht stellte die Stadt Wien 15 Millionen EUR zur Verfügung. Das sind rund 40 Prozent der Gesamtprojektkosten, wobei in diesen Gesamtprojektkosten nicht nur Baukosten involviert sind, sondern auch Kosten, die dazu gedient haben, die Baustelle überhaupt baureif zu machen, sprich, mit jenen neuen Betreiberinnen und Bertreibern, die vorher auf dem Riesenradplatz ihre Betriebe gehabt hatten, die Weiterentwicklung gemeinsam darzustellen und letztendlich zustande zu bringen. Der Rest musste über ein Finanzierungsmodell auf wirtschaftlicher Basis bedeckt werden. 

Zur Abwicklung wurde - auch das ist damals beschlossen worden - eine Tochtergesellschaft gegründet, die Riesenradplatz Errichtungsgesellschaft. Der Bau selbst wurde als Leasingmodell durchgeführt. Finanzpartner ist die Immoconsult Leasing GesmbH.

Schon daraus zeigt sich für eine der immer wieder genannten Fragen, für einen dieser Vorwürfe, nämlich jenen betreffend die Wirtschaftlichkeit: Würden Ihre Vorwürfe stimmen, so wären sie nur dann haltbar, wenn das Gesamtprojekt aus dem Wiener Budget finanziert worden wäre. Dem ist nicht so, ganz im Gegenteil, es ist eben ein wirtschaftliches Modell.

Erst später fanden mehrere Präsentationen und Diskussionen mit unterschiedlichen Partnern statt, auf deren Grundlage das Projekt auch überarbeitet wurde. So wurde das Projekt im April 2007 auf freiwilliger Basis dem Fachbeirat vorgelegt, wobei ich Ihnen den Originalton von Architekt Rüdiger Lainer, dem Vorsitzenden des Fachbeirates, noch einmal zur Kenntnis bringen darf. – Er hat damals gesagt: „Es handelt sich bei dem Entree zum Wurstelprater sicherlich nicht um eine Aufgabe im klassischen architektonischen Sinn. Daher wäre eine klassische gestalterische Kritik dafür unangemessen.“

Die Planungen wurden seit Ende Februar mehrmals mit den PraterunternehmerInnen besprochen und dem Praterverband präsentiert. Es wurden Veränderungen vorgenommen, Anregungen der UnternehmerInnen eingearbeitet, zum Beispiel wurde der Durchmesser des geplanten Platzes vergrößert, und auch die Achsen wurden verändert, sodass der Zugang vom Praterstern noch eine bessere Durchgängigkeit und Funktionalität erreicht hat.

Ende Juni gab es eine Stellungnahme des Praterverbandes, in der festgehalten ist, dass mit den Veränderungen, die vom Praterverband und von anderen eingebracht wurden, das Projekt jedenfalls zu befürworten sei.

Parallel dazu – das habe ich schon gesagt – fanden laufend Verhandlungen mit den bisherigen NutzerInnen des Platzes statt. Die meisten von ihnen sind auch jetzt wieder Betreiberinnen und Betreiber der diversen Einheiten des neuen Riesenradplatzes.

Zur Erinnerung noch dazu: Die Vorgabe, die Außengestaltung in den Kernbereichen des Praters nach dem Motto „Wien um 1900" zu gestalten, wurde seitens der Stadt Wien bereits 2004 präsentiert. Das heißt, das ist seit mehreren Jahren bekannt, und beispielgebend dafür sind Darstellungen, wie sich der Prater um diese Zeit gezeigt hat, in denen alle Attraktionen thematisiert werden und eine Geschichte erzählen.

Jeder, der gestern „Universum" oder vielleicht den Film „Prater" gesehen hat, der hat sozusagen eine Nachhilfestunde darüber bekommen, wie sich der Prater entwickelt hat und welche verschiedenen Abschnitte es in seiner Geschichte gegeben hat, und wahrscheinlich wurde „Venedig in Wien" damals nicht einer allgemeinen Architekturdiskussion unterzogen.

Die Aussage, dass das Projekt Riesenradplatz nicht öffentlich diskutiert und erstmalig im Oktober 2007 präsentiert wurde, ist falsch. Richtig ist, dass das Projekt im Oktober 2007 medial präsentiert wurde. Damals wurden die Nutzungen im Detail vorgestellt sowie die Vorgangsweise erklärt, dass die Immoconsult Leasinggesellschaft die Bauteile im Edelrohbau errichten lässt und dass diese dann im Leasing von der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH übernommen und den zukünftigen NutzerInnen für den Innenausbau, den sie selbst bewerkstelligen, übergeben werden. Auch die Eröffnungstermine der einzelnen Angebote, die zwischen April 2008 und März 2009 erfolgen sollten, wurden damals bekannt gegeben. Gemäß den Planungen wurde der Platz am 25. April 2008, also rund einen Monat vor Beginn der Fußball-Europameisterschaft, eröffnet, und die Gastronomiebetriebe „Eisvogel", „Salamucci" und „Eismehr" gingen ebenso in Betrieb wie der Kettenflieger Luftikus, zwei Geschäfte und die Serviceeinrichtungen.

Seitens der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH gibt es keine ungenutzten Rohbauflächen, wie von Ihnen behauptet, da alle Flächen zur Vermietung gekommen sind.

Die Eröffnung der Diskothek war von vornherein mit Herbst 2008 terminisiert. Das können Sie allen Aussendungen entnehmen.

Derzeit gibt es keine Baustelle. Es werden lediglich Nachbesserungsmaßnahmen vorgenommen und für später geplante Vorhaben wie beispielsweise die Fassadengestaltung Richtung Ausstellungsstraße, die mit dem Ausbau der Diskothek im Zusammenhang zu sehen ist, durchgeführt.

Dass die Baustelle während der Fußball-Europameisterschaft nicht Baustelle sein kann, ist, so wie in vielen anderen Bereichen dieser Stadt, vollkommen klar, und gerade im unmittelbarsten Einzugsgebiet der Stätte, wo die Europameisterschaft entschieden wird, nämlich unseres Stadions, ist das vollkommen logisch und hat nichts mit den von Ihnen dazu erhobenen Vorwürfen zu tun.

In der öffentlichen Diskussion haben sich unter anderem ArchitektInnen zu Wort gemeldet, die das Projekt in architektonischer Hinsicht kommentiert haben, dabei meist aber unerwähnt ließen, dass der Prater immer schon für eine Architektur der Illusion gestanden ist.

Diese Diskussion wurde ergänzt durch viele Wortmeldungen und auch schriftliche Meldungen von betroffenen UnternehmerInnen einerseits, aber auch von vielen anderen Expertinnen und Experten. Eine solche Diskussion über Freizeitpark‑ und Vergnügungsparkindustrie wäre spannend, noch dazu, da der Wiener Prater, der der zweitälteste noch in Betrieb befindliche Vergnügungspark dieser Erde ist, aus gutem Grund Vorbild für Dutzende andere Parks dieser Erde war. Allerdings hat er sich im Laufe der Jahre von seiner Vorbildwirkung ein bisschen entfernt, und deshalb war es dringend notwendig, dass im Rahmen der Maßnahmen, die wir gesetzt haben, auch die richtigen Schritte umgesetzt wurden.

Viele Behauptungen aus Ihrer Begründung sind Vermutungen – das sind noch die freundlichen Unterstellungen –, oder sie sind schlichtweg falsch. Einige Punkte seien hier aufgezählt.

So nennen Sie etwa immer wieder Beispiele für die geplante Nutzung und sprechen von einem Einkaufszentrum. – Von einem Einkaufszentrum war nie die Rede! Das ist Ihre freie Interpretation! Das ist eine freie Interpretation der Flächenwidmung, in der nie davon die Rede war und die auch nicht so beschlossen wurde. Ebenso ist die Darstellung des Zeitplanes falsch und vieles andere mehr.

Diese vielen falschen Behauptungen, die von Ihnen in all diesen Jahren aufgestellt wurden, mussten und konnten in vielen Gesprächen richtiggestellt werden. Und ich erinnere mich daran, dass bei der Zusammenkunft auf Einladung des Vorstandes der Architektenkammer zur Frage der Flächenwidmung, bei der einer der Teilnehmer sich auf Basis Ihrer Informationen mit der Flächenwidmung beschäftigt hatte, nach zwei Stunden dort die einhellige Meinung bestand, dass die Flächenwidmung in Ordnung ist und alles, was wir tun, dieser Flächenwidmung entspricht. Somit entsprechen die gemachten Fehlinterpretationen nicht den Tatsachen.

Dasselbe gilt für andere Gespräche, bei welchen die Verunsicherung von Investoren beseitigt werden musste, vor allem von privaten Unternehmerinnen und Unternehmern. Daher kann ich Ihre politische Kritik unter Umständen nachvollziehen, Ihre heutige Kritik und vor allem die Kritik der ÖVP, die heute noch folgen wird, kann ich aber überhaupt nicht nachvollziehen. Die ÖVP stellt sich immer wieder als die Wirtschaftspartei hin. Dass der Schaden, der aus wirtschaftlicher Sicht für die einzelnen Unternehmerinnen und Unternehmer entstanden ist, auf diese Diskussion zurückzuführen ist, ist allerdings eine andere Geschichte! (GR Marco Schreuder: Die Opposition ist schuld?)
Nun zu den Fragen. 

Nach der Prüfung der Zulässigkeit durch den Verfassungsdienst sind die Fragen 1, 5 bis 8, 13, 14 und 17 nur in jenem Teil zulässig, die meinen Wissensstand betreffen. Alle anderen Handlungen beziehen sich auf die Stadt Wien Marketing oder ein von ihr beauftragtes Unternehmen und fallen daher nicht in die Zuständigkeit dieses Hauses.

Zu dem Teil der Fragen, der sich an mich richtet: Die Inhalte Service, Gastronomie, Fahrgeschäfte und attraktive ganzjährige Betriebe für den Riesenradplatz wurden im Rahmen der Grundsatzplanung festgelegt. Die Entwicklung erfolgte gemeinsam mit den bisherigen Nutzern des Eingangsbereiches, die auch zukünftig dort aktiv sein wollten, sowie mit zusätzlichen neuen Interessenten.

Was die Empfehlungen des Kontrollamtes betrifft, hat der Geschäftsführer der Stadt Wien Marketing und Praterservice GesmbH bereits in seiner Stellungnahme zum Bericht klargestellt, wie er den Empfehlungen des Kontrollamtes folgen wird, und er tut es auch.

Grundsätzlich besteht zwischen der Riesenradplatz Errichtungsgesellschaft und Explore 5D kein Vertragsverhältnis, aber das wissen Sie in der Zwischenzeit auch, und die Immoconsult Leasing Gesellschaft unterliegt nicht meinem Einfluss.

Aus der Erweiterung des ursprünglichen Projekts resultierende Mehrkosten sind selbstverständlich aus den Einnahmen zu decken. Welche Mehrkosten in Frage 17 der Dringlichen Anfrage gemeint sind, ist für mich nicht nachvollziehbar. 

Zu 2 und 3: Seitens der Auftraggeber waren frühere Projekte bekannt. Idee und das dramaturgische Konzept für den Riesenradplatz waren überzeugend und in Übereinstimmung mit den vorgeschlagenen Leitlinien für den Prater. Die Überprüfung der wirtschaftlichen Gebarung von Firmen fällt nicht in meine Kompetenz. 

Ad 4: Ich stelle ausdrücklich klar, dass ich kein wie immer geartetes – von Ihnen so benanntes – „persönliches Verhältnis“ zu Herrn Frank habe. Und ich halte es für unangebracht, Zeitungsartikel zu kommentieren, weiß ich doch aus eigener Erfahrung, wie oft Zitate aus dem Zusammenhang gerissen werden – wie übrigens auch jenes Zitat von mir in dem genannten Artikel –, und der Zusammenhang stellt sich dann oft nicht mehr so dar, wie er tatsächlich war. Die Zitate entsprechen jedenfalls, was auch immer tatsächlich gesagt wurde, nicht den Tatsachen.

Zu 9 bis 11: Diesbezüglich verweise ich auf die bereits in der 33. Sitzung des Wiener Gemeinderates vom 5.5.2008 von Herrn StR Dr Michael Ludwig beantworteten Fragen desselben Inhaltes.

Ich wiederhole aber nochmals, dass sämtliche Vorgaben eingehalten wurden und das Projekt ordnungsgemäß bewilligt wurde. 

Zu 12: Wie bereits in meiner Einleitung ausführlich beschrieben, wurden sämtliche Attraktionen, deren Fertigstellung für April 2008 in Aussicht gestellt wurde, auch vor Beginn der Fußball‑Europameisterschaft fertiggestellt. Für zwei Betriebe laufen die Bewilligungsverfahren. Das sind aber Betriebe, in die von privaten Betreibern investiert wurde, und daher sind diese für die Einholung der Bewilligungen selbst verantwortlich. 

Zu 15: Es gibt eine klare Trennung der Verantwortlichkeit. Meine politische Aufgabe ist es, den Gremien des Gemeinderates entsprechende Unterlagen zur Beschlussfassung vorzulegen. Das betrifft unter anderem auch die Finanzmittel, die seitens der Stadt zum Einsatz kommen.

Ich habe dem Wiener Gemeinderat zwei Anträge im Zusammenhang mit dem Projekt Riesenradplatz vorgelegt, die genau den Regeln entsprechen und zur Abstimmung gelangten.

Ich habe die jeweiligen Anträge und die damit verbundene Beschlussfassung schon erwähnt, und ich verweise noch einmal auf die Inhaltlichkeit, möchte das Ganze jetzt aber nicht noch einmal wiederholen, denn diejenigen, die sich nicht mehr daran erinnern können, was damals zur Beschlussfassung vorgelegt wurde, können das ja selbst nachlesen.

Es ist im Sinne der Sparsamkeit, dass der Anteil der Stadt als Fixbetrag beschlossen wurde und der Rest ein wirtschaftliches Refinanzierungsmodell ist. Die entsprechenden Beschlüsse sind gefolgt, und zwar nicht nur nicht in der politischen Kompetenz, sondern in diesem Fall bei den Leasingpartnern, der Riesenradplatz Errichtungsgesellschaft, der Immoconsult und allen beteiligten Firmen. 

Zur Frage 16: Diese kann von mir nicht beantwortet werden, da das Verhältnis Generalunternehmer – Subunternehmer angesprochen wird. Ich möchte aber noch einmal in beide Richtungen, nämlich sowohl in die Richtung Frau Gretners als auch des Sprechers der ÖVP, darauf hinweisen, dass die in der Frage des wirtschaftlichen Faktors Riesenradplatz ungerechtfertigt aufgestellten Behauptungen, die hier zitiert sind, keine positiven Auswirkungen auf die wirtschaftliche Situation der UnternehmerInnen haben. Diese haben, vom Generalunternehmer beauftragt, viel Geld in das Projekt investiert, und es wird jetzt in dem noch zu führenden Verfahren zu beurteilen sein, inwieweit sie von dieser Situation betroffen sind oder nicht. Sie können aber jedenfalls davon ausgehen, dass die Immoconsult – das ist mir versichert worden – im Hinblick auf diese heutige Anfrage alles unternehmen wird, um den Betrieben, die Leistungen erbracht haben, diese auch dementsprechend abzugelten. 

Zu Punkt 18: In diesem Punkt fragen Sie mich, ob ich Ihrer Phantasie folgen kann, dass Gelder, die in diesem Haus für andere Zwecke beschlossen werden, dann nicht dafür verwendet werden. – Dazu sage ich Ihnen: Ich bin vollkommen davon überzeugt und kann sicherstellen, dass das Geld, so wie es hier im Haus beschlossen wird, auch verwendet wird. In diesem Fall bezog sich die Frage auf jene Gelder, die im Zuge der Europameisterschaft für die Umsetzung des Hostcity-Vertrages notwendig waren.

Zu Punkt 19: Es ist für mich nicht nachvollziehbar, dass die Inhalte Ihrer 19. Frage der Realität entsprechen. Damit erübrigt sich auch meine Meinung dazu. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch Folgendes feststellen: Politisch unterschiedlicher Ansicht zu sein, ist unser Alltag und Basis für unsere Demokratie. Bewusst Fehlinformationen zu geben, ist gerade in diesem Fall nicht nur ein schlechtes politisches Mittel, sondern weit über die politische Auseinandersetzung hinaus standortschädlich und daher schädlich für Wien. Persönliche Untergriffe auf mich zeugen vom Charakter des Absenders und werden von mir auch so bewertet.

Frau Gretner! Ich darf Ihre Aussage aus dem Wortprotokoll der heutigen Sitzung zitieren. Sie sagen im Zusammenhang mit dem Verfahren und den Unternehmern: „Dass die prominentesten Plätze der Stadt von unqualifizierten, unfähigen Kreaturen verschandelt werden, ist, das muss man“ – wie Sie noch unterstreichen – „schon wirklich sagen, ein Skandal.“ – Darauf sage ich: Diese Ihre Aussage, liebe Frau Gretner, ist ein Skandal! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: ... ein Ausrutscher!)
Bei aller Schmerzfreiheit politischer Auseinandersetzung Menschen als Kreaturen zu bezeichnen, hat hier in diesem Haus bisher noch niemand geschafft! (Widerspruch bei den GRÜNEN.) Damit ist Ihnen eine Premiere gelungen, die Ihrer nicht würdig und wirklich peinlich bis zum Geht-nicht-mehr ist! (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Frau GRin Dipl-Ing Gretner zu Wort gemeldet, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu Ihrem letzten Vorwurf: Ich habe wirklich nicht Sie mit dem Ausdruck „Kreatur“ gemeint, sondern ich habe die Kreation gemeint! (VBgmin Grete Laska: ... ausdrücklich drinnen! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wenn das missverständlich gewesen sein sollte: Ich glaube, Sie haben selbst gemerkt, dass ich, als ich das Wort ausgesprochen habe, nach dem richtigen Wort gesucht habe. Ich habe nicht Sie gemeint! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Eine Entschuldigung wäre besser!) – Das müsste eigentlich reichen, um das richtigzustellen. (VBgmin Grete Laska: Egal, wen Sie gemeint haben! Menschen als Kreaturen zu bezeichnen, ist falsch!)
Ich habe keine Personen gemeint! Frau Laska! Ich habe keine Person gemeint, sondern die Kreation, die geschaffen wurde, die Gebäudehülle, die auf den Riesenradplatz gestellt wurde. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Der Satz wäre grammatikalisch mit Personen nicht möglich!) Ich stelle noch einmal dezidiert richtig: Ich habe keine Person gemeint, sondern das Gebäude, diese Kreation als Folge der von Ihnen direkt verausgabten ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ist das die „Hump-Dump"-Entschuldigung? - GR Franz Ekkamp: Das ist ein Skandal! - Weitere Zwischenrufe.)
Das ist keine „Hump-Dump"-Entschuldigung. Wenn Sie auf Ihren Ohren sitzen und da jetzt ein großes Schreigewirr ist, kann ich auch nichts machen! Das Missverständnis tut mir jedenfalls furchtbar leid!

Allerdings bin ich schon einigermaßen überrascht. Ich kann gar nicht glauben, dass Sie wirklich selbst meinen, was Sie gerade gesagt haben, dass Sie nämlich nicht verantwortlich sind, dass alles bestens ist, dass die Opposition schuld ist, dass wir der Wirtschaft in Wien schaden.

Das Gegenteil ist der Fall: Wir haben von Anfang an gesagt: Machen Sie ein ordentliches, transparentes Vergabeverfahren, damit wir nachvollziehen können, wieso welches Unternehmen zum Zug kommt, das dann beste Qualität leistet, und letztlich nicht ein solches Ergebnis herauskommt, dass Firmen nun um ihr Geld bangen, das Projekt unfertig dasteht, dieses keinem ästhetischen Kriterium beziehungsweise zumindest nicht dieser besonderen Lage im Stadtgebiet entspricht. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte jetzt der Reihe nach auf Ihre Punkte eingehen.

Sie haben sich zum Beispiel auch auf den Masterplan bezogen. Das finde ich besonders lustig! Wenn man sich nämlich diesen großartigen Plan oder die Presseunterlage, wie Sie gesagt haben, ansieht, der oder die 1,5 Millionen EUR gekostet hat und das Einzige ist, was uns vorliegt, dann kann man deutlich erkennen, dass das, was Herr Mongon geplant hat, absolut nichts mit dem zu tun hat, was jetzt auf dem Riesenradplatz steht. Das ist nämlich überhaupt die Krönung! Das hat bisher überhaupt noch niemand festgestellt. Auf dem Papier sieht man zum Beispiel Bäume auf dem Platz, das wäre zumindest ein wunderhübscher öffentlicher Raum geworden. Davon sieht man aber in der Realität leider nichts! Nicht einmal insofern waren Sie konsequent, dass Sie darauf achten, dass zumindest die wenigen Kriterien dieser Vergabe, die damals schon kritisiert wurde, zumindest wirklich umgesetzt werden. Übrigens hatten auch die Gebäude weniger massive Teile, als sie jetzt hingestellt worden sind. – Das zum Ersten. 

Zweitens sagen Sie, dass Sie nur mit 40 Prozent finanziell an der ganzen Sache beteiligt sind. – Das ist richtig, das wissen wir alle. Allerdings befindet sich der Grund und Boden im Eigentum der Stadt Wien. Ich habe vorhin noch einmal ins Grundbuch geschaut: Eigentümer ist die Stadt Wien. Und es ist auch kein Superädifikat eingetragen. Das heißt, Sie sind dort Eigentümer und daher dafür verantwortlich, was dort geschieht. Da kann die Immoconsult noch so viel mitzahlen! Sie können sich nicht ausreden und sagen, dass Sie diese ganze Vergabe nichts angeht und Sie nichts damit zu tun haben. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Was mich jetzt auch wirklich sehr verwundert, ist, dass Sie sagen – Herr Wurz hat das vor ein paar Tagen in einer Aussendung behauptet –, dass er dafür sorgen wird, dass alles noch vor der EM fertiggestellt wird. Und auch Sie selbst sagen jetzt, dass eigentlich alles so gut wie fertig ist.

Ich habe die Fotos, die ich Ihnen hier zeige, diese Woche auf der Baustelle gemacht. (Die Rednerin hält in der Folge einige Fotografien nacheinander in die Höhe.) Und ich würde meinen, dass noch einige Zeit notwendig ist, um diese Gebäude fertigzustellen. Das kann sich nicht ausgehen! Wir wissen, dass die Außenansicht Ausstellungsstraße noch nicht fertig ist. Hier zeige ich Ihnen das Bild von den ausmontierten Türen. Und das ist jetzt der attraktive Zugang für die Touristen, die jetzt während der Fußball-EM in Wien sind. Sie müssen diese unfertige Fassade entlang gehen, weil sich dahinter der Busparkplatz befindet.

Und hier sehen Sie auch ein Gustostückerl. Diese Firma Explore 5D ist offensichtlich wirklich für die Planung von solchen Gebäuden nicht befähigt. Der Herr Planungsstadtrat wird das auch mit einem Blick beurteilen können. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Diese Stiege direkt neben einem Eingang beziehungsweise an einer Glastüre ist nicht benutzbar! Das kann einfach nicht wahr sein! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es ist wirklich unglaublich, wenn Sie dann hier sagen, dass alles bestens ist und unsere Vorwürfe eine Ausgeburt der Oppositionsphantasie sind. Ich muss sagen: Damit habe ich heute wirklich nicht gerechnet! 

Zum Vorwurf betreffend das Einkaufszentrum. Ich beziehe mich dabei auf die Definition eines Einkaufszentrums in der Wiener Bauordnung, die besagt: Flächen mit mehr als 2 500 m² zum Verkauf von Waren beziehungsweise anderen Dienstleistungen sind als Einkaufszentrum auszuweisen. – Es ist dies natürlich kein Einkaufszentrum in dem Sinne, wie man das umgangssprachlich verwendet, aber im Sinne der Wiener Bauordnung. Und es ist nicht so gewidmet!

Genauso heißt es im Flächenwidmungsplan, dass die maximale Gebäudehöhe 7,5 m zu betragen hat. Eine viel klarere Aussage kann es im Flächenwidmungsplan gar nicht geben. Es ist dann aber trotzdem gelungen, auf 12 m zu kommen, und zwar mit der Begründung, dass es sich um ein Gebäude vorübergehenden Bestandes handelt. Das ist doch hinterfragenswürdig! Auf diese Frage haben Sie mir aber keine Antwort gegeben: Inwiefern ist das ein Gebäude vorübergehenden Bestandes? – Ich spreche das, was ich mir denke, lieber gar nicht aus. Sie müssen mir das erklären.

Sie haben gemeint, diese Kritik verunsichert zusätzliche Interessenten und Investoren. Meines Wissens ist ein Investor schon vor einiger Zeit ausgestiegen, als die Kritik der Opposition noch lange nicht so laut war, wie sie jetzt ist. Er hätte 15 Millionen EUR in das Projekt eingebracht. Er hätte ein Tanzlokal dort führen wollen, ist dann aber relativ sang‑ und klanglos aus dem Projekt ausgestiegen, und diese Flächen sind bis jetzt noch offen. Herr StR Ludwig hat in einer Anfragebeantwortung – ich glaube, es war im vorletzten Gemeinderat – gesagt, dass sich die Baupolizei ein bisschen schwer tut, das jetzt so zu bewilligen, weil man die Nutzung noch nicht kennt und eigentlich gar nicht weiß, wer dort wie nutzen wird.

Das ist ein Versagen der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH und ein Versagen Ihres Herrn Geschäftsführers Wurz, den Sie bis heute decken. Ich weiß nicht, warum Sie das tun! Er tritt in Bürgerversammlungen extrem arrogant auf. (VBgmin Grete Laska: ... fällt Ihnen noch so eine Bemerkung ein!) Wenn sich die Leute etwa über Belüftungsanlagen aufregen, sagt er: Sollten die Belüftungsanlagen später noch sichtbar sein, dann hätte ich meinen Job verfehlt. – Die Belüftungsanlagen sind aber noch immer sichtbar! Und wenn man sie nicht von unten erspäht, dann sieht man sie spätestens, sobald man in die Gondel des Riesenrads eingestiegen ist. Dann sieht man plötzlich nur noch Lüftungsanlagen auf unserem Riesenradplatz! Das kann doch nicht Ihr Wunsch und Wille gewesen sein! Das kann ich mir nicht vorstellen!

Jetzt zu den finanziellen Dingen, weil ich meine, dass es doch sehr wichtig ist, diese zu klären. – Wenn Sie sich jetzt abputzen und sagen: Die Stadt hat nur 15 Millionen und nicht mehr, das geht uns jetzt alles nichts mehr an!, dann ist das doch zu kurz gegriffen! Die Immoconsult hat zuerst Preisnachlassverhandlungen mit den beteiligten Unternehmen mit der sanften Androhung geführt: Ihr wisst eh, wenn Explore in Konkurs geht, dann bekommt ihr noch weniger, also lasst noch 20 Prozent nach! Manche von denen, mit denen ich gesprochen habe, haben mir gesagt, dass sie sich auf 10 Prozent eingelassen haben, weil sie dann wenigstens ihr Geld bekommen haben und aus dem ganzen Schlamassel draußen waren.

Diese Woche schaut die Sache anders aus. Immoconsult ist noch ein bisschen cleverer geworden und sagt: Generalplaner war eigentlich die Explore 5D, also haltet euch an sie! Das heißt: Die Immoconsult schlägt nun den beteiligten Unternehmen vor, dass alle Leistungen, die ab jetzt erbracht werden, ab den Zeitpunkt, zu dem sie die Generalplanung übernommen hat, bezahlt werden. Für alle bisher erbrachten Leistungen müssen sich an die Firmen hingegen an die Explore 5D halten. 

Ich bin in Kontakt mit Anwälten dieser Unternehmen, die mir bestätigen, dass diese, wenn sie das Geld nicht bekommen, die Teile dort wieder ausbauen werden. So schaut es aus! Und schuld dran bin nicht ich oder andere Vertreter von Oppositionsparteien, sondern dafür tragen Sie die Verantwortung, weil Sie ein nicht bestelltes Unternehmen in diese Lage gebracht haben. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Mag Alexander Neuhuber.) 

Nachdem Sie dieses Unternehmen in diese Lage gebracht haben, stellt sich die Frage: Wohin ist das Geld gekommen, das diesem Unternehmen bisher bezahlt wurde? Die tolle Attraktion, diese Airline-Sache, die mit 25. April 2008 angekündigt wurde, ist nicht in Betrieb. Dafür fehlen noch Bewilligungen. Sie haben das zwar schon weltweit inseriert, um sich damit eine Sprungschanze zu schaffen, um international durchzustarten, wie Sie selbst sagen, aber das ist ziemlich in die Hose gegangen! 

Ich meine, es ist schon interessant, wohin das Geld, das die Stadt Wien diesem Unternehmen zur Verfügung gestellt hat, geht! Ich würde dieses Geld nicht in ein solches Unternehmen stecken, sondern lieber in die Betriebe, die sich bemüht haben, noch das Beste aus diesem Debakel zu machen und Tag und Nacht gearbeitet haben. Das ist zu klären, und da kann man sich nicht einfach abputzen!

Ich habe – wie ich vorher erwähnt habe – den Zettel mitgebracht, den ich von der Baustelle bekommen habe. (Die Rednerin hält ein Schriftstück in die Höhe.) Solche Zettel betreffend Eigentumsvorbehalte hängen nun auf Lüftungsgeräten. Das heißt, wenn die Betroffenen ihr Geld nicht sehen sollten, dann wird das wieder abgebaut. – Sie können nicht sagen, dass Sie damit nichts zu tun haben, dass Sie nicht zuständig sind! Das hat die Immoconsult vergeben. Das ist auf Ihrem Grund und Boden, und solange es dort kein Superädifikat gibt, gehört auch das Gebäude Ihnen, das darauf steht. Es hat die Wiener Stadtverwaltung zu interessieren, wie benutzbar dieses Gebäude ist und ob es im Sinne unserer Präsentation als Tourismusstandort gerechtfertigt ist, dass dort jetzt eine halbfertige Ruine steht. 

Es gibt jetzt eine Kontrollamtsprüfung, die bis Ende des Jahres abgeschlossen sein wird. Dadurch wird vielleicht die eine oder andere Frage beantwortet werden, die zu beantworten Sie sich heute weigern. In meinen Augen ist das wirklich unglaublich! Ich habe gehofft, dass Sie doch selbst sagen: Okay, wir hätten das ausschreiben sollen, wir hätten ein Wettbewerbsverfahren machen sollen, wir hätten wirklich die beste Lösung finden sollen. Sie aber stellen sich hierher und sagen, es ist eh alles super. Die einzigen Probleme, die entstanden sind, sind auf die Kritik der Opposition zurückzuführen.

Das zeigt mir einmal mehr, dass es wirklich höchste Zeit ist, dass Sie in Wien nicht mehr die absolute Mehrheit haben! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich glaube, es war Kollegin Novak, die vor einiger Zeit hier wieder einmal den berühmten Film „Und ewig grüßt das Murmeltier" zitiert hat.

Ich komm mir heute auch wieder so vor wie in diesem Film, wobei ich glaube, dass die Praterdebatte selbst diesem possierlichen Nager irgendwann einmal zu langweilig und vor allem zu langwierig werden könnte. Ich weiß gar nicht, wie oft wir in den letzten zwölf Jahren, seitdem ich hier bin, schon darüber diskutiert haben, und es dreht sich immer wieder eigentlich um dasselbe.

Frau Vizebürgermeister! Kollegin Gretner hat vorhin gemeint, dass sie erstaunt darüber war, wie Sie heute in perfider Weise versucht haben, jetzt auch noch der Opposition die Schuld für Dinge, die im Prater vorgegangen beziehungsweise fehlgeschlagen sind, in die Schuhe zu schieben. Ich sage es ganz ehrlich: Über diese Härte war ich auch überrascht! Wenn man sich nach allem, was da in den letzten Jahren passiert ist, herstellt und sagt, dass eh alles paletti ist und die Einzigen, die etwas kaputt machen, die Oppositionsmitglieder sind, weil sie Kritik üben, dann zeugt das schon von einem nicht allzu stark entwickelten Verständnis für das Prinzip der kontrollierenden Opposition und letztlich für Demokratie.

Weder Sie als Vizebürgermeisterin noch die SPÖ haben die Allmacht in diesem Haus und in der Stadt! Es muss uns als Opposition wenigstens noch erlaubt sein – das ist ja der Sinn der Sache! –, Dinge, die unserer Meinung nach nicht in die richtige Richtung gehen, wenigstens zu kritisieren. Wenn man das nicht mehr darf, dann wäre eigentlich jede unserer Sitzungen und die Zeit, die wir hier verbringen, sowieso völlig sinnlos und verfehlt. Das ist wirklich ein starkes Stück! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Stellen wir uns einmal die Frage: Ist wirklich alles paletti? – Gehen wir einmal ein bisschen zurück. Sie haben völlig recht gehabt, Frau Vizebürgermeisterin: Der Auftrag ist damals mit einer breiten Mehrheit hier im Hause zustande gekommen. Wir haben damals auch zugestimmt. Es gab auch in unserer internen Diskussion gute Argumente dafür.

Ich zähle einige davon auf: Wir haben uns gesagt, dass man nach dem Kontrollamtsbericht zum Thema Mongon und zu Praterplanung doch auch hier im Hause eingesehen haben wird, dass das eine oder andere damals nicht perfekt oder suboptimal gelaufen ist. Wir haben angenommen, dass man die Empfehlungen des Kontrollamtes aufgreifen und sich daran halten wird. Wir haben also an eine gewisse Besserungsfähigkeit geglaubt.

Außerdem gab es da zugegebenermaßen natürlich das Zeitargument. Wir wussten, dass die Europameisterschaft vor der Tür steht. Uns allen, Regierung und Opposition, war daran gelegen, dass der Prater und das Praterportal bis zu Beginn der Europameisterschaft in Ordnung kommen. Deshalb haben wir damals auch mit zugestimmt. Nun meine ich, dass es durchaus einmal an der Zeit ist, dass wir als Opposition sagen, dass wir zwar damals zugestimmt haben, dass das aber vielleicht nicht richtig war. Und genauso könnten Sie als Regierungspartei sich jetzt einmal dazu aufraffen zu sagen: Es wurden zumindest in Teilen Fehler gemacht, da ist nicht alles so gelaufen, wie wir uns das gewünscht hätten. – Denn es kann ja wirklich kein Mensch meinen, dass da alles perfekt gelaufen ist!

Gehen wir noch einmal ein bisschen im Detail darauf ein, etwa auf das Thema Auftragsvergabe: Das wurde heute schon erwähnt. Es ist dies ein besonders sensibler Platz. Das Wahrzeichen der Stadt Wien steht direkt auf diesem Platz beziehungsweise gegenüber des Bauwerks. Ich meine, da hätte man wirklich etwas Tolles schaffen können!

Es wurde heute schon einiges zitiert, und ich kann es mir jetzt auch nicht ganz verkneifen, zu zitieren, und zwar den Geschäftsführer der A P Event‑Service, also eines André-Heller-Unternehmens, der immerhin für so tolle Dinge wie die Kristallwelten verantwortlich ist. Er meinte, dass es dafür internationale Größe gebraucht hätte. Dafür hätte jemand verantwortlich sein müssen, der über den Tellerrand hinausblicken kann, denn der Prater hat wirklich ein großes Potenzial. – Dieser Meinung sind wir auch alle, dass der Prater ein Potenzial hat! Und dass diese Vergabe vielleicht nicht das Optimale war, sehen wir heute alle. 

Zugegebenermaßen hatte der Auftraggeber in der Vergangenheit schon ein paar kleinere Projekte für die Stadt Wien abgewickelt. Das kann man auch auf der Homepage zum Teil nachlesen. Ob das allerdings die einzige Qualifikation sein kann, sollte man heute, wie ich glaube, schon einmal gründlich überdenken! Schließlich gab es auch die heute schon zitierten Pleiten des Auftraggebers bei anderen Projekten, beziehungsweise sind einige Projekte, wie etwa das Dracula‑Projekt in Rumänien, gar nicht zustande gekommen. Heute, im Nachhinein, ist man natürlich, wie immer, klüger, dennoch sollte man sich fragen: War dieses Unternehmen dafür wirklich am geeignetsten? Hatte es überhaupt die Qualifikation, um einen solchen Großauftrag sowohl inhaltlich als auch von der finanziellen Größe her abzuwickeln?

Heute müsste man natürlich sagen: Das war wahrscheinlich nicht der Fall! Man hätte dafür auf jeden Fall, ungeachtet des Zeitdrucks, jemand anderen im Rahmen eines Wettbewerbes suchen müssen. Zumindest sollten wir uns aber für die Zukunft merken: Ohne Wettbewerb und Ausschreibung kommt immer wieder ein Pallawatsch zustande. 

Meine Damen und Herren! Zum Thema Bauordnung, das heute auch schon erwähnt wurde, und zu dem in diesem Zusammenhang berühmt gewordenen § 71 der Bauordnung betreffend provisorische Bauvorhaben. – Ich verstehe, dass das für Teile des Praters Sinn macht, weil ja Fahrbetriebe et cetera wirklich Provisorien sind. Das sind zum Teil Kulissen, und deren Errichtung läuft tatsächlich nicht nach einem normal geregelten Bauvorhaben ab. Das verstehe ich.

Lassen wir jetzt aber einmal das Rechtliche und die Bauordnung beiseite und versuchen wir, ein bisschen mit dem Hausverstand zu denken! Ich war gestern Abend noch einmal dort auf dem Vorplatz und habe versucht, das auf mich wirken zu lassen: Für mich ist das weder eine Kulisse noch – wie Sie, glaube ich, einmal gesagt haben – ein Industriebau mit Fassade, sondern es ist ein massives Bauwerk. Es ist zum Teil 16 m hoch und hat 16 000 oder 19 000 m² Fläche; wir haben offenbar verschiedene Zahlen, aber das ist jetzt nebensächlich. Das ist also eine ganz ordentliche Kubatur und viel verbauter Raum. Ich meine, es ist das im natürlichen Empfinden weder eine Kulisse noch ein vorübergehendes Bauwerk, sondern das ist etwas Massives, meine Damen und Herren!

In Anbetracht dessen muss man heute im Nachhinein sagen: Es wäre vielleicht doch gescheiter gewesen, wenn man den normalen Weg über eine ordentlichen Flächenwidmung, Bauausschreibung und Baugenehmigung, wie es halt sonst auch üblich ist, gegangen wäre. Aber man hat diesen Weg nicht gewählt. Okay. Das war ein Fehler. Dann sollten Sie jetzt aber wirklich wenigstens einmal hier herauskommen und zugeben, dass es vielleicht anders besser gewesen wäre, anstatt dass jetzt nur der § 71 herhalten muss! Das ist nämlich jetzt wirklich ein bisschen ein Hohn! Das ist eine Verhöhnung jedes kleinen Häuselbauers, der auf Giebel, Höhe, Kubatur, Quadratmeter und so weiter achten muss und dem man sofort mit der Baueinstellung droht, wenn das nicht hinhaut oder etwas zu hoch wird. – Ja. Das ist wirklich eine Verhöhnung jeden kleinen Häuselbauers! Für mich ist das jedenfalls keine Kulisse, meine Damen und Herren, sondern ein sehr massives Bauwerk. 

Ich komme jetzt noch einmal zurück zu den Aufträgen und spreche etwas an, das heute auch noch nicht gekommen ist und wieder diese Vermischung ganz gut zeigt: Der Auftragnehmer war nicht nur Auftragnehmer, was die Planung und den Generalunternehmer betraf, sondern er wurde dann auch Pächter von einzelnen Betrieben. Das kann man sich, privatwirtschaftlich betrachtet, nur wahnsinnig schwer vorstellen, weil man ja dann nicht mehr weiß, wer welches Hauberl aufhat. Der Unternehmer weiß wirklich nicht mehr, ob er jetzt das Hauberl des Pächters, der natürlich möglichst viele Leistungen von seinem Gegenüber haben will, was eine logische Relation ist, oder das Hauberl des Eigentümers oder des Projektbetreibers trägt. Oder hat er vielleicht gerade das Kapperl des Projektbetreibers auf, der natürlich umgekehrt möglichst viel vom Pächter bekommen möchte. – Allein diese Vermanschung sollte man in Zukunft vielleicht doch überdenken. Besser wäre es, das schlicht und einfach wegzulassen und für klare Linien zu sorgen.

Zum Ergebnis: Über Geschmack sollte man eigentlich nicht streiten. Das stimmt. Wir können und sollten uns nicht immer als Architekturkritiker aufspielen, weil wir es gar nicht sind und weil es dafür Berufene gibt.

Aber Sie müssen schon zugeben, Frau Vizebürgermeister, dass es im Zusammenhang mit dem Bauwerk eine sehr große Anzahl von renommierten und selbst ernannten Kritikern gibt, und diese ziemlich dichte Kritik geht im Allgemeinen sehr wohl in dieselbe Richtung. Es ist nicht wie beim Haas-Haus vor 15 Jahren, als es führende Pro-Kritiker und führende Kontra-Kritiker gab, sondern die Kritik ist diesmal ziemlich einseitig. Stimmen, die sagen, dass das ein großartiges Bauwerk und eine riesige architektonische Bereicherung für die Stadt Wien ist, werden wir eher selten finden.

Ich hätte, wie Frau Gretner, jetzt auch ein paar Zitate, von der „Zürcher Zeitung“ abwärts, parat. Ich nehme an, Sie alle kennen das: Disneyland, Las Vegas, Parndorf. Daran hat es mich wirklich auch erinnert. Es gibt schon genügend Plakate, auf die geschrieben wurde, wie das ausschaut. Begeisterte Zustimmung habe ich hingegen bisher nicht gesehen. Daher muss man sich wirklich fragen, ob das der richtige Einstieg und insgesamt das Richtige war. Im Nachhinein betrachtet müssen wir wohl sagen, dass man es besser machen können hätte.

Kommen wir jetzt zum Motto. Das Motto ist: „Wien um 1900“. Das war die Idee. Die kann man mögen oder nicht. Ich finde das gar nicht so schlecht, das passt, wie ich meine, durchaus zu Wien. Wenn man ein Motto hat, dann muss man es aber durchziehen, wie Sie ja von amerikanischen Vergnügungsparks, genauso gut wie ich, wissen. Und mein Problem dabei ist – da können wir jederzeit einen Lokalaugenschein machen und uns das anschauen, da brauchen wir nicht über die Bauordnung diskutieren –, dass das Motto dort nicht durchgezogen ist, weder bei der Disco-Beleuchtung am Vorplatz noch bei der Beschriftung oder der Einrichtung der Läden noch bei der Bekleidung der Mitarbeiter.

Sie haben einmal gesagt – ich habe mir das notiert –, dass man dafür eigentlich einen Dramaturgen und keinen Architekten brauchen würde. Man sollte sich mehr an die thematischen Vorgaben halten und nicht einen Architekten beschäftigen, der sich selbst verwirklichen will. Das ist ein Satz, den ich verstehe! Das muss man dann aber auch umsetzen! Das Motto „Wien 1900“ ist dort jedoch, wenn überhaupt, nur rudimentär und sehr fehlerhaft sichtbar gemacht worden, meine Damen und Herren! Da passt vieles nicht zusammen! Auch im Hinblick darauf kann man daher im Nachhinein wieder sagen: Da wurden Fehler gemacht! Und ich verstehe nicht, dass man diese nicht eingesteht. Das kann ja jedem passieren!

Meine Damen und Herren! Gleiches gilt für den Mietermix. Wie passt eine Pizzeria zu Wien um 1900? Hätte man da nicht ein Thema finden können, das Wien näher ist? Jetzt kommt natürlich gleich das Argument mit dem „Eisvogel“. Ja, das stimmt! Jetzt sage ich sogar einmal etwas Positives, damit es nicht heißt, der Neuhuber ist nur ein Nörgler und die von der ÖVP sind nur Nörgler. Die haben das wirklich nicht schlecht gemacht! Der Grund dafür ist aber nicht, weil das Konzept des Generalplaners so gut war, sondern weil dort ein engagierter Unternehmer dahinter ist, der sogar aus den suboptimalen Bedingungen auf dem Praterplatz etwas Ordentliches machen konnte! Das ist auf die Eigeninitiative eines Unternehmers zurückzuführen. Das braucht man! Dann kommt ein ordentliches österreichisches beziehungsweise Wiener Wirtshaus wie der „Eisvogel“ auf dem Praterplatz heraus! (Beifall bei der ÖVP.)
Zumindest da gibt es etwas Positives. Und weil ich gerade bei den österreichischen Unternehmern bin, möchte ich sagen: Ich finde es wirklich sehr tief, Frau Vizebürgermeisterin, das sage ich ehrlich, wenn Sie der Opposition sagen, dass wir schuld sind, wenn es denen jetzt schlecht geht, weil wir das kritisieren. (VBgmin Grete Laska schüttelt den Kopf.) Das ist vorhin so herüber gekommen! (VBgmin Grete Laska: Können wir dann nachlesen!) Wir können es dann nachlesen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Wir können den genauen Text dann nachlesen, der Tenor war jedenfalls: Wenn es denen schlecht geht, dann ist die Opposition schuld. Weil wir kritisieren, geht es den Unternehmern dort jetzt schlecht.

Dort sind wahrscheinlich 40, 50 oder 60 Handwerksbetriebe beschäftigt. Dort arbeiten Handwerker, deren Familien mit dran hängen. Sie kennen das ja auch! Zulieferfirmen bangen um ihr Geld. Das ist in der Baubranche tatsächlich so! Sie haben Vorleistungen erbracht, weil sie gedacht haben, dass dahinter in letzter Konsequenz ein großes Unternehmen, die Wien Marketing und die Stadt Wien stehen. Denn die Explore 5D haben – mit Verlaub – von denen sicherlich nicht sehr viele gekannt! In letzter Konsequenz – so sieht man das profaner Weise, und da können Sie sich hundert Mal darauf ausreden, dass juristisch die Leasing dazwischen ist et cetera! – ist in der öffentlichen Rezeption Grundeigentümer die Stadt Wien. Für die Leute dort steht die Stadt Wien dahinter. (GRin Barbara Novak: Und der Eigentümer ...!) 

Frau Novak! Das ist so! Wer hat denn die Explore 5D ausgesucht? Sie können sich jetzt nicht aufs Formaljuristische zurückziehen und sagen: Wir können nichts dafür, wir haben das ausgegliedert und die Leasing ist dazwischen geschaltet!

Meine Damen und Herren! Wenn das so ist, dann müssen wir wieder einen Schritt zurückgehen und dürfen derartige Dinge nicht mehr machen! Dass das nicht immer funktioniert hat, haben Sie auch beim Zentralbahnhof vor Kurzem gesehen, wo das Bundesvergabeamt eine Vergabe, die von der Konstruktion her ähnlich war, gestoppt hat.

In diesem Fall sind die Wien Marketing und die Riesenradplatz ErrichtungsGmbH an vorderster Front, und ich hoffe nur, dass dort nicht zu viele kleine Unternehmer letzten Endes die Zeche bezahlen und womöglich dann draufzahlen, weil sie an die Stadt Wien geglaubt haben.

Dass irgendjemand politische Konsequenzen ziehen wird, habe ich eh nicht geglaubt, dazu bin ich schon zu lange in diesem Haus, daran habe ich den Glauben verloren, so wie man irgendwann einmal auch den Glauben an das Märchen vom Osterhasen verliert. Ich hätte mir aber zumindest ein bisschen Kritikfähigkeit erwartet. Ich hätte schon geglaubt, dass Sie hier einmal sagen, dass Sie Fehler gemacht haben!

Wir als Opposition verlangen wirklich Aufklärung in den Punkten, die Frau Gretner genannt hat. In dieser Hinsicht ist auch in Ihrer heutigen Wortmeldung einiges noch nicht aufgeklärt worden. Ich erinnere etwa nur daran, dass Sie gemeint haben, dass Sie damit nichts zu tun haben, weil das eh ein wirtschaftliches Projekt sei. Als Gemeinderat der Stadt Wien und Vertreter der Opposition möchte ich aber schon wissen, wie die 15 Millionen EUR verwendet wurden! Wissen wir, wohin das Geld geflossen ist und wie es verwendet wurde? Wurde es vielleicht zweckentfremdet verwendet? Ich weiß es nicht! Ich würde aber wirklich gerne wissen, was mit unseren 15 Millionen EUR an Steuergeldern letztlich passiert ist! Ist dieses Geld zum Beispiel bei den Handwerkern, die zu bezahlen sind, angekommen? Da ist vieles offen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn Sie jetzt hier einfach sagen: Alles ist in Ordnung! Alles ist paletti!, dann zeugt das wirklich von einer Arroganz der Macht! Und ich bin überzeugt davon, dass Sie bei der nächsten Gemeinderats- und Landtagswahl endlich einmal die Rechnung dafür präsentiert bekommen werden! Irgendwann überspannt man nämlich den Bogen wirklich, und dann zerbricht das Ganze und man verliert seine Mehrheit. (Beifall bei der ÖVP und von GRin Heidemarie Cammerlander.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. Ich erteile es ihr.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja. Ich habe „Und ewig grüßt das Murmeltier“ zitiert.– Ich muss ganz ehrlich sagen: Bis jetzt haben mir die Diskussionen über den Prater, wie sie sich hier normalerweise gestaltet haben, immer sehr gut gefallen, weil dabei auch ein bisschen der Entertainment-Charakter in den Vordergrund gestellt wurde. Heute habe ich mir allerdings in der Aktuellen Stunde gedacht, dass das jetzt ein Niveau erreicht hat, das wir eigentlich in dieser Praterdebatte nicht gewohnt sind und auch von Kollegin Gretner nicht gewohnt sind. 

Ich denke, das ist auch insofern schade, als es ja die Möglichkeit gibt, wirklich konstruktiv darüber zu reden. Aber Sie haben heute in der Aktuellen Stunde von Mafia gesprochen, und ich denke mir, es entspricht nicht unserem Niveau, wenn man hier in diesem Zusammenhang über Mafia redet. (Zwischenruf von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.)

Ja, natürlich! Sie haben zitiert! Man sucht sich aber schon aus, Frau Gretner, was man zitiert! Wenn man zitiert, bewertet man sehr wohl, und man hat etwas vor, wenn man sich ein Zitat aussucht. Und offensichtlich haben Sie sich die Mafiageschichte vorsätzlich ausgesucht und sich gedacht: Das ist eine gute Geschichte, vielleicht springt die Kamera an, damit ich heute Abend wieder im Fernsehen bin. – Das werfe ich Ihnen vor! (StRin Dr Monika Vana: Super Niveau!)

Entschuldigung! Habe ich angefangen, über die Mafia zu reden? Liebe Kollegin Vana! Ich habe mich hier auch nicht hergestellt und jemanden zitiert, der sich in einem Interview ein bisserl als Mann aufgespielt hat und eine Chauvi-Aussage getroffen hat. Ich habe mich nicht an die Stadträtin gewandt und sie mit einer quasi machoiden Aussage konfrontiert! Das habe ich auch nicht gemacht! (Zwischenruf von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.) Liebe Kollegin Gretner! Das haben heute Sie hier gemacht. Sie haben heute hier versucht, solche Dinge zu verwenden. Darum geht es mir! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Hier? Jetzt? Jetzt war der Ton schon ein bisschen sanfter, aber es sind jetzt auch die Medien nicht mehr da, es ist keine Kamera mehr da, da konnte man schon wieder ein bisserl konstruktiver reden. In der Aktuellen Stunde ist es nur um Sager und G’schicht’ln gegangen. Und das bedaure ich sehr, denn das hatten wir in den letzen Jahren bei der Diskussion um den Prater hier nicht notwendig!

Sie haben allerdings auch in den letzten Jahren immer wieder gemeint, dass Sie irgendwelche Behauptungen erfinden und aufstellen müssen. Ich kann mich erinnern, dass Sie hier gestanden sind und uns erklärt haben, dass der Riesenradplatz komplett überdacht werden wird. Ich habe Ihnen hier gesagt: Der Riesenradplatz wird nicht überdacht! Sie haben mir geschworen, dass Sie wissen, dass der Riesenradplatz überdacht wird, das sei ein ganz genialer Geheimtipp. – Alle, die jetzt auf dem Riesenradplatz waren, können sich davon überzeugen: Der Riesenradplatz ist nicht überdacht! (VBgmin Grete Laska: Der ganze Prater! Der ganze Prater wird überdacht!)

Da hat es geheißen: Der ganze Prater wird überdacht. Die Flächenwidmung lässt das alles zu. Da gibt es einiges zu befürchten. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Habe ich nie gesagt! Das ist aus der Luft gegriffen!) Was heißt: Aus der Luft gegriffen? Die GRÜNEN sind hier gestanden und haben erklärt, dass betreffend Prater Verträge gekündigt werden! Es wurde behauptet, dass wir mit den Unternehmern einfach Verträge kündigen. – All das ist Blödsinn! Es ist niemals ein Vertrag einfach so gekündigt worden, wie uns das immer vorgeworfen wurde! Die GRÜNEN sind immer da gestanden und haben gesagt, dass wir nicht mit den Praterunternehmern reden, dass wir das Ganze nicht gemeinsam mit den Unternehmern machen, sondern einfach immer nur drüberfahren. Das war immer der Vorwurf der GRÜNEN an uns. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich kann mich ganz genau erinnern. Das ist seit Jahren ein Vorwurf der GRÜNEN an uns! 

Jetzt findet hier auf dem Riesenradplatz ein Projekt gemeinsam mit den Unternehmern des Riesenradplatzes statt. Diese sind uns dort alle wieder untergekommen und haben ihre Ideen, Investitionen und Konzepte umgesetzt. Sie aber stellen sich heraus und besudeln dieses Projekt und damit auch gleich die Unternehmer, im Zusammenhang mit welchen Sie uns immer vorgeworfen haben, dass wir nichts mit ihnen gemeinsam tun! Das ist überhaupt nur mehr grotesk! Das kann ich überhaupt nicht nachvollziehen! Als ich die Zeitung aufgeschlagen habe, stand da: Kollegin Gretner sagt, dass es einen Baustopp bei der riesigen Baustelle auf dem Riesenradplatz gibt. Da habe ich mir gedacht: Irgendetwas ist da aus dem Zusammenhang gerissen. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Das stimmt! Das war die Wahrheit!) Da war die Rede von „der großen Baustelle auf dem Riesenradplatz“, und ich habe mir gedacht: Irgendetwas verstehe ich jetzt nicht. Ich war gestern auf dem Riesenradplatz auf dieser angeblich riesengroßen Baustelle. Ich bin dort hingekommen und habe rechts einen Kiosk mit einem Informationsstand gefunden, wo ich mir den neuen Plan geholt habe. Links ist ein Shop für Fan-Artikel. Die Betreiber sind ja auch nicht blöd und versuchen natürlich, im Hinblick auf die EURO auch ein bisschen Fan-Artikel zu verkaufen. 

Ich bin dann weiter gegangen und habe den Souvenirshop entdeckt, den ich auch schon aus der Presseaussendung kenne. Weiters ist dort ein gastronomischer Betrieb, und daneben ist eine Toilettenanlage und so weiter und so fort. Keine Rede kann jedoch von „der großen Baustelle“ und davon sein, dass der Riesenradplatz nicht fertig ist.

Das Einzige, was dort nicht fertig ist – davon haben Sie uns vorhin auch Fotos gezeigt –, ist die Diskothek und der hintere Teil der Diskothek bei der Ausstellungsstraße. Schau einmal an! So eine Frechheit! Das ist noch nicht fertig! Komisch! Warum ist das noch nicht fertig? Woran könnte das liegen? – Schon voriges Jahr war in der Rathauskorrespondenz darüber zu lesen. Das haben Sie auch bei Ihren Unterlagen, das habe ich vorher gesehen. Schon bei der Präsentation wurde in Bezug auf die Projekte darüber informiert, wann sie eröffnen, und da konnte man auch erfahren, dass die Diskothek plant, im Oktober 2008 zu eröffnen. Das ist keine „gefakte“ Rathauskorrespondenz! Das war dort wirklich zu lesen! (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Das habe ich immer auch gesagt!)
Sie kritisieren jetzt, dass das noch nicht fertig ist, obwohl es geheißen hat, dass die Eröffnung im Oktober 2008 stattfindet. Gerade das werfe ich Ihnen vor: Warum regen Sie sich darüber auf, wenn doch bekannt war, dass die Diskothek noch nicht fertig sein wird? (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Ach so, doch nicht! Entschuldigung! Dann habe ich alles falsch verstanden! Es gibt überhaupt keinen Vorwurf! Das war alles ein Missverständnis! Der Riesenradplatz ist also doch in Ordnung?! Schau einmal an!

Kommen wir nun zu dem Fragenkomplex der wirtschaftlichen Verantwortung und zu der Frage: Sind Sie sich Ihrer persönlichen Verantwortung bewusst? Das ist eigentlich die Frage, ob Sie sich nämlich Ihrer ganz persönlichen Verantwortung in Ihrer Funktion als Gemeinderätin bewusst sind, wie Aussagen, die Sie treffen, unter Umständen bewertet werden können. Vielleicht war es Ihnen bis jetzt noch nicht klar, dass Sie durchaus sehr stark wahrgenommen werden. Dazu gratuliere ich Ihnen! Sie tragen damit aber auch Verantwortung. Sie können nicht einfach vom Tisch wischen, dass Sie von einem Skandal geredet und behauptet haben, dass die Baukosten um 50 Prozent überschritten wurden. Ich habe Ihre Presseaussendung da. Da sprechen Sie von Konkursen, die kommen werden, und von vielem anderen mehr.

Das trägt natürlich zu einer Verunsicherung bei den Investoren, bei den Projektpartnern und bei den dortigen Unternehmungen bei! Und das ist mit Sicherheit auch nicht gut für die restlichen Projekte, die es nicht nur auf dem Riesenradplatz, sondern im Prater überhaupt geben soll!

Über die Geschmacksfrage lässt sich natürlich streiten, und über die Frage, ob das Architektur ist oder nicht, haben wir hier schon oft diskutiert. Ich will es noch einmal ausdrücken. Es geht diesfalls nicht um Architektur, darum geht es überhaupt nicht. Niemand will, dass jemand in den Prater kommt, sich auf den Riesenradplatz stellt und sagt: Schau dir diese wunderbare Architektur an! Das muss von dem tollen Architekten sein, ich weiß nicht mehr genau, wie er geheißen hat. (GR Mag Alexander Neuhuber: Wäre das schlecht?) – Niemand will, dass dieser Besucher die tolle Architektur bewundert, vielleicht fotografiert und dann wieder geht. Das will niemand. Es geht dort nicht um Architektur, sondern es geht um Entertainment, es geht um einen Vergnügungspark, es geht darum, Geschichten zu erzählen, Märchen zu erzählen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Es geht um Kitsch!) Das darf auch kitschig sein, auch Kitsch ist eine Geschichte. Manche mögen Kitsch. Manche gehen und kaufen sich unheimlich viele Nippes-Sachen und stellen sie daheim ins Regal, weil sie das so toll finden. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Dafür geben wir 30 Millionen EUR aus! Das ist das große Problem!)
Manche finden das sogar so toll, dass sie genau deswegen in den Prater kommen, um in diese Geschichten einzutauchen. Vielleicht lassen wir einmal einen jener Unternehmer zu Wort kommen, der auf dem Riesenradplatz sein Unternehmen hat und zum Beispiel Folgendes schreibt: „Erste Erfolge zeigen sich schon jetzt. Seit der Eröffnung des Riesenradplatzes können wir im Vergleich zum Vorjahr ein Plus von 30 Prozent an BesucherInnen verzeichnen.“ Das kann doch nicht so übel sein, oder!? Dagegen kann doch auch die ÖVP nichts haben! (GR Mag Alexander Neuhuber: Das war das schöne Wetter!)
Das war das schöne Wetter, okay! Wir glauben einmal prinzipiell gar nichts! Das ist immer gut. Das heißt, wir können uns in der nächsten Saison anschauen, wenn das Wetter vielleicht nicht so schön ist, ob es dann vergleichbare Werte gibt. Das ist ja unglaublich!

Der Unternehmer schreibt weiter: „Was mich als Unternehmer und Investor ärgert, sind die Kommentare von unterschiedlichen Fachleuten, die sich da als Richter in Sachen Geschmacksfragen aufspielen.“ Außerdem sagt er, dass dadurch die Diskussion der ExpertInnen, die sich ernsthaft mit Freizeit und Event-Kultur auseinandersetzen, ins Hintertreffen geraten ist, und das findet er sehr schade. – Und wir finden es auch sehr schade, dass nur die Architekten meinen, sich hier zu Wort melden zu müssen, obwohl es gar nicht um Architektur geht.

Aber es gibt auch noch andere, und weil da so viele Zitate gebracht werden, habe ich mir auch eines herausgesucht. Ich habe mir – so ein Zufall! – ein anderes herausgesucht, damit wir wissen, dass es nicht nur Menschen gibt, die das nicht so schön finden. So schreibt etwa ein Chefexperte des Dorotheums Wien in einem Leserbrief ganz von sich allein aus, nicht initiiert von mir: „Das bunte, fröhliche Erinnerungen an den Prater der Jahrhundertwende weckende neue Eingangsensemble entspricht intuitiv in perfekter Weise der Welt der Geisterbahnen, des Knusperhäuschens, des Watschenmannes und des Chinesers. Es ist das adäquate Tor zu des Volkes wahrem Himmel, und es ist nicht mit einem eifernden, unangemessenen, kleinbürgerlichen Kulturanspruch zu beurteilen.“

Ich glaube, grundsätzlich braucht man da zur Geschmackfrage weiter nichts mehr zu sagen! (GR Mag Alexander Neuhuber: Was hat das mit „Wien um 1900" zu tun?)
Das war eine sehr interessante Frage! Sie haben wahrscheinlich den Kiosk auf der rechten Seite neben dem Souvenirshop gemeint, wo man auch Pizza bekommt. Sie haben gefragt, was das mit Praterrenaissance und dem Motto „Wien um 1900“ zu tun hat.

Das wird in der Rathauskorrespondenz vom 4. Oktober ganz genau erklärt. Für alle, die es ganz genau wissen wollen, sage ich: Dieses Restaurant, wo man die Pizza bekommt, heißt „Salamucci“. Und der Salamucci, der auch als Calafati bekannt ist, hat zweifellos etwas mit dem Prater zu tun. (GR Mag Alexander Neuhuber: ... jetzt eine Pizzeria!) 
Prater und Calafati könnten also doch irgendwie miteinander zusammenhängen! Er hat neue Rezepte und Gerichte aus aller Welt in den Prater geholt. Er hatte dort nämlich einen Gastronomiebetrieb. Und genau das findet auch in diesem „Salamucci“ statt. Und übrigens sind alle Mitarbeiter des „Salamucci“ thematisiert, und zwar auch kleidungstechnisch. Das haben Sie nämlich vorher erwähnt. Ich kann jetzt nicht sagen, ob das im „Eisvogel“ auch so ist, dort habe ich nicht darauf geachtet, aber im „Salamucci“ ist es so. Vielleicht finden wir dort noch die eine oder andere Schraube, die noch nicht hundertprozentig thematisiert ist, das kann ich mir gut vorstellen

Ich bitte allerdings zu bedenken, dass wir noch vor zweieinhalb Jahren hier gestanden sind und einmal grundsätzlich darüber geredet haben, ob Thematisierung in Frage kommt. Daher rege ich mich jetzt, wenn vielleicht ein Lüftungsdeckel nicht vollständig auf das 19. Jahrhundert thematisiert ist, nicht sehr auf! Das muss ich auch ehrlich gestehen. Das ist natürlich nicht 100-prozentig konsequent, aber ich denke, das wird sich auch noch bereinigen lassen. Es wird wohl kein großes Problem sein, diese Lüftungsdeckel noch zu thematisieren oder die eine oder andere Schraube in der passenden Farbe anzumalen! 

Die Frage der Flächenwidmung wird, glaube ich, mein Kollege Hora noch besprechen. – Ich wollte grundsätzlich noch etwas dazu sagen: Es geht nicht um die Frage, ob Kritik geäußert wird oder nicht. Wir haben hier sehr viele kritische Debatten zum Prater geführt, und wir haben kritische Debatten zu vielen anderen Themen geführt. Das ist nicht das Problem. 

Das Problem ist, dass wochenlang über die Medien permanent unrichtige Aussagen transportiert, Behauptungen aufgestellt und Vorwürfe gemacht werden, die in keinster Weise nachvollziehbar sind. Das geht so weit, dass Sie auf die Idee kommen nachzufragen, ob das Geld wirklich für die Fan-Zone auf der Kaiserwiese beziehungsweise für die Fan-Zone generell verwendet wird oder nicht doch – auf Grund der 50-prozentigen Kostenexplosion, Frau Gretner – für die Finanzierung dieses Lochs. – Auf eine solche Idee würde ich gar nicht kommen! Manchmal frage ich mich: Was geht in Ihnen vor, dass Sie überhaupt eine solche Frage stellen können? Das ist dermaßen weit hergeholt und unglaublich! Das passt nur mehr ins Reich der Mythen und Märchen, was, so gesehen, zum Prater eigentlich passen würde. Dazu hat allerdings zu Beginn Ihrer Rede jemand gefehlt, nämlich der Mann im Frack mit Zylinder, der sagt: Treten Sie ein in die grüne Phantasy-Welt der Frau Gretner! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Freundschaft, Genossen! (GRin Barbara Novak: Die gibt es bei euch nicht, gell!)
Man könnte jetzt den Auftritt von GRin Barbara Novak in Abwandlung von Cissy Kraners Lied „Aber der Novak lässt mich nicht verkommen" darstellen, denn wir haben uns heute tatsächlich den ganzen Tag mit Freundschaft beschäftigt. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, mit Freunderln!) Nein, zunächst einmal mit Freundschaft, Kollege! (GR Kurth-Bodo Blind: So was tut man einem Freund nicht an!) Vielleicht haben sich der eine oder die andere in der Wiener SPÖ gedacht, dass man so etwas einem Freund nicht antut, aber das ist tatsächlich nicht mein Problem!

Lassen Sie mich vorweg eine Bemerkung machen: Frau StRin Laska! Was Sie Kollegin Gretner vorgeworfen haben, war inakzeptabel! Ich habe mir jetzt extra auch noch einmal das Protokoll der Aktuellen Stunde angesehen und alle meine Fraktionsmitglieder gefragt: Niemand aus der sozialdemokratischen Fraktion selbst hat sich in der Aktuellen Stunde deshalb aufgeregt. (GRin Barbara Novak: Entschuldigung, da bin ich gesessen und habe herausgeplärrt!)
Es war jedem klar, dass GRin Gretner über Bauwerke und Plätze redet, die verschandelt werden, und keinesfalls eine persönliche Beleidigung gegenüber irgendwelchen Personen ausgesprochen hat. (VBgmin Grete Laska: Bauwerke sind jetzt Kreaturen?) Da müssten wir in Zukunft auch jeden einzelnen Versprecher, der Ihrerseits passiert, auf die Goldwaage legen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wollen Sie das tatsächlich? Es geht doch stets um den Sinn, und es war jedem in Ihrer Fraktion in der Aktuellen Stunde klar, was gemeint war! Und es ist beleidigend und inakzeptabel, Kollegin Gretner diese Art der persönlichen Beleidigung zu unterstellen. Mehr will ich dazu jetzt überhaupt nicht sagen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Anderes ist viel absurder. Wenn ich heute Ihnen und Kollegin Novak zugehört habe, dann stelle ich fest, dass Sie meinen, dass wirklich alles in Ordnung ist. (Ruf bei der ÖVP: Wie immer!) 

Ich frage Sie: Ist aus Ihrer Sicht wirklich alles in Ordnung? Ist es wirklich falsch, wenn Kollegin Gretner gesagt hat, die Explore 5D wäre konkursreif? Im Nachhinein muss man jetzt wahrscheinlich tatsächlich sagen: Es ist falsch! Es wird wahrscheinlich keinen Konkurs geben, weil sich die Firma dem Konkurs entzieht. Es gibt nur mehr einen Rechtsanwalt, und es ist gar keine Masse mehr vorhanden, um überhaupt ein Konkursverfahren zu eröffnen. 

Ja, es war schlimmer, wir selbst haben die Situation betreffend die Explore 5D falsch eingeschätzt. Die Situation war schlimmer. Sie haben nicht die Gelegenheit genutzt, um die kleinen Unternehmer und Handwerksbetriebe zu beruhigen, indem Sie sagen: Wir wissen, dass Sie noch offene Rechnungen in einer gewissen Größenordnung haben. – Ich sage jetzt ganz ehrlich: Ich weiß die Zahl nicht, aber ich gehe davon aus, dass Sie die Zahl kennen, denn es wäre verantwortungslos, wenn Sie diese zum jetzigen Zeitpunkt nicht wüssten. (GRin Barbara Novak: 80 Prozent ...!) – Sie haben nicht gesagt: Die Summe X und die Summe Y stehen nach Kontrolle zur Bedeckung zur Verfügung. Wenn alles in Ordnung ist, können wir problemlos bezahlen. – Es wurde ja auch gesagt, dass alles kontrolliert wird.

Deshalb frage ich Sie: Wie viel Geld steht denn noch zur Bezahlung der offenen Rechnungen zur Verfügung? Reicht das aus? Wissen Sie, ob genügend Geld zur Bezahlung der offenen Rechnungen zur Verfügung steht?

Das ist natürlich entscheidend, wenn man davon spricht, ob Projekte fertig sind oder ob das noch eine Baustelle ist. Wir wissen, dass auch der „Eisvogel" – das eine oder andere Mal auch von Ihnen als Beispiel hervorgehoben, wie es gehen sollte – in Summe noch nicht fertig ist. Das Obergeschoß ist noch nicht ausgebaut, aber es fehlen beim „Eisvogel" auch die Türen. Ich weiß nicht, ob man ein Gebäude als fertiggestellt betrachten kann, wenn dem Gebäude die Türen fehlen! (VBgmin Grete Laska: Waren Sie gestern am Abend dort?) Wir haben heute dort angerufen. Das reicht doch! (GR Günter Kenesei: Er hat es halb fertig gekauft!) Er hat es halb fertig gekauft und ist für den Innenausbau selbst zuständig.

Ich verstehe den Zwischenruf schon. – Ich will mich, im Gegensatz zu anderen, über die Architektur gar nicht auslassen. Ich sehe mich nicht als Architekt. Und die Bezeichnung „Architektur der Illusion", die Sie geprägt haben, Frau StRin Laska, ist wirklich grenzgenial! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) „Architektur der Illusion" – darunter kann man sich echt etwas vorstellen! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Der Ausspruch des Architekten, dessen Name mir jetzt nicht einfällt, den Sie zitiert haben, ist ja wunderschön! Er hat gesagt: Das kann man eigentlich nicht bewerten. – Das finde ich gut! Denn auch wir wissen, dass der Ausspruch: Ich kann etwas nicht bewerten!, meistens besagen soll: Im Großen und Ganzen ist es schiach. Denn wenn es nicht schiach ist, dann sagt man: Es ist schön. Dann kann man es plötzlich bewerten. (Beifall bei den GRÜNEN. – GRin Barbara Novak: Bitte, du fängst jetzt genau so an!)
Nichtsdestoweniger muss es architektonisch ja nicht wertvoll sein, denn am Anfang war Mongon, und dann ging es weiter, und es war von Anfang an als Kitschbau gedacht. Und das ist es. Dazu kann man stehen. 
Aber wie ich in meinem Zwischenruf schon gesagt habe: 33 oder 32 Millionen EUR sind für Kitsch ein bisschen viel, wenn es in Wien anderswo fehlt! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Hat es wirklich keine anderen Möglichkeiten gegeben? – Ich kann mich erinnern, dass Kollegin Gretner einen guten Vorschlag gemacht hat, um den Platz aufzuwerten und wirklich ins Gesamtbild einzupassen. Was ist mit dem Pratermuseum? Schaffen wir das Pratermuseum! Da vergammeln Schaustücke im 15. Bezirk. Warum macht man so etwas im Prater nicht? Das wäre eine Möglichkeit gewesen, aber das geschieht halt nicht!

Ich komme zum Schluss: Mit Zitaten gibt es natürlich immer wieder Schwierigkeiten. Sie haben dazu zum Teil Stellung genommen, und ich will mich jetzt nicht länger darüber ereifern, denn das kann natürlich passieren. Allerdings sind wir ja nicht immer in Ihrer unmittelbaren Umgebung, und natürlich müssen wir unwidersprochene O-Ton-Zitate zum Teil als gegeben nehmen, insbesondere wenn sie zum Beispiel auch in Frage gestellt haben, ob die Riesenradplatz ErrichtungsGesmbH überhaupt einen Vertrag mit der Explore 5D hat. – Wenn die Riesenrad ErrichtungsGesmbH und Immoconsult gemeinsam bekannt geben, dass der Vertrag mit der Explore 5D zur Errichtung des Riesenradplatzes aufgelöst wird, und diese Information aus der Kommunikations- und Öffentlichkeitsarbeitsstelle der Stadt Wien Marketing kommt, nun, dann müssen wir doch annehmen, dass es sich um einen gemeinsamen Vertrag gehandelt hat!

Entschuldigen Sie dabei bitte kleine Lässlichkeiten! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wir dürfen uns ja – im Gegensatz zu Ihnen – die Originaldokumente nicht anschauen. Und übrig bleiben dann halt zum Teil zitierte 
O-Töne, die unwidersprochen bleiben. Und wahrscheinlich ist es tatsächlich so, dass das alles nicht gestimmt hat: Der Geschäftsführer hat nicht mit dem Bürgermeister studiert oder Lurche erforscht. All das stimmt nicht!

Okay, wir nehmen das zur Kenntnis. Aber wenn all das nicht stimmt, dann frage ich mich: Warum ist es dann ohne Ausschreibung und alles andere dazu gekommen, dass genau die Firma Explore diesen Auftrag bekommt, obwohl wir von vornherein dagegen waren und unsere Bedenken geäußert haben und alle Bedenken, die wir betreffend diese Firma gehabt haben, bestätigt wurden.

Jetzt wünschen wir uns nichts anderes, als dass die Stadt Wien die Verantwortung übernimmt, und zwar auch gegenüber den Unternehmen. Wir erwarten, dass die Stadt Wien sagt: Selbstverständlich werden wir im Sinne einer Kostenkontrolle die erbrachten Leistungen kontrollieren, und wenn die Leistungen, welche die Firmen in Rechnung gestellt haben, nicht erbracht wurden, dann werden wir sie auch nicht zahlen. Die Stadt Wien steht aber für alles gerade, was kontrolliert wurde und abgenommen wird.

Der Riesenradplatz war ein Projekt der Stadt Wien. Er war und ist ein Projekt von Ihnen, und Sie stehen ja auch dazu. Geben Sie daher bitte auch den Unternehmen die Sicherheit und putzen Sie sich nicht ab! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich weiß gar nicht, wo ich anfangen soll. Es ist alles irgendwie ein bisschen wirr, so wie die gesamte Situation im Eingangsbereich des Praters.

Ich fange einmal mit dem Geschichtsunterricht für Frau Kollegin Novak an. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie steht immer cool und lässig hier und erklärt der Welt, wie es funktioniert, weil sie es angeblich weiß. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Sie wissen es in diesem Fall nicht! (VBgmin Grete Laska: Erklären Sie es uns jetzt!) Der Salamucci hat mit dem Calafati genau so viel zu tun, wie wir zwei nicht verwandt sind. (Heiterkeit und Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)
Der Salamucci war früher für den Ruf „Salamucci, durri-durri!" in Wien bekannt. Er war ein ziehender Salamiverkäufer. Diese sind vornehmlich durch den Prater, aber auch durch die Heurigenlokale gezogen und haben mit einem großen Säbel von den Salamistangen hauchdünne Scheiben heruntergeschnitten und verkauft. Das ist der Salamucci. Er hat mit dem Calafati gar nichts zu tun. – Das haken wir einmal ab. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) Wenn hier schon Belehrungen vorgenommen werden, dann bitte die richtigen!

Setzen wir gleich fort mit der Unterstellung des „Besudelns der Unternehmer“ und Aussagen wie: Die Opposition muss sich ihrer Verantwortung bewusst werden! Die Opposition kritisiert die Regierung, das ist ein Skandal der Sonderklasse! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Oh! Empörend!) Es ist ein Skandal der Sonderklasse, was sich diese Opposition in diesem Haus herausnimmt!

Ich meine: Schön langsam sollte sich die Regierungspartei und allein regierende SPÖ ihrer Verantwortung bewusst werden! Das wäre viel gescheiter für die Stadt und die SteuerzahlerInnen in dieser Stadt! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)

Es geht nämlich um 32 Millionen EUR; in alter Währung ist das eine schlappe halbe Milliarde. Und da heißt es: Mein Gott, das haben wir ja! Es fielen mir da viele Blödheiten in dieser Stadt ein, aber nicht der Pratervorplatz. – Ich sage es Ihnen, wie es ist: Der schludrige Umgang mit Gesetzen zieht sich wie ein roter Faden durch das Verhalten der SPÖ. Egal, welches Projekt man in die Hand nimmt, egal, welchen Kontrollamtsbericht man in die Hand nimmt, wenn es um Ausschreibung und um Vergabe geht, dann greift die SPÖ mit einer Zielsicherheit in den Gatsch, die nicht zu übertreffen ist. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)
Sie schaffen das, egal, bei welchem Projekt. Sie drücken für Herrn Mongon, der sagenumwoben war, einen Auftrag durch. Er passt dort gut hin. Er müsste eigentlich das ausstellen, was er abgeliefert hat! Es gab einen Masterplan. Man hat ohnedies ein Bild gesehen. Ein großes Regal mit vielen gelben Matten, und man konnte der Phantasie freien Lauf lassen, was sich in diesen Matten verbirgt. Aber es war halt überhaupt nichts drin. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das war die „Architektur der Illusion"!) Das war das Problem, das wir gehabt haben.

Allerdings hat das Ganze aber nebbiche 1,4 Millionen EUR gekostet. Für eineinhalb Jahre nichts tun ist das ein ziemlich gutes Salär! Er hat gut gecasht. Man kann all das im Kontrollamtsbericht nachlesen: Wir haben ein paar Flugtickets bezahlt, die Tickets sind aber leider nicht mehr aufgetaucht. Wir haben ein paar Übernachtungen bezahlt, wir wissen aber nicht genau, ob er überhaupt dort war und wer in dem Hotelzimmer geschlafen hat. All das ist ein bisschen dubios, Illusion und Phantasie, passt aber offensichtlich zur Wiener SPÖ. Und jetzt haben wir zumindest eine Teilbauruine dort. (GRin Barbara Novak: Entschuldigung! Waren Sie dort?) Wahrscheinlich öfter als Sie! (GRin Barbara Novak: Ach so?) Außer Sie wohnen dort ums Eck, dann habe ich keine Chance! Nachher spricht aber sowieso der Experte für alles hier im Haus. Er wird mir dann sicherlich erklären, wie das funktioniert! (Heiterkeit und Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)

Wir haben für 15 Millionen EUR dort eine halbe Bauruine. Der „Eisvogel“ bräuchte noch Türen, damit er hinter dem, was er dort hinein räumt, auch zumachen kann. Und es herrscht ein gewisses Chaos in der Stadtregierung. Der Herr Bürgermeister ist der Meinung, dass ihn das nicht interessiert, dass er nur seine Ruhe haben will, und sagt, wenn irgendjemand aufmuckt, dann haut er ihn hinaus. – Ich weiß nicht genau, ob er das auf die Opposition hier im Haus, auf die Fans bei der kommenden Euro oder auf die eigene Partei bezogen hat. In Salzburg und in Oberösterreich gibt es ja auch irgendwelche Aufmüpfigen, die irgendwie mit dem Herrn Partei‑Oberen nicht immer einer Meinung sind, um das einmal freundlich auszudrücken.

Um noch einmal auf die Geschichte zurückzukommen: Es gab im Dezember 1985 eine Sitzung des Wiener Gemeinderates. Damals war ich nicht da und waren viele andere auch nicht da. Ich würde einmal sagen, dass damals alle außer Hansi Hatzl noch nicht da waren; und ich weiß nicht sicher, ob es sich bei ihm ausgeht. Wenn es sich bei ihm ausgeht, dann wäre er einer der wenigen Zeitzeugen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
In dieser Sitzung am 10.12.1985 hat ein gewisser GR Jörg Mauthe einen Debattenbeitrag gehalten und hat unter anderem über den Bereich Praterstern und Prater gesprochen. Und der Succus dieser Rede – es war eine seiner letzten Reden hier im Gemeinderat – war, dass er gemeint hat, dass man sich um den Prater auch kümmern sollte. – Wortwörtlich: „Das setzt sich fort mit dem Wurstelprater, der längst nicht mehr das ist, was er einmal im Psychohaushalt und in der Ökonomie dieser Stadt bedeutet hat. Hier nostalgische Gefühle zu äußern, ist einfach falsch.“ Und dann der Satz: „Und auch um den Prater sollte man sich kümmern.“

Mittlerweile sind ein paar Jahre ins Land gezogen. In der Zwischenzeit hat sich die SPÖ lange nicht um den Prater gekümmert, dann hat sie sich wieder um den Prater gekümmert, und dann hat sich leider Herr Mongon um den Prater gekümmert. Das war das Schlimmste, was dem Prater passieren konnte! Dann hat es eine Auftragsvergabe an die Explore 5D gegeben. Das war das Zweitschlimmste, was dem Wiener Prater passieren konnte. Und das Drittschlimmste kann sich jeder jetzt ansehen, wenn er zum Riesenrad und zum Riesenradplatz fährt.

Wie Kollege Margulies gesagt hat, sehen wir ja nur die gefilterten Informationen rund um diese Auftragsvergaben. Den wirklich wahren Hintergrund der diversen Diskussionen, Bekanntschaften und Seilschaften, wie das in der Familie halt so ist, können wir ja nicht nachvollziehen.

Dazu gibt es jetzt einen Beschlussantrag der GRe Neuhuber, Hoch und meiner Wenigkeit betreffend herausgehobene Erklärung in Geschäftsstücken über die Anwendung beziehungsweise Nichtanwendung des Bundesvergabegesetzes.

Dabei geht es darum: In letzter Zeit gab es immer öfter Hinweise auf eine unterlassene Ausschreibung gemäß dem Bundesvergabegesetz im Zuge von Bau- und Dienstleistungsaufträgen et cetera der Stadt Wien beziehungsweise von ihr beherrschten Tochterunternehmen. Auch hat das Wiener Kontrollamt in der Vergangenheit öfter Malversationen und Verstöße gegen das österreichische Vergaberecht aufgezeigt. Im Interesse des Wirtschaftsstandortes Wien und des Ansehens der Stadt ist es angezeigt, dass die politischen Entscheidungsträger im Wiener Gemeinderat, also wir, durch entsprechende Hinweise und Erläuterungen in den entsprechenden Beschlussakten informiert werden, ob und inwieweit das Vergaberecht mit welchem Instrument, unter genauer Angabe der rechtlichen Bestimmungen, zur Anwendung kommt. Vor allem aber sollen auch die konkreten juristischen Erwägungen formuliert werden, warum das Vergabegesetz gegebenenfalls nicht zur Anwendung kommt. Der Beschlussantrag lautet daher wie folgt: 

„Es möge künftig durch entsprechend herausgehobene Hinweise und Erläuterungen in den Beschlussakten, welche die Beauftragung von Dritten mit Leistungen durch die Stadt Wien oder von ihr beherrschten Tochterunternehmen beinhalten, ausgewiesen werden, ob und inwieweit das Vergaberecht mit welchen Instrumenten, unter genauer Angabe der rechtlichen Bestimmungen, zur Anwendung kommt. Vor allem aber sollen auch die juristischen Erwägungen formuliert werden, warum das Vergabegesetz nicht zur Anwendung kommt.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Ich glaube nämlich, es wäre maximal spannend gewesen zu lesen, mit welcher Begründung sowohl an Mongon als auch an die Explore 5D Aufträge erteilt wurden ohne irgendeine Ausschreibung, irgendein Verfahren oder irgendeine Zugrundelegung irgendwelcher juristischer Rechtsmittel. Hätte man das damals gewusst, dann hätte man das schon damals bei der Diskussion und bei der Beschlussfassung durchaus auch in Erwägung ziehen können. 

Kollege Neuhuber hat schon gesagt, dass wir uns das damals auf Grund des Kontrollamtsberichtes überlegt haben, der ziemlich klar und deutlich aufgezeigt hat, wo das Verbesserungspotenzial liegt, und dass wir uns in dem – im Nachhinein betrachtet – irrwitzigen Aberglauben, dass sich in dieser Stadt tatsächlich etwas ändert, dazu entschlossen haben zuzustimmen. Hätte es aber damals schon diese Hinweise gegeben, warum und wieso, dann wäre wahrscheinlich auch hier in diesem Haus die Diskussion anders gelaufen und müssten wir nicht jetzt im Nachhinein über Wenn oder Aber diskutieren, sondern hätten das schwarz auf weiß. Und auch die politische Verantwortung wäre relativ leicht auszumachen.

Nichtsdestotrotz handelt es sich nämlich um ein Grundstück der Stadt Wien, und es stecken 15 Millionen EUR der Wienerinnen und Wiener darin. Und letztlich müssen die Wiener, die Stadt Wien und die Stadtregierung mit diesem Ding auf dem Riesenradplatz in den nächsten Jahren leben, wiewohl das natürlich auf Grund der Bauordnung eh nur temporär ist und es nur eine Frage der Zeit ist, bis die Bagger kommen und das Ganze wegschieben. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Herr Dr Madejski. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich hoffe, dass der Chef-Schätzmeister des Wiener Dorotheums noch nicht so schlecht sieht, wie er in diesem Fall diese Kulissen gesehen hat, denn sonst wäre das bedenklich für all jene, die alte Bilder bei ihm schätzen lassen! – Der heute zitierte Leserbrief mag ja ganz lustig sein, aber ich weiß nicht, was den Besagten veranlasst hat, diesen Leserbrief zu schreiben. Und es ist ein bisserl dürftig, Frau Kollegin Novak, wenn Sie gerade diesen Leserbrief als einziges Dokument präsentieren, dass hier eh alles gut gelaufen ist!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es hat einen riesigen Fehler gegeben, der darin bestand, dass man politische Günstlinge für die Praterentwicklung eingesetzt hat. Dieser Fehler ist aber bereits im vergangenen Jahrtausend unterlaufen, und zwar am Ende des vergangenen Jahrtausends. Das ist heute überhaupt noch nicht angesprochen worden, weil es wahrscheinlich auch peinlich ist, aber es hat ja vorher schon andere Entwickler und Chefplaner gegeben, nämlich in der Zeit der großen Koalition zwischen SPÖ und ÖVP hier im Wiener Rathaus.

Damals hat man Kollegen Sallaberger und Kollegen Schwarz mit einer wahrscheinlich nicht unwesentlichen Gage eingesetzt, um ein neues Praterkonzept zu entwickeln, und es ist zwar ein Konzept entstanden, davon ist aber eigentlich nie irgendetwas verwirklicht worden. Und diese vier Jahre, meine Damen und Herren, in denen diese beiden Herren im Auftrag der damaligen großkoalitionären Stadtregierung gearbeitet haben, haben natürlich jetzt gefehlt, überhaupt keine Frage. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das stimmt ja nicht ...!) Wenn sie nämlich damals wirklich etwas zustande gebracht hätten beziehungsweise wenn die beiden und die damalige Stadtregierung den Prater zumindest schon ein bisschen ins Auge gefasst hätten, hätte sich das sicherlich positiv ausgewirkt.

Der Prater ist schon damals verfallen. Das haben wir gewusst. Das hat man gesehen. Das war damals schon eine Schande für den Tourismusstandort Wien. Wäre damals schon etwas geschehen, dann würden uns jetzt die vier Jahre nicht fehlen. Und dass dann Panikhandlungen gesetzt wurden, ist für mich vollkommen klar. Die EM 2008 stand vor der Türe, und in der Eile sind hier gravierende Fehler passiert, und zwar der Frau Vizebürgermeisterin, aber auch anderen Stadträten, die involviert waren.

Meine Damen und Herren! Zu den 15 Millionen, die hier immer wieder erwähnt werden. – Selbstverständlich haben die Stadt und die Kommune die Aufgabe, alte Traditionen und kulturelle Orte zu erhalten beziehungsweise zu revitalisieren. Das betrifft zum Beispiel Märkte. Auch in Märkte investiert die Stadt Wien seit vielen Jahren nichts oder relativ wenig, und daher verfällt ein Markt um den anderen. Wenn man aber etwas investiert und engagierte Leute hat, siehe Naschmarkt, dann geht auch etwas voran.

Neben der Erhaltung der Märkte hat die Stadt Wien als Grundeigentümer also sehr wohl die Aufgabe, den Wiener Prater als Tourismusattraktion zu fördern. Daher ist der Einsatz von 15 Millionen EUR prinzipiell nichts Schlechtes. 15 Millionen für die Gestaltung des neuen Platzes im Wiener Prater wären sehr gut angelegt, wenn man wüsste, was mit dem Geld geschehen ist. Vielleicht ist auch noch etwas vorhanden, um es für die restliche Abgeltung von erbrachten Leistungen an die Unternehmer zu verwenden.

Meine Damen und Herren. Ein wichtiger Punkt wurde bei dieser Diskussion heute auch noch nicht erwähnt, ich möchte aber schon darauf hinweisen. In dieser Debatte geisterte auch die Idee herum, dass eine englische Firma das Riesenrad kauft beziehungsweise das Ganze dort übernimmt. Meine Damen und Herren! Das Riesenrad ist ein Wahrzeichen Wiens! Daher geht es überhaupt nicht an, dass die Wiener Stadtregierung zulässt, dass das Riesenrad in englische oder in irgendwelche anderen Hände gerät und noch dazu an eine Firma geht, die dort vielleicht auch noch ein Wachsfigurenkabinett etablieren möchte! Ich weiß nicht, wer dort hineinkommen sollte! Es könnte ja nach der nächsten Wahl das eine oder andere Regierungsmitglied ins neue Wachsfigurenkabinett kommen, aber nicht einmal das halte ich für gescheit.

Daher sage ich: Bitte lasst den Prater weiterhin Prater sein! Lasst das Wiener Riesenrad den Wienern, und hören wir auf, darüber nachzudenken, was wir in den nächsten Jahren noch verscherbeln könnten. Das ist meine und unsere Meinung: Das Riesenrad gehört den Wienern, und es gehört in unsere Hände! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Wir haben damals genauso wie die Österreichische Volkspartei und die SPÖ dem Antrag betreffend den Prater und den Riesenradvorplatz zugestimmt, allerdings nicht wissend, was auf uns in der Eile wirklich zukommt. Und es wurde tatsächlich – um es vornehm auszudrücken – seitens der Wiener Stadtregierung oder seitens der Frau Vizebürgermeisterin nicht sehr glücklich agiert, und zwar insofern, als es optisch nicht sehr gut aussieht. Es ist nicht sehr günstig, wenn man nachträglich den § 71 heranzieht, um eine gewisse Höhendifferenzierung zu gestalten. Auch der Ausdruck „vorübergehender Bestand“ klingt nicht gut und ist nicht sehr glücklich gewählt.

Dass das Ganze nicht fertig wurde, ist tatsächlich ein Desaster und für die Europameisterschaftsstadt 2008 blamabel. Ich hätte mir gewünscht – und deswegen haben wir damals auch zugestimmt –, dass der Platz fertig wird und nach dem Motto „Wien um 1900“ oder – wie Frau Novak gesagt hat – im Sinne einer Wiener Prater-Renaissance gestaltet wird.

Meine Damen und Herren! Auch die Verschachtelung der Firmen und diese ganzen Firmenkonstrukte sind sehr unglücklich. Das kommt schlecht in den Medien und hat uns jetzt gezeigt, dass wir in Zukunft mit solchen Firmenkonstrukten und der Gründung von Tochterfirmen und Tochter-Tochterfirmen sehr vorsichtig sein sollten. Außerdem gibt es noch eine Leasingfirma, und der Grundeigentümer ist überhaupt jemand anderer.

Meine Damen und Herren! Bitte sorgen Sie dafür, dass in Zukunft so etwas nicht mehr passiert! Wir werden solchen Anträgen in Zukunft tatsächlich nicht mehr zustimmen. Es sollte von vornherein klar sein, wem was gehört, wer was macht, wer was baut und wer was finanziert. Das muss auf dem Tisch liegen und das ist damals zu Abstimmungszeiten noch nicht vorgelegen.

Meine Damen und Herren! Tatsache ist, dass die Firma Explore 5D von Ihnen ausgewählt wurde, wobei man dazu sagen muss, dass diese, wenn ich mich nicht täusche, in einem Ideenfindungswettbewerb der MA 21 im Jahre 2002 einer der Projektsieger war. Man hat diese Firma also schon gekannt. Ob das der Grund für die Auftragsvergabe war, weiß ich nicht, das entzieht sich meiner Kenntnis. Ein glücklicher Griff, Frau Vizebürgermeister, war es jedenfalls nicht! Jetzt gibt es nämlich rund 50 Firmen und Professionisten, die um ihr Geld zittern.

Dass die politische Diskussion der Opposition der Grund dafür ist, dass es den Unternehmen schlecht geht, oder das Ganze dadurch jetzt generell schlechtgesprochen wird, Frau Vizebürgermeister, kann man auch nicht so im Raum stehen lassen. Die Professionisten müssen sich doch darauf verlassen können, wenn die Stadt Wien eine Firma beauftragt, dass diese Firma potent ist und man nicht noch einmal beim KSV nachschauen muss, wie die Firma dasteht, bevor man den Auftrag annimmt. Das ist heute sehr wichtig. Diese 50 Professionisten haben sich darauf verlassen, dass die Firma Explore 5D, die von der Stadt Wien empfohlen wurde, eine seriöse Firma ist. Sie haben für diese gearbeitet und kommen jetzt drauf, dass sie leider von dieser Firma gelinkt worden sind; anders kann man das nicht bezeichnen. Ich kann mir einfach nicht vorstellen, dass eine Firma so unfähig ist, dass sie nicht einmal die Fassaden und das Theater dort zusammenbringt. Mir ist wirklich vollkommen unverständlich, wie hier agiert wurde!

Einer der wenigen erfreulichen Punkte, die ich von Ihnen heute gehört habe, war, dass Sie gesagt haben, dass die Immoconsult artikuliert habe, dass sie, wenn erbrachte Leistungen zu zahlen sind, selbstverständlich einspringen wird. Ich vermute allerdings, dass die Immoconsult erst ab dem Zeitpunkt einspringen wird, zu dem die Explore 5D rechtlich nicht mehr existent ist. Dann ist ja auch der Auftraggeber eine andere Firma.

Ich bin der Meinung, wir sollten mit dieser Firma einen Schlussstrich ziehen. Wir sollten sofort schauen, welche Leistungen erbracht wurden, und ich meine, die Stadt Wien hat die moralische Verpflichtung, Frau Vizebürgermeisterin, zumindest einmal vorab einzuspringen und die Schulden an die Professionisten zu begleichen. Es handelt sich dabei durchwegs um Firmen, die auch mit österreichischen Arbeitnehmern arbeiten, die ihre Leistung erbracht haben und jetzt nicht ausgezahlt werden können. Ich erwarte mir von Ihnen, dass Sie zumindest eine Überbrückung leisten und dann rechtlich abklären, wer von diesen Firmen, Explore 5D, Immoconsult und allen anderen, die da beteiligt sind, falls es sie überhaupt noch gibt, schlussendlich die Rechnungen zu bezahlen hat. Das erwarte ich mir wirklich von Ihnen!

Der Eigentumsvorbehalt ist die einzige Waffe dieser Professionisten, die sie jetzt dort noch haben. So sehe ich das. Ich weiß jetzt nicht, wer uns dieses Plakat mit den Aufklebern der Firmen auf einigen Geräten betreffend ihren Eigentumsvorbehalt gezeigt hat. Ich halte das für sehr gescheit. In dem Moment, in dem sie kein Geld bekommen, kann man nur sagen: Abmontieren ohne Rücksicht auf Verluste! Dann kann man warten, dass die Immoconsult, die das ja irgendwann fertigstellen muss, einen neuen Auftrag gibt. Dann kann man das wieder montieren und dann hat man zumindest rechtlich eine Möglichkeit, sein Geld zu bekommen.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluss: Wir haben dem Antrag damals zugestimmt. Dazu stehen wir. Die Durchführung war wirklich sehr mangelhaft, und das war jetzt vornehm ausgedrückt. Das Thema „Wien um 1900" oder „Praterrenaissance" wurde total verfehlt. Es ist schade um die vergebene Chance, den Platz beim Riesenrad neu zu gestalten. Wien hätte sich das verdient, die Touristen hätten sich das verdient und die Steuerzahler hätten sich das verdient. Es tut mir wirklich leid, dass da so etwas Desaströses herausgekommen ist! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hora hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Kollege Kenesei! Sie fordern quasi immer heraus, dass man doch zu Ihnen etwas sagen darf. Ich weiß nicht, ob Sie mich gemeint haben, als Sie gesagt haben, dass jetzt ein Experte für alles kommt. Politisch gesehen Danke für das Kompliment! Und politisch gesehen kann ich es zurückgeben: Sie wechseln gerne in diesem Haus von links nach rechts, von rechts nach links, je nachdem, wie man es sieht. Auch Sie sind also ein politischer Experte für sämtliche politischen Richtungen, die es in Österreich gibt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Wenn Sie im Eingangsbereich ein Problem haben, sich zurechtzufinden, dann sind Sie einer der wenigen. Am 1. Mai, aber nicht nur am 1. Mai, sondern jeden Samstag und Sonntag, waren und sind Hunderte und Tausende Menschen im Prater unterwegs, die sich diesen Eingangsbereich auf dem Riesenradplatz anschauen und ihn benutzen. Die früheren Befürchtungen, dass alle dort hängen bleiben werden, treffen nicht zu. Die Leute nutzen die beiden verschiedenen Möglichkeiten, um weiter in den Prater und zu den Attraktionen zu kommen.

Ich glaube, man sollte in einem stetigen Prozess den Leuten wieder einmal klar machen, was der Prater und der Wurstelprater eigentlich sind und wie die Eigentumsverhältnisse aussehen.

Kollege Madejski! Das Riesenrad soll wienerisch bleiben. Da pflichte ich Ihnen bei! Es gibt ein einziges Problem: Im Prater gibt es lauter Privatunternehmer, die dort eine Fläche gemietet haben, und die können aufstellen, was sie als richtige Praterattraktion sehen. Und wenn einer dieser Unternehmen seine Praterattraktion verkauft, dann kann es die Stadt nicht verhindern. (GR Dr Herbert Madejski: Sie kann es kaufen!) Das heißt: Hat jetzt Kollege Madejski den Auftrag an die Stadt Wien erteilt, das Riesenrad zu kaufen? Ja oder nein? (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Die Frage wäre auch noch zu klären, ob die Stadt Wien Eigentümer des Riesenrades wird. – Damit kommen wir schon zu wirtschaftlichen Zusammenhängen: Es wird nicht ganz billig werden, wenn der Auftrag über den Gemeinderat kommt, das Riesenrad zu kaufen!

Nun komme ich zu Kollegen Margulies. Ich sage Ihnen ganz offen und in aller Ruhe: Kollege Margulies! Wissen Sie, was es für eine Firma bedeutet, in einer Zeitung zu lesen, dass ihre wirtschaftliche Lage angespannt ist? (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) – Ab diesem Zeitpunkt ist es für ein Unternehmen vorbei. Und das ist geschehen. Kollegin Gretner hat mit ihrem Artikel einiges angerichtet. Ich kann es nicht genau beurteilen, denn ich kenne die wirtschaftlichen Verhältnisse nicht, aber es ist in der Wirtschaft eben so, dass das Schiff sozusagen kippt, wenn ein Unternehmen Schlagseite hat und das öffentlich publik wird. Ich nehme an, Sie haben schon einmal unternehmerische Tätigkeiten wahrgenommen oder ein Unternehmen geleitet. Wenn Sie in der Wirtschaft tätig waren, dann wissen Sie das. Und wenn Sie in diesem Bereich noch nicht tätig waren, dann würde ich Sie bitten, bei wirtschaftlichen Dingen künftig sehr vorsichtig mit der Sprachwahl zu sein! Und ich will jetzt nicht auf die Sprachwahl anderer am heutigen Tag eingehen. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Kollege Margulies! Ich höre Ihnen jetzt mit Absicht nicht zu!

Interessant ist für mich die Chronologie, die ich anhand der Gemeinderatsprotokolle nachvollziehen kann. – 28.6.2006: Kollegin Gretner spricht zum Thema Riesenradplatz im Prater. 26.6.2007: Kollegin Gretner spricht zum Riesenradplatz im Prater. Diesmal hat sie einen früheren Zeitpunkt gewählt, Ende Juni wäre ihr wahrscheinlich zu spät gewesen. Diesmal wählte sie den 4. Juni, um dieses Thema in dieses Haus zu bringen.

Von einer Tatsache kann ich Sie aber nicht entlasten. Sie haben heute interessanterweise gesagt, dass man Geschmack bei der Architektur so oder so beurteilen kann. – Ich habe hier die Protokolle und kann daraus zitieren: Sie haben von Anfang an immer gegen die Architektur des Riesenradplatzes gewettert. Ich kann Ihnen jede Menge von Pressemeldungen zeigen, die Sie ausgeschickt haben, bei denen Frau Dipl-Ing Gretner und niemand anders für den Inhalt verantwortlich war. Das heißt also, dass Sie jetzt schon geläutert sind und sagen: Über Geschmack kann man streiten. Allerdings haben Sie die ganze Geschichte angezettelt.

Zur Fertigstellung: Keiner dieser Tausenden von Besuchern hat in den letzten paar Wochen im Prater gesehen, dass irgendetwas nicht fertig ist. Da kann ich Kollegin Novak insofern unterstützen, als ich sage: Ich fahre sehr oft in den Prater. Zu Kollegen Kenesei: Ich wohne dort im Bezirk, bin dort öfters unterwegs und habe festgestellt … (GR Günter Kenesei: Gegen einen Experten für alles habe ich keine Chance!) So ist es, Kollege Kenesei! Danke! Ich hoffe, ich bekomme von Ihnen irgendwann einmal eine Auszeichnung! (GR Günter Kenesei: Aber selbstverständlich!)
Ich konnte bei meinen Besichtigungen nicht feststellen, dass der Innenbereich ein Problem darstellt. Dort ist alles fertig. Allerdings hat kein Mensch die Tatsache abgestritten, dass die Diskothek nicht fertig ist und dass an der Diskothek noch gearbeitet wird. Aber in diesem Zusammenhang wurde sogar schon die Rathauskorrespondenz zitiert, dass die Fertigstellung der Diskothek erst für das Jahresende 2008 geplant ist und nicht zur Eröffnung der Europameisterschaft. Und ich weiß auch, was passiert wäre, wenn die Diskothek jetzt schon fertig wäre. Dann wären die vereinten Oppositionsparteien von Wien hier gestanden und hätten gesagt: Um Gottes Willen! Wenn dort gleichzeitig Fans, Diskobesucher und Praterbesucher sind, dann geht sich das nicht aus, da müssen wir etwas ändern! Das oder Ähnliches hätten wir dann gehört. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, die ganze Geschichte ist in der Zwischenzeit ein Selbstrenner von Kollegin Gretner geworden, die gerne jedes Jahr wieder dieses Thema bringt. Ich habe mir ihre alten Reden vorgenommen, und auch ich habe die letzten 24 Stunden damit verbracht, dieses Thema noch einmal Revue passieren zu lassen. Auch ich könnte Ihnen jetzt die ganze Geschichte des Wurstelpraters noch einmal erklären. Erlauben Sie mir daher, ganz kurz darauf einzugehen.

Ich kann Ihnen aus verschiedenen Homepages zitieren. Auch auf der Homepage des Praterverbands, also der Unternehmer selbst, gibt es entsprechende Meldungen, zum Beispiel von einer gewissen Anita E: „Ich persönlich finde die ursprüngliche Idee der Gestaltung sehr gut. Diese wurde sehr gut umgesetzt. Ich finde die Neugestaltung total in Ordnung. Ich finde den Prater sehr toll.“

Ich habe jetzt nur irgendetwas herausgenommen. Ich habe da aber ein paar Seiten, und ich kann Ihnen diese gerne geben. Sie können es aber auch selbst nachlesen, gehen Sie auf diese Homepage!

Natürlich gibt es auch die eine oder andere Kritik. Es wäre auch falsch, wenn alle nur einverstanden wären. Aber der Großteil der Menschen, die dort beschäftigt sind, und der Großteil der Leopoldstädter, die dort hingehen, sagt, dass es sich um eine gelungene Mischung handelt, die man dort gebraucht hat. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das Thema, das wir vorher hatten, war ganz einfach, dass auf diesem Platz vereinzelte Hütten gestanden sind und keiner verstanden hat, dass das das Eingangstor zum Prater ist. Wenn man aber jetzt vom neuen U-Bahn-Ausgang kommt und hinüberschaut, dann sieht man diesen Eingangsplatz. Wenn man auf dem Platz steht, hat man die Möglichkeit, zwei Richtungen einzuschlagen, einerseits zum Wahrzeichen Wiens, zum Riesenrad, andererseits zu den Belustigungen. 

Meine Damen und Herren! Seien wir ehrlich: Die Touristen, die dorthin kommen, schätzen diesen Eingang, und man merkt, dass auch die Unternehmer, die dort ihr unternehmerisches Risiko tragen, zufrieden sind, weil sie die dementsprechenden Besuche haben. Ich glaube, das ist das, was zählt! Man soll in dieser Stadt nicht immer alles schlechtreden. Dass auch manche Probleme entstanden sind, lässt sich nicht vermeiden, das kommt immer vor. Aber ich meine, dass das Ergebnis, das dort steht, für alle akzeptabel ist, und das sollte auch so weiter getragen werden. Man sollte da ganz ehrlich sein.

Frau Kollegin Gretner! Ich will jetzt nicht auf Ihre Aussagen eingehen, denn sonst müsste ich wirklich den heutigen Abend sprengen. Aber Sie haben wirklich einfach Geschichten erzählt. So haben Sie beispielsweise gesagt, dass es nur mehr einen Eingang und keinen Seiteneingang gibt, dass man von der Praterseite nicht mehr hinein kommt und dass alles abgesperrt wird. Was Sie gesagt haben, ist alles dokumentiert. Die Opposition hat halt manchmal das Problem, Behauptungen, die sie getroffen hat, wenn sie dann nicht eintreffen, wieder zurückzuziehen. Das verstehe ich! Aber es wäre doch ganz einfach zu sagen: Da ist uns etwas passiert, da sind wir nicht ganz in unseren ursprünglichen Annahmen bestätigt worden. In der Zwischenzeit ist viel geschehen, und wir können das jetzt annehmen.

Ich komme noch einmal zurück auf die privaten Unternehmer. – Ich weiß nicht, wer von Ihnen je Leopoldstädter Bezirksrat war. Der würde nämlich wissen, dass jedes einzelne Unternehmen um seine Fahrwerkskonzessionen und um die entsprechenden Überprüfungen 

ansuchen muss. Da sind dann die Kollegen im Laufe einer Woche mehr als acht Stunden am Tag querfeldein von einer Attraktion zur andern unterwegs. Die Unternehmer müssen dafür einreichen, und da kommt es auch immer wieder zu Beanstandungen, und diese Fehler müssen dann auch ausgemerzt werden. Da kann es schon vorkommen, dass die eine oder andere Bewilligung etwas länger braucht und nicht rechtzeitig zum Saisonstart fertig ist, was normalerweise alle gerne hätten.

In diesem Sinne kann ich Ihnen nur empfehlen: Besuchen Sie den Prater! Empfehlen Sie ihn den Gästen weiter! Es kommen Millionen von Gästen jährlich dorthin. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Danke schön, Frau Vizebürgermeisterin.

Wir kommen jetzt noch zur Abstimmung über den von der ÖVP eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend herausgehobene Erklärung in Geschäftsstücken über die Anwendung beziehungsweise Nichtanwendung des Bundesvergabegesetzes.

Eine sofortige Abstimmung wurde beantragt. Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 18.47 Uhr.) 
